Schriften 


de3 


Vereins für ſchleswig-holſteiniſche 
Kirchengeſchichte 


1. Reihe (größere Publikationen). 8. Heft 


Die rechtliche Stellung 
des ſchleswig-holſteiniſchen Konſiſtoriums 


Ein Beitrag zur Beurteilung 
des Verhältniſſes der Landeskirche zum Staate 


Von 
Ernſt Wolgaſt 


Referendar 


Fiel 1916 
In Kommiſſion bei Robert Cordes 


Dem Andenten 
des 


Vropiten Witt 


Inhaltsüberſicht. 


Seite 
J Bow = & 0.2 ee eh a ee N 
II. Literaturverzeihniß . . . ee 
Ill. Gedanfengang der Unterfuchung . ir a Be ee rer 
IV. Die Unterfudhung. . . . . a re a idee fanden ee 1 


Dispefition. 

A. Einleitung ee 1 
Bedeutung des Problems ee te ee 
B. Ausführung . 5 

A. Kennzeichnung des Problems * feines nase — ei 
Beurteilung der Natur der Landeskirche. Plan der BURN: . 5 
B. Unterfuhung des Problems.‘ . . . 26 

I. Die theologijchen, ſozialen und gefhichtfichen "Srundlagen 

1. der heutigen Landeskirchen im allgemeinen . . » 2 2.2... 26 


a. die theologifhen Grundlagen. - » 2 2 2 28 
b. die fozialen Grundlagen -. » 2 2 2 2 2 nn nn. 40 
c. die geihichtlihen Grundlagen . . . — - > 


. der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche im Djnberen . . ..109 
a. die theologifhen Grundlagen. . . . .. eg 110 
b. die fozialen Grundlagen -. » » 2 2 2 2 een. 110 


c. die geihichtlihen Grundlagen . . . 119 
a. Die politiihe Geſchichte Schleswig— Holſteins feit der 

Reformation . . » 120 

ß. Die Geſchichte der ſchleswig— pfeifen Lundesti. . 126 

aa. von 1542 big 1831. . . . ..129 

BB. von 1831 bis 1867. . . . 193 


II. Die heutige fchlesmig-Holfteinifche Landeskirche und ihr Verhälimis 
zum preußiſchen Staate — ein — ne a de 
C. Löfung des Problem . . . . ee ee 2 
C. Shluß. . . . ee m at ee 
Ergebni3 und Ausblid 


Vorwort. 





Diefe Arbeit ift durch die Beobachtung angeregt, daß an dem 
politijden SKampfe in und um Nordihleswig Geiftlidye 
auj beiden Seiten in nit geringem Maße beteiligt find und daß 
die eine Geite behauptet, das Königlihe Konfiftorium zu Kiel 
babe in einer jeinem Wefen widerfpredhenden Weife durch Rirchen- 
regimentliche Anordnungen in den Kampf eingegriffen. Es 
drängte mid) daher, die mwifjenjchaftlidy bisher nicht behandelte 
Reditsbafis des Konfiftoriums zu erforfchen, auf deffen vielfeitige 
Rirdyenpolitifche Bedeutung der verftorbene, uns Schleswig-Hol- 
jteinern unvergeßliche Bropft Witt in Hort midy mährend 
meiner Referendarzeit in der zu feiner Propftei gehörigen Graf: 
ſchaft Kantzau oft hingewieſen hat. Die folgenden Aus— 
führungen wollen allein den ſtaatskirchenrechtlichen Zu: 
ſt and Schleswig-Holſteins erkennen. Sie ſind infolgedeſſen 
nicht politiſch, ſondern rein wiſſenſchaftlich. 

„Die rechtliche Stellung des ſchleswig-holſteiniſchen Kon— 
fiftoriums“ dürfte als ein ſehr ſpezielles Thema zu bezeichnen fein. 
Wenn ich verſucht habe, ihm von der allgemeinen Seite näher 
zu kommen, ftatt die traditionellen Methoden anzumenden, jo 
bin ic) dazu durch foftematifche Betrachtung des Sozialen — dies 
Wort im wiſſenſchaftlichen Sinne verftanden — veranlaßt worden. 
Inwieweit es gelungen ift, einen gangbaren Weg, der bisher m. 
E. der Kirchenrechtswiſſenſchaft gefehlt hat, zu finden, ob die 
neue Methode dem Stoffe angemeffen, möge die Arbeit felbft zei- 
gen. Sie ift, um fie zu harakterifieren, binfichtlidy ihrer allge- 
meinen Geite eine befondere Unterjuhung des Problems des 
Sozialen, foferne es fi) dabei um die Erkenntnis von Einheit 
in der Mehrheit und Mehrheit in der Einheit handelt. Denn meine 
rechtlichen und mwirtfchaftlihen Studien haben mid darauf hin— 
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gewieſen, daß Vorbedingung für die Löſung des Problems die 
Erkenntnis des Weſens gegenſeitiger menſchlicher Beziehungen 
ſei. Da dieſe an Einzelindividuen gebunden ſind, ſo war zunächſt 
die individuell menſchliche Energie zu erkennen. Sie ſtellte ſich 
mir dar als — menſchlicher — Wille, und zwar ſchienen zwei 
Formen desſelben unterſchieden werden zu können. Der Wille 
der einen Art ſchien — in Bezug auf den Menſchen — nach außen, 
die andere nach innen gerichtet zu ſein. Die beiden Arten unter— 
ſchied ich mir als extenſive und intenſive Energie. Bevor ich 
dann zu weiteren Unterſuchungen und Ergebniſſen kam, lernte 
ih Tönnies' Buch „Gemeinſchaft und Geſellſchaft“ mit feiner 
Unterſcheidung des menſchlichen Willens als Weſenwille und Will— 
kür kennen. Dieſe beiden von Tönnies klargejtellten Begriffe 
entjpradhen den erjt wenig entwickelten Begriffen der extenfiven 
und der intenfiven Energie, und es jtellte fich heraus, daß aud) 
die übrigen klaren Darlegungen Tönnies’ in der Konfequenz 
meiner bisherigen Erkenntniffe lagen. Infolgedeſſen konnte ich 
mid) mehr und mehr auf Tönnies’ Resultate ftellen. Die vor: 
liegende Unterjuchung arbeitet mit den Begriffen des genannten 
"Werkes. Daraus ergibt ſich, daß die bisherige ſtaatskirchenrecht— 
lihe Literatur diefe Unterfuchung wenig fördern konnte. Wenn 
fie dennody in ausgedehnterem Maße herangezogen mworden iſt, 
io Rommt das daher, daß mancher Forſcher infolge jtarken intui— 
tiven Blickes das — vom Standpunkte diefer Arbeit aus — Rich— 
tige gejehen bat. Die bedeutendjten entjprechenden Weußerungen, 
wie die Sohbms und Hänels, find zur Stüße der folgenden 
Ausführungen angeführt worden. Gie zu finden, mar eine um 
jo größere Freude, als der zu gehende Weg dur Neuland führte. 
Eine ganz befondere Genugtuung aber war es, zu jehen, daß mit 
jenen Erkenntniffen das Wefen des gegenmärtigen Bejchehens 
begriffen werden kann. 

Grundſätzlich abgeſchloſſen war dieſe Arbeit in den erften 
Monaten des Jahres 1915. Bon den feitdem mir bekannt ge: 
mwordenen menigen, für meine Bedankengänge in Betradyt kom: 
inenden Schriften möge hier zunächſt das gut orientierende Büd)- 
lein von Auguſt Pfannkude „Staat und Kirche in ihrem 
aegenfeitigen Verhältnis jeit der Reformation“ (Leipzig und 
Berlin 1915) angeführt werden. Es nähert fi) im Ergebnis dem 
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Urteil der vorliegenden Arbeit, daß die Kirchen auch heute nod) 
Staatsteile jeien, ſcheut fich jedoch, dies klar auszusprechen. Mit 
zu dem Belten gehören die Schriften Emil Lederers über 
loziale Probleme, obgleid) fie nicht das engere Bebiet des Staats— 
kirdyenrechts behandeln. Benannt feien die Auffüße „Das öko— 
nonijche Element und die politiihe Tdee im modernen. Partei: 
weſen“ (Zeitjchrift für Politik, 5. Bd., ©. 535) und „Zur Soziologie 
des Meltkrieges" (Archiv f. Sozialmiffenfhaft und Sozialpolitik, 
Maibeft 1915 ©. 347). Einzelne Seiten des modernen Sozial— 
lebens bat aud) F. Yenz in feinem Buche „Macht und Wirtichaft. 
Die Borausfeßungen des modernen Krieges“ (München 1915) 
überraidend gut gezeigt. Dasjelbe gilt aud) von F. Kleiner, 
„jnititutionen des deutihen Bermaltungsredts“ (2. Aufl. 1912), 
der das Gozialleben allerdings vornehmlich bloß nad) feiner Struk— 
tur zu erfaſſen ſucht. 

Aud das vorzüglide Werk Fritz Keftners „Der Organi: 
lationszwang. Eine Unterfuhung über die Kämpfe zwiſchen Kar: 
tellen und Außenjeitern“ (Berlin 1912) gibt wertvolle Erkenntnifie. 

Ausdrüklid) bemerken möchte ich, daß das Werk von 
Rikert „Pie Grenzen der naturwiſſenſchaftlichen Begriffs- 
bildung“ die gewonnenen Refultate zu erjchüttern nicht im Stande 
fein dürfte. Der Bemeis dafür kann bier leider nicht geführt 
merden. 

Noch fei erwähnt, daß dies Bud, urfprüngli mit Margi: 
nalien verjehen werden ſollte. Das traditionelle Format der 
Schriften des Vereins für ſchleswig-holſteiniſche Kirchengefchichte 
ließ ihre Anbringung jedoch nicht ratſam erjcheinen. Darum find 
die Texte der Marginalien in eckigen Klammern und gejperrt ge- 
druckt über die einzelnen Wbfchnitte, 3. T. auch in den Tert, ge: 
jeßt morden. Die dadurch hervorgerufene kleine Beſchwerlichkeit 
bei der Lektüre molle der Leſer gütigft überſehen. 


Berlin, im Mai 1916. E. W. 
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III. Gedanfengang der Unterjuhung 


A. Einleitung 


Bedeutung des Broblems 
Die redtlihe Natur der Konfiftorien eine Gtreitfrage (S. 1). — 
Sind die Konfiftorien Staats: oder Kirchenbehörden? (©. 1). Klarheit 
iſt von politifher (S. 1), aber aud) von allgemeiner Bedeutung (©. 3). 


B. Ausführung 


A. Aennzeihnung des Problems und feines Zufammenhanges mit 
der Beurteilung der Natur der Landeskirche. Plan der Darjtellung 


Die pofitiven Normen find preußifches, ſpeziell ſchleswig-holſtei— 
niſches Kirchenrecht (©. 5). — Das Ichleswig-holjteinifche Kirchenrecht ein 
beionderes Recht (S. 7). — Beurteilung des Problems (©. 10). — Die 
. herrfdyende Meinung (S. 11). — Die Gegenmeinung (©. 17). — Grund: 
lage. Die preußifche Verfaflungsurkunde (©. 20). — Der Artikel 15 der 
preußiſchen Verfalfungsurkunde. Kortdauer des alten Redits (©. 21), — 
bejonders aud) des jchlesiwig-holfteinifhen Rechts (©. 23). — Die redt: 
lie Stellung des Konfiftoriums folgt aus der der Landeskirche (©. 24). 
— Vermutung eines Fehlers in der bisherigen Behandlung des Problems 
(S. 24). — Blan der Darftellung (©. 26). 


B. Unterfuhung des Broblems 
I. Die theologiſchen, fozialen und geſchichtlichen 
Brundlagen 
1. der beutigen Landeskirchen im Allgemeinen: 
Die Grundlagen (S. 26): 


a) Die theologiſchen Grundlagen (S. 28); 

Der Kirdyenbegriff ein theologiſch-dogmatiſcher Begriff (©. 28). 
— Luthers Kirchenbegriff (©. 28), — ein Teil feiner religiöfen Ideologie 
(S. 29). — Luthers Kirche nicht bloß in der dee, fondern real, (©. 31) 
— aber ohne organifatorifches Prinzip (©. 35). — Das Wort Rein organi: 
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ſatoriſches Prinzip; (©. 36) — aud die Sakramente nit (S. 37). — 
Luthers Kirchenbegriff indifferent gegen die Rrage des Themas (©. 39). 


b) Die fozialen Grundlagen (©. 40); 


Rechtfertigung des Abſchnittes (S. 40). — Kirche und Sozial (©. 40). 
— Zwei verfhiedene Arten von Elementen in der Kirche (©. 42). — 
Schwierigkeiten der Löfung. Bedeutung der Begriffe (©. 43). — Ber: 
juche, das Soziale Zu begreifen: Schäffle, Bierke, Comte (©. 45). — Theo: 
logie-Soziologie (©. 46). — Das Problem der Kirche im Problem des 
Willens (©. 48). — Der Wille Schopenhauers und feine Ablehnung (©. 49). 
— Wille |pezififh menſchlich (S. 51). — Die beiden Formen des Willens: 
Ter Wefenwille (©. 52). — Die Willkür (©. 54). — Berdeutlihung der 
Wıllensformen (©. 55). — Wert der Unterfcheidung (©. 56). — Affektion 
des Bejühls (©. 57). — „Empirifhe Bedeutung“ (©. 57). — Die Kormen 
des verbundenen Willens (©. 58). — Bemeinfhaft und Befelliehaft (©. 59). 
— Die Gemeinſchaft (©. 60). — Drei natürlidie Grundformen: (©. 60) — 
des Blutes (©. 60) — des Ortes (©. 60) — des Beiltes (©. 61). — Die 
Ordnung der Bemeinihaft (©. 61), — ihr Redt (©. 63); — reale Un: 
gieichheiten: Herrfhen ein Dienen, Dienen ein Herrſchen (©. 63). — 
Der Kirhenbegriff und Tönnies Bemeinfhaftsbe:- 
griff (©. 64). — Luthers Kirhenbegriff ein Bemein: 
Ihaftsbegriff tbeologifher Faſſung (S. 64); — gleidhe 
Affektion des Gefühls durch beide Bemeinjdhaftsbegriffe (©. 65); — fernere 
Beitätigung (©. 65); — reale Ungleichheiten (©. 66). — Stellung des 
PBredigers (©. 67). — Der Einheitsbegriff (©. 68). — Die Sprade und 
„oas Wort“ (©. 68). — Die Blaubensgemeinfchaft ein theologifeher und 
ein Joziologifher Begriff (S. 69). — Die Brundformen der Bemeinfchaft 
und die Landeskirdhen: (©. 70) die Blutsgemeinfchaft; (S. 70) — Be: ' 
meinfchaft des Ortes; (S. 71) — Gemeinſchaft des Beiltes (S. 72). — 
Natürliche Bedeutung des ideologifchen Sozialbildes (©. 72). — Die natür: 
liche Stellung des Landesherrn (©. 72). — Zu Starke reale Ungleichheiten 
führen zur Bergefellfhaftung (S. 73). — Die Geſellſchaft (©. 73). — 
Subjekt verbundener Willküren (©. 74). — Soziale Wirkung der Willkür 
(©. 74). — Wert und Kontrakt (©. 75). — Herridaft der Zwecke (©. 76). 
— Das Recht der Landeskirdhen als Kriterium der gefellfchaftlicy:mill: 
kürlichen Elemente (©. 77); — Spezielle Kormen der GBefellihaft find 
künjtlih (©. 77). — Die Landeskirdyen als Cubjekte verbundener Mill: 
küren (©. 78). — Die Konfiftorien (©. 79). — Affektion des Befühls 
(©. 79). — Landeskirchen und Zweckmäßigkeit (©. 80). — Landeskirden 
und „die Geſellſchaft“ (S. 80). — Ein konkretes Verhältnis non Gtaat 
und Kirche ift nur an der Hand des gefamten konkreten Tatbeftandes 
feftflellbar; Anm.: Sohbm (©. 81). ' 


ec) Die gefhihtliden Grundlagen (©. 85) 


Nuten eines geihichtlichen Überblickes: an fidy nur eine biltorifche 
Anſicht, keine Erkenntnis (©. 83). — Aufderkung der Entiwickelungslinie 
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(S. 88). — Engerer Gegenjtand des gejchichtlichen Überblickes (©. 89). 
— Das Boritellungsleben feit der Reformationszeit (©. 89). — Keine 
ausſchließliche Herrſchaft des Kollektivismus zur Reformationszeit mehr 
(S. 91). — Negationen des hkollektiviftifchen Denkens: (©. 92) — auj 
. künftlerifhem (©. 92), — naturmiffenjchaftlidem (©. 92), — mirtichaft: 
lihem (©. 93), — rechtlichem (©. 93) — und religiöfem Gebiete (©. 95). 
— Luthers Lehre: mechanijierend und verbindend zugleidh (©. 96); — 
mechaniſierend (©. 96), — verbindend (©. 96). — Wirkungen und Erfolge 
einzelner Kirchenbegriffe (S. 97). — Der Calvinismus (©. 97). — Das 
Luthertum (©. 98). — Das lutheriſche Kirchentum (©. 99). — Umge: 
ftaltung der Gemeinschaft (©. 100): — Der Fürft (©. 101). — Die tat- 
jühlihe Ordnung der lutherifhen Kirche (©. 101), — Das 19. Jahr: 
hundert (©. 103). — Das 20. Jahrhundert (S. 103). — Die allgemeine 
Entmwidelungslinie: 1. Bunkt: Die vorreformatorifhhe Zeit (S. 104). — 
2. Bunkt: Die Reformationszeit (S. 106). — 3. Bunkt: Kurfürft Johann 
Eigismund und feine Zeit (S. 106). — 4. Punkt: Das Wöllnerjche Edikt 
(©. 107). — 5. Bunkt: Das allgemeine Landredt (S. 107). — 6. Punkt: 
Die Gegenwart (S. 107). — Ergebnis der Geſamtunterſuchung der Landes: 
kirchen im allgemeinen (©. 108); — 1. bez. der herrſchenden Meinung 
iiber die „Natur“ der Landeskirden (©. 108); — 2. bez. der Richtlinie 
der Entmwickelung (©. 109). 


2 der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche im Be— 
fonderen (©. 109): 
a) Die tbeologifhhen Grundlagen (©. 110); 
Die Kirche rein evangeliſch-lutheriſch (©. 110). 


b) Die fozialen Grundlagen (©. 110); 


Mefenmillentlich - Bemeinfchaftlies und Willkürlich : Bejellfchaft: 
liches in der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche (©. 110). — Die Bluts- 
gemeinjchaft (S. 111). — Die Ortsgemeinſchaft (S. 112). — Die Gemein: 
ichalt des Beiltes (S. 113). — Das WWillkürlich:Bejellfchaftlide in der 
ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirde (©. 116). 


c) Die geſchichtlichen Brundlagen (©. 119): 

Der Rahmen der Entwicelung (©. 119) 

a. Die politifhe Geſchichte Schleswig-Holſteins feit der Reforma— 
tion (S. 120); 

Berhältnis von Staat und Territorium; zentrifugale und zentri— 
petale Tendenzen (©. 120). — Die Geſchichte feit der Reformation (©. 121). 
— Das 19. Jahrhundert; die beiden Tendenzen (©. 123). 

B. Die Geschichte der ſchleswig-holſteiniſchen Kandestirde (S. 126): 

Abgrenzung gegen die Gegenwart (S. 126). — Unterſchied von der 
Entivicelung in Alt-Preußen (©. 127). — Begründung der Teilung der 
Unterfuhung. Die Zeit von 1542—1831 und von 1831—1867 (©. 127). 
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aa. Bon 1942 bis 1831 (S. 129): 

Die Grundlage der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirdye: Die 
Kirdjenordnung vom 9. März 1542 (©. 129). — Die Kirdyenordnung ein 
Staatsgejeg (S. 129). — Der Kirchenbegriff der Kirchenordnung ein Ge: 
meinjchaftsbegriff (©. 131). — Fortſetzung: Die weltliche Obrigkeit 
(S. 132). — Ihr Recht und ihre Pfliht (©. 132). — Die Grundlagen und 
Keime der Entwickelung (©. 135). — Der Landesherr der erfte „freie“ 
Menſch des öjjentlihen Rechts (©. 137). — Bon Bemeinfchaft zu Geſell— 
Ihajt (S. 137). — Zeitgenöjfifhe Schrifſtteller: Matthiä, Falk (©. 139). 
— Gynodale Elemente: 1647 bis 1736 (©. 140). — Die anfängliche Per: 
jaflung der Kirche (©. 142). — Die entwicelte VBerfaffung (©. 144). — 
ihre Beurteilung (©. 144). — Die formelle Behandlung der kirdylichen 
Geſetze ujm. nad) Art der Staats:-Befeke ujm. (S. 145). — Die Landes: 
kircdye: 1831 noch einzig und ausſchließlich (S. 147). — Unterfuchhung der 
Lundeskirche an der Hand der fyftematifchen Überjicht der „hronologifchen 
Sammlung“ (©. 147). — A. Wllgemeine Kirchenordnungen (©. 147) — 
aus der Constitutio betrejfend Ecclesiastica und Criminalia (©. 152). — 
Frgebnis: Kirchenredht entfteht auf dem Wege und in den Formen des 
Staatsrechts (©. 153). — B. Bon den Konfiftorien. Bedeutung der Stellung 
in der fyfjtematifchen Überfiht (©. 154). — Urfprung und Charakter der 
Kirdyenbehörden (©. 155). — Das Oberkonfijtorium ftaatlih (©. 157), 
— ebenfo die LZandesoberkonfiftorien (©. 159). — Aus der Landgerid)ts- 
ordnung (©. 160). — Die Unterkonfiftorien (S. 161). — C. Die General: 
juperintendenten ftaatlihen Urjprunges und Charakters (©. 162). — 
D. Bon den Kirchenpifitatoren etc.: Segeberger Juſtizreglement (©. 165). 
— E. ton der Bejeßung der Predigeritellen, insbef. von der Präjentation, 
Wahl, Bokation, Ordination, Beeidigung und Yntroduktion der Prediger; 
Erlaß der Beftimmungen hierüber Staatsakt (©. 171). — Eid der Paſtoren 
(©. 174). — F. Bon den Predigern, ihren Rechten und Bilichten, imgleicyen 
von ihren Beredhtfamen und Einkünften; Bejtimmungen hierüber Staats: 
akte (©. 177). — G. Bon dem Gnadenjahr der Predigerwitmen. — H. Bon 
den Predigermwitwen-Penfionen (S. 178). — Die Interna: 1. Bon dem 
Bottesdienfte überhaupt und insbefondere von der Keier der Sonn- und 
Teittage, wie aud) von einzelnen „Feittagen (©. 179). — Die Kirchen: 
glieder 3. T. mit äußerem Zwange vom GStaate zur Erfüllung ihrer Rird): 
lidyen Bflihten angehalten (S. 180). — K. Bon der Taufe, der Kon: 
firmation, der Beidhte und dem Abendmahl und den Beerdigungen: von 
der Taufe. — Verbot der Eroreismen (©. 182). — Die Kirche in Wort: 
und Cakranentsverwaltung ein vom Gtaate nicht geſchiedener Lebens— 
kreis (©. 182). — L. Von den Kirchenrepiftern und Kirchendokumenten 
(©. 183). — M. Von den Kirdengütern, Kircdyenanlagen, Kirchenjuraten 
ulm. (©. 183). — N. Bon den Küftern und anderen Kirchenbedienten . 
(S. 184). — O. Von den Kirchenkollekten (EC. 184). — P. Bon den Bibel: 
nefellfchaften (©. 184). — Q. Bon den fremden Religionsperwandten 
(S. 185). — Gründe der Toleranz (©. 185). — Paulſens Kormulierung 
(183-4) (©. 186). — Ergebnis: Die evangeliſch-lutheriſche Kirche ecclesia 


XXIII 


dominans (©. 190). — Die fünf Punkte Kahls über Territorialismus und 
Staatskirchentum (©. 191). — Befamtergebnis: Die Kirche von 1542—1831 
Staatskirde (©. 191). 


AB. Bon 1831 bis 1867 (©. 193); 


Die Zeit von 1831 bis 1867 die Epoche der Bährungen (©. 193). 
— Die Regierungen jeit 1831 (©. 195). — Die Staatsgrundbeftimmungen 
feit 1831 (©. 1%). — Staatsgrundgefeß und Kirche (S. 200). — Die 
Bejege von 1831 und 1834 (©. 200). — Die Befete der Zeit um 1848 
(S. 213). — Die Gefeße der Reaktion bis 1863 (©. 218). — Die Zeit von 
1863 bis zum 1. Oktober 1867 (©. 226). — Zufammenfaffung: die Richt: 
linie (©. 235). 


1. Die heutige Thleswig-bolfteinifhe Landeskirde 
undihbr Gerhältnis zum preußifhen Staate — ein Be— 
griffsproblem (©. 236). 


Das „Heute“ der fchleswig-holfteinifchen Landeskirche feit dem 
1. Oktober 1867 (©. 236). — Die Konfiltorial-Presbyterial-Synodalver: 
faflung (©. 237). — Die ſchleswig-holſteiniſche Landeskirche als Celbit 
— ein Begrijisproblem (©. 241). — Die bisherigen Methoden und ihr 
Verſagen (©. 241). 


G. Lölung des Gefamtproblems (©. 245) 


Der Begriff des Gelbftändigen — Wert des (Einheitsbegriffes 
(S. 245). — Blatos Urteil (©. 246). — Einbeitsbegriffe (©. 246). — Dantes 
Einheitsbegriff (©. 246). — Der Einheitsbegriff in Philoſophie und Natur: 
mwillenfhaft (©. 248). — Kant (©. 249). — Formulierung des Landes: 
kirchenproblems im Hinblik auf Rants Begriff des organifierten Wejens 
(S. 250). — Andere Formulierung (©. 252). — Betrachtung der ſchleswig— 
bolfteinifhen Landeskirche nad diefer Kormulierung (©. 252). — Die 
Stellung des Staates zur fchlesmwig-holfteinifchen Landeskirche — pripi- 
legierend und befchränkend (©. 269). — Wer ift Urſache der Kirdhenteile? 
(S. 274). — Gtellung des Staates zu den Berbänden (©. 274). — Die 
zwiejchlächtige Natur des Staates (©. 275). — Gelbftändigkeit nur vor 
denn Staate als Berein (©. 276). — Die ſchleswig-holſteiniſche Landes: 
kirche und der Staat als Berein (S. 277). — Löfung aus der Geſamt— 
dispofition der als Produkt der Bergangenheit betradyteten Gegenwart 
unter bejonderer Berücklidhtigung des Staatskirchenrechts (S. 277). — 
Spezielle Unftände. a. 15 Pr. B. U. (S. 278). — Umitände allgemeiner 
Natur: Unklarheit der Zeit über Organifationsformen (©. 279). — Der 
Streit um a. 4 R. B. No. 16 „Vereinsmwefen“ (SC. 280). — Die Unklarheit 
des Zeitbemußtfeins über Organifationsformen begründet im Objekt 
(©. 281). — Ergebnis: Die fchlesiwig:boljteinifche Landeskirche ein Staats: 
teil, iyr Ronfiftorium eine Etaatsbehörde (S. 283). 
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C. Schluß (S. 285) 
Ergebnis und Ausblid 


Das Problem der Arbeit in dem des Willens (©. 285). — Der 
menjhlide Wille hat zwei Formen: Wefeniwille und Willkür (©. 286). 
— Den Formen des Willens entjprechen zwei Formen von Verbänden: 
Gemeinſchaft und Gefellfchaft (S. 286). — Staat und Kirche im Vergleich 
mit den fozialen Brundeinheiten (©. 287). — Das Wefen der Kirche: als 
Subjekt verbundener Wejenwillen (S. 287); — als Subjekt verbundener 
Wıllküren (S. 288). — Die zwiefchlähtige Natur des Staates als „die“ 
Geſellſchaft und als Berein. Möglichkeit der Gelbftändigkeit der Kirche 
vor ihm in der zweiten Form (©. 289). — Begriff der Gelbjtändigkeit. 
Kriterium der Gelbftändigkeit der Kirche ift eine allgemeine und ſpeziell 
ſtaatskirchenrechtliche Bejfamtdispofition der vergangenen und gegen: 
wärtigen Lebensumjtände (S. 290). — Der Ausblick — eine Frage (©. 291). 


A. Einleitung. 


Die Bedeutung des Problems der rechtlichen Stellung 
der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche. 


[Die rehtlihe Natur der Konfiftorien eine 
Streitfrage)] Das Konfiftorium der ihlesmig-holfteinifchen 
Landeskirche ift das Organ ihrer Regierung. Über diere cht⸗ 
liche Natur dieſes „Organes der Kirchenregie— 
tung“ — jo nennt das bedeutendſte der auf die Ihlesmwig-holftei- 
niſche Landeskirche bezüglichen preußifchen Staatsgejeße, nämlid) 
das „Bejeg vom 6. April 1878, betr. die evangelijche Kirchen: 
verfaffung in der Provinz Schleswig-Holſtein ...“ das Konſiſto— 
tum — beftehbteinin Theorie und Braris unaus- 
getragener Streit!), freilich nicht in Zuipigung gerade auf 
das Ichlesmwig-holfteinifche Konfiftorium, fondern bezüglich der 
Konfiftorien der Landeskirchen ſchlechthin. Eine Feftftellung der 
rechtlichen Stellung des Konfiftoriums der ſchleswig-holſteiniſchen 
Landeskirche wird darum für die Erkenntnis der rechtlichen 
Stellung der Konſiſtorien auch der anderen Landeskirchen nicht 
ohne Bedeutung ſein und, da die Konſiſtorien Organe der Re— 
gierungen der Landeskirchen ſind, ſomit auch das Landeskirchen⸗ 
tum als Organiſationstypus erkennen helfen. 

[Sind fie Staats- oder Kirhenbehörden? 
Klarheitijtvon politifjher,] Die rechtliche Stellung der 
Konfiftorien ift infofern ein Problem, als nicht klar it, ob nad 
geltendvdem Rechte die Konfiftorien Staatsbehörden find oder 
Behörden der Yandeskirchen als vom Staute getrennter und ihm 
gegenüber jelbftändiger Korporationen. Klarheit über diefe Frage 
iſt um ſo notwendiger, als ſie nicht nur ein wiſſenſchaftliches, 





') Vergl. Schoen, Das evangeliſche Kirchenrecht in Preußen, TI, 
S. 232. 


1 


2 


fondern aud ein politiſches Erfordernis ift, da eine dem 
Ctaate gegenüber jelbftändige Kirche nicht nad) den engeren 
itaatspolitiihen Brundfäßen geleitet werden muß, hingegen eine 
Kirche, die ein Staatsteil ift, nad) den Intentionen der Staats: 
regierung zu leiten ijt, jomeit fie es mit Politik zu tun bat). 
Für die fchlesmig-holfteiniiche Landeskirche ift die Frage ihres 
Berhältniffes zum preußifchen Staate des öfteren in der Haltung 
ihres Konfiftoriums akut geworden, zuleßt in der Haltung negen- 
über den fogenannten Nordmarkverhältnijfen. In Bezug auf dieje 
Haltung hat der Herzog Ernft Günther zu Schleswig— 
Holftein im Herrenhaufe uns in der Preffe*) Außerungen ge- 
macht, nad) denen er das Konfiftorium für eine Staatsbehörde hält. 
Nach einer vorwiegend theologiichen, zuleßt am bedeutendften von 
Brofeffor D. Baumgarten‘) vertretenen Anfiht ift dagegen 
das Konfiftorium eine gemijchte Behörde, d. h. ftrukturmäßig be- 
trachtet eine Staatsbehörde, funktionell aber, der Idee der evan- 
gelifch-Iutherifhen Kirche nad, eine Kirchenbehörde — eine Auf: 
faffung, aus der m. E. eine beftimmte, praktiide Haltung des 


2) Praktiſch wird ſich das zunädjft in der Frage äußern, ob die 
Kirchenfunktionäre an Inſtruktionen von „Staats“-Behörden gebunden 
find. Über die Frage des Inftruktionsgehorjames der Kirchendiener vergl. 
Braun, Die Difziplinargewalt über Kirchendiener nad) dem Rechte der 
preußifchen Landeskirche, in Zeitfchrift für Kirchenredht, XVII. Bd., Neue 
Folge, 2. Bd. (Dove-Friedberg), Freiburg und Tübingen 1882, ©. 271 ff. 

2) In den „Kieler Neueften Nachrichten“, Nr. 177, vom 31. Juli 1914; 
bier beißt es mit befonderem Nachdrucke: „... vorläufig haben wir nod) 
eine Staatskirche und werden fie hoffentlich behalten.“ Diefe Yußerung 
in der Breffe bezieht fi auf Ausführungen, die der Herzog im preu- 
Bifhen Herrenhaufe am 26. Mai 1914 (Verhandlung des Herrenhaufes 
1914 ©. 315 ff.) zu folgender \Snterpellation des Brafen zu Rantzau 
und Dr. Neuber gemadt hatte: „Im Eingang des zmiihen Preußen und 
Dänemark abgefchloffenen Optantenkindervertrags vom 11. Januar 1907 
haben die Regierungen beider Länder ſich anheifhig gemadjt, im Rahmen 
der Geſetze ihres Landes in jeder Weife auf die Befeitigung der durd) 
den Nationalitätenkampf in die Bevölkerung Nordfchleswigs hineinge: 
tragenen Beunruhigung hinzuwirken. Gleichwohl ift diefer Kampf feit- 
tem gerade von Dänemark aus heftig gefhürt worden, jo daß die von 
der Preußifhen Staatsregierung dagegen im Inlande ergriffenen Maß— 
nahmen zum größeren Teile wirkungslos geblieben find. — — Die König: 
liche Staatsregierung wird um Auskunft erfudt, was ihrerfeits gejchehen 
ift, um die däniſche Regierung zu Maßnahmen zu veranlalfen, welche 
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Konfiftoriums politifhen Fragen gegenüber fi mit unbedingter 
solgerichtigkeit Raum ableiten läßt. 

[aber aud von allgemeiner Bedeutung.) In— 
deffen nicht bloß diefer politifche Geſichtspunkt rechtfertigt die be— 


eine Einfchränkung der ihre Spiße gegen das Deutfchtum in Nordſchleswig 
richtenden Agitation, insbejondere der jogenannten füdjütifchen Be— 
wegung in Dänemark und der führenden Teilnahme offizieller Perſönlich— 
keiten, von Offizieren und Beamten an der Agitation herbeizuführen ge» 
eignet find. Berlin, den 27. Zebruar 1914. Graf zu Rantau. Dr. Neuber.“ 
In Begründung diejer AJnterpellation führte Dr. Neuber betreffend die 
Beſuche nordſchleswig-däniſcher Verſammlungshäuſer durch deutſche der 
Landeskirche Schleswig-Holſteins angehörende Paſtoren aus: „... Darüber 
hinausgehende Beſuche dieſer Verſammlungshäuſer follten als dänenfreund— 
liche Betätigung aufgefaßt und ftrikte verboten werden, denn das geht 
gegen jedes deutfche Empfinden und verträgt fi nicht mit der Stellung 
eines mittelbaren Staatsbeamten.“ Aus mweld leßten beiden 
Worten folgt, daß Dr. Neuber mie der Herzog zu Sclesmwig-Holftein 
die Schlesmwig-holiteiniihe Landeskirche für eine Staatskirche und, da 
ein difziplinäres Einjchreiten gegen GBeijtliche der Landeskirdye auf dem 
von ihm angedeuteten Wege durch das ſchleswig-holſteiniſche Konfiftorium 
zu erfolgen hätte, das Konfiftorium für eine Staatsbehörde hält. Daß 
der Herzog dies leßte ebenfalls tut, ergibt übrigens feine Bemerkung 
©.349 a.a.D. direkt: „Ein Hauptfaktor des Rückganges aber liegt darin, 
daß die Wirkjamkeit der deutjchen Beiftlihkeit — ic) muß darin meiter 
gehen, als einer der Herren Vorredner, der es nur bedingt ausſprach — 
diefer ganzen Frage gegenüber vielfach eine Begünftigung zu Teil werden 
läßt. Der Brund liegt vornehmlich an der Spitze und 
an der Leitung unjerer Schleswigſchen Kirchenver— 
maltung (Hört! Hört!) und id) möchte die Königlidye Staatsregierung 
darauf aufmerkfam maden, daß bier eine Starke Hand nötig ift.“ 

) (Zu ©. 2.) Vergl. den Beriht des Monatsblattes der Freunde 
evangelifcher Freiheit in Schlesmig-Holftein 1914, Nr. 7, ©.15 und 16 über 
die Tagung des Vereins der Kreunde evangelifcher sreiheit zu Altona am 
15. Juni 1914. Diefer Meinung, daß die ſchleswig-holſteiniſche Landeskirche 
keine GStaatskirdhe fei, iſt au die däniſche Agitation; denn fie 
fagt von den landeskirchlichen Beiftlihen tadelnd: „Ihr feid „Staats: 
priefter“ und heine Geelenhirten“; vergl. Franz NRendtorff, Die 
kirchlichen Berhältniffe in der Nordmark, in Deutſch-Evngeliſch, 
Monatsblätter für den gefamten deutfchen Proteftantismus, herausgegeben 
von Kahl und Scian, 17, Berlin 1910, ©. 179; vergl. ferner zur ge- 
famten Frage Johannes Tiedge, Die Zuftände in Nordſchleswig, 
Marburg 1909, Sonderdruk aus der „Ehriftlihden Welt“, fomie Ton: 
nefen, Die kirchlichen Verhältniffe in der Nordmark in der „Chrift- 
lihen Welt“, 1910, ©. 390. 
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abfihtigte Unterfuhung, fondern aud) eine Reihe politiid 
indifferenter Punkte verlangt Klarheit über die rechtliche 
Stellung des Konfiftoriums der ſchleswig-holſteiniſchen Landes- 
kirche (und der anderen Landeskirchen). Zwar erfahren diefe 
legteren Punkte praktijch eine zweckmäßige Behandlung; es wird 
aber behauptet, daß diefe mit der redhtlihen Natur der Landes: 
kirche und des KRonfiftoriums in Widerfprud) ftünde und daß ihr 
2eftehen nidt aus dem Wefen von Kirche und Konliftorium, 
jondern allein geſchichtlich verftändlich jei°)*).. Solche Punkte 
find: 

1. Die Bejeßung der Stellen in der Kirdjenregierung; fie ge— 
Ihieht jeßt durd) den König unter Begenzeichnung des Minijters 
der geiftlichen ujm. Angelegenheiten; ijt fie ein Gtaatsakt oder 
nicht? 

2. Die Ableiſtung des Staatsdienereides durch die Mitglieder 
des Konſiſtoriums. 


3. Die Beſoldung der Mitglieder des Konfiftoriums; ſoll der 
Staat fie leiften oder die ihm gegenüber ſelbſtändige Kirche? 

4. Ebenjo die Zahlung des Ruhegehaltes, Wohnungsgeld— 
zuſchuſſes, der Tagegelder, Reijfekoften und Umzugsgelder; haben 
auf fie die Mitglieder des Konfiftoriums den geſetzlichen Anſpruch 
der Staatsbeamten? 

5. Iſt die Anwendung des Disziplinargejeßes für die nicdht- 
ricyterligen Beamten auf die Mitglieder des Konjiftoriums zu: 
läffig? 


6) Vrgl. v. Goßler, Sind in Preußen die Mitglieder der Kon: 
ſiſtorien Staatsbeamte? Heidelberg 1906, ©. 56, und Bierling, Sind 
die Beamten des evangeliihen Kirchenregimentes in Preußen als Staats: 
beamte anzufehen? im Archiv für öffentliches Recht, Bd. VII, 1892, ©. 212 ff. 


e) Einen verwandten Bedanken hat Niedner: Die Ausgaben des 
preußifchen Staates für die evangeliſchen Landeskirchen der älteren Pro: 
pinzen, in den kirchenredhtlihen Abhandlungen von Stuß, 13. und 14. 
Heft, Stuttgart 1904, ©. 14: „In der Regel ilt die Rechtsnorm ..... Oder, 
um mit Zaband zu reden, das materielle Bejeß, auf dem die ftaatliche Lei: 
tung beruht, und das den Charakter desjelben bejtimmt, außerhalb des 
Etatgefeges zu fuchen.“ Niedner jagt das freilid in einem anderen 
Zuſammenhange. 
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6. Sollen die Mitglieder des Konſiſtoriums die Steuerprivi— 
legien der Staatsbeamten genießen? 

7. Sind fie in die Rangklaſſen der Staatsbeamten einzu- 
gliedern? 

8. Sind fie zu der befonderen Behorjams-, Treue: und Dienit- 
pflidt der Staatsbeamten und, wenn ja, wem verbunden? 

9. Benießen fie den bejonderen Schuß, den der Staat feinen 
Beamten zuteil werden läßt? 

Das find neun Punkte, deren richtige Regelung von prinzi- 
pieller Bedeutung ift. 


B. Ausführung. 


A. Kennzeichnung des Problems und jeines Zufammen- 
hanges mit der Beurteilung der Natur der Landeskirche. 
Plan der Darjtellung. 


[DiepofitivenNormenSindpreußijfdes, ſpe— 
ziell ſchles wig-holſteiniſches Kirdenredt) Die 
Frage der rechtlichen Stellung des Konſiſtoriums iſt eine Rir- 
henredhtlidhe. Die Antwort Rann nur im preußiſchen 
Landesrechte gefunden werden, niht im Reichsrechte, 
da die Reichsverfaffung die Kirchenangelegenbheiten nicht ermähnt, 
fie mithin der Regelung durd) die Einzelftaaten überläßt. Das 
ift nicht ſelbſtverſtändlich. Denn unter die Reichsverfaflung fallt 
die Regelung des gejamten Bereinsmwejfens. m Artikel 4 
der Reichsverfaffung vom 11. April 1871 heißt es: 

„Der Beauffihtigung Geitens des Reichs und der Geſetz— 
gebung desfelben unterliegen die nadjstehenden Angelegen: 
beiten: 

16) die Bejtimmungen über. ..... das VBereinsmejen.“ 
Die Kirchen aber laſſen fit als Bereine auffaffen und 

iind Schon fo aufgefaßt morden. Die Termini „Religionsperein“, 
„Religionsgefellichaft“, „Kirchengefellihaft“ ujm. bemeifen Die 
Möglichkeit diefer Auffaffung. Sie ſchwebte dem preußifchen Allge— 
meinen Zandredhte vom 5. Februar 1794 vor, wie eine Yußerung 
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von Suarez )) erläutert: „Die Diftinktion von Kirche und 
Kirchengeſellſchaft verftehe ih nit. Die Kirche, abgefondert von 
der Kirchengejellichaft, Tcheint mir ein dunkler Begriff zu fein, 
von dem fid) die Eigenichaften einer persona moralis nicht präbdi- 
zieren laffen. — Der Staat hat die Aufficht über die Kirchengefell- 
Ichaften, fomie ihm ſolche über alle und jede in ihm befindliche 
Korporationen zufteht“ ulm. In demjelben Ginne fagt Zorn?): 
Es „kann die juriftifhde Brundlage des Kirhen- 
rechts überhaupt nicht der Begriff der Kirche, fondern nur der 
meitere Begriff NReligionsverein fein... .“ Wenn diefe 
Außerungen das Weſen der Sache treffen, jo kann der Regelung 
des Kirchenrechts durch das Reid nichts im Wege ſtehen. In— 
defjen fie treffen das Weſen nicht. Nicht zunädjt 
im Weſen der Kirdye liegt es, jondern eine Tatſache des gegen: 
mwärtigen öffentlichen Bemußtjeins ift es, die verhindert, daß das 
Kirchenweſen unter das Vereinsweſen und damit unter Artikel 4 
der Reichsverfaſſung jubjumiert wird; von Sohm?), freilich in 
einem anderen Zufammenhange, ift für diefe Tatfache der adäquate 
Ausdrud gefunden worden: die Kirche wird dem Staate 
als etbifh gleihgeordnet geadhtet, — ein Moment, 
melches eine jo enge Berbindung der evangelifhen Landeskirchen 
mit dem Boden, auf dem fie gemadhjfen find, mit dem Einzelftaate 
begründet, daß fie als vom Staate getrennte Vereine zu begreifen, 
dem deutjhen Bemußtfein zurzeit nicht möglid if. Demzufolge 
erklärte Fürſt Bülow in der Reichstagsfigung vom 5. Dezember 
1900 (St. B., ©.301): „Ein Reichsgefeß betreffend die Freiheit 
der Religionsübung würde die verfaffungsmäßige Gelbftäntigkeit 
der Bundesjtaaten auf einem Gebiete befchränken, das fie der Zu: 
ftändigkeit ihrer Landesgefeggebung vorbehalten müffen“. Für 
das Kirdenreht SHhlesmwig:-Holfteins als einer 
preußiſchen Provinz kommt alfo nur das prinzipiell in 


) Materialien zum Allgemeinen Landrechte, XV, ©. 139, v. Kamptz 
Jahrb., Heft 115, ©. 73, hier zitiert nah Schoen a. a. O. ©. 157, Anm. 1. 

®) Zorn, Lehrbudy des Kirchenrechts, Stuttgart 1888, ©. 5; aud) 
Rieker, Die rechtliche Stellung der evangelifchen Kirche Deutfchlands, 
Leipzig 1893, ©. 404 ff. 

) Eohm, Das Verhältnis von Staat und Kirche in Zeitfchrift für 
Kirchenrecht, Bd. XT, 1872, ©. 157. 


7 


der Berfaffungsurkunde vom 31. Sanuar 1859 enthal- 
tene !°) preußifhe Landesrecht in Frage; aus diejem allein ift jo- 
mit die rechtliche Stellung des Konfiftoriums der Tchlesmwig-hol- 
fteinifchen Landeskirche feitzujtellen. 

Das ſchles wig-holſteiniſche Kirchenrecht 
ein beſonderes Recht.]) Warum nun wird nach der recht—⸗ 
lichen Stellung des Konſiſtoriums der ſchles wig-holſtei— 
niſchen Landeskirche allein gefragt? Iſt fie doch Reine ſingu— 
läre Erſcheinung, die ihres Gleichen nicht hätte, obgleich die eine 
Beſonderung andeutende Exiſtenz des Namens ſolchen Schluß 
nahelegt; ſondern iſt ſie doch gewiſſermaßen ein beſonderes 
Exemplar einer Gattung von Kirchen, die unter der Bezeichnung 
Landeskirchen als ein einheitlicher Typus vorgeſtellt werden. In 
Preußen z. B. werden auf Grund der hiſtoriſchen Entwickelung 
folgende Kirchen unterſchieden !!): die Alt-Preußiſche, die Rhei— 
nifch-Weftfälifche, die Hannoverfche, die der niederſächſiſchen kon- 
föderierten Gemeinden, die Naſſauiſche, die Krankfurter, die 
Heffifhe und die Schleswig-Holftein-Zauenburgifhe Kirche. 

Diefe bejondere YFrageftellung bedarf in der Tat der Be: 
gründung; denn den Landeskirchen allen find folgende Brunb- 
tatſachen gemeinfam 2): 


10) So führt auh Thudichum, Deutfhes Kirchenreht des 19. 
Sahrhunderts, Leipzig 1877, 8 46 alles Kirchenredht im einzelnen auf das 
Staatsgrundgefeg zurück: „Die Rechtsperhältniffe aller Religionsvereine 
in der ganzen Monardie find in erfter Linie nad) den Beftimmungen der 
Berfaffungsurkunde vom 31. Januar 1850 und den fie abändernden jün- 
aeren Berfaffungsgefegen zu beurteilen ...“ 

1) Friedberg, Das geltende Verfaffungsredt der evangelifchen 
Zandeskirhe in Deutfhland und Hfterreich, Leipzig 1888, ©. 6 und, 
allerdings abweichend, Shoen, Landeskirdhentum in Preußen im Ber; 
maltungsardiv, Bd. VI, 1898, ©. 176; Scho en unterfdeidet: „Die wefent- 
ih unierte Kirche Altpreußens, innerhalb mwelder die rheinifch- 
meftfälifhe ein befonderes organifiertes Glied bildet, die lutheriſche und 
die reformierte Hannoverfche Kirche, die evangelifdh-Iutherifche Kirche 
von Shlesmwig-Holftein-LZauenburg, bie lutheriſche und die 
reformierte Kirhe von Frankfurt a. M. die unierte Kirche des vor: 
maligen Herzogtums Naffau und die evangelifche Kirche des vor- 
maligen Kurfürftentums Heffen.“ 

12) Vergl. Nied ner, Grundſätze der VBermwaltungsorganifation der 
altpreußifchen Landeskirche, im Verwaltungsarchiv, 11. Bd., 1908, ©. 23. 


1. Die Grundzüge des Bekenntnijjes; fie find, 
in biftoriidem Begenfaße zur Ratholiihen Kirche, evangeliſch. 

2. Die Grundzüge der Organijlation; dies in fol- 
gender Weije: Sie ftehen durd) ihre hiſtoriſche Entmwickelung in 
engem Zufammenhange mit dem Gtaate, nidt nur in Preußen, 
ıwas bier in betradjt kommt, fondern in allen deutjchen Staaten. 
Ihre verfaffungsmäßige Struktur ijt teils durd) Behörden, die 
dur Inftruktionsgehorjam mit einander verbunden find, bezeich- 
net, nämlich durd) die Kirchenregierungsorgane. Das find der Lan: 
desherr als „Inhaber des landesherrlihen Kirchenregimentes“, mie 
ber Ausdruck in den Geſetzen lautet, und die dem Yandesherrn zur 
Handhabung des Kirchenregimentes nadgeordneten Inſtanzen, 
die „Organe der Kirchenregierung“. In Alt:Breußen find dem 
Zandesherrn nachgeordnet der Oberkirdyenrat, die Provinzial: 
Konfiltorien, die Beneralfuperintendenten und die Superintenden:- 
ten; in Schleswig:Holftein der Minijter der geijtlichen uſw. Ange: 
legenbheiten, das Konfijtorium, die beiden Beneralfuperintendenten 
und die Pröpfte.. Teils weiſt die Verfafjung eine Beteiligung 
der Blieder der Landeskirhen auf in den Organen der Gelbjt: 
verwaltung: den Bertretungsorganen der Bemeinden, den haupt: 
ſächlich aus Mitgliedern der Gemeindevertretungen beftehenden 
Propſteiſynoden, den PBrovinzialfynoden — in Scdylesmwig-Holftein 
der Geſamtſynode — über denen in Altpreußen noch die Landes— 
ignode Steht. Die Berbindung der fo organifierten Landeskirchen 
init dem Gtaate findet auf ameierlei Weije Statt. der Staat nimmt 
durd) Jeine Organe an dem Leben der Kirche anteil, adminiftrativ 
Aufſicht übend durch den Minijter der geiftlichen uſw. Angelegen- 
heiten, den Oberpräfidenten der Provinz, den Regierungspräfi: 
denten, aber aud) durch die Faktoren feiner Willensbildung felber, 
und ferner dadurd), daß der Landesherr zugleid) ftets Inhaber des 
Kirhenregiments ift. | 

Es find alſo die vitalen Teile der Zandeskirden, 
in denen ihre Gleichheit begründet ift. Was von den Brund: 
augen der einen gilt, gilt darum auch von denen der anderen, und 
menn bezüglich der Brundeinrichtungen und des Banzen der einen 
Unklarbeit herricht, jo ift es auch bezüglich der andern der Fall. 
So mwird in allen Landeskirchen darum geftritten, ob die Kon- 
fiitorien Staatsbehörden jeien oder nit; denn die Konfiftorien 


9 


als „Organe der Kirchenregierung“ find Teile eines organijierten 
Ganzen, des Staates oder der Kirche, je nachdem die Kirche ſelb— 
ftändig ift oder nicht; ift doc) ein Teil eines ſolchen Banzen in 
jeiner Eriftenz und feiner Form bedingt wie durd) die übrigen 
Teile des Banzen, fo aud) durch das Banze jelbit. 

Troß joldyer Bleichheit aller Landeskirchen in ihren Grund— 
zügen, die hier aber nicht näher erörtert wird, rechtfertigt es fich, 
die Frage nad) der rechtlichen Gtellung des Konfiftoriums der 
ihlesmwig-hboljteinijchen Landeskirde bejonders zu 
ſtellen. Denn ihre ſpezifiſch kirchenregimentliche Organifation 
weift die Bejonderheit vor allen auf, daß fie niht einem 
Oberkirchenrate, Jfondern dem preußgifhenMinijter 
der geijtliden Ungelegenheiten unterjsteht. 
Diefe Unterftellung bat einerjeits zu dem Urteile geführt, der 
rreußifche Minijter der geiftlihen Angelegenheiten ſei die oberfte 
Kirchenbehörde der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche, und 
andererſeits läßt ſie eine Reihe von Schriftſtellern ſagen: Die Tren— 
nung von Kirche und Staat ſei in Schleswig-Holſtein noch nicht 
ſo weit vorgeſchritten, wie z. B. in Preußen (vergl. die Diſſertation 
von v. Goßler, Sind in Preußen die Mitglieder der Konſiſtorien 
Staatsbeamte? S. 74.) 

Für die Behandlung des Problems) der rechtlichen Stellung 
der Konfiftorien in der Wiſſenſchaft hat die Gleichheit der Landes— 
Eichen in ihren Grundeinrichtungen die Folge gehabt, daß eine 
Ipezielle Behandlung hauptſächlich nur der Hauptvertreterin dieſes 
Organilationstypus, der Landeskirche Wltpreußens, zuteil ge— 
morden ijt, weniger den anderen und vollends garnicht der Jchles- 
mwig-bolfteinijchen Landeskirche). Eine Monographie über die 

13) Es iſt im allgemeinen richtig in feiner Abhängigkeit von dem 
der Landeskirchen erkannt, wofür man die Diflertation von od. Boßler, 
Eind in Preußen die Mitglieder der Konfiftorien Staatsbeamte? SHeidel: 
berg 1906, ©. 18 ff. vergleiche. 

11) Die einzige, fih wirklich mit der ſchles wig-holſteiniſchen 
Landeskirche befaliende Arbeit ift von Franz Rendtorff, Zur Ent: 
ſtehungsgeſchichte der fchlesmwig-holfteinifchen Landeskirche, in den Schriften 
des Vereins für ſchleswig-holſteiniſche Kirchengeſchichte, II. Reihe, V. Band, 
1. Heft, ©. 72—78. Indeſſen ift dies nur ein kurzer Vortrag, der, wie das 
Thema zeigt, ſich mehr der Geſchichte zuwendet als der Begenmwart. Mit 
Rendtorffs Ergebniffen decken ſich im allgemeinen die meinigen. 
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rehtlihe Stellung des Konfiftoriums der ſchleswig-holſteiniſchen 
Zandeskirhe kann alfo auch die Literatur über die anderen 
Zandeskirdyen als Hilfsmittel benugen; dem Material an Befegen, 
Verordnungen und Verfügungen für die fchlesmig-holfteinifche 
Landeskirche dagegen, gemilfermaßen dem Rohſtoffe, wird fie allein 
gegenüberftehen, fo daß deffen Bewältigung zu den Hauptaufgaben 
diefer Arbeit gehören mird. 


[Beurteilung des Broblems.)] Daß der Streit 
über die rechtliche Stellung der Konfiftorien überhaupt möglid 
it, wird den, der ohne die modernen ſpeziellen kirchenredit- 
lihen Kenntniffe an die Frage herantritt, Wunder nehmen. 
Denn er wird fagen: der Charakter einer Behörde bejtimmt fid) 
nad) dem Charakter deffen, für den und in deffen Dienfte fie 
mirkt !°); da die Konfiftorien in Preußen königliche Behörden find, 
für den König das Kirchenregiment ausüben, fo find fie Staats- 
bebörden, meil der König das Oberhaupt des Staates ift. Mit 
diefer Meinung wird aber 3. B. derjenige in Widerfprud 
Stehen, der ohne beftimmte rechtliche Begriffe das Problem er: 
faßt; denn er wird jagen: Die Kirche ift ein befonderes und 
etgenes Xebensgebiet — die Eriftenz des Namens allein 
Ichon bemeift dies; jedenfalls aber ift fie nicht der Gtaat; Be- 
börden, die alleine kirchliche Aufgaben erfüllen, find Kir- 
chen-jnicht Staatsbehörden. Es ift nicht zu verkennen, 
daß für beide Meinungen gewichtige Gründe ſprechen. Natür: 
lic) ift es darum, daß der Gtreit aud) unter denen befteht, die 
mit dem gefamten miffenfhaftlihen Rüftzeuge, einfchließlich des 
Tpeziell Rirchenredhtlihen, fi mit der Trage befaffen; aber zum 
befonderen Nachdenken regt es an, daß die kirchenrehtliche The: 
orie durchgängig, mit vereinzelten Ausnahmen mie Rieker und 
Mejer, die Konfiftorien nicht für Staatsbehörden, fondern für 
Kirhhenbehörden halten, die kirchenrechtliche Praris dagegen für 
Etaatsbehörden. Gollte vielleicht die kirchenrechtliche Praris auf 
dynamiſch-intuitivem Wege die richtige Erkenntnis gemonnen 
haben? 


15) Vergl. N. Th. v. Bönner, Der Staatsdienjt aus dem Gefichts: 
punkt des Rechts und der Nationaldkonomie betradıtet, Landshut 1808, 
S. 153: „Jeder Staatsdienft Jet einen Auftrag des Regenten voraus.“ 
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[Die berrfhende Meinung.] Die berrfhende 
Ueinung der kirchenrechtlichen Theorie Ronftruiert 
folgendermaßen '°): Es iſt richtig, daß die rechtliche Qualität einer 
Behörde fi) beftimmt nad) dem Charakter desjenigen, in deffen 
Dienft fie fteht. Eben darum Sind die Konfiftorien 
auch Kirchenbehörden. Denn wenn vermittelft ihrer auch 
der König das Kirchenregiment ausübt, jo ftehen fie damit 
doch nicht in feinem Dienfte als des Yandesherrn und GStaatsober- 
bauptes, fondern als des summus episcopus der Kirche. Die Kirche 
nämlich ift der Berband der in einem befonderen und eigenen 
Lebenskreije ſtehenden Perſonen als eigene, in fi) gegrünbete 
Einheit ?”); die ihm eigentümlidye innerverbandlidhe Gewalt übt 


— 


16) Topifh für die Anfchauungen der herrſchenden Meinung über 
das Verhältnis der Kirche, „melde mwir glauben“, zu den Elementen 
des Rechts in der Kirche nach proteftantifcher Lehre ift die Darftellung 
von Heilfron auf ©. 107 feines 2b. des Kirchenrechts, Mannheim 1914. 
Vergl. au Rothbenbükher, Die Trennung von Staat und Kirche, 
München 1908, der ©. 482 fagt: „Demgegenüber — d. h. einer Reihe zitier- 
ter Schhriftfteller gegenüber — behaupte id), daß die Kirchen öffentlich-recht: 
lihe Berbände find, weil fie als ſolche auf einem Organifationsakte des 
Staates, d. h. auf einem die Beteiligten unabhängig von ihrem Willen 
ämangsmeife ergreifenden Rechtsſatze beruhen.“ 


1) Die Methode der Kirchenrechtswiſſenſchaft, be- 
jonders der herrfhenden Meinung, die Natur der Kirchen und des Kir: 
chenrechts zu beftimmen, befteht durchgängig darin, daß verfucht mird, 
die Kirchen als Korporationen oder Genoſſenſchaften oder aber als An— 
ftalten zu Rlaffifizgieren. Sohm, Das Verhältnis von Staat und Kirche 
aus dem Begriff entwickelt, Zeitfchrift für Kirchenrecht, XI, 1873, fagt 
©. 157: „Die Kirche ift öffentliche Korporation dadurd), daß fie durch Rechts: 
füße dem Staate ethbifh gleihmertig ift“; Kriedberg, Evange- 
lifhes VBerfaflungsredt, ©. 34 ff.: Die öffentliche Korporationsqualität der 
Kirchen kann nicht aus „ven einzelnen PBofitionen des kirchlichen Ver— 
hältniffes zum Staate“, fondern nur aus dem allgemeinen Ergebnis ab- 
geleitet werden, „daß der Staat die kirchliche Rechtslage geftaltet hat nicht 
im Intereſſe der individuellen einzelnen kirchlichen Korporationen, fon: 
dern in jeinem eigenen, im Befamtintereffe, daß er die Kirchen 
als Botenzen des öffentlihen Rechts behandelt“; Sinfhius, Staat 
und Kirche, in Marquardfens Handbuch des öffentlihen Rechts I, ©. 249, 
363.: „Die Kirchen find öffentliche Korporationen oder beffer „Anjtalten des 
öffentliden Rechts“, weil fie „innerhalb eines vom Staate offen gelaffenen 
Gebietes eine von demſelben unkontrollierte obrigkeitlihe Gewalt frei 
auszuüben befugt“ find. 
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feit der Reformation (mie es kanı, ift gleichgültig; es genügt Die 
Tatſache) der LYandesherr aus. Damals murde fie ihm als dem 
praecipuum membrum ecclesiae, d. i. als dem zur Handhabung 
der innerverbandlicyen Bemalt am meijten geeigneten Bliede der 


Dabei wird, meift im Anfchluffe an Bierke’s GBenofjenfcdhafts- 
recht II, ©. 970, unter einer Korporation oder Benofjenfchaft eine Vielheit 
von Menſchen begriffen, jofern fie als Einheit Subjekt aus fich felber ift, 
als Anftalt dagegen eine Vielheit von Menſchen, fofern die GSubjekti: 
pität ihrer Einheit auf einem der zuſammengeſchloſſenen Bielheit trans: 
3endenten Grunde beruht. Immanenz bez. Transzendenz des Einheits: 
rundes werden als Kriterien des Genoſſenſchafts- bez. Anftaltsbegriffes 
bezeichnet, freilich durchaus nicht in klarer Weife und vor allem in Un: 
Rlarheit über den korrelativen Begriff, zu dem bei foldher Begriffs: 
beftimmung Anſtalt und Genoſſenſchaft in Beziehung gedacht merden. 
Die einzig in dem Bedankenzufammenbange möglihe Relation ift die 
zum GStaate. Die Kirdhe ift demnach eine Benofjenfhaft, wenn fie eine 
in fi felbjtändige, eigene Einheit ift, die ihren Einheitsgrund in fi 
bat, und umgekehrt eine Anftalt, wenn der Staat Brund ihrer Einheit 
und fie felber fomit keine eigene Einheit ift. — Theoretifch ift hiergegen 
nichts einzumenden, wohl aber praktiih. Denn diefe Beſtimmungs— 
methode ſetzt voraus, daß die Begriffe von Benofjenihaft und Anitalt 
fomohl genau als auch unftreitig beftimmt find. Gie find tatfäcdhlich weder 
das Eine noch das Andere, und zwar aus Bründen, die im Verhältnis 
des Stoffes zu den Begriffen liegen, den die Begriffe Anftalt und Ge— 
noffenfhaft geftalten wollen. Denn mie die Begriffe Unftalt und Ge— 
noffenfhaft nur im Denken beftehen und reine Artefakte desfelben find, 
jo gehört auch der von ihnen geftaltete Stoff lediglich der Welt der Bor: 
tellungen an. Dieje aber zu erfaflen und durch Beziehungen auf aus 
dem Stoffe genommene Einbeitsbegriffe zu geftalten (denn das Beziehen 
auf Einheiten ift geftalten) ift um fo Schwerer, als das Suchen nidt 
durch natürlide Anſchauung unterftügt mwird und als die Sprade als 
Yusdrucksmittel des Bedadhten nur über menige, in Beziehung auf das 
Vorftellungsleben eigentliche, Ausdrüce verfügt. Solche hat die mit den 
Pegriffen Anftalt und Benofjenichaft arbeitende Theorie in den genannten 
Ausdrücken — es fei denn in dem der Genoſſenſchaft — nicht gefunden. 
Diefe Arbeit verzichtet darum darauf, mit Einheitsbegriffen zu arbeiten, 
die ohne finnliche Anfchauung gewonnen werden müjlen. Sie benußt viel: 
mehr einen durch Unterftügung finnlider Anjchauung gewonnenen Ein- 
heitsbegriff, den des organifierten Banzen — der von Kant 
in muftergültiger Reife klargeftellt ift —, um feitzuftellen, ob der Grund, 
durch den die in der jchlesmig:holfteinifhen Landeskirche zuſammen— 
geſchloſſene Bielheit von Menfchen als Einheit gedacht mird, dies natür: 
li vom pojitiven Rechte, in der zuſammengeſchloſſenen Bielheit jelber 
oder außer ihr liegt, d. 1. im Staate, vergl. unten B, 2. 
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Kirhe und als dem custos utriusque tabulae übertragen; 
fie ift eine weſentlich eigenartige, nämlidy kirchliche Gemalt, 
keine ftaatliche; fie ift es darum aud) geblieben troß zeitmweiliger 
— zur Zeit des Abjolutismus erfolgter — formeller Verſchmelzung 


Als Beifpiel der erwähnten Unklarheit über das der Kirche korre- 
lative Etwas, wenn ſie als Anftalt oder Genoſſenſchaft, d. i. als felb- 
ftändig oder unfelbftändig, beſtimmt werden foll, ift am beften Hin— 
ſchius anzuführen, defien Theorie bisher von keiner einzigen Kritik 
richtig gezeichnet if. Hinſchius möge felbft reden (Staat und Kirche, 
E.249): „Ihrem Weſen und Begriffe nad) dürften die dhriftlihen Kirchen 
anftatt, mie herkömmlich, als Korporationen pafjfender als Anijtalten be- 
zeichnet werden. Die Kirchen umſchließen zwar die Befanıtheit der zu 
ihnen gehörigen Bläubigen in einem einheitlichen Organismus oder Kör: 
per. Aber diefe VBerbandseinheit hat nicht den Charakter der Korporation. 
Beftehen die Kirchen aud) aus ihren Bliedern und werden fie durch die— 
felben getragen, jo haben fie doch einen ein für alle mal feft und unab- 
änderlich gegebenen Zmeck, welcher ihnen nad) ihrer eigener Auffaffung mit 
ihrer göttlichen Stiftung und durch diefelbe gejeßt ijt, zu erfüllen. Diefem 
ordnet ſich ihre äußere Beftaltung, die Verfaſſung ihrer VBerbandseinheit, 
unter. Inſoweit als es fit) um Innehaltung und Wahrung diefes Zweckes 
handelt, find ſowohl die Organe, als aud) die Blieder derfelben, gebunden, 
fie können keinen einheitlichen Gefamtmwillen erzeugen, weldyer den Zweck 
der Berbandseinheit irgendwie in Frage Stellen oder ändern könnte, viel: 
mehr nur einen foldyen, welcher diefem Zwecke dient. Daher ift es mög: 
lid — und das iſt die Verfaffungsform der katholiſchen Kirde —, 
daß die VBerbandseinheit und ihr Wille durch Organe repräfentiert mwird, 
welde ihre Befugnifie, völlig unabhängig von den einzelnen Gliedern, 
wahrzunehmen haben, und welche, wie in der katholifhen Kirche der 
Papſt und die Bilchöfe, ihre Legitimation auf einen der Berbandseinheit 
transzendenten Brund, auf göttlihde Einfegung, gründen.“ Und von der 
evangelifhen Kirche urteilt Hinſchius ebenfo: „Mag fie ſich ihre 
Organe alfo in ähnlicher Weife, wie viele Korporationen, ſchaffen, und 
mögen aud) die einzelnen Glieder als foldye in weitem Umfange bei der 
kirchlichen Bermwaltung beteiligt fein, den Charakter der Anſtalt behält 
fie doch infofern, als ihr Befamtmwille niemals die durd) ihren Zweck ge: 
fegten Schranken überfchreiten kann.“ Hinſchius' Anſicht ift die ſozi— 
ologiſch intereffantefte von allen; denn ihr liegt die Anerkennung des 
katholifchen, wie auch des proteftantifchen, Kirchenredts als „ius utrum- 
que“ zu grunde (obgleidy er diefe Anerkennung nicht ausipridt). Denn 
woraus leitet Hinſchius die Unfelbftändigkeit der Kirche, d. i. ihren 
Anftaltscharakter ab? Nur aus ihrem Zweck, an den fie unlösbar ge: 
bunden tft. Der Zmek aber — und das iſt das Entfcheidende — liegt 
lediglih in ihrer Theologie; denn Hinſchius fagt felber: „... fie 
haben ... einen ein für alle mal feft und unabänderlich gegebenen Zweck, 
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mit der Staatsgemalt; fie ift heute auch formell mieder gefon- 
dert von der Staatsgemwalt durd die Ronfijtorial- 
presbyterial-ſynodale Verfaſſung der Kirde, durd 
die Perſon des Landesherrn lediglidy als ein Unnexgum'?) mit 
der Staatsgemalt verbunden. Nicht im Dienjte des Königs als 


welcher ihnen nad) ihrer eigenen Auffaffung und ihrer göttlidden Stiftung 
und durch diefelbe gefegt ift, zu erfüllen.“ Damit erkennt als maßgebend 
für die „Natur“ der Kirchenverfaffung Hinſchius lediglid Gedanken 
an, die alleine den kirchlichen Kreije angehören (und felbft in Bezug auf 
diefen nicht notwendig zu denken find; denn aud) in Bezug auf den kird): 
lihen Gedankenkreis ift die Kirche als Benoffenfhaft vorftellbar, injofern 
nämli daran gedadyt wird, daß auch der unabänderlidde Zweck in den 
Vorftellungen der zufammengefdloffenen Menſchen befteht, alfo von ihnen 
abhängig if). Hinſchius' Anſicht, die die juriftifhe von der Kirche 
fein will, und die ihn ein ſechsbändges „katholiſches Kirchenrecht“ Tchreiben 
ließ, das den Staat nur beim Schulmefen kennt, fteht nit im Einklange 
mit den Lorftellungen der Begenmwart; denn dieſe kennen nicht eine 
abjolut felbftändige Kirche neben dem Staate, weder als Macht- nod) als 
Rechtsſubjekt. Der Staat vielmehr ift — in mweldem Sinne ift unten 
entwickelt — der Rechts- und Machtkreis, auf deffen Radien alle anderen 
Rechts- und Madıtkreife, von ihm abhängig, liegen. Bon Gelbftändigkeit 
cder Unfelbftändigkeit der Kirche reden, bedeutet darum immer die Re: 
lation zum Staate denken, nicht die Relation zu ihrem ideologifchen 
Zwecke. Nur in Beziehung auf den Staat wird darum von der redjt: 
lihen Stellung des Konfiftoriums der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche 
als einem Problem geredet. — — Treffend übrigens formuliert Rend- 
torff den Tatbeftand einer Kirche, die eigenes Rechtsſubjekt ift (©. 74 a. 
a. O.): „In der Zeit, da das kirchliche Mittelalter auf feiner Höhe ftand, 
finden wir ... die Kirche ... in den Gebieten der politiſchen Gemein: 
mefen als eine „erterritoriale Größe“ —, welcher Anfiht Rodenberg, 
Kirche und Staat im Mittelalter und die Entjtehung der fogenannten 
Zandeskirdyen des 15. Jahrhunderts (Vortrag, gehalten auf der 14. Ge— 
neralverfammlung des Bereins für ſchleswig-holſteiniſche Kirchengeſchichte 
zu Kiel am 6. Juni 1910), in den Schriften des Vereins für ſchleswig-hol—⸗ 
fteinifhe Kirchengeſchichte, II. Reihe, V. Band, 2. Heft, ©. 129-150, bei: 
pflichtete. 

Bon den neueren Scriftftellern fei hier Hinfchius, wenn er ben 
Anftaltsbegriff der Kirche aus ihrer Theologie entwickelt, Theinert 
entgegengehalten mit feiner Bemerkung über das Bemeindeprinzip der 
proteftantifchen Landeskirden: „Zur richtigen Beleuchtung gehört not: 
wendig die Heranziehung des Staats als Beziehungsjaktor zur Kirche.“ 

18) Zum Berftändnis des Begriffes Annexum vergl. den eigentlichen 
Sinn des Wortes. Der Thesaurus Linguae Latinae, Lipsiae MDCCCCV, 
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des Staatsoberhauptes, jondern als des summus episcopus, oder 
abjtrahiert von der Berjon, nicht im Dienfte der Staatsgemalt, 
iondern im Dienfte der Gewalt der Kirche als eines vom Gtaate 
weſentlich verjchiedenen Lebenskreiſes jtehen darum, wie alle Kon= 
fiftorien, jo aud) das der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirde. 
Kirchenbehörden, nicht Staatsbehörden aljo find fie. Diejer An- 
jiht find, mit unmefentliden Abweichungen untereinander, die 
sührer der Kirchenredhtsmwiffenihaft Friedberg, Hinihius, Zorn, 
Schoen, Sehling, Stuß u. a. o). Zorn hat in jeinem Kirchenrechte 
(S. 362) diefe Anficht in prägnanter Kürze dahin formuliert: „Das 
Kichenregiment kann feiner Natur nad nidt 


fagt zu annecto, von dem Annexum gebildet ift: adnecto ab ad et nectere. 
Gloss. zgo0u 210; ovvarııw; ovrörou@.].proprie: Varro rust. 3. 4. 5. in eis 
traversis gradatim modicis intervallis penticis adnexis ad speciem can- 
cellorum scaenicorum (in ornithone ...) II. translate. 1. de cor- 
poreis: res: Mela 1. 66 Tyros aliquando insula, nunc adnexa terris ... 
1l.2.deincorporeisrebus... Pavl. Petr. Mart. 6, 221 adnexum 
foedus feritate repellat.“ Demnad) ift anneciere aus ad und nectere ge- 
bildet. Nectere bezeichnet glei) dem deutjchen Worte „knüpfen“ eine me- 
chaniſche Handlung, die eine mechaniſche Verbindung dadurd) bewirkt, 
daß zwei Gegenjtände, unter Erhaltung ihrer Gelbftändigkeit, mit ein- 
ander verbunden werden dergeitalt, daß fie ohne Veränderung ihrer Sub- 
tanz wieder von einander getrennt werden können. Ein Tau, das zur 
Verlängerung an ein anderes geknüpft ift, würde 3. B. im eigentlidyen 
Sinne als Annerum bezeichnet werden. Wenn die herrſchende Meinung, 
ſeit Buchta, mit dem Worte Annexum das landesherrliche Kircdyenregiment 
bezeichnet im Verhältnis zum GStaatsregimente des Landesherrn, jo wird 
dabei das Wort in übertragener Bedeutung gebraudt, eine VBermendung, 
gegen die nur dann etwas einzumenden iſt, menn die Kirdye dem Staate 
gegenüber nicht eine felbftändige Erſcheinung ift, ſondern fein Tell. 

2) Kriedberg, Lehrbudy des katholiſchen und evangelijchen 
Kirchenrechts, 6. Auflage, Leipzig 1903, jagt 3. B. ©. 233: „Ihrem Rechts: 
charakter nad find fie (die Konfiftorien) öffentliche Behörden, ihre Blieder 
öffentliche Beamte. Ebenfo wenig wie die erjten aber als Staatsbehörden 
oder als Obrigkeit im Ginne des R. St. ©. 3. anzujehen find, ebenfo 
mwenig die leßteren als Staatsbeamte oder vjjentlidde Beamte im Ginne 
desjelben Bejeßbudyes.“ Daß Friedberg die Landeskirdyen für Korpo- 
rationen hält, tft Schon gejagt worden. Die Meinungen der übrigen Schrift- 
fteller der herrjchenden Meinung, die fid) zur Frage der rechtlichen Stellung 
der Landeskirchen, aus der die ihrer Konjiitorien folgt, geäußert haben, find 
diefe: Boßner, Preußiſches evangelifhes Kirchenrecht, Berlin 1914, 
©. 14 f., ift der Meinung, daß die Kirche Altpreußens (nur diefe behandelt er 
ipeziell) dem Staate gegenüber jelbjtändig, wenn auch mit ihm durch die 
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alseinGStükdesGStaatsregimentes,die Kirchen— 
verfajjungnidtalsein Stück der Staatsverfaj- 
jungbetradtetmwerden.“ Ueber die „Natur“ des Kirchen: 
regimentes (mas es denn eigentlich jei) laffen fich dieje Schrift: 
fteller nit aus. Ihnen ſchwebt eine VBorftellung des Geiftes 
des Kirchenrechtes als „von der Liebe Art“ vor, wie denr 
Sohm (cf. unten ©. 81 Anm. 80) der Rechtsordnung in 
ter Kirhe eine charis matiſche als die urfprünglidhe Ord— 
nung gegenüberjtellt.e Aus diefem Bedankengange jedenfalls 


Perſon des Landesherrn verbunden fei. Go fchreibt er: „Im Ginne der 
neueren Auffaffung des Berhältniffes von Staat und Kirdye find grund: 
ſätzlich zu unterjcheiden: Kirdyengewalt, die Regierung der Kirche, weldye 
diejer jelbjt zukommt, und als Beftandteil der Staatsgemwalt die Kirchen: 
boheit”, um in Anm. 2 fortzufahren: „Es (das landesherrlie Kirchen- 
regiment) iſt ein Annexum, nicht ein Beftandteil der Staatsgemalt.“ Die 
Anſicht Hinſchius' ift bereits vorgetragen. In Rihter-Dove: 
Kahl, Lehrbud) des katholiichen und evangelijchen Kirchenrechts, 8. Auf: 
lage, Leipzig 1886, ©. 497—498 findet fi diefe Formulierung: „In 
solge des in der Rechtsgeſchichte nachgewieſenen Bildungsganges der Ber: 
faflung ruht das äußere Regiment der deutſchen Landeskirchen in den 
Händen der Landesherren. Dasfelbe iſt kein Ausfluß, fondern ein An: 
nezum der meltliden Landeshoheit, und foll nicht in weltlicher Weife, 
fondern auf eigenem Grunde der Kirche und mit Hülfe kirchlicher Be- 
hörden geführt werden.“ Ebenſo fieht das landesherrlie Kirchenregiment 
als Annerum an (ohne eingehende Begründung aus dem Wejen der Sache) 
Stutz, Kirchenrecht, in Holtendorf-Kohlers Enzyklopädie der Rechts: 
wiſſenſchaft, 6. Auflage, 2. Bd., 1904, 8 52, ©. 897 ff. Über die Konfiftorien 
urteilt Zorn in von Gtengels Wörterbuch des deutfchen Staats: und 
Berwaltungstedts, 2. Auflage, herausgegeben von Fleiſchmann, 1. Bd., 
Urt. „Evangeliihde Kirche“, Tübingen 1911, ©.745: „Durch die neuefte 
Entwicklung haben die Konfiftorien prinzipiell den Charakter von 
Staatsbehörden verloren, wenn aud) denjenigen von landesherrlidhen 
behalten.“ K. v. Stengel, im Handbucd des öffentlichen Rechts, 2. Bd., 
herausgegeben von M. v. Geydel, 3. Abt, Das Staatsrecht des König: 
reiches Preußen, Freiburg und Leipzig 1894, jagt ©.555: „Das landes: 
berrlihe Kirchenregiment ift ausdrüklidd anerkannt; der König handelt 
aber auf diefem Gebiete nicht als Oberhaupt des Staates, fondern „als 
Träger beftimmter, auf die Leitung der Bejamtgemeinde bezüglicher Be: 
fugniffe“, um Geite 560 zu Außern, daß das oberfte Kirchenregiment des 
Dandesherrn der im Jahre 1866 mit der preußijchen Monardie vereinigten 
Gebiete „jelbjtverftändliher Weile” auf den König als Annerum der 
Staatsgemwalt übergegangen jei. v. Rönne, Das GStaatsreht der preu: 
hifchen Monard)ie, in 5. Auflage neubearbeitet von Zorn, 2. Bd., Leipzig 
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ft die Richterſche Definition des landesherrliden Kirchen: 
regiments verſtändlich: „Das landesherrlide Kirchenregiment 
ft ein Annerum, ein VWecefforium, nidt ein Inhaerens 
der Gtellung des Landesherrn; der Landesherr Yyat zwar das 
evangeliſche Kirdyenregiment inne, weil er Staatsoberhaupt ift, 
aber er führt es nicht als Staatsoberhaupt, fondern als vornehm— 
tes Glied der evangelifchen Kirche (praecipuum membrum eccle- 
siae). Er ijt aljo ein anderer als Staatsoberhaupt, ein anderer 
als Kirdjenoberhaupt.“ 


[Die ßegenmeinung.) Die Anjihtdermeijten 
kirchenrechtlichen Praktiker und weniger Theo: 
retiker hingegen ift, daß die Konſiſtorien Staatsbe— 


1806, ©. 606: „Die Konfiftorien find danad) (nad) der preuß. Bero. vom 
27. Suni 1845, 8 1) lediglich evangelifche Kirchenbehörden.“ Beorg 
Meyer, Lehrbud des deutihen Staatsredits, 5. Auflage, 1899, ©. 786, 
halt insbejondere Riekers Anſicht (vergl. unten: Rieker hält die Kir: 
hen für GStaatskirdhen) für unrichtig, indem er fie als im Widerſpruche 
mit der allgemein anerkannten Eigenihaft der evangelifchen 
Kirche als jelbftändiger Korporation ftehend behauptet. v. Schulze, 
Tas preußiſche Staatsredht auf Grundlage des deutichen Staatsrechts, 2. 
Bd., 3. und lebte Abt. Leipzig 1877, ſagt ©. 731: Die Iandesherrliche Be: 
mwalt in der Kirche fei verjhieden von der GStaatsgemalt. „Der König 
erſcheint auf diefem Gebiet nicht als Monarch oder Oberhaupt des Staates“, 
fondern „als Träger ganz beftimmter auf die Leitung der Befamtgemeinde 
bezüglicher Befugniffe“. — Bornhak formuliert ©. 664 f. des 3. Bandes 
des „Preußifchen Staatsredhts“, 2. Auflage, Breslau 1914, feinen Stand: 
punkt jo: „Die evangelifche Landeskirche ift nicht mehr eine Staatsanftalt, 
londern ein vom Gtaate verjchiedener Organismus, dem in den Einzel: 
gemeinden wie als Geſamtheit korporative Rechte und innerhalb der ge- 
feglihen Schranken vom Staate unabhängige Entwicklung und Tätigkeit 
äugeftanden find.“ — v. Kirchenheim, Kirchenrecht, Bonn 1900, ©. 
181, ſpricht vom landesherrliden Kirchenregiment als einem „Annexum“. 
— Das Obervermaltungsgertidät hält in feinem Endurteil vom 
1. April 1892, Bd. 22 der Entſch. Nr. 6 die Konſiſtorien für Kirchen, nicht 
für Staatsbehörden. — Ebenfalls für ein Annerum der Staatsgemalt hält 
Buftav Meyer, Über die Entftehung und den Begriff des landesherr- 
lihen Kirdyenregiments, Götting. Diff. 1890, ©. 44 ff., das landesherrliche 
Kirchenregiment. Die Überjchrift feines $ 28 lautet: „Das landesherrliche 
Kirdhenregiment iſt Annexum der landesherrliden Stellung.“ Ebenfo 
eu Kraupßold: Das landesherrlide Summepifkopat nad) den refor: 
matorifch-Iutherifchen Brundfäßen, Erlangen 1860, ©. 70 befonders. — Als 
Monographie über die rechtliche Stellung des Konfiftortums einer be- 
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hörden jeien; denn das Kirchenregiment fei nicht als eines 
bejonderen Lebenskreijes weſentlich verſchieden vom Staatsregi— 
mente; nicht andersmoher als jeine GStaatsgemwalt habe es der 
Yandesherr; ein rechtsgültiger Akt, durch welchen das landes- 
herrliche Kirchenregiment aufgehört haben follte, Staatsgemalt zu 
jein, fei nicht erfolgt. In der Verbindung des Kirchenregiments 
durch die Perjon des Landesherrn mit dem Gtaatsregimente fei 
nicht dokumentiert, daß das Kirchenregiment nur ein Annexum 
der Staatsgemwalt, jondern eben daß es Staatsgemwalt fei: durd) 
die Verleihung einer bejonderen Berfafjung an die Kirche fei 


jonderen Landeskirche fei genannt: Frauer, Die redhtlidye Stellung des 
mwürttembergijhen Konſiſtoriums, geſchichtlich entwickelt, in der Deutfchen 
Zeitiehrift für Kirhenredht von Friedberg und Gehling, XVII. Bd., Tübin- 
gen 1907, ©. 367: „Das Konfiftorium ift heute bezüglich feiner rechtlichen 
Stellung zur Kirche als reine kirchliche Behörde anzufehen.“ Den Be- 
weis führt er durch Hinmeis auf die Kompetenz des Konfiftoriums, die 
rein kirchlich iſt. — Nichts anderes als die genannten Schriftiteller ſagt 
vom landesherrlihen Kirchenregimente Erih Kaufmann, Kirchen: 
rechtlihe Bemerkungen über die Entftehung des Begriffes der Landes: 
kirche (Vortrag, gehalten auf der 15. Beneralverfammlung bes Vereins 
für ſchleswig-holſteiniſche Kirchengeſchichte zu Kiel am 5. Quli 1911) in 
den Schriften des Vereins für fehlesmig-holjteinifhe Kirchengeſchichte, 11. 
Reihe, V. Bd., 4. Heft, ©. 392: „Erft mit der Schaffung des Oberkirdhen: 
rates ift alfo die Landeskirche in unferem heutigen Sinne fertig als eine 
eigene rechtliche nebenſtaatliche Parallelorganijation“, womit nit — mie 
es nad) dem MWortlaute fcheinen Rönnte — gemeint ift, daß die Kirche 
Gubjekt von Recht im mittelalterlicyen Sinne, als „erterritoriale Bröße“, 
fei. — Schoen, Das evangelijhe Kirchenrecht in Preußen, Berlin 1903, 
ſagt ©.223: „Troßdem ift das Kirchenregiment nit ein Ausfluß der 
Staatsgemwalt, fondern eine kirhlihe Befugnis.“ Theinerta. a. O., 
S. 90 f, um mit ihm die Aufzählung zu ſchließen, jagt: „Die altpreußiſche 
Landeskirhe erſcheint nad) der heutigen gejeßlichen Feſtlegung ols eine 
Körperſchaft für fi, als ein felbftändiger landeskirchlicher Verband” 
(Zitat aus Hübler, Kirchenreditsquellen, 4. Auflage, 1902, ©. 93), meil 
ihr ein eigener Wille zugeftanden ift, den fie gefeßgeberifcy äußert (Anm. 
134: Befeßgebung ilt das notwendige, aber auch ausreichende Ent: 
fheidungsmerkmal für die Gelbitändigkeit ... In der Litteratur mird 
faft durchweg die Zuerieilung einer eigenen Vermaltung als maß: 
gebend angeführt, was nicht ausreicht.). Hinzu tritt die grundfäßlide 
Trennung der ſtaatlichen von der kirchlichen Verwaltung Der kird: 
lihe Wille, der hier funktioniert, ift Kirchengewalt. Es läßt 
fihd meines Erachtens nicht beitreiten, daß der Landesherr, infomweit er 
Kirchengefege fanktiontert und kirchlicher VBermaltungschef tft, eine inhalt- 
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nur, und nichts meiter als die „tunliche Sonderung zweier ver: 
Ihiedener Bermaltungsgefichtspunkte“ bezweckt morden. Diefe 
Anſicht — aud ein Teil der Praxis teilt fie — vertreten unter 
den Rirchenredhtlichen Theoretikern vornehmlich, mit Abmweichun- 
gen untereinander, Otto Mejer und Karl Rieker?). Die 
kirchenrechtliche Praxis aber, jfomeit fie dem Ober: 
vermwaltungsgeridhte?) folgt, unterjcheidet fi hiervon; 
fie halt die Kirche zwar für einen eigenen Xebenskreis, die Kon- 


ih Rirhlidhe, nit ſtaatliche Tätigkeit vornimmt. Verſchiedene 
Form, wie verfchiedene Wirkung der Tätigkeiten im GStaate und in der 
Kirche ſprechen für Handhabung verſchiedener Bemwalten durch den Lan— 
desherrn. Die Scheidung liegt alfo pofitiv vor, ift fomit praktifch.“ 

20) Zu ihren Hauptvertretern gehört Mejer mit feinem Buche Das 
Redtsleben der deutjchen evangelifchen Landeskirchen, 1888, ©. 52; vergl. 
LZandesherrlihes Kirchenregiment in den Preußifhen Jahrbüchern, Bd. 
58, 1886, ©. 467 ff., ferner den Artikel Kirchenregiment in Herzogs Real: 
enzyklopüdie, 2. Auflage, 1880, 2. Bd.; im Rechtsleben, ©. 52, ſagt er: 
„Das lutheriſche Kirchenregiment, wie es die Geſchichte der Landeskirche 
aufmeift, ift ein ftaatliches Amt an der Kirche“ und ©. 58: „... es (das 
landesherrliche Kirchenregiment) ift kein gliedlicher Dienft in der Kirche, 
fondern eine obrigkeitliche Herrichaft über die Kirche“ und ©.59: „... fo 
ift gemiß, daß heute in den Landeskirhhen das Regiment aud) unverändert 
landesherrlich befteht, vermaltet von landesherrliden Behörden.“ "Ferner 
gehört zu ihnen Rieker, Die redhtliche Stellung der evangelijfchen Kirche 
Deutfchlands, Leipzig 1893; ©. 471 fagt er: „Der Landesherr ijt in feinem 
Verhältnis zur evangeliſchen Kirche nichts anderes, als was er ſonſt aud) 
ift, namlid Träger der Staatsgemalt, oberfter Vertreter der 
weltlichen Obrigkeit. Alle Befugniffe, die der Landesherr gegen die evan- 
gelifhe Kirche hat, hat er nicht zum Teil auf Grund der ihm gegen alle 
Kirchen im Staate zuftehenden Kirchenhoheit (des ius circa sacra), zum 
Teil auf Grund des ihm gleichzeitig über die evangelifhe Kirche zukom— 
menden Kirchenregiments (des ius in sacra), jondern einfach als Staats: 
oberhaupt, aljo auf Grund eines einfaden, nidt eines Doppelten 
Rechtstitels. Jede Diftinktion eines zweifachen Verhältniffes des Landes— 
herrn zur evangelifhen Kirche tft für die Praxis vollftändig mertlos.“ 

21) Erkenntnis vom 1. April 1892 (Entf. Bd. XXI, ©.38 ff.). Zu 
den Praktikern, die dem Obervermwaltungsgeridhte folgen, gehört aud) 
Goßner. Zu diefer Anficht vergl. das Urteil Hänels auf der Beneral- 
[ynode 1876 über die Unterfcheidung der beiden Bemwalten des Landes— 
berrn, Berhandlungen ©. 332: „Us Politiker fage ih Ihnen: Dieſe 
Scheidung tft abfolut nichts wert“, zittert nad) Theinert a. a. O., S. 90, 
Anm. 131. Auch Schoen in feinem evangelifhen Kirchenrecht und „Recht 
der Rommunalverbände in Preußen“, Ergänzungsband zu: Das Staats: 
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fiftorien für Kirhenbehörden, aber die Mitglie- 
der der Konflistorien für Staatsbeamte ?); denn 
damals, als die Konfiftorien eingerichtet wurden — das gilt übri- 
gens nur für Altpreußen — babe die Kirche noch Reine eigenen 
Beamten als Mitglieder derjelben gehabt; darum habe der Staat 
einige jJeiner Beamten mit der Wahrnehmung von Konfiftorial- 
geichäften beauftragt; dieſe funktionierten alſo zwär für die 
Kirdye und den summus episcopus, aber im Dienfte und Auftrage 
des Staates, feien alſo Staatsbeamte; diefer Tatbeftand fei nod) 
heute vorhanden. 


[Srundlage. Die Pr. V. U.] Die Anfihten von The: 
orie und Praris find einander aljo völlig entgegengeleßt. Das 
ift um fo auffallender, als beide, abgejehen von den theologiſch— 
dogmatiſchen Grundlagen der proteftantiihen Kirche, von den 
GBrundbeftimmungen des preußiihden Rechts in der preußifchen 
Berfaffungsurkunde vom 31. Januar 1850 ausgehen. VBornehmlid) 
auf den XUrtikel 15 greifen beide Anſichten zurük. Tede 
Anficht leitet fich irgendwie aus ihm ab. Er lautet urjprünglid: 

„Die evangelifhe und die römisch-katholifhe Kirche, To 
wie jede andere Religionsgefellihaft, ordnet und vermaltet 
ihre Angelegenheiten jelbjtändig und bleibt im Befige und Ge— 
nuß der für ihre Kultus=, Unterridhts-: und WohltätigReitszmecke 
beftimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds.“ 

In diefer Faſſung kam er nad) der Einverleibung der Herzog: 
tümer Schleswig und Holitein in Preußen mit der Ausdehnung 
der Pr. B.U. auf Schleswig-Holſtein am 1. Oktober 1867 zur Gel: 
tung. Später, während des Kulturkampfes, wurde er in folgende 
Faſſung abgeändert: 

„Die evangelifhe und die römiſch-katholiſche ‚Kirche, fo- 
mie jede andere Religionsgejellihaft ordnet und vermaltet ihre 


recht der Preußifhen Monardie von Ludwig v. NRönne, Leipzig 1897, 
©. 291, Anm. 3, verwirft auf das energijchite die Anfidht des OVG. — — 
Eine Mittelftellung nimmt Th. Kaftan ein: Vier Kapitel zur Landes: 
kirche, ©. 140: „Nach ihrer Stellung tragen die Konfiftorien einen eigen: 
tümliden Mifhcharakter. Voll und ganz find fie weder das eine noch das 
andere, weder reine Staatsbehörden, noch reine Kirchenbehörden.“ 

2) cf. die vorige Anmerkung. 
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Angelegenheiten jelbjtändig, bleibt aber den Staatsgefeßen und 
der geſetzlich geordneten Aufficht des Staates unterworfen. 

Mit der gleichen Maßgabe bleibt jede Religionsgejellichaft 
im Beſitze und Genuffe der für ihre Kultus- Unterridts- und 
MWohltätigkeitszmecke bejtimmten Anſtalten, Stiftungen und 
Fonds.“ 

[der Art. 15 Pr.®BU Fortdauer des alten 
Rechts,] Diametral entgegengefegte Anfihten aus demjelben 
Rortlaute abzuleiten, bei allgemeiner Unklarheit über „die Na- 
tur der Kirchenverfaffung“ ift nur dadurch möglid), daß im befon- 
deren nicht Rlar ift, mas der Artikel 15 nad) dem Wortlaute feiner 
beiden Faſſungen bedeutet, und daß nicht feititeht, mas durch 
ihn ausgedrückt merden follte, welche befondere Unklarheit wie: 
derum in der allgemeinen ihren Grund hat. Sicher ift allein, 
was offiziell aus ihm berausgelefen wurde (denn feit 1875 ift 
er aufgehoben ?°); es ift dasjelbe, mas ſchon am 15. Dezember 1848 
der Minifter zu dem, dem Artikel 15 entjprechenden, Artikel 12 
ber oktroyierten Verfaſſung vom 15. Dezember 1848 begründend 
bemerkte 29: mit dem Artikel folle angedeutet werden, daß die 
beiden in dem Artikel genannten Kirchen, die evangeliihe und 
die römifchsRatholifche, in ihrer bisherigen Gtellung als pri- 
vilegierte erhalten bleiben follten. Für die rechtliche 
Behandlung der evangelifchen und der römiſch-katholiſchen Kirche 


2) Diefe Aufhebung bedeutet „keine Anullierung nah Rückwärts“. 
„Die aufgehobenen Artikel bleiben immer nod) infofern von Bedeutung, 
als nad) ihrer urfprünglidden Faſſung und Tragmeite zu beurteilen tft, 
welche Borfhriften des Landesrechts und der früheren Befege von ihnen 
beeinflußt worden find“; fo Koch, PBerfaffungsurkunde für den Preu— 
ßiſchen Staat vom 31. Januar 1850 (Kommentar) Breslau 1896. 

2) In der Denkſchrift des Kultusminifters von Zadenberg zu 
dem dem fpäteren Artikel 15 entjprechenden Artikel der oktroyierten Ber: 
faffung vom 5. Dezember 1848 (Berlin 1848, Beheime Oberhof-Bud)- 
druckerei) heißt es: „Hierbei ift der evangelifchen und katholifhen Kirchen 
ausdrükli gedacht worden, um darzutun, daß diefe Bemeinfdyaften in 
der ihnen zuftehenden, feierlidi verbrieften Stellung nicht beeinträdtigt 
werden follen.“ Zitiert nah Hinſchius, Die preußifchen Kirchen: 
gefeße des Jahres 1873, Berlin 1873, S.XXXf. Vergl. au) Shoen, 
LZandeskirchentum, ©. 166, mo auf Friedberg, Die evangelifche und 
römifch-katholifche Kirche der neu einverleibten Länder, Halle 1867, ©. 52, 
und v. Schulze, Preußifches Staatsredht, Bd. 2, ©. 477, verwieſen ift. 
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wurde nad diefer Auffaffung mit der Pr.B.U. Rein neues 
Prinzip eingeführt, fondern es blieb beim Alten, gleich als 
ob nichts geändert und der Artikel 15 überhaupt nicht vorhanden 
wäre. Tie Konfequenz aus dieſer Tatſache wurde am 18. Jun! 
1875 durd) die Aufhebung des Artikels 15 gezogen. „Das 
Verhältnis von Staat und Kirche, jagt Kahl), follte fortan über: 
haupt nicht mehr durch allgemeine der Mißdeutung preisgegebene 
Säße normiert werden, fondern ausſchließlich durch fpezielle ge- 
feglihe Beftimmungen geordnet fein.“ An der Brundlage des 
proteftantifhen Kirchenrechts wurde aljo meder durch die Ein- 
führung nod) durd) die Aufhebung des Artikels 15 etwas geändert. 
Nah wie vor gelten die für die einzelnen Kirchen erlaffenen, 
zum Teil fehr alten Spezialbeftimmungen — für die ſchleswig-hol— 
fteinifche Landeskirche 3. B. gilt prinzipiell noch die erfte Kirchen: 
ordnung vom 9. März 1542 °%) —, aus deren bunter Fülle die 
Riffenfhaft ein einheitliches Bild jeder einzelnen Landeskirche 
zu geminnen tradjtet. Doch ift zu beachten, daß im Laufe der Zeit, 
auch ohne ausdrückliche Beftimmung, die Beftalt der Kirche und 
ihr Verhältnis zum Staate, hinfichtlid ihrer Gelbftändigkeit oder 
Unfelbftändigkeit, fich geändert haben können, namentlid) zu den 
Zeiten, in denen neue Elemente, wie die |ynodalen, in den Kirchen- 
apparat eingefügt find. Tatſächlich ift die Verfelbftändigung der 
Kirche in Preußen nie ausdrüclid) verfügt worden, jo daß die 
Meinung, welche die proteftantifhen Landeskirhen Preußens 
heute für felbftändig hält, eine ſolche ſtillſchweigende Verſelb— 
ftändigung annehmen muß und audy annimmt. Aber bei dem 
Mangel einer ausdrüklihen Beltimmung ftreitet eine Vermu— 
tung dagegen wegen des Brundjaßes der Kontinuität des 


2) Kahl, Lehrfyitem des Kirchenrechts und der Kirchenpolitik, 
Freiburg und Leipzig 1894, ©. 198. 

#) Ehalybäus, Sammlung der Vorſchriften und Entfheidungen 
betreffend das Schleswig-Holfteinifhe Kirchenrecht, Schleswig 1902, ©. 1: 
auch ein minifterielles Memorandum aus dem Jahre 1856 ift zu 
nennen; bier heißt es: „Der gegenmärtige Zujtand der evangelifch-Iuthe- 
riſchen Landeskirche in den Herzogtümern Holftein und Lauenburg beruht 
weſentlich refpektive auf der ſchleswig-holſteiniſchen Kirchenordnung vom 
9. März 1542 und Herzog Franz des Jüngeren Kirdjenorönung d. d. Raße- 
burg den 25. März 1585 fo wie auf den betreffenden jpäteren Landesgeſetz— 
gebungen, läßt indeß ...“ (G. M. Bl. St. 44, ©. 397.) 
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Rechts 2"). Eben diefer Grundfaß weiſt die Kirchenrechtswiſſenſchaft 
ın die Vergangenheit jo gut wie in die Begenmwart; denn nur ein 
Bergleich des heutigen Zuftandes einer Landeskirche mit dem 
früherer Epochen kann zeigen, ob eine Veränderung jtattgefunden 
bat oder nidht, d. h. ob die Tatſachen, deren Xbjtraktion das. 
Recht ift, jo kontinuierlich find, wie der Brundfaß der Kontinuität 
des Rechts vermutet. Klarheit über das Wefen einer Kirche 
in der Bergangenheit wird auch die Klarheit des Bildes der 
gegenmärtigen befördern. 


bee aub des ſchleswig-holſteiniſchen 
Rechts.] Das gilt von der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche 
in verftärktem Maße. Denn außer dem eben vorgetragenen Ge— 
dankengange empfahlen hier bei der Einverleibung der Elbherzog: 
tümer in die preußifhe Monarchie politiſche Ermägungen, 
die epangelifchelutheriihe ZKandeskirdhe in ihrer bisheri- 
aen Beftalt und Stellung zum GStaate zu erhalten: es 
lollte an den beftehenden Zuftänden in den neu einverleibten 
Herzogtümern nur das unumgänglicd) „Notwendige geändert mer- 
den, um eine Angleihung an die redhtlihen Zujtände in der 
preußiſchen Gefamtmonardie herbeizuführen“, um die Gefühle 
der ZYandesbemohner nad) Möglichkeit nicht zu verleßen. Zu die— 
fem unumgänglid notwendig zu Andernden wurde die Landes- 
kirche nicht gerechnet. Da feit der Einverleibung der Herzogtümer 
im Sabre 1867 für die ſchleswig-holſteiniſche Landeskirche Reine 
Beitimmungen ergangen find, die ihr Verhältnis zum Staate aus: 
drücklich geändert hätten, fo daß eine Änderung nur implicite in 
der Geſamtheit der jeitdem ergangenen Bejtimmungen ausge: 
ſprochen liegen Rönnte, jo kann aud) für Schleswig-Holitein eine 
Anderung im Berhältnijfe der Kirche zum Gtaate nur und ihr 
beutiger Zuftand um fo leichter durd einen Bergleid) der Gegen— 
wart mit der Vergangenheit feftgeftellt werden. Auch die fchles- 


7) Im Jahre 1864 jedenfalls Konnte Tacobjon, Das Evange- 
liſche Kirchenrecht des Preußifchen Staates und feiner Provinzen, Halle 
1864, ©. 123 noch fchreiben, alfo als die Br. B.U. mit ihrem Artikel 15 
noch und der Oberkirdenrat ſchon beitand: „Während die röm.-kath. 
Kirche die ihrer Gelbjtändigkeit entfprechenden Befugniffe der Berf.-Urk. 
gemäß bereits erlangt hat, jieht die evangeliihe Kirche der Bewährung 
derjelben noch entgegen.“ 
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migsholjteinifche Kirchenrechtswiſſenſchaft ift ſomit binfichtlich des 
zu bearbeitenden Materials in die Bergangenheit und Begenmart 
zugleich gemiefen. 

[Die rehtlidhe Stellung des Konfiftoriums 
folgt aus der der Landeskirche.] Aus der redtlichen 
Beitalt der Kirche folgt die redhtliche Stellung des Konfi- 
ftoriums, weil es ein Organ ihrer Regierung if. Das er: 
aibt der Begriff des Organs (vergl. B.E.). Darum ift es ein 
Ctaatsorgan, wenn die Kirche Jelber ein Staatsdepartement, das 
Kirchenregiment eine Staatsfunktion ift; fie ift die einer Kirchen: 
behörde als eines Jelbjtändigen Verbandes, wenn die Kirche keine 
Staatsanftalt, das Kirchenregiment keine GStaatsfunktion ift. Er: 
Renntnis deffen, „mas die Kirche Jei“ 28), ift alfo conditio sine qua 
non der Erkenntnis der rechtlichen Stellung des Konfiftoriums,. 

[BermutungeinesXebhblersinderbisherigen 
Behandlung des Problems) Eine prinzipielle 
Torbemerkung fei noch der folgenden Unterfuhung gemadt: 
Es wurde eben feftgeftellt, daß die Kenntnis der Vergangenheit 
einer Zandeskirche die Erfaffung ihrer Gegenmart befördere, wenn 
nicht fogar bedinge; — das ift der Saß, auf dem die moderne 
bisherige Kirchenrechtswiſſenſchaft fußt und dem entiprechend fie 
die Bergangenheit einzelner LZandeskirchen zu erforfchen geſucht 
bat, ohne jedoch zu einiger Einigkeit über die Vergangenheit oder 
über die Gegenwart gelangt zu ſein. Berade aus den Tatjachen 
der Bergangenheit leiten ſich die entgegengejegten Meinungen 
ab, vornehmlidy aus denen der Reformationszeit: Die eine fieht 
dort eine — menigjtens prinzipiell — felbitändige Kirche als 
eigenen Verband im Gtaate, die andere eine Gtaatskirhe. Da 
jeder diefer Zuftände der Kirche, fofern beide unter dem gleichen 
Gefihtspunkte betrachtet werden, den anderen ausſchließt, indem 
die Kirche entweder nur ein felbftändiger Berband fein 
kann oder eine Staatskirdhe?), fo muß irgendwo beim 
Verſuche des Erkennens ein Fehler untergelaufen fein; der Fehler 


28) jiberfchrift von Conf. Aug. VII. 

*) Diefe Tatfache, einerfeits wohl zugegeben, wird andererfeits von 
der herrfchenden Meinung abgeleugnet. Denn diefe jagt in verfchiedenen 
Wendungen, daß — befonders in den neupreußifchen Provinzen, was 
alfo für diefe Arbeit in Betracht kommt, da Sclesmwig-Holftein zu ihnen 
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muß ein Denkfehler fein, da alle Erkenntnis auf dem zur Rede 
ſtehenden Bebiete durch Denken geſchieht. Wo im Einzelnen diejer 
Fehler gemadjt ift, ift unbekannt. Aber er läßt ſich charakteri- 
fieren als berubend auf einer Überjhäßung des Wertes 
der ſog. biftorifhen Methode. Die fie vornehmlich be- 
nußende Richtung der Wiffenfchaft geht von der richtigen Erwä— 
cung aus, daß im Berlaufe geihhichtlicher Entmwickelung die Lebens— 
eriheinungen ihr Wejen oder, wie Zorn a. a. D. jagt, ihre 
„Natur“ offenbaren. Dieje darum in der Geihichte zu finden, 
bat fie fi) zum Ziele gejeßt. Sie kann es natürlich nur erreichen, 
indem fie zunächſt den hiſtoriſchen Tatbeftand feftitellt. Dies Re— 
jultat ift aber niht Erkenntnis der Natur der 
betradbteten Zebenserfheinung, Jondern nur 
eine biftorifhe Anſicht darüber. Erſt philofophifche 
Abjtraktion gewährt die Möglichkeit philojophiiher Erkenntnis; 
denn eine ſolche ift die Erkenntnis der „Natur“ der Kirche. Diefen 
legten Schritt hat die Kirchenrechtswiſſenſchaft bisher nicht bemußt 
vetan; jondern fie ift nur zu einer hiftorifchen Anficht gelangt, dieſe 
für philoſophiſche Erkenntnis haltend. Nun ijt zu beachten, daß 
die ſog. hiſt oriſche Methode nur eines von mehreren Mitteln 
zur Erkenntnis iſt. Ebenjo gut kann — theoretifch wenigſtens — 
auch Tedigli” Abjtraktion des gegenmärtigen Zuftandes 
einer Lebenserſcheinung, hier der fchlesmig-holfteinifchen Landes: 


gehört — die Trennung der Kirche vom Staate noch nicht vollendet fei. 
So Shen in feinem Kirchenrecht (S.232): „In den neueren Provinzen 
ift dies (das freie Verhältnis der Kirche zum GStaate) allerdings anders: 
indem bier die Löſung der Kirde vom Staate noch nidt 
vollkommen durchgeführt ift ...“ So Gehling in feinem 
kleinen Kirchenrecht ©.136: „Das heutige Landeskirchentum ift hiftorifch 
aus der völligen Verfchmelzung von Staat und Kirche hervorgegangen. In 
einigen Landeskirchen ift dieje noch volljtändig vorhanden. In den 
meiften dagegen begegnen wir der Loslöfung, die ſich allerdings 
in verfhiedenen Abftufungen bemegt ...“. So aud 
nr. Goßler, ©. 8: „.. jo erklärt fi) dieje Verſchiedenheit aus der in 
ven jüngeren Landesteilen noch nit fo mweitvorgefdhrittenen 
2oslöfung der Kirche vom Staate.“ — — Hänel: Deutfches Staats: 
recht, im fyftematifhen Handbuch der deutſchen Rechtswiſſenſchaft von 
Binding, Leipzig 1892, ©. 150, hält die Kirchen für Sonderbildungen 
zwiſchen der „Selbftverwaltung“ und dem „freien Bereinsmwefen“. Die 
Stellung diefer Arbeit zu Hänels Bedanken folgt aus ihren Darlegungen. 
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kirche, zum Ziele führen; denn aud) in der Begenmart, die kom: 
menden Geſchlechtern Vergangenheit fein wird, offenbart fi) das 
Weſen der Lebenserſcheinungen. Darum ift es unpraktifch, ledig: 
ih in der Vergangenheit oder lediglich in der Gegenwart die 
Erkenntnis zu fuchen, richtiger vielmehr, Vergangenheit und 
Begenmart unter der Zeit als Einheit zu begreifen und zu fagen: 
in der Zeit offenbart fich die Natur der Lebenserſcheinungen; zur 
Erkenntnis ihrer Natur führt die Unterfuchung ihrer gejonderten 
fomohl als aufeinander bezogenen formellen und materiellen Be: 
ftandteile in der Zeit, d. i. ihrer Grundlagen. 


[Plan der Darftellung.] Diefer Weg mwird in Fol— 
gendem befcritten werden: Es merden bie einzelnen Stücke der 
Grundlagen von einander gejondert betradjtet werden und zwar 
je in zwei Abfchnitten: der erste foll fi immer mit einem Stüde 
der Brundlagen der Landeskirden im allgemeinen, der zmeite 
mit einem Stüde der Brundlagen der ſchleswig—-hcolſteiniſchen 
Landeskirche im befonderen befhäftigen. Daran foll fi) der Ber: 
ſuch einer Erfaffung des gegenwärtigen Tatbeftandes 
ber ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirdye reihen. Aus den ſämt— 
lichen fo gemonnenen Refultaten den Schluß auf die rechtliche Stel: 
lung des Konfiftoriums zu ziehen, wird einem leßten Teile vorbe- 
halten fein. Die gejamte Darftellung aber wird unter dem dop- 
pelten Befihtsminkel ftehen: jomohl die „Natur“ der 
Berfaffung der Landeskirdyen zu erkennen, als aud) die Ridht- 
linie der Entmwickelung feftauftellen, dies leßtere in der 
Ermägung, daß über die Begenmart als das Produkt der Ver- 
gangenheit bei Kenntnis der Faktoren der Bergangenheit ein 
Wahrſcheinlichkeitsurteil möglich ift; diefe Ermägung jelber wird 
durch die folgende Darftellung erläutert und verſtändlich werden. 


B. 3. Unterfuhung des Problems. 
I. Die theologijchen, jozialen und geichichtlichen Grundlagen 
der heutigen Landeskirchen im allgemeinen. 


[Die Brundlagen.] Eine breite Bafis hat diefe Unter: 
fuhung. Denn da die Divergenz der Meinungen über das Wejen 
der Zandeskirchen und der Konfiftorien auf einem Fehler des Er- 
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Rennens, d. i., da Erkennen bier durd) Denken gefchieht, auf einem 
Denkfehler beruht, und da unbekannt ift, mo der Fehler fteckt, To 
müffen die gefamten Grundlagen des Landeskirchentums einer 
kritifhen Betradhtung unterzogen werden. Die Grundlagen des 
Landeskirchentums find aber nicht bloß rechtliche 3°), Tondern fie 
liegen auf drei Gebieten, auf religiös-thbeologifhem, 


”°) Sie find aber aud) nicht rein theologifche, fondern die Fülle des 
Lebens ift es. So ſchreibt 3. B. Balfour in The foundation of belief, 
being notes introductory to the study of Theology, daß der Kampf um 
die Theologie, die doch ohne Zmeifel an der pofitiven Geftaltung der 
Kirchen beteiligt ift, außerhalb ihrer Grenzen geführt werden miüiffe. 
Vergl. J. Kaftans Beipredhung von Balfours Einführung in die The: 
ologie in den Preußiſchen Jahrbüchern, Bd. 82, 1905, ©. 402. Das hat in 
früherer Zeit die Kirche auch felbft eingejehen, wie retrofpektiv aus ihrem 
früher erhobenen Autoritätsanſpruch gegenüber allen menſchlichen Lebens: 
erfheinungen folgt; „denn die Kirchen mollten Beftaltungen des (ganzen) 
Lebens vergangener Zeiten fein“ vergl. Troeltfh, Das Wefen des 
modernen ®eiftes in den Breufßifchen Jahrbüchern 1907, ©. 30). — Der ne: 
famten Unterſcheidung liegt ein ähnliher Bedankengang zu Grunde, wie 
dem Kahlſchen Programm der Löfung des kirchenredhtlihen Problems 
(5.249), indem er nämlidy drei Methoden anmenden mill: 1. die rechts 
philofophifche, 2. die redhtsgefhichtlihe und 3. die rechtsdogmatiſche. Kaf- 
tan a. a O., ©. 80, Anm.2 meift darauf hin, daß in den Landeskirdhen 
Elemente nicht:religiöfer und nicht=theologifher Art find. Er nennt fie 
aber nidyt im Einzelnen, menn er von den Geparationsverfudhen urteilt: 
„Ras fie (nämlich fomohl große Volkskreife in lofer Kirchengliedichaft als 
auch kleinere angeregtere Kreije) in Wirklichkeit hält, ift die Qandes- 
kirche felbjt und zwar nit in ihrer Eigenſchaft als Staatskirche, 
fondern als die vonden Bäternererbte Kirche mit ihren alt- 
gewohnten Ordnungen undihbremporhandenen Beftg“, 
mofür des Ferneren feine Ausführungen ©.89 ff. über das landesherr- 
lihe Kirchenregiment zu vergleichen find. — Auch Franz Rendtorff 
bringt Beifpiele von Durchſetzung religiös-theologifher GBebanken mit 
andersgearteten bet, 3. B. mit national:völkifchen, in Die kirchlichen Ver: 
hältniffe in Nordfchlesmwig, in Deutſch-Evangeliſch, 1910, ©. 185. Rendtorff 
hält zwar die dort gezeichnete PVPerquickung für ungefund. Die Zeichnung 
felber ift aber lehrreich. Vergl. ferner die von Rendtorff zitierte Schrift: 
Tiedge, Die Zuftände in Nordichlesmig, Marburg 1909, Sonderdruc 
aus der Ehriftlihen Welt. Ferner die Antwort Baftor Tonnefens, 
des VBorfißenden des nordſchleswigſchen Paftorenvereins, ©. 390—394 der 
Ehriftlihen Welt, 20. Jahrg, Marburg 1910. — — Die fog. Nord: 
markfrage tft mie politifch eine der verworrenften, fo ſoziologiſch eine der 
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auf fozialem und auf rehtlidyem Bebiete. Die Theologie, 
die Soziologie und die Jurisprudenz müſſen darum dem Unterneb: 
men ihre Waffen leihen °'). Diefen drei Wiffenfchaften werden je 
zmei Abfchnitte zugewieſen werden, je einer in einem allgemeinen 
Teile, der die Grundlagen der Landeskirchen als Typus zum Gegen: 
ftand haben wird, und je einer im zweiten Teile über die be- 
fondere Natur der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche. 


I. 1a. Die theologiſchen Grundlagen der heutigen Landeskirchen 
im allgemeinen. 

[Der Kirhenbegriff ein thbeologijdh-dog- 
matifher Begriff] Daß das Landeskirdentum Wurzeln 
im religiöfen Gebiete hat, erhellt ohne meiteres, da „der 
Begriff Kirche (Exxinota, ecclesia) felber ein theologiſch-dogmati— 
ſcher“ ift 2). Nicht indeffen in ihrem allgemeinen Berftande, dem 
naturmiffenfhaftlihen, kommt hier die Religion in Frage, fon: 
dern, ba die fchlesmwig-holfteinifche Landeskirche eine evangeliſch— 
Iutherifche ift — mie denn ihre offizielle Bezeichnung in der Ge— 
ſetzesſprache „evangelifch-Iutherifche Kirche Schleswig-Holfteins“ 32) 
lauten — in dieſem Abſchnitte über die heologiſchen Grund— 
lagen der Religionsbegriff evangeliſch-lutheri— 
ſcher Faſſung. Und zwar intereſſiert in dieſem Zuſammen— 
hange der genannte Religionsbegriff, als der Luthers, 
weil ihm als Beſtandteil ein beſtimmter Kirchenbegriff 
weſentlich iſt. Dieſer Kirchenbegriff alſo iſt zunächſt klarzuſtellen. 

ſeuthers Kirhenbegriff,]) Luthers Kirchenbegriff 
iſt keine iſolierte Schöpfung zu einem iſolierten Zwecke; ſeine 
intereſſanteſten Fragen unſerer Zeit; hoffentlich vergönnen ſpätere Tage 
dem Verfaſſer, auf ſie unter ſoziologiſch-wiſſenſchaftlichem Geſichtswinkel 
zurückzukommen. — — Gallwitz, Hans, Die Grundlagen der Kirche, 
Eiſenach und Leipzig, ohne Jahr, berührt ſtellenweiſe ähnliche Fragen. 

31) Der theologiſchen und der Rechtswiſſenſchaft find hinſichtlich der 
Pröglichkeit der Erkenntnis Grenzen gezogen. Über die Grenzen der 
rechtswiſſenſchaftlichen Erkenntnismöglichkeit vergl. in dieſem Zuſammen— 
hange Rothenbücher, Die Trennung von Staat und Kirche ©. 436. 
Auf den Grundgedanken R.s hoffe ich ſpäter eingehen zu können. 

=) Zorn, Lehrbud €. 3. 

3) Mergl. den Bublikationsbefehl der fehlesmig-holfteinifhen Kir: 
dhengemeinde: und Synodalordnung vom 4. November 1876. 
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Kirche tft nicht einem Apparate, einem Werkzeuge oder einer Wa: 
Ihine zu vergleichen, wie von einer Staatsmaſchine gefprochen 
wird; nicht hat Luther den Kirchenbegriff gemadht, um eine 
Folie zu haben, einen äußeren Nahmen für die, die ſich mit ihm 
von Rom losreißen würden, damit fie in diefem Rahmen lebten. 
Eondern Luther ift jein Kirchenbegriff in feinem Ringen um eine 
Beltanihauung als ein organiſcher Teilder Weltan— 
ihauunggemwadfen. Das hat den Charakter des Kirchen: 
begriffes beftimmt. Der Kirchenbegriff ſteht für Luther im engjten 
Zuſammenhange mit dem Gabe, mit dem er fi) von Rom losriß, 
mit feiner Lehre vom rechtfertigenden Glauben °%). 

fein Teil feiner religiöjen Ideologie.) Im 
Zentrum ®) der religiöjen Tdeologie Luthers jtehen, wie es einer 
ſolchen Ideologie weſentlich ift, die Begriffe Bott, Welt und Menſch. 
Ihre Relationen ſah Luther folgendermaßen: Die Gebundenheit 
des Menfchen an das Räumliche und Zeitliche, d. i. an die Welt, 


— — — 





A) Das wird aus Luthers Entwicklungsgang ganz beſonders deut: 
lid. Denn zur Zeit der Leipziger Disputation 1519 glaubte er noch ganz 
auf deren Boden mit ihrem Saße: „Extra ecclesiam nulla salus“ au ftehen, 
worüber man Kolde, Luthers Stellung zu Konzil und Kirche bis zum 
Womſer Reihstag 1521, Gütersloh 1876, ©. 53, vergleiche. Später mit der 
Veränderung ſeiner gefamten Weltanſchauung, nicht bloß gegenſätzlich zur 
katholiſchen Kirche, änderte fih aud fein Kirchenbegriff. Im übrigen 
vergl. Köftlin, Artikel Kirche in der Realencyklopädie für protejtan- 
tifche Theologie, 3. Aufl., 3. Bd., ©. 335; ebenfo troß völlig anderer Anficht 
von Luthers Kirhenbegriff Troeltjc in den Goziallehren des Ehriften- 
tums ©. 448; wie Köftlin au Bottfhik a.a.d. S. 565 ff. Ten folgen: 
den Darlegungen liegen neben den zitierten eigenen Lutherworten die Aus: 
führungen Troeltſchs in den Gosiallehren des Ehriftentums und Kö ft - 
lins a. a. D. zu Grunde; fie meiden aber von Troeltſch prinzipiell, von 
Köftlin in der Kormulierung ab, da fie fi) in dem Bedankenkreife der 
neueren Soziologie bewegen. Wie Köſtlin hält insbefondere Bott- 
ſchiſck, Huß’, Luthers und Zminglis Lehre von der Kirche in der Zeitfchrift 
für Kirchengeſchichte VIII, 1886, Luthers Kirche in den Bezeichnungen 
communio sanctorem oder fidelium für richtig definiert; jedenfalls hält 
er fie nit wie Troeltfh für etwas rein Gpirituelles, Supranaturales 
gegenüber der communio sanctorum. 

 Pergl. Harnack, Dogmengeſchichte, letztes Kapitel; fo aud) 
Diltbey in den Preußifhen Jahrbüchern 1894, ©.46: „Es hat niemals 
ein religiöfes Erlebnis gegeben, welches nit das Verhältnis des Gelbft, 
Gottes und der Welt in der Religiofität zugleich als einen Borftellungs- 
zujammenbhang bejaß ...“ 
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bat eine Trennung des Menfchen von Bott bewirkt. Das weiß 
der Menſch durch fein fog. Sündenbemußtfein; bezeichnet doch das 
Wort ?*) „Sünde“ im heutigen Spradjinne geradezu Trennung 
von Bott. Dem Bemußtjein des Betrenntjeins von Bott ſteht ver: 
nıöge der göttlichgeijtigen, durd) die Bindung an die Welt von 
Bott getrennten Geite eine Gehnjucht des Menſchen nad) Wieder: 
vereinigung mit Bott gegenüber oder, da die „Sünde“ der Men: 
ſchen ſich in ungöttlicdy-geiftigen Handlungen ausdrückt und diefe 
mit der Sünde gleichgejegt und mit demjelben orte bezeichnet 
werden, eine Sehnſucht nad) Vergebung der Günden, jfage nad) 
Aufhebung der Trennung von Bott. Luthers Denken drehte ſich 
alfo um die beiden Pole, die nah) Kant dem Menſchen mwefentlid) 
find: ihm rangen die Einheitsbeftrebungen der Vernunft mit dem 
zergliedernden Berjtande °”), der in allen Erſcheinungen nur die 
Eriheinungen und deshalb nur eine Bielheit von untereinander 
und von fich felbft getrennten Erjcheinungen fieht und ſehen Rann. 
Luther trat indejjen nicht wie der Königsberger Denker als Phi— 
Iofoph an die getrennten drei Begriffe heran, jondern der Rahmen, 
in dem er die Löſung des Problems der Sündenvergebung, d. i. der 
Erlöfung des Menſchen juchte, war ihm von vornherein vorge- 
zeichnet im Chriftentum. Das bedeutete für die Praxis feines 
religiöfen Denkens zweierlei: Die Stellung auf die Lehre Ehrifti, 
mie fie in der Bibel enthalten ift, und damit auf die Bibel als 
die pofitive Grundlage, und die Ausjcheidung aller menfchlid)- 
philoſophiſchen, nicht auf der Bibel beruhenden und hinfichtlid) 
ihres GSpielraumes durch ſie nicht befchränkten Spekulation. 
Darum war Luther die Erlöjung des Menſchen allein durch die 


*) Sünde, Berfehlung gegen das Gittengefeß; „weitgermanifches 
Wort (...) alte Berbalabftraktbildung zu einer Wurzel sun — mit dem 
Begriffe der Verteidigung und PVermeigerung ..., im falifchen Geſetze 
sunia, sonia (in lateinifher Form sunis), Entſchuldigung, Vermeigerung 
des Erfcheinens vor Gericht aus triftigem Grunde; ... von den Mifii- 
onaren als Entſprechung des geiftlich lat. peccatum aufgenommen (gleich: 
fam = Auflehnung gegen den höchſten Richter Ehriftus, Up. G. 10, 42 u. ö.) 
und als kirchlicher und fittliher Begriff umgeprägt, wodurd die An- 
wendung im Recht verdrängt wurde.“ Aus dem Deutihen Wörterbud, 
von Moriß Heyne III. Bd., Leipzig 189. 

2) Schäffle, Bau und Leben des [ozialen Körpers, 2. Aufl., 
Tübingen 1890, ©. 57. 
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Gnade Gottes möglich, d. i. durch „den im Evangelium und in 
Chriſti Liebe und Befinnung zu den Menſchen erkennbaren Liebes: 
willen Gottes“ ?), Die Gnade Bottes erlangt der Menſch als ein 
Geſchenk allein durch den Blauben, den perfönlidhen, durch Men— 
hen oder durch eine kirchliche Anftalt, wie nach der katholifchen 
Lehre, nit vermittelten Blauben. Die Bielhbeit aber 
derer,diedurdhh den Blauben mit Bott vereinigt 
find, wird zugleih durch die gemeinfame Bezie- 
bung aller Einzelnen zu Bott und Damit zuein- 
anderzueiner@inheit,jihjelberjofühlend und 
alfo von Bott durdh Ehrifti Stiftung geordnet. 
Tiefe Einheit, die congregatio sanctorum et 
vere credentium, ift die Kirche. Darauf aber legt 
Luther bejonderes Gewicht, daß die Kirche „von Bott geftiftet“ ift; 
vergl. Conf. Aug. VII und VIII: „Und hat ihn (nämlich Ehriftus) 
zum Haupte gejeßt der Gemeine, welche ift der Leib und die 
Fülle des, der alles in allem erfüllet.“ 


Der gemeinfame Blaube alſo ift der organifcdhe Be- 
jtehungspunkt für die Vereinigung der Bielheit der Menjchen zur 
kirhlidhen Einheit, zur „Bemeinde der Heiligen“. „Wer mwirklid) 
gläubig und in diefem Sinne heilig geworden jei und welche gute 
Merke wahrhaft Frucht des Blaubens und heiligen Geiſtes feien, 
das läßt fi nicht finnlih wahrnehmen oder jehen. An diefem 
Einne lehrt Zuther, daß die Kirche oder Gemeinſchaft Ehrifti nicht 
Begenjtand des Sehens, fondern des Blaubens fei“ 3%). Indeffen 
„beiteht ... dieſe Gemeinde nicht bloß in der dee oder als Ideal, 
jondern real in diejen realen gläubigen Heiligen Gubjekten“ *°). 

[Luthers Kirde niht bloß in der Idee, fon- 
dern real,] Daß eben diefe Einheit der realen, gläubigen, 
heiligen Gubjekte die Kirche jei, betont Luther *) mit Nach— 


=), Troeltſch a. a. DO. ©. 437. 

*) Köftlin.a. a. DO. 6.336. Die folgenden Zitate aus den ſym— 
bolifhen Büchern find der Ausgabe von Müller, Die ſymboliſchen Bücher 
der evangelifch-Iutherifchen Kirche, 10. Aufl., Gütersloh 1907, entnommen. 

) Röftlina. a. O. 

4) Die zahlreichen Zitate aus Luthers Schriften find außer zur 
Illuſtration feines Kirchenbegriffes namentlid gegen Troeltfch heran: 
gezogen. Nach Troeltſch ift Luthers Kirche etwas ganz anderes. Wud) 
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druck in den Ausführungen des großen Katehismus zum 
dritten Artikel (Müllera. a. O. ©. 456): „Tie heilige chriftliche 


er jagt, daß Luthers Kirchenbegrifj mit feiner gejamten Weltanſchauung 
zufammenbhinge, infonderheit mit feiner Lehre vom rechtfertigenden 
Glauben. Aber die Kirche Luthers ſei eigentli nicht die Gemeine der 
Heiligen, jondern Grundelement von Luthers Kirchenbegriff fei das- 
jenige, was den Blauben bemirke: das Wort Gottes, mie es in der 
Bibel enthalten fei, in Verbindung mit den Sakramenten; aber das Wort 
ftehe durhaus im Bordergrunde. Denn ihm jei an ſich die Kraft eigen, 
Sie Aufhebung der Trennung des Menſchen von Gott und die Gemeinſchaft 
des Menſchen mit Gott zu bewirken, während die mit dem Worte zugleich 
als Kennzeichen der Kirche genannten Sarramente nur „das Evan- 
gelium der Gündenvergebung vergemiljernde Riten und Gnadenzeichen“ 
feien (S.448 a. a. D.). In jeder Beziehung ftehe das Wort im Vorder: 
orunde. Dies „Wort, feine Grundlage in der Bibel, feine Beranfchau- 
lihung im Sakramente und feine Verkündigung in der Predigt, ift ihm 
(Zuther) ein allen Individuen vorgeordneter objektiver Gtiftungsfhag“ 
(©. 449). Dieſer Stiftungsiha gehöre zu der von Chriſtus gejtifteten 
Gnadenanftalt, der Kirche, die von dem Maße ihrer jubjektiven VBermirk- 
lihung gänzlidy) unabhängig fei. Die Kirche fei für Luther eine Anftalt, 
nicht nur weſentlich unabhängig von den einzelnen Gläubigen, fondern 
ſogar ihr Produzent; denn allein da, aber aud) überall da, wo Wort und 
Sakrament feien, fei aud) die Kirche, wie es in der Conf. Aug. Art. VII 
ausgedrückt fei. Die Stelle lautet: „Est autem ecclesia congregatio sanc- 
torum, in qua evangelium recte docetur et recte administrantur sacra- 
menta.“ „Und wäre nur ein Bläubiger dg“, fagt Troeltſch, a. a. O. 
S. 450, „jo wäre die Kirche als Anitalt da; denn fie ift im Worte als dem 
immer wundertätigen, nie dauernd leer zurückkommenden Produzenten 
der Gemeinfchaft immer virtuell vorhanden.“ Troeltjc jagt fogar, 
daß felbft, wenn kein Gläubiger da jei, dennoch die Kirche (Luthers) vir- 
tuell vorhanden fei. Demgegenüber meint die im Texte vertretene Auf- 
faffung auf Grund der Zitate aus Luthers Schriften, daß fein Kirchen: 
begriff fi nicht trennen laffe von den einzelnen Bliedern in ihrer Ein- 
beit. Die Kirche ift nicht eine Gnadenanftalt mit einem den Bläubigen 
vorgeordneten Gtiftungsihaße, aljo den Individuen Transzendentes, fon- 
dern in eben den Individuen Begründetes, fie jelber in ihrer organijchen 
Einheit. Dies ergibt die ausdrückliche Gleidyjegung der Kirche mit com- 
munio sanctorum, danad) die Kirche keine von den Bläubigern getrennte 
Anftalt fein kann; das ergibt aber auch gerade der Text des Urt. VII der 
Conf. Aug. (vergl. den oben zitierten Tert), auf den Troeltfch fid 
beruft dafür, daß allein da, aber aud) überall da, wo Wort und Gakro: 
ment feien, auch die Kirche fei, mithin, daß im Vordergrunde Wort und 
Sakrament ftünden. Aus diefem Artikel ergibt fi) vielmehr ausdrücklich, 
daß nicht Wort und Sakrament in ihrer Zugehörigkeit zu der von Chriſtus 
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Kirche heißet der Blaube communionem sanctorum, eine Gemein: 
Ihaft der Heiligen, denn es ift beides einerlei zuſammengefaßet *?). 
Uber vor Zeiten das eine Stück nicht dabei geweſen ift, auch übel 


geitifteten Bnadenanitalt als objektiver Stiftungsihaß die Kirche bilden, 
Tondern, daß fie etwas Anderes find als KRonjtitutive Beftandteile der 
Kirche. Die Kirche ift nach Conf. Aug. Art. VII die „congregatio sancto- 
rum“; in ihr, alfo als etwas ihr gegenüber Bejonderes, wenn auch in Re- 
lation zu ihr Stehendes, wird das Wort gepredigt und werden die Sa— 
kramente verwaltet: „in qua evangelium recte docetur et recte admini- 
strantur sacramenta.“ Die Nebenfädlichkeit von Wort und Sakrament 
für die Kirche als folche erhellt zum üÜberfluffe daraus, daß beide, Wort 
und Sakrament, nur in einem Nebenjabe genannt find, der fid) vollends 
nit einmal auf das Gubjekt des Hauptjages „ecclesia“, ſondern auf 
deffen PBräbikatsnomen „congregatio“ bezieht. — Ein von Troeltſch 
felbft, allerdings in einem anderen Zufammenbange (©. 437 a. a. D.), zi⸗ 
tierter Schriftfteller, Breufß, Die Entwicklung des Schriftprinzips bei 
Luther bis zur Leipziger Tisputation, Leipzig 1901, ſpricht jogar von der 
„Kirchen gründenden Bemwalt“ des Wortes (S.12 und passim ähnlich), 
lehnt aljo die pentifizierung des Wortes mit der Kirche ab, die 
Troeltſch mwenigftens nabelegt. — Unklar fagt Möller-Kamerau, 
L2ehrbudy der Kirchengejchichte III, Sammlung theologifeher Lehrbücher 4, 
3. Aufl., Tübingen 1907, ©. 389, daß das Recht der lutheriſchen Kirche das 
Evangelium jei; ebenfo Troeltfc in Religion und Kirche ©. 235, daß die 
Kirche, weil fie für die innere Frömmigkeit gefchaffen, auf die reine Lehre 
gebaut und mit ihr verwadjfen fei. Bergl. übrigens den Teil 
diefer Arbeit „Die fozialen Grundlagen der Landes— 
kRirhenimallgemeinen“ — Gedenfalls nicht der Kirchenbegriff im 
Troeltſch'ſchen Sinne wurde feither in Schleswig:Holftein geglaubt, 
fondern der im Texte vertretene. Das läßt fih u. a. erfehen aus einem 
Büchlein, das 1841 in Kiel in 77. Auflage erſchien; es heißt: Kurzer 
Unterridt im Ehriftentume zum richtigen Verſtehen des kleinen Ka- 
tehismus Lutheri. Auf allerhöchſten Befehl zum allgemeinen Bebraude 
in den Schulen der Herzogtümer Schleswig und Holftein verordnet. Kiel 
1841. Hier heißt es in Frage 94: „„Wie heißen diejenigen, welche Jeſum 
für den Heiland der Menſchen erkennen?“ „Alle diejenigen, welche be: 
kennen, daß fie an Jeſum glauben und nad) feiner Lehre leben wollen, 
heißen Ehriften, oder die Bemeine des Herrn, die Kirche Ehrifti.“ Röm. 12, 
4. 5. „Gleicherweiſe, als wir an Einem Leibe viele Blieder haben, alfo 
find wir aud) viele Ein Leib in Chrifto.“ U. Ein Leib, das ift, Eine 
Gemeine, Eine Bejellihaft von Ehriften.“ Das deckt fi) denn mit dem 
Kirhenbegriffe Liskos, mie er ihn kurz hinjtellt in feinem Chriſtlich— 
apoftolifchen Blaubensbekenntnis, Berlin 1845, ©. 176 ff. 


22) Sanctam christianorum ecclesiam communionem sanctorum 
fides nominat — lautet der lateinifhe Tert. 
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und unverftändlidy verdeutjcht, eine Gemeinſchaft der Hei- 
ligen. Wenn mans deutlid) geben follt, müßte mans auf deutfche 
Urt gar anders reden, denn das Wort ecclesia heißet eigentlich 
auf deutſch eine Verfammlung. Wir find aber gemohnt, das 
Wörtlein Kirche, mweldes die Einfältigen nit von einem 
verfammelten Haufen, fondern von dem gemeiheten Haufe oder 
Gebäu verftehen, wiewohl das Haus nit jollt eine Kirche 
beißen, ohn allein darum, daß der Haufe darin zufammen: 
kömmt; denn mir, die zufammen kommen, machen und nehmen 
uns einen fonderliden Raum und geben dem Haufe nad) dem 
Haufen einen Namen.“ 

„Alſo heißet das Wörtlein Kirche eigentlidy nicht anders, 
denn eine gemeine Sammlung, und ijt von Art nidyt deutich, Ton: 
dern griechiſch (mie auch das Wort ecclesia) denn fie heißens auf 
ihre Art Kyria, wie mans aud) lateinifch curiam nennet. Darum 
follts auf recht deutſch und unjer Mutterfpradye heißen eine chrift- 
lie Gemeine oder Sammlung, oder aufs allerbefte und Rlärefte 
eine heilige Chriftenheit. 

Ylfo aud) das Wort communio, das daran gehängt ift, follt 
nidgt Bemeinf&haft, fondern Bemeine heißen. Und ift 
nit anders, denn die Bloffe oder Auslegung, da jemand hat 
mwöllen deuten, was die dhriftliche Kirche heiße. Dafür haben die 
Unferen, fo weder lateiniſch noch deutſch gekonnt haben, gemadhet 
Gemeinfhaft der Heiligen, fo doch heine deutfche 
Sprade fo redet nod) verftehet. Aber redyt deutſch au reden, follt 
es heißen ein Bemeine der Heiligen, das ift, eine ®e- 
meine, darin eitel Heilige find, oder noch Rlärlier eine hei— 
lige Bemeine*). Das rede idy darum, daß man die Wort: 
Gemeinſchaft der Heiligen verftehe, weil es fo in die Bemohnheit 
eingerißen ift, daß ſchwerlich wieder herauszureißen ift, und muß 
bald Keßerei fein, wo man ein Wort ändert.“ 

Entſprechend heißt es im zwölften ſchmalkaldiſchen Artikel: 

„Denn es weiß, Bott Lob, ein Kind von fieben Jahren, 
mas die Kirche fei, nämlid) die heiligen Gläubigen und die Schäf— 
lein, die ihres Hirten Stimme hören.“ (Müller a. a. D. ©. 324.) 

Die Form der Zufammenfaffung der Heiligen Gläubigen 
zu einer Einheit ift in der Apol. Conf. Aug. Art. VII und VIII 


“) Alles ift von Quther felbft unterftrichen. 
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„non der Kirchen“ folgendermaßen gezeichnet (Müller a. a. O. 
5.152): „... und diefelbe Kirche wird allein genennet in ber 
Schrift Chriftus Leib “) Denn Chriſtus ift ihr Haupt und 
heiliget und jtärket fie durch jeinen Beijlt, wie Paulus zu den 
Ephejern am 1. jagt: Und hat ihn gejeßet zum Haupt der Ge— 
meine, welche ift jein Leib und die Fülle des, der alles in allem 
erfüllt. Darum, in melden Ehriftus durch feinen Geiſt nidts 
wirket, die jein nieht Bliedmaß Ehrijti.“ 

faber ohne organifatorifhes Prinzip.) Wie 
Ihon in dem angeführten Sage Köftlins gejagt, ift die Kirche als 
Bemeinde der Heiligen nicht bloß etwas Tdeelles oder Ideales, 
jendern „fie gibt fi) aud) Rund im äußeren, finnlid wahrnehm— 
baren Dajein“, nämlidy außer in Handlungen der Einzelnen und 
der Bejamtheit voll göttlich-geiftigen Sinnes in dem, durd) das der 
einzelne Menſch und die noch nicht als Einheit gedachte Vielheit 
der Menſchen — im Begenjaßke zu Hus, der die Bielheit der 
Kirdyenangehörigen unter der praedestinatorum universitas als 
Einheit begriff — alleine zum mit Bott vereinigenden Blauben 
kommt, nämlih durd die rehte Predigt des Vortes 
und die rechte Bermwaltung der Sakramente. Die 
lutheriſche Kirche drückt das in der Conf. Aug. fo aus: „ecclesia est 
congregatio sanctorum, in qua evangelium recte docetur et recte 
administrantur sacramenta“ *) und in der Apologie der Eonfelfio 
am entiprechenden Orte (Müller a. a. DO. ©. 152): „Und diejelbige 


), Bon mir unterftrichen. 


5) Lenzz, Luthers Lehre von der Obrigkeit, ©. 249, drückt es, 
fonderli in Übereinftiimmung mit dem 12. fhmalkaldifhen Artikel fo 
aus: Die Kirche Luthers ſei dasjelbe ıwie das Ehrijtentum; „alles Andere 
ift Notkirche und Notbehelf“, nämlid die jogen. PVerfafiungselemente; 
denn Luthers Kirche in ihrem theologifhen Verſtande, in dem fie auf 
die Bibel als auf die einzige Grundlage gegründet ift, hat keine Ber: 
faffung, hödjftens einen Ordnungsgrundfaß, die Gottes: und die Nädhften- 
liebe. Luthers Kirche war ohne Organifation, vergl. Troeltſch a. a O. 
550; wenn man ihr eine Berfaffung zufchreiben zu müſſen glaubt, fo 
kann man nur mit Dilthey (Preußiſche Jahrbüdher 1894, ©. 58) fagen: 
„... Für Luther war die Organifation die Betätigung des Blaubens in 
der weltlichen @efellfhaft und deren Ordnung gelegen“; ebenfo aud) 
Sohm, Kirchengeſchichte im Brundrig, 17. Aufl., Leipzig 1911, ©. 134 ff.; 
aber das liegt alles eigentlich nicht mehr auf dem Gebiete der theologifchen 

g® 
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Kirche hat doch auch äußerlich Zeichen, dabei man ſie kennet, näm⸗ 
lich wo Gottes Wort darin gehet, wo die Sakrament dem— 
ſelbigen gemäß gereicht werden, da iſt gewiß die Kirche, da ſein 
Chriſten.“ Eine notwendige Relation beſteht alſo zwiſchen der 
Kirche und dem Worte und Sakramente, doch ſo daß im Vorder— 
grunde über und vor ben Sakramenten und dem Evangelium die 
Kirche *) als congregatio sanctorum fteht. Diejem entjprechend 
bringt der Art. VII der Conf. Aug. die Definition der Kirche in 
einem Hauptſatze: „ecclesia est congregatio sanctorum” — und 
drückt die Bedeutung von ort und Sakrament für die Kirdye 
in einem auf das Prädikatsnomen des Hauptjaßes bezüglichen 
Relativfage aus: „... congregatio, in qua evangelium recte docetur 
et recte administrantur sacramenta.“ Un der richtigen Bermal: 
tung von Wort und Sakrament alfo wird die Kirche bloß fichtbar, 
fo daß in diefem Sinne ſich jagen läßt: Die Bermwaltung von 
Wort und Sakrameiıt fei der foziale — oder, ıwie Troeltſch es 
nennen würde, der foziologifhe — Beziehungspunkt für die Biel- 
heit der Gläubigen als eine Einheit = Kirche. 

[das Vort kein organifatorifhes Prinzip;] 
Was ift nun das Wort? Was das Sakrament? Xas 
find diefe beiden einzigen Mittel, duch die Menjchen zum 
Blauben, zur Wiedervereinigung mit Gott und — zum Sufammen: 
fchluffe mit anderen Menfchen kommen? Es wäre an fid) möglid), 
daß das Wort Gottes bei Luther neben dem rein religiöjfen Be— 
fehl aud) den Befehl zur Organifation durd) eine Verfaſſung ent: 
bielte; wie denn die katholiſche Kirche, in ihrem Sinne aud) auf 
das Wort Gottes gegründet, ihre verfaffungsmäßige Organifa- 
tion auf Gottes Befehl zurücführt, alfo auf einen ihr jelber 
transzendenten Willen, und jo ſich felber als eine Anſtalt be- 
tradhtet. In der Tat ift Ähnliches behauptet worden. Zwar wird 
das allgemein zugegeben, daß nad) Luthers Lehre im Worte 
(Bottes der Kirche keine, 3. B. der katholifchen, irgendiie, ſei es 


Brundlagen des Landeskirhentums. — Wenn übrigens Troeltjcd dem 
Zuthertum aus feiner Organifationslofigkeit eine weſentliche „Leid: 
famkeit“ zuſchreibt, fo tut er das, mie fih aus dem Abjchnitt über die 
foztialen Grundlagen des Zandeskirdyentums im allgemeinen ergeben 
wird, zu Unrecht. 

“) Vergl. die obigen Bemerkungen gegen Tro eltſch. 
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äußerlich der Form nad), fei es gejchmeige innerlid der Bedeu— 
tung für die Erlöfung der Menjchen nad), ähnlidye Organifation 
negeben fei; aber es ift doch geſagt morden, daß das Pfarr: oder 
Tredigtamt *) fold) organifierendes Element enthalte, wie 
es praktifch in den proteftantijchen Kirchen aud) eine überragende 
Bedeutung hat. Berftändlich ift diefe Meinung an der Hand der 
großen Bedeutung von Wort und Gakrament für die Erlöjung 
des Menſchen und der daraus fließenden großen, praktifch alles 
andere überragenden Bedeutung des Amts der Wort- und Sa—⸗ 
kramentsvermwaltung und, meil es im Art. V Conf. Aug. heißt: 
„ſolchen Glauben zu erlangen hat Bott das Predigtamt einge- 
jeßet, ...“ Indeſſen fie ift falihd. Das ergibteinmaldas 
Wefen der beiden Elemente, die den Blauben und ſo— 
mit die Kirche bewirken, des Wortesund Sakramentes, 
deren Bermaltung der Inhalt des Predigtamtes ift. Das Wefen 
des Wortes, ob es ein organtifierendes Prinzip ent- 
halte, wird am beften erkannt aus feiner Wirkung, dem Glauben. 
Dem aber liegt inhaltlidy jedes organifierende Prinzip fern, auch 
bezüglid des Pfarramtes, vielmehr ift fein Objekt allein der 
Gnaden |pendende Liebesmille Gottes. Im Art. IV der Apol. Conf. 
ift das in dem Abſchnitt: „Was der Glaube ſei, der für Bott 
fromm und gerecht madıt“ folgendermaßen ausgedrükt (Müller 
a. a. O. ©.%): „Darum der Blaube, welcher für Go!t fromm 
und gereht madıt, ift nicht allein diefes, daß ich wiße die Hi- 
ftorien, wie Chriftus geboren, gelitten etc. (das miffen die Teufel 
auch), ſondern iſt die Bemißheit oder das gewiſſe Starke Vertrauen 
im Herzen, da ich mit ganzem Herzen die Zufag Gottes für ge- 
wiß und wahr halte, durch welche mir angeboten wird ohne mein 
Verdienft Vergebung der Sünde, Gnade und alles Heil durd) 
den Mittler Ehriftum.“ 

[auh die Sakramente nidht)] Das Sakrament 
aber hat eine ſolche organijierende Kraft auch nicht; denn es ift 


7) Die bewußte Begenfählichkeit in Luthers Predigtamt zum ka- 
tholiſchen Priefteramte gut formuliert bet Thbeinerta. a. D. ©. 85: „Der 
Ratholifchen Kirche, die auf dem herrſchaftlichen Prinzip einer Scheidung 
zwiſchen dem clerus ducens et docens und populus ducendus et docendus 
fußt, trat Luther gegenüber und ſtrich mit feinem Saße vom „allge- 
meinen Brieftertum“ die Hierarchie.“ 
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nur ein die Sündenvergebung vergemiffernder Ritus. Go heißt 
es im großen Katechismus Pars V. De Sacramento Altaris 
(Müller a. a. O. ©.503): „Nu iſt ja das ganze Evangelion und 
Artikel des Glaubens: Ich gläube eine heilige chriftlihe Kirche, 
Tergebung der Sünden etc. durch das Wort in dies Sakrament 
gefteckt und uns fürgelegt“; ohne das Wort fei Rein Sakrament, 
fondern nur Brot und Wein. Die Berbindung bes Wortes 
mit dem Brot und Wein ift bei Luther myſtiſch; in ihr liegt eine or: 
ganifierende Kraft ebenfalls nit. — Auch das Gakrament der 
Taufe enthielt kein das Amt feiner VBermaltung organifatorifch 
madendes Prinzip; denn die „Taufe ift nidts anders denn 
Gottes Wort im Waffer *)....“ Art. V Smale. (Müller a. a. O. 
S. 320). Was alfo eben vom Worte gejagt wurde, gilt audy von 
der Taufe; auch fie ift nur ein die Gündenvergebung verge- 
mwiffernder Ritus, wie der Art. IX Conf. Aug. lehrt: „Bon der 
Taufe wird gelehrt, daß ... durch fie Gnade angeboten merde“ 
(Müller a. a. D. ©. 40). 

Das Amt der Wort: und Sakramentvermaltung ift vielmehr 
ein freies, an fich jedem zuftehendes — das ſog. freie Prieftertum 
aller Gläubigen. Es fteht nur und eben dem zu, der die Gabe dazu 
hat — ein von den Quäkern rein durchgeführter Brundfag — 
deffen Ausübung nad) Luthers Lehre um der Ordnung in der 
Gemeinde millen an einzelne bejtimmte Perfonen gebunden ift. 
Fall ift es darum zu fagen, das Predigtamt organiliere, wenn 
aud nicht theoretifch, jo doch praktifch, die Iutherifche Kirche ebenfo 
wie die katholiſche. Vielmehr hat Troeltſch NRedt: in bezug 
auf das den Glauben produzierende Wort ift der Prediger nur 
deffen Durchgangsftelle und nur als folche göttlich geordnet. Nur 
dem entjprechend heißt es im Art. V Conf. Aug. vom Predigt: 
amte: „Solden Glauben zu erlangen, hat Bott das Bredigt- 
amt eingefegt, Evangelium und Sakrament ge: 
geben...“ (Müller a. a. O. ©. 39). 

Außer aus dem Weſen des Wortes und der Sakramente 
folgt aus dem Art. V Conf. Aug. daß nicht im Predigtamte und 
um es herum die Gemeine der Heiligen, die Kirche folle organifiert 
fein; er lautet (der lateinifche Tert ift Rlarer, Müller a. a. O 


's) Mon mir unterjtrichen. 
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&.40): „Ut hanc fidem consequamur, institutum est ministerium 
docendi evangelii et porrigendi sacramenta.. Nam per verbum 
et sacramenta tamquam per instrumenta donatur Spiritus Sanc- 
tus, qui fidem efficit ...“ etc. über den Blauben. Wenn nad) 
Luthers Meinung das Predigtamt der Kirche als organifatorifches 
Prinzip eingepflanzt wäre, jo hätte er in diefem eigens für das 
Predigtamt verfaßten Artikel mehr über deffen Einrichtung ge: 
ichrieben, ftatt daß er auch hier über Wort und Sakrament fid) 
verbreitete. Auch liegt im 10. Art. Smalc. die Anfiht von der 
Weihe und Vokation ausgeiproden, daß fie der Willkür 
der Menſchen überlaffen jeien. Es heißt (Müller a. a. D. ©. 323): 
„Wenn die Biſchöfe mollten rechte Bifchöfe fein, und fi) der 
Kirchen und des Evangelii annehmen, fo müßte man ihnen das 
um der Einigkeit willen*), dod nit aus Noth laßen 
gegeben fein, daß fie uns und unfere Prediger orbdinierten und 
konfirmierten ...“ Der Willkür der Menfchen aber wäre irgend: 
mweldye Ordnung des Predigtamtes nicht überlaffen, wenn das 
Amt felber das organifche Prinzip der gottgeftifteten Kirche 
darftellte.e Die Stellung des Predigers in der Kirche ift vielmehr 
Die des 1. Corinth. 12, mo das Bild der Kirche als des Leibes 
Ehrifti gezeichnet wird: „... Es find mandherlei Baben, aber es 
iſt Ein Beift. (B.4) Und es find mand)erlei Ämter, aber es ift Ein 
Herr (3. 5). ... Einem mird gegeben durch den Geift zu reden 
von der Weisheit; dem Anderen wird gegeben zu reden von 
der Erkenntnis nad) demfelben Beijte; (8.8) ...“ d. b. nicht ein 
organifierendes Prinzip, um das herum fih die Kirche aufbaut, 
ift das Predigtamt, fondern, wie es Troeltſch ridtig formu- 
liert bat, eine Durchgangsftelle des Wortes. Ein organifierendes 
Prinzip, das die lutheriſche Kirche wie die katholifche oder wie das 
Königsamt die moderne Monardjie geftalte, gibt es nicht; es fei 
denn, daß man den Beijt jo nennte, der zur Einheit zufammenfaßt; 
zu dem fich der Prediger, d. i. der mit Rednerfähigkeit begabte 
Gläubige, wie ein Blied zum Leibe verhält, in felbftverftändlicdher 
Ordnung. 

[Luthers Kirdhenbegriff indifferent gegen 
die stage des Themas) Das allein ift Luthers 


, Bon mir unterftriden. 
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Kirche, die von Gott geftiftete congregatio Sanctorum (Ap. 
Conf. VII, VIII), in qua evangelium recte docetur et recte ad- 
ministrantur sacramenta. Alles andere, ihre nachmalige Orga— 
nifation von den Konfiftorien bis Zu den Synoden, iſt mwillkür- 
lihes Menfchenwerk; die Kirche iſt unveränderlid), ewig, das 
Menſchenwerk vergängli” und veränderlid. Die Erkenntnis 
diefer beiden Tatſachen ift ein Stück der Weltanfhauung Luthers. 
Sie bildet den theologifchen Teil der Grundlagen wie aller evan- 
gelifch-Iutherifhen Landeskirchen, jo aud) der ſchleswig-holſtei— 
nifhen als $ormulierung ihrer religiöfen Ideologie. Mit 
ihrer Charakterifierung ift der erfte Ubfchnitt diefer Arbeit über 
die Grundlagen des Landeskirchentums vollendet. Eine Antmort 
auf die Frage, ob die Kirche eine Staatsanftalt oder ein dem 
Staat gegenüber felbftändiger Verband fei, hat er nicht ergeben, 
fondern nur die Einfidht, daß fi) Luthers Kirhenbegriff 
gegen die geftellte Frage indifferent’‘) verhält, beide Ge— 
ftaltungen, die als Staatsanftalt und eigener Verband, zulaffend. 
Nunmehr folgt alfo der zweite in Ausſicht genommene Abſchnitt. 


I. 1b. Die fozialen Grundlagen der heutigen Landeskirchen im 
allgemeinen. 


Nedhtfertigung des Abjhnittes])] Zu den 
„Brundlagen“ der Kirhen ſoziale Elemente zu redynen, bedarf 
einer befonderen Redhtfertigung; denn leidht könnten fie 
für eine Arbeit über die rechtliche Stellung eines Konfiftoriums 
für überflüffig gehalten werben. 

[Rirhe und Sozial] Zu den Grundlagen des Landes- 
kirchentums, fomit des Kirchentums ſchlechthin, gehört das ſozi— 
ale Gebiet nit in dem Sinne, daß die Kirche eine „[oziale“ 
Tätigkett ausübe, kulminierend in neuerer Zeit in derinne- 
ren Miffion, in früherer Zeit in ihrem Autoritätsanſpruche 


s) Nicht zuzuftimmen ift darum Raftans Anfiht: „Die evan-: 
gelifhe Staatskirche „hat ihre Wurzeln zwar nidt in der Geſchichte der 
Reformation, mie immer gefagt wird, aber in einer Geſchichte, die fid) 
mit innerer Notwendigkeit aus der Reformationsgefdichte, jedoch im 
MWiderfprudemitden Ideen dieſer entwickelte“ (von mir 
unterſtrichen; dieſe Anſicht Kaftans findet ſich S. 18 ſeiner „Vier Kapitel 
zur Landeskirche“, 2. Aufl., Schleswig 1907). 
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gegenüber allen Lebenserfcheinungen, des Einzellebens mie des 
Zufammenlebens; denn in diefem Sinne ift das Goziale nit 
Grundlage, fondern Gegenjtand der Funktion der Kirche. Son: 
dern das foziale Gebiet gehört zu den Brundlagen des Kirchen— 
tums als der Boden, in dem es Wurzeln hat. Bon dem 
fozialen, d. i. im Wortfinne gefellfchaftlicyen Bebiete wird daher 
bier in ähnlichem Sinne gefprodhen, in dem das Recht als ein 
geſellſchaftliches Produkt bezeichnet wird. Die Frage 
fteht bier zur Erörterung, inwelhemGSinnedieineiner 
Kirche zufammengefaßte Vielhbeitvon Menſchen 
als Einheit gedadht wird. Sie ift eine Vorfrage für die 
Trage des gegenwärtigen Teiles diefer Arbeit, ob die Kirche 
ihrem Wefen nad) ein jelbftändiger Verband ſei oder nicht. Denn 
eine Bielheit von Menſchen kann keinen Berband bilden, ohne 
daß fie zuvor als Einheit vorgeftellt märe. Das freilich unterliegt 
keinem 3meifel, daß die in der Kirche verbundenen Perſonen 
irgendwie als Einheit gedacht merden. Die ÜEriftenz des ' 
Namens und der mit dem Worte „Kirche“ verbundene Begriff 
bemeifen das; denn Kirche heißt lateiniſch ecclesia, griechiſch 
&rrinoia, welch leßtere Worte der Begriff für eine Vielheit von 
Menſchen als Einheit find, und in nicht-theologifhem Sinne meift 
mit Berfammlung wiedergegeben werden, ebenfo mie die beiden 
hebräifchen Worte, die mit &xxAnola. ins Griechiſche überjegt find, 
k(a)h(a)l und ’(e)d(a)h *). Das erſte Wort bedeutet VBerfamm- 
lung, Bolksperfammlung; befonders die Gemeinde, &xxAnoia des 
israelitifhen Bolkes; nad de Lagarde, Überfihht über die 
im Aramäiſchen übliche Bildung der Nomina, 1889, bedeutet es 
auch „Rügegericht“; jedenfalls ift das entſprechende alt-arabijche 
Wort khl fo viel wie „rügen“. Das zmweite Wort bedeutet aud) 
Berfammlung, befonders Berfammlung des israelitifhen Volkes, 
auch „Rotte“ wie in „Rotte Korahs“. Auch die beiden hebräifchen 
Worte repräfentieren alfo Einheitsbegriffe, das erfte, wenn de 


51) Mergl. Befenius-Buhl, Hebräifches und aramäiſches Hand: 
wörterbudy, Leipzig 1885. Die Transikription der hebräiſchen und ara: 
bifhen Buchstaben in deutfhe ift nad) dem Muſter erfolgt, das Sozin 
in feiner Arabiſchen Grammatik (Bearbeitet von 8. Brocdelmann), 
Berlin 1904, ©.4 und 5 gibt. 
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Cagar des Vermutung ridtig ift, als „Rügegeridyt“ fogar einen 
auf die innere organilatorifche Struktur der Einheit reflektieren- 
den ſehr jtarken Einbeitsbegriff. 

Über ob die Bielheit au) vom modernen Redte als 
Einheit gedacht wird, worauf allein es ankommt, ift nicht Rlar, 
ja nit einmal in meldem Sinne die Namen Kirche, Kirchen: 
gemeinſchaft, Kirchengefellichaft, Kirchengemeinde Einheitsbegeid;: 
nungen find; denn mejensverjchiedene Borftellungen und Ge— 
fühle merden mit ihnen wachgerufen. (Das Gefühl kommt als 
einer der konftitutiven Beftandteile des Menfchen für diefe Ar- 
beit in Betracht, wie fich ſpäter ergeben mird.) 

[3mwei verfhiedene Arten von Elementenin 
der Kiche.] Zu 3mei mefentlich verfchiedenen Reflerions: 
reihen führt die Betrahhtung des Wortes und Begriffes Kirche >2). 
Ginerfeits erjteht ein Bildtraulidhen, teils bis zum Kom: 
munismus gefteigerten Zufammenlebens, dem der Wille innemohnt, 
Wohl und Wehe in Bemeinfhaft zu tragen, gegründet auf die 
Gemeinſchaft des Blaubens (vergl. den Kirchenbegriff Luthers). 
Für diefe Kirche haben die religiöfen Helden gelebt, voran Luther. 
Das Befühl der Wärme und Herzlidkeit begleitet dies Bild 
einer kirchlichen Einheit, die ſich als ein Leib fühlt, deren einzelne 
Teile als die Blieder eines Leibes. Als die geichloffenfte Iebendige 
Einheit alfo, als ein Körper, wird in diefem Ginne die Kirche ge- 
dacht, als formell getrennt von den anderen Einheiten, fo vom 
Etaate. 

Andererjfeits greift bei der Betradytung der Kirche ein 
Gefühl der Kälte Plaß, des Berechneten und Berechnenden; fo 
wenn die Kirche als Subjekt von Politik gedadt wird, wie 


52) In ähnlicher Weile bekennt Troeltſch, Religion und Kirche 
(Preußiſche Jahrbücher 1895, ©.215 ff. und jet aud) Befammelte Schrif— 
ten, ©. 146 ff.) eine doppelte Berührung gleifham des Taſtſinnes durd; 
Elemente, die irgend wie mit der Kirche zujammenhängen: Preußifche 
Jahrbücher ©. 219: „Sie ilt flüſſig und lebendig, derzeit durch unmittel: 
bare Berührung aus Bott jchöpfend, höchſt innerlich, perſönlich, individuell 
und abrupt ... Die Kirche dagegen ift etwas Yeites, immer Gleiches 
...“ Nur daß Troeltſch das eine von der Religion und das andere von 
der Kirche fagt, nicht mie der Text beide Wirkungen auf Elemente zurück: 
führt, die im Begriffe Kirche enthalten find. 
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Wichern es ausiprad ’®): „Die Kirche hat es Schlehterdings mit 
Politik zu tun; denn daß die Staatsbürger erfüllt werden mit 
kirchlichem GBeifte, das ift die Aufgabe der Kirche von heute an“; 
jo menn von der Organifation der katholifhen Kirche als einem 
unvergleihlihen Kunſtbau gefproden wird. Zugleid) wird dabei 
empfunden, daß dies Bild der Kirche nicht die eigentliche, die 
wahre Kirche wiedergibt, fondern daß es aus fremden Elementen 
bejteht, die zum Urjprünglichen hinzugekommen und fremd ge: 
blieben find, Elemente, die denen gleichen, aus denen die Handels- 
gelellihaften und modernen Ünterefjengemeinfchaften, wie die 
KRartelle und Trufts, beftehen; haben fie mit leßteren doc) 3. B. die 
Tendenz gemein, etwaige innere Begenfäße nicht aufkommen zu 
laffen oder fie auszugleichen °*) in einer Weife, die die Formen 
der Shkrupellofigkeit annimmt, wenn das innemohnende Kraft: 
bemwußtjein zum Sraftdelirium wird”). Auch hier wird eine Biel- 
heit von Menſchen unter dem Namen Kirche als Einheit begriffen 
unter Beziehung auf einen Zmed. 

[Shmwierigkeiten der Löfung Bedeutung 
der Begriffe] Wie fi diefe beiden Kirchenbegriffe, von 
denen der eine einem Syſtem des Lebens entfpridt und deffen 
anderem ein Syſtem des Lebens entſprechen ſoll, zu einander ver: 
halten, wie zu ihnen der Kirchenbegriff Luthers und fchließlich die 
Landeskirchen, das find bier die Kragen, in deren Beantwortung 
die Löſung des Bejamtproblems eingefchloffen ift; denn in ihnen 


=) Nithbak-Stahn, Die preußifche Landeskirche unter Fried— 
rih Wilhelm IV. in den Preußifchen Jahrbüchern 1907, ©. 202. 

*), Vergl. nit natürlih für das Moment der Skrupellofigkeit, 
Rendtorffs Bemerkung in dem ſchon genannten 3. Heft von 
Deutſch-Evangeliſch 1910, ©. 183: „. . . Die Landeskirdhen verfügen zur- 
zeit — m. E. fehr zu ihrem Schaden — nod; nicht über geſetzliche Mittel, 
um folde Mitglieder, die durd) ihre tatſächliche Zugehörigkeit zu einer 
fremden Religionsgefellfhaft, namentlid) dur Teilnahme an deren Sa— 
kramentsverwaltung und den von ihr verricdhteten Amtshandlungen, ihre 
Kirchengliedſchaft grundfäglih aufgegeben haben und troßdem auf 
ihre äußerlihe Zugehörigkeit nicht verzichten wollen“, auszufdjließen; 
vergl. in diefem Sinne aud das rrlehregefeß in Preußen und Kahls 
Beſprechung desjelben in Deutſch-Evangeliſch, 1. Heft, ©. 21 ff., 1910. 

*) Klein, %, Das Urganifationswejen der Begenmart, Ber: 
lin 1913, 
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ift die zu Anfang aufgeftellte Frage nad) der Natur der Kirche 
ſpezifiziert. Indeſſen ift die ufgabenicht eben leicht zu 
löfen, auch zu löſen in dieſer Spezifizierung nicht verſucht wor— 
den; denn in dieſer Formulierung des Problems ſpielen die Grund— 
tatſachen menſchlicher Erkenntnis eine Rolle. Es beſteht aber 
„eine gewiſſe Inkongruenz unſeres Denkens und der realen Welt“, 
mie fchon 1873 Bierke bezeichnender Weife zu Anfang (©. 3) 
feiner großen Geſchichte des deutſchen Körperfchaftsbegriffes be- 
merkt ’®). Die Dinge der Ummelt nämlich, weder die finnlidhen 
noch die unfinnlichen, jelber können erfaßt werden, jondern im: 
mer nur ihre Erſcheinung: Es kann 3. B. ber Kirchenbegriff 
Luthers felber nicht erfaßt werden, meil er lediglidh ein Gedanke 
Luthers mar und ein anderer mit Luthers Bedanken nicht, ſondern 
nur mit feinen eigenen Bedanken denken Rann. Und ferner hat 
diefe Inkongruenz ein Gegenftük in den Symbolen’”), mit 
denen die Menſchen fich verftändigen, in den Begriffen und den 
ihnen entfprehenden Worten. Denn fie find auf foztalem Gebiete 
zum größeren Teile den Erfcheinungen, die durd) fie „begriffen“ 
werben follen, nicht kongruent oder „adäquat“, wie der gewöhn— 
lihere Ausdruck lautet, fondern abgezogen aus den Erfcheinungen 
der finnlichen Ummelt, während doch die zu begreifenden Er: 
Iheinungen der unfinnliden Welt angehören. Diefes Ber: 
fahren ift auf die höchſte Spiße getrieben in der Anmendung des 
Geſetzes der „in den phyſikaliſch-chemiſchen Erfcheinungen ent- 
deckten mathematifh formulierten Raufalität“ auf die Be- 
mwußtfeinserfheinungen°). Die Niht-Adäquatheit der 
Symbole und der Erjcheinungen tritt 3. B. ſchon am Begriffe des 
Begriffes zu Tage. Begreifen hängt mit greifen zuſammen, be- 


56) Bierke 11, ©.3. „Die Schwierigkeiten diefer Unterfuhung liegen 
indeß nicht bloß in der Unvollkommenbheit der Methode, fondern in einer 
geriffen Inkongruenz unferes Denkens und der realen Welt überhaupt. 

Vor allem müffen mir das Verhältnis von dee und Wirklichkeit 
als ungelöftes Rätſel hinnehmen. Ob im leßten Grunde der Bedanke 
Die Lebensformen fchafft oder nur ihr Produkt ift, mer mill es entf&heiden? 
Für uns ftellt fih das Verhältnis als gegenfeitige Kaufalität dar.“ 

572) Schäffle a a. O. ©. 125. 

s Guſtav Gteffen, Die Brundlage der Goziologie. Kin 
Programm zu der Methode der Gefellihaftsmiflenfhaft und Natur: 
forfhung. Jena 1912. 
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greifen heißt jeine Finger taftend über einen Begenjtand gleiten 
laffen. Der Begriff hingegen ift „eine bindende Affirmation über 
den Gebrauch von Wörtern in beftimmtem Sinne, monad) der 
Denkende in den Süßen feiner Rede fi) richten kann und mill, 
und zugleich imftande ift für die VBergleihung und derjelben an- 
aepaßte Beziehung der realen Dinge und Berhältnijfe joldye Ein- 
heit als einen Maßftab anzumenden. Dennder Begriff jelber, 
3. B. eines Kreifes, ift ein pures Bedankending’)...“, 
während das Wort Begriff feiner eigentlichen Bedeutung nad) 
auf einen pſycho-phyſiſchen Vorgang vermweilt. Oder um 
ein Beilpiel aus dem Kirchenrehhte zu nehmen: Man [pricht 
„zrennung“ von Staat und Kirde, jagt, daß jeit Un- 
jang des XIX. Jahrhunderts die Trennung der Kirche vom Gtaate, 
deſſen Teil fie im XVill. Jahrhundert war, ftändig fortgejchritten 
fei, nennt den Vorgang des Freiwerdens der Kirche mit status 
nascens, ein Begriff, der eigentlich der Chemie angehört und das 
Freiwerden eines Elementes aus einer Bebundenheit bezeichnet. 
Dan gewinnt mit den beiden Bezeichnungen Trennung und sta- 
tus nascens Bilder, die es veranichaulichen, daß der Borgang des 
sreimerdens der Kirche vom Staate zugleidy als ein Zuftand der 
Bewegung im eigentlien Sinne und zugleich) als Bewegungs: 
zuftand der Ruhe gedacht werde. Aber beide Ausdrüde find un- 
eigentlihe Anmendungen; vom Ausdrucke status nascens murde 
es eben gejagt, gilt aber aud) für den Ausdruck Trennung; denn 
trennen beißt, zwei Begenftände, die (mechaniſch oder organiſch) 
verbunden find, von einander löfen und entfernen, jo den Wit 
vom Baum, jo den Ärmel vom Rocke, ift aljo ein der Mechanik 
eigentli, dem Kirchenrechte uneigentlic) angehörender Ausdruck. 

[Berfude, das Soziale zu begreifen: Shäff- 
le, Bierke, Comte.] Liegen alfo jhon in der In— 
adäquatheitder Symbole‘) als der Brundelemente, mit 
denen jede Beijtesmiljlenichaft arbeiten muß, Schwierigkeiten 
für die wiſſenſchaftliche Erkenntnis, fo find diefe Schwierigkeiten 
in befonderem Maße vorhanden, fobald die menſchliche Be- 
ſellſchaft zum Begenjtande der Forſchung gemadyt wird. Denn 


*) Tönnies, Bemeinfhaft und Geſellſchaft, ©. 131; von mir 
unterjtrichen. 
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hier wird das Finden von Einheiten, von Ganzen, ohne die nidht 
gedadjt werden kann, nur jelten durch finnliche Anſchauung er: 
möglidht, jondern es beruht meijtens auf dem Denken. Die un: 
eigentlihe Anwendung von Bildern muß bier darum fortmährend 
aushelfen: Shäffle, um die menſchliche Geſellſchaft ſich vor: 
auftellen, braudyte das Bild vom ſozialen Körper; Bierke 
aber, um das Weſen der Perjonenverbindungen zu erfaffen, be- 
griff fie als reale, leiblich-geiſtige unter dem Bilde des 
Organismus vorzuftellende Einheiten"); U. Comic, der 
zuerſt das Problem der menſchlichen Geſellſchaft erfaßt und fyite- 
matiſch behandelt hat, redet von fozialer „Dynamik“ und 
„Statik“, Begriffe, die eigentlich der Mechanik angehören ®). 

[Theologie — Soziologie.) Der Tatbeftand felber, 
vor dem bier dieje Arbeit ſteht, ift jtoffliy dem ähnlich, vor den 
ſich Luther geitellt jah bei feinem Ringen um eine Weltanſchauung: 
waren es für Luther Bott, Welt und Menſch und ihre Bezie— 
bungen zueinander, fo find es bier Teleologie, Kaujalität ®2), 
unter Beſchränkung allerdings auf die menſchliche GBefellichaft. 
Ühnli wird darum das Mittel zur Erfaſſung des Tatbeftandes 
fein. Luthers Mittel war die Theologie‘), da er eine 


— 


eo) Gierke, Das Weſen der menſchlichen Verbände, Berlin 1902, 
S. 22. 

e) Soziologie von A. Comte. Aus dem franzöſiſchen Original 
ins Deutfche übertragen von Valentine Dorn und eingeleitet von Heinrich 
Maentig in Halle a. ©. 

1.8d.: Der dogmatifhe Teil der Gozialphilofophie. Jena 1907. 

1. Rapitel. Politiſche Vorbetradhtungen über die Notwendigkeit 
und Zmecmäßigkeit der fozialen Phyfik gemäß der grundlegenden Ana: 
lyſe des gegenmärtigen Bejellihaftszuftandes. 

5. Kapitel. Vorbetrachtungen über die joziale Statik, oder 
allgemeine Theorie von der natürlichen Ordnung der menfchlichen Ge— 
ſellſchaft. 

6. Kapitel. Grundgeſetze der ſozialen Dynamik oder allgemeine 
Theorie des natürlichen Fortſchritts der Menſchheit. 

22) Der Begriff des organiſierten Weſens, als das die Welt gedacht 
wird, findet fih 3. 3. bei Kant in der Kritik der teleologiſchen 
Urteilskraft. 

3, Vergl. Dilthey, Die Blaubenslehre der Reformatoren, in 
den Preußifchen Jahrbüchern 1894, ©. 46: „Es hat niemals ein religiöfes 
Erlebnis gegeben, meldyes nicht das Verhältnis des Gelbjt, Bottes und der 
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Löſung nur finden zu können meinte auf der Brundlage der Bibel: 
bier ift die Philoſophie das Mittel, da die Bibel als ab: 
jolute Erkenntnisquelle ausjheidet. Denn wie jollie wohl der 
Zandeskirchenbegriff fidy in der Bibel finden? Und zwar iſt es 
ver bejondere Zmeig der Philoſophie, der ſich mit dem ſozialen 
Leben beichäftigt, die Soziologie, die bei der Bedeutung und 
Schiwierigkeit des Begenftandes zum Range einer eigenen Wiſſen— 
ſchaft aufzufteigen im Begriffe if. Da jie erft im Begriffe ift, 
Wiſſenſchaft zu werden **) und ſich vornehmlich noch mit fid) jelber 
beidyäftigt, jo muß der Verſuch, das Weſen der jchleswig-holitei- 
niſchen Landeskirdye und ihr Verhältnis zum Staate zu erfaſſen, 
die Verantwortung für fich jelber tragen. Denn ſelbſt wo es 
möglich ijt, bereits gemonnene joziologijhe Refultate zu ver- 
wenden, handelt es fidy immer um Übertragung auf Bebiete, auf 
denen fie nur ausnahmsmeije gewonnen jind, fo daß die Befahr 
nicht nur von Mißverſtändniſſen, jondern auch Fehlern nahe liegt. 


Welt in der Neligiofität zugleich als einen Borjtellungszufammenhang 
befaß, ſonach als Dogma.“ Vergl. Dante, Paradies, 1. Bejang, Vers 
103 ff. mit den GStrecfuß-Pfleidererfhen Bemerkungen (Reclam). 


*) Vergl. „Die Ergebniffe des zweiten deutſchen Goziologentages“ 
von Walter Köhler inv Schmollers Jahrbuch 1914, 2. Heft, 
©. 415 (Münden und Leipzig). Kerner Wilhelm Wundt, Logik, 
2. Band, Methodenlehre, 2. Abt., Logik der Geiſteswiſſenſchaften, 2. Aufl., 
Stuttgart 1895, Biertes Kapitel: Die Logik der Geiſteswiſſenſchaften. 
1. Die allgemeinen Gefellichaftsmiflenichaften. a. Die Soziologie, ©. 436. 
— — Renn demnad einzelne Dlänner durd) ihre ſoziologiſchen Arbeiten 
die Erkenntnis des Wejens des Sozialen weſentlich gefördert haben, wie 
Tönnies mit jeinem Werke Gemeinſchaft und Gefellfhaft. Grund— 
begriffe der reinen Goziologie, Berlin 1912, jo beruht das nicht auf 
der Entwicklung der Soziologie als Wiſſenſchaft Tchlehthin, fondern auf 
der intuitiven Kraft ſolcher Männer, die erfchauen, mas ſonſt Methoden 
liefern. Auch ferner die Tatfache, daß das Bud von Tönnies, obmohl 
gelefen und verwertet, dennoch „redlid (aber auch unredlih) totgefchmie- 
gen“ werden konnte (Borrede zur 2. Auflage, ©. XVI), ift ein Zeichen für 
die geringe Achtung und Beadytung, die die Soziologie bisher fand; das 
wolle man übrigens beadten, daß es Tonnies gelungen ift, für die fo- 
jialen Phänomene, infonderheit für die beiden Hauptgruppen von Gosial: 
verhältniffen, die er unterjcheidet, in der deut ſchen Sprade den Be: 
griffen adäquate Ausdrücde zu finden, ebenfo wie für die die fozialen 
Shidtungen von „Bemeinihaft“ und „Bejellihaft“ bildenden indivibu- 
alen Kräfte: „Wejenmwillen“ und „Willkür“. 
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In diefem ‚Sinne gehört das Goziale zu den Grundlagen des 
Zandeskirdhentums *). 

[Das Broblem der Kirdhe im Problem des 
Willens) Wie die organiihen Körper ihrer Natur nad) er: 
kannt merden aus den kleinften fie bildenden Teilen, die als 
Banze vorftellbar find, den Zellen, jo mag auch die unter dem 
Namen Kirche als Einheit begriffene Bielheit von Menſchen er: 
kannt werden aus ihren Elementen, den für fie legten „Unteil- 
baren“, den Individuen. Nicht kommen bier die Individuen 
in Betradt, jofern fie Arme und Beine haben, jondern 
joferne fie imftande find, zu ihres Gleichen in Beziehungen zu 
ireteı. Als Produzenten des Stoffes diejer bin und ber ver- 
ziveigten Beziehungen werden darum die Menfchen vorgejtellt wer— 
den oder, wenn diejer Stoff jubjektiviert wird, als diejer Stoff 
ſchlechthin. Alle ihre anderen Eigenjchaften werden nad) der Ma— 
nier der Gtatijtik gleich Null gejegt, was um jo beredytigter ift, 
als ſich philoſophiſch alle auf jene bier interefjierende Eigenfchaft 
als auf ihren Hauptnenner beziehen lafjen. Dieje Eigenjchaft, die 
als Stoff der bejonderen Beziehungen der Menjchen unterein- 
ander bier zur Betradjtung kommt, ift der Wille Das Bro: 


in 


5 Für das Vorhandenjein „natürlider“ Bemeinjchaftselemente 
in den Kirchen vergl. Karl Rieker, Die Entftehung und gejchichtliche 
Bedeutung des Kirdyenbegrifis, in der Feſtgabe für Rudolf Sohm, Mün-: 
hen und Leipzig 1914. Daſelbſt meitere Litteratur. Rieker fieht das 
Problem anders. 

über den Stand der Forſchung über Recht und Kirche vergl. vor: 
zuglid Johannes Niedner, Recht und Kirche, in der Feſtgabe für 
Rudolf Sohm, Münden und Leipzig 1914 und die dort genannte Litte- 
ratur. Für dieſe Arbeit ift neben der „einſchlägigen“ Litteratur be- 
fonders die benußt worden, die dem Verfaſſer den GBegenftand zu 
fördern fhien. Eine eingehende Auseinanderfegung mit Niedner, die 
zweifellos den Begenjitand fördern würde, konnte — meil aus dem ge- 
fteckten Rahmen fallend — nicht jtattfinden. Gie müßte falt Sa für Sat 
erfolgen. Niedners Anfihten decken fih an vielen Stellen mit denen 
diefer Arbeit, jo aber aud) vor allem in der Bewunderung und Wertung 
von Rudolf Sohms Werk. — Zugleich fei hier auch auf einen wei: 
teren Teil der Feitgabe für Sohm verwiefen: Karl Rieker, Dir 
Entftehung und geſchichtliche Bedeutung des Kirchenbegriffs.. Auch für 
diefen Gegenjtand möchte ich annehmen, daß Erkenntnis nur möglich fei 
an der Hand der Tönniesihen Willenstheorie. 


— — — — 
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blemdesWillensliegtindemderfirdhealsibhres 
legten Vgens*®). 

[Der Ville Shopenhauers und jeine Ableh— 
nung.) Wille ift der Kern des Lebens, auf den Menſchen 
bezogen: die eigentliche Wirklichkeit des Ich, fo lehrt Schopen: 
bauer. Der Wille Rommt zur Erſcheinung dur) Aktionen der 
Körper. In der Aktion des Körpers ift der Wille objektiviert, zur 
Torftelung geworden. Wille eignet nah Schopenhauer 


eo, Vergl. Klein, Das Organtfationswejen der Gegenwart, Berlin 
1918, ©. 125, ein Bud, das diefe Arbeit, weniger in einzelnen Punkten, 
als vielmehr in der Befamterfajiung des Begenftandes weſentlich ge- 
fördert bat, wenn es ſich audy mit Tönnies’ angeführtem Werke nicht 
mefjien kann und mohl auch nit will. Tönnies mird fogar zitiert, 
©.74ff., aber verkannt; denn Tönnies’ Entwicklung der Bedeutung 
der Familie für das Soziale wird „ein angziehender GBedankengang“ ge: 
nannt (S. 74). — Klein nennt als leßtes Agens der Urganlfationen: 
Beift, Wille und Sachgüter, Kapital. Das ift nur feheinbar eine Ab- 
meihung von der im Texte vertretenen Anſicht. Diefe reflektiert nur 
über das eigentümlich menjchliche leßte Agens des Sozialen, von Klein 
mit „Beift, Wille“ bezeichnet, welches beides nur zwei Namen für das: 
jelbe find. — Bergl. ferner: Shäffle, Bau und Leben des fozialen 
Körpers, 2. Aufl., Tübingen 1896, ©. 6f. Kerner Shopenhauers 
Willenstheorie; für die folgenden Formulierungen die anı leichteften zu— 
gängliche Gefhichte der Bhilofophie von Shmwegler, Leipzig ohne Jahr 
(Reclam), aber auh Kuno Fiſcher, Geſchichte der Philofophie, Jubi— 
läumsausgabe, 9. Band, Schopenhauers Leben, Lehre und Werke, 2. neu: 
bearbeitete und vermehrte Auflage, Heidelberg 1898. Auh Dilthey, 
Einleitung in die Geiſteswiſſenſchaften, Bd.1, Leipzig 1883, ©. 80 ff. fieht 
den menſchlichen Willen als die Subftanz gegenjeitig menſchlicher Begie- 
bungen an, fomohl „vom Subjekt angejehen“, als aud) „objektiv ange: 
fehen“; Diltbhey redet audy, wie weiter oben der Tert, von der Schwie- 
tigkeit, „Die Grenze, weldye ben Verband von anderen Formen des Zuſam— 
menmirkens in der Befellfchaft trennt“, zu erkennen; er meint fogar, diefe 
Grenze „kann nidyt in eindeutiger und für alle Rechtsordnungen gleid)- 
mäßig giltiger Weife in Begriffen feitgejtellt werden“ (S.89). Aud den 
Suriften ift die Borftellung des Willens als Stoffes des Rechts ge- 
läufig; zitiert fei bier Otto Mayer, Deutſches Bermwaltungsredt, 
2. Bd, Leipzig 1896, im Tyftematifhen Handbudye der deutfchen Rechts: 
wiffenfchaft von Binding, ©. 367: „Diefe natürlie Perſon trägt zugleich 
etwas in fih, an deſſen Erfheinungen die Rechtsordnung ihr ganzes Sy- 
ftem gehängt hat, indem fie ihm Wirkungen beftimmt und Richtung zu 
geben fudht; das tft der Wille.“ So fagt au) Enneccerus, Lehr: 
buch des bürgerlihen Rechts, 1. Bd. 1. Abt., 6.—8. Aufl., Marburg 1911, 
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allem, mas ift, dem ganzen Univerfum. Die Welt, die vom Men—⸗ 
ſchen vorgeftellt wird, ift Wille: Ein Verlangen, Begehren, Wollen 
oder ein Berabjcheuen, Fliehen, Nichtwollen, das dem Organifchen 
wie dem Anorganiſchen mwejentlih iſt. Diefer Wille, an ſich ein- 
fady) im Univerfum vorhanden, ift objektiviert in den vielfachen 
Gattungen. „Die Kraft, die in der Pflanze treibt, im Kryftall 
anfchießt, die Anziehung und Abftoßung in den mannigfachen phy— 
fiRalifden und chemiſchen Phänomenen, felbft die Schwerkraft, 
die den Stein zur Erde und die Erde zur Sonne treibt, find nichts 
anderes als das, was der Menſch in fich jelber als Willen bezeichnet 
und das Intereſſe jedes Einzelnen wie des Banzen ift“, jo charakte— 
rifiert treffend Schmwegler den Einheitsbegriff Shopenhau- 
ers, den diefer Willen nennt. Wie Shopenhauer fo fudt 
aud) die neuere Wiſſenſchaft die Vielheit der Lebenserfcheinungen 
als Einheit zu begreifen °”), teils in feinen Bahnen mandelnd, 
teils indem fie es für unberedtigt hält, die leßte Einheit 
Willen zu nennen; denn jene leßte Einheit, als die das 
Leben zulegt gedacht wird, erfcheint im Menſchen, feinen Eigen: 
haften und Tätigkeiten infolge des mentalen Elementes in 
fo beftimmter Nüancierung, daß die Spradye für fie allein den 


S. 67 ff., über den Urfprung des Rechts: „Das Recht beruht auf dem 
Willen einer Bemeinfhaft.“ — — Es tft vermunderlid, daß der große 
Streit, der mit und um Sohms Theorie vom Widerſpruche des Kirchen: 
rechts mit dem Wefen der Kirche entbrannt ift, nidt aus dem 
Weſen des menſchlichen Willens zu löfen verfudt ift, da alle Ju— 
riften — Ausnahmen find mir nit bekannt — das Weſen des 
Rechts Irgendwie mit dem menſchlichen Willen definieren. Bon den neuen 
einflußreichen Rechtsphiloſophen fei hier Rudolf Stammler genannt. 
In feiner „Iheorie der Rechtswiſſenſchaft“ (Halle 1911) ſpricht er aus: 
drüklid vom Rechte als vom unverlegbar ſelbſtherrlichen 
Wollen. Bergl. übrigens für die folgenden Darlegungen Bierling, 
Juriftifhe Brinzipienlehre, 1. Bd., Freiburg und Leipzig 1894, ©. 22, 
Anm. 1, der anfhaulid zu denjelben Ergebniffen kommt, mie diefe 
Arbeit, mwenigitens vielfadh, in den Formulierungen indefjfen grundjäglich 
abweicht. Im übrigen vergl. die von Sohm in feinem neueften Bude 
angeführte Litteratur, Beiftlihes und mweltliches Recht, Leipzig 1914. 

) Nicht natürlih im „moniftifchen“ Sinne; denn „ber Mo- 
nismus bedeutet bloß eine Erkenntnis theoretifher Tendenz“, wieBarth 
es formuliert in feinem Artikel Die leitenden Ideen des 20. Jahrhunderts 
(Die Deutfhde Schule, eine im Wuftrage des Deutfchen Lebrer: 
vereins herausgegebene Zeitfchrift, Leipzig und Berlin 1914, ©. 283). 
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Namen Wille kennt; einem Tier 3. B. vindiziert Die Sprache keinen 
Willen, erft reht nicht dem anſchießenden Kryſtall. Darum ift es 
rihtig — und fo wird im Folgenden verfahren —, den Bebraud) 
des Namens „Wille“ auf jene lebte Lebenseinheit zu befchränken, 
foferne fie im Menfchen zur befonderen Erſcheinung Rommt; foferne 
aber von ihrer befonderen menſchlichen Objektivation abgefehen 
wird, ein Neutrum zu gebrauden, wie die „Energie“ oder die 
„Kraft“ °8). 

[Wille fpezififh menſchlich.] Als menſchliche Ei- 
genſchaft bietet ver Wille fihderErfahbrungnidtein- 
fültig dar, ſondern zmwiefältig °). Freilich ift die 
Spaltung nicht urjprünglidh, fondern geworden fo, daß bie eine 
Art des Willens als Entfaltung eines von mehreren in der an- 
deren Art enthaltenen Keimen begriffen werden kann. Die ur- 
jprünglide Art des Willens ift der „Wille, foferne in ihm das 


es) Der Urtikel Kraft von FZinfterwalder im Lerikon der ge- 
famten Technik und ihrer Hilfswiffenfchaften, herausgegeben von Otto 
Lunger, 5.3. Stuttgart und Leipzig, ohne Jahr, fagt 3. B.: „Kraft im 
allgemeinften Sinne die unbekannte Urſache einer Erfcheinung, in der Me- 
hanik insbefondere der Bemwegungsänderung einer toten Maffe .. .“ 
Rudolf Eisler, Wörterbuch der philofophifhen Begriffe, 1. Bd. Ber: 
lin 1904 (2. Aufl.) jchreibt: Kraft ift ein Begriff, der urjprünglid) aus der 
inneren Erfahrung der „Muskelkraft“ und Fähigkeit des Ichs überhaupt, 
duch feinen Willen etwas zu realifieren, einen Widerftand zu übermäl- 
tigen, entftammt, und der dann auf die Objekte der Außenmelt übertragen 
wird“; er zitiert Clifford: „Kraft ift.... eine Abftraktion, die fich auf 
objektive Tatfachen bezieht; fie ift eine der Arten der Ordnung 
meiner Empfindungen.“ Bergl. noh Helmholtz, Über die Erhaltung 
der Kraft, Berlin 1874; aud in Oftmalds Klaffikern der exakten Wiffen- 
haft Nr. 1, Leipzig 1889. Bergl. ferner: Sandpbudh der Phyfik, 
2. Aufl., herausgegeben v. Winkelmann, A. 1. Bd. Allgemeine Phyſik, 
Leipzig 1908. „Die Grundbegriffe” von Auerbach. D. Maſſe und Kraft, 
S 35-54: ©. 42. Die phyſikaliſchen Kräfte find alfo fozufagen Erfin- 
dungen, die man macht, um das einem innewohnende Kaufalitätsbedürfnis 
zu befriedigen, um bie Naturerfcheinungen, wie man fagt, zuerklären. 
— — Diefe ihre Bedeutung liegt in der Erzielung einer größeren 
Einfadheit, und damit, was die Hauptfadhe tft, einer Höheren 
Einheit. 

®) Kür die zwei Elemente, die in dem verbindenden Wollen der 
Menſchen enthalten find, vergl. — in einem freilich ganz anderen Ginne, 
als es bier ausgeführt ift — Rudolf Stammler, Wirtſchaft und 
Recht nad) der materialiftifhen Geſchichtsauffaſſung, 3. Aufl., Leipzig 1914. 
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Denken enthalten ift“, die andere Urt „das Denken, joferne in 
ihm der Wille enthalten ift“; denn das Denken als mentale Eſſenz 
des Lebens ift nur dem Menjchen eigentümlich; es ift das Ingre— 
diens, das die Ubjektivation der Energie zur ſpezifiſch menſch— 
lien madt. Jede der beiden Willensarten ift ein Ganzes, in dem 
die Mannigfaltigkeit der Gefühle, Triebe und Begierden ihre Ein: 
heit bat, und zwar in der erften Art eine reale oder natürliche, 
in der anderen eine künftlihe oder ideelle.e [Die beiden 
sormen des Willens.] Die urfprünglide Art bat Tön— 
nies Weſenwillen, die zweite Willkür genannt ’°). 

[Der Weſenwille.) Auf den Weſenwillen führt 
diefe Erwägung zurück, die ihn zugleich beftimmt: 

Das menjhlidye Leben, obzwar eine Summe von Erjcheinun: 
gen, wird als Einheit aufgefaßt, weil alle Erjcheinungen an einem 
fihtbaren Leibe, am menſchlichen Organismus, haften. Diefes 
fihtbaren Leibes pſychologiſches Aquivalent, ebenfalls eine Ein: 
beit, ift dver Wejenmille. Wie der Leib des Menjchen, Stoff 
in mannigfacdher Form, alle Kormen und Teile in fi) zu einem 
harmoniſchen Banzen als lebendiger Einheit des Bejamtorganis- 
mus vereinigt, jo faßt als unfihtbares Korrelat des Leibes deifen 
unfidtbare Formen: Gefühle, Begierden, Triebe zu einem un- 
fihtbaren harmonifhen Ganzen, d. i. zu einem Organismus zu: 
fammen der Wefenmwille Er jchließt Denken in fi), wie der Leib 
das Broßhirn, dejfen Bewegungen das Denken entjpridt. Durd) 
die Analogie des fihtbaren Organismus wird wie feine Form aud) 
das Werden des Wefenmillens verjtanden. Wie fich der leibliche 
Organismus durd) unmerklides Wachstum aus einem Keime ent- 
wickelt, indem die Zellen der Erzeuger, alfo väterlide und mütter— 


”), Tönnies a a. D. ©.103ff.; zu Tönnies felbft wolle man 
fortlaufend vergleihen: Yuguft Balter; Ferdinand Tönnies: 
Gemeinfhaft und Gefellidhaft, Berlin, 1890, von welder Monographie 
Tönnies felbft in der 2. Auflage von „Bemeinfhaft und Gefellichaft“ 
©. XVI fagt, „fie fei aus genauer Kenntnis und richtigem Verjtändnis her- 
vorgegangen“; Balter find im Folgenden einige gut und kurz gefaßte For: 
mulierungen entnommen, auf die aber wegen ihrer Unweſentlichkeit nicht 
befonders aufmerkfam gemadt if. Zu Tönnies neueftens Eduard 
Rofenbaum, Ferdinand Tönnies’ Werk, in Schmollers Jahrbuch für 
Gefeggebung, Verwaltung und Bolksmirtfchaft im Deutfchen Reiche, 38. 
Jahrgang, 4. Heft, Mündyen und Leipzig 1914. 
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Iihe Anlagen vermiſcht find, mie der Keim unter eigenen von 
denen feiner Erzeuger verjchiedenen Lebensbedingungen wächſt 
und fo, wenn aud, auf die Gattung bezogen, Rein neuer, dod) 
andersartiger Organismus entjteht, alfo entwickelt fi) der Weſens— 
wille. „So viel Kraft und Einheit im Organismus ift, jo viel Kraft 
und Einheit ift in ihm. Sein Werden fcheint eine unbefchreiblidh 
beſchleunigte Bewegung zu Jein; fie geſchieht durch Kräfte, melde 
fortmährend vermehrt und vermannigfaltigt wurden durd) alle 
Beburten, melde das Wefen mit den erften organiſchen Geital- 
tungen verknüpfen. Zu diejer ererbten Kraft tritt in jedem Augen: 
blicke die der Umftände. In der Diagonale diejer beiden Kräfte 
entwickelt fi) der Wille. Er mwird alfo jeden Augenblick ein an— 
derer und ift eigentlich eine Reihe von Willensakten. Jeder 
Willensakt ſetzt alle vorgehenden Willensakte voraus“, und jeder 
neue Willensakt geht gleichlam in das Blut über, fo daß Inhalt 
des Wefens die Summe desjenigen ift, mas gewollt wurde. Des- 
halb jpriht fi im einzelnen Willensakte der ganze Wille, das 
ganze Wefen aus, da ohne die vorhergehende Entmwickelung die 
Tat anders wäre. „... Wefenmille beruhet im Bergangenen und 
muß daraus erklärt werden, mie das Werdende aus ihm.“ (a. a. D. 
©.104.) Es entwickelt fi) alfo der Wejenmille aus einem Keime, 
das Denken involvierend. 

Diejes, das Denken, ift auf eine höchſt komplizierte Weiſe 
im menihliden Wejenmillen enthalten. Aus dem Bo- 
rigen ergibt fi, daß der Wejenmille im weiteren Sinne als all- 
gemeiner Organismusmille aud) im Tiere vorhanden gedacht mwer- 
den kann. Denn aud das Tier hat Luft zum Leben fchledhthin, 
zur Nahrung und Kortpflanzung, eine Luft, die in menfchlicher 
Objektivation Befallen genannt mwird. Alle Arten des Ge— 
fallens find im Keime angeboren, durd) Wachstum entfaltet, gleich- 
jam die vegetatine Korm des Wefenmillens. — Ihr entipridht 
als animaliſche Korm die Gewohnheit, eine durh Er- 
fahrung und Übung entmwidcelte Luft. Weil Erfahrung Übung ift, 
jo ſchließt Entwickelung zuerft übung in fi), bis fid) die Übung 
loslöft und felbftändig wird. Gemöhnung unterfheidet das Tier 
von der Pflanze; im menjchlihen Wefenmillen find diefe Gewöh— 
nungen nur [pezialifiert als menſchliche Lebens-, Arbeits: und 
Vorftellungsgemohnbeiten. Gewohnheit aber ift aktiver Wille, 
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denn die in Gewohnheit geübte Kraft wird durch Bemohnheit ent- 
wickelt. SKraftgefühl aber als Drang eines Organismus zur Be: 
tätigung, um ſich in Bollkommenheit zu erhalten, ift Wille zur 
Leiftung. Somit drängt Bemwohnheit zur Betätigung, ift alfo ak- 
tiver Wille. Eine befondere Evolution nur, wie die animalifche 
ter vegetativen, der animaliihen ift die mentale Lebensfunk- 
tion, die eben, die den menſchlichen Weſenwillen charakterifiert, 
das Bedädhtnis, das der Urgrund des geiftigen Lebens ift. 
Es entfteht aus der animaliſchen Gewohnheit, wie tierifcher Ins 
ftinkt entjteht. Diefer, zunächſt Gemohnheit nur eines einzelnen 
Tieres, wird durd) Vererbung an die Nachkommen ftärker, ſchließ⸗ 
lich Gewohnheit der Gattung, eben Inſtinkt. Gedächtnis iſt die 
Fähigkeit, Eindrüche zu reduprozieren oder da Eindrücke geiftige 
Tätigkeiten find, zweckmäßige geiftige Tätigkeiten zu wiederholen. 
„Der allgemeine Ausdruck mentalen Lebens ift die Rede: Mit: 
teilung eigener Empfindungen, Wünſche und aller möglichen in- 
tellektuellen Erfahrung an andere, oder, im ftummen Denken an 
fi) felber.“ Go ift Weſenwille Wille, foferne in ihm das Denken 
if. Darum ift der Name Wefenmille für die dem Wefen eines 
Menſchen eigentümliche Lebenskraft angemeffen. 

[Die Willkür] Die Willkür dagegen ift ein Ge— 
dankenprodukt. „Ihre Möglichkeitſetzt ſchon die fer— 
tige Geſtalt des menſchlichen Organismus-Wilſ— 
lens als ihre Bedingung voraus, und die unzähligen 
Anſätze, welche als Vorſtellungen zukünftiger Tätigkeit in jedem 
Gedächtniſſe ſich finden, können nur durch feſtgehaltene und er— 
neuerte, erweiterte Arbeit des Denkens zu mannigfachen Bil— 
dungen gelangen. Die einzelnen Tendenzen oder Kräfte, als ge— 
dachte, ordnen ſich oder werden geordnet zu Syſtemen, in welchen 
jede ihre Stellung hat und das ihrige leiſtet, in Bezug auf die 
anderen. Solche Einheit aber iſt immer, dem Denken gegenüber 
ſich vorſtellend, eine Möglichkeit des ganzen Menſchenweſens ſich 
zu äußern, zu wirken. Ein gedachter Zweck, d. i. ein zu erreichen— 
der Gegenſtand oder ein erwünſchtes Geſchehnis, gibt immer das 
Maß ab, nach dieſem Maße werden die vorzunehmenden Tätig— 
keiten gerichtet und beſtimmt; ja im vollkommenen Falle — be; 
berrfcht der Gedanke an den Zweck alle anderen Gedanken und 
Überlegungen, folglich mit Willkür wählbaren Handlungen; fie 
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müſſen ihm dienen, zu ihm hinführen (conducere) oder wenigſtens 
ihm nicht binderlidh fein.“ Vollkommene Herrſchaft der Willkür 
würde eine Hierardie der Zwecke fein; denn das iſt eben das 
Weſen der Willkür, daß fie an Zwecke gebunden ift, auf bie 
fid) ihr Produzent, das Denken, richtet. Der Zweck aber ift fo 
etwas außerdem Menſchen Liegendes, ihm Fremdes. 
Darum muß das Denken „felber als von dem urfprünglichen 
Willen (daraus es doch hervorgegangen tft) abgelöft und frei ge- 
dacht werden, Willen und Wünſche in fich darftellend und ent- 
baltend, anftatt in ihnen dargeftellt und enthalten zu werden. 
Die Möglichkeit der Willkür alfo beruhet darauf, daß die Werke 
des Denkens in Bezug auf ein zukünftiges Verhalten beharren 
können, und obgleid) fie außerhalb des fie fefthaltenden und be- 
wahrenden Denkens nidts find, eine fcheinbar unabhängige Eri- 
ftenz darftellen“. Weil nun allein auf außer ihm liegende Zwecke 
das mwillkürlihe Handeln bezogen mird, alfo zunädjft nicht im 
Machtkreiſe ihres Subjektes Liegendes, mithin Fremdes, fo folgt 
der Charakter der millkürlichen Handlung aus dem des Zmeckes, 
an den fie gemeffen mird; fie ſoll zmeck-mäßig fein. Darum ift 
fie Reine originelle Tat, welche das eigenartige Weſen des Han- 
delnden objektiviert. Ihr Ziel ift Verwirklichung der vorgeftellten 
Idee, niht Bollendung durch Wachſen. Reines Denken alfo 
kRürt fih den Willen, um der Idee, die bisher nur Wirklich- 
keit für das Subjekt des Denkens hatte, zur objektiven Wirklid)- 
Reit zu helfen; in foferne ift im Denken Wille enthalten. 
Merdeutlihung der Willensformen) Der 
Begenjaßvon Wejenmillen und Willkür erbellt aus 
dem Vergleich mit einem Organ und einem Werkzeuge oder 
Beräte. Dieje enthalten zwar beide aufgehäufte Arbeit, find 
einander alſo injofern glei), unterfheiden fi) aber mie Wefen- 
mille und Willkür nad) ihrer Entftehung und ihren Eigenſchaften: 
ein Organ entfteht, d. i. es wird von felbft durdy häufige An- 
jftrengung derfelben Tätigkeit, ein Gerät mird gemacht von 
menſchlicher Hand aus einem außer ihr liegenden Stoff zu einer 
Einheit und Form, die der in Gedanken feftgehaltenen Borftel- 
lung oder Idee des Zweckes entipridt. Die Eigenschaft eines 
Organs ift, Einheit zu fein nur in Bezug auf die Einheit eines 
Organismus; es kann von ihm nit getrennt werden, ohne feine 
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eigentümlichen Kräfte und Qualitäten zu verlieren — ift alfo deri- 
vativer \ndividualität; ebenjo der Wejenmille Ein Gerät 
aber, nad) feiner Materie allem anderen Stoffe gleich, deffen es 
ein Teil ift, hat Einheit nur in der Form, melde als Richtung und 
Hinmeifung auf einen Zweck und Gebrauch bloß durdy Denken 
erkannt mird; feine individuelle und abgejonderte Eriftenz iſt 
zwar vollkommen, aber es ift tot. — Tede Handlung der Will— 
kür ift. wie ein Kauf: Hingabe von Eigentum (nämlich Freiheit) 
gegen ein $remdes (nämlid) Zmecke, d. i. Benüffe). Tätigkeit des 
Mefenmillens aber ift Außerung einer bleibenden Sade, die durd 
Tätigkeit nicht mweggegeben, fondern erhalten und verftärkt wird. 

As Subjekt von ®efenmillen ift der Menſch als 
Blied eines Banzen vorftellbar, der Battung (Spezielle Er- 
fheinung einer Battung, Organ eines Organismus), die vor ihm 
und über ihm ift, die in ihm fi) ausdrückt und zu ihm ſich ver: 
hält, fo daß „der andere Menſch“ Mitglied if. Als Subjekt 
von Willkür dagegen fteht der einzelne Menfd ifo- 
liert der gejamten Natur gegenüber als Geber und Empfänger, 
beberrfht von Bedanken an Zmecke; in Bezug auf ihn herrfcht 
nit Harmonie, fondern Konkurrenz unter den ijolierten Men: 
ſchen oder, wenn mehrere einen Zmeck erjtreben, tun fie das, 
meil der Gemeinzwek auf dem Wege zu den näheren Zwecken 
des Einzelfubjekts liegt; als Subjekte von Willkür alfo haben die 
Menfhen gleihfam ihres Urfprungs vergeffen und eine Sfolie- 
rung berbeigeführt, die durch fortgejegte befondere Entwicklung 
ſich fteigert. 

ſWertder Unterſcheidung.] „Die Begriffe (Tönnies 
a. a. O. ©.160) der Willensformen und -Beftaltungen find felber, 
an und für fi), nichts als Artefakte des Denkens; find Geräte, 
dazu beftimmt, das Berftehen der Wirklichkeit zu erleichtern. So 
muß höchſt mannigfaltige Beſchaffenheit der menſchlichen Willen 
nad) der zwiefachen Betrachtung, ob es ihr realer oder imaginärer 
Wille ift, auf diefe Normalbegriffe als ihre gemeinfamen Nenner 
bezogen und dadurd unter ſich um fo vergleichbarer werden ... 
Wenn jedod) diefelben Begriffe als empirifcdye genommen merden 
(...), fo ergibt fi) aus Beobadhtung und Übertragung leicht, daß 
kein Wefenmille ohne Willkür, worin er ſich ausdrückt, und Reine 
Riflkür ohne Wefenmwillen, morauf fie beruht, in der Erfahrung 
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norkommen kann. Der Wert der Strengen Sdei- 
dung jener normalen Begtiffe Stellt fi aber heraus, indem mir 
. gewahr werden, wie die empirifhen Tendenzen in der Rid)- 
tung des einen und in der Richtung des andern, zwar nebens> 
einander beftehen und wirken, ja einander fördern und ver: 
mehren können, daß aber, in fofern als jede Gattung auf Macht 
und Herrſchaft ausgeht, fie notmwendigermeife zufammenftoßen, fich 
miderfpredhen und ſich bekämpfen müffen.“ 


Mffektion des Gefühls.] Diefe Tendenzen find er- 
kennbar im Berhalten der Menfchen; fie affizieren die Gefühle 
mie äußere Begenftände, als träfen fie den Taft: und Temperatur: 
jinn; denn in der populären Rede werden die Begenfäße des 
slüffigen und Trodenen, des Warmen und Kalten, des Weichen 
und Harten auf die Unterfchiede des menſchlichen Wefens und 
Betragens angewandt. Als flüffig, wei) und warm erfcheint ein 
Temperament, in dem der Wefenmille überwiegt. Denn im Wefen: 
millen, d. i. im Organismusmillen, ift das Konkrete und Ur— 
jprünglide. Als abfolut feft, hart und kalt hingegen erfcheint der 
Charakter, in dem die Willkür überwiegt; denn in ihm miegt 
das Abftrakte vor, das lediglidh auf Zwecke Bezogene und alfo 
„Gemachte“, das Schablonenhafte und Modellierte. 


.„‚Empirifhe Bedeutung“) Im praktifden 
Leben tritt der Begenfaß der beiden Willensarten in mannig- 
fader Art zu Tage, am deutlichſten im Gegenſatze der Geichledhter, 
znifhden Mann und Weib: Am Manne das Ruhige, Bered)- 
nende, das in der Frau, menn es vorkommt, als unnormal em- 
pfunden wird; im Weibe hingegen das Naive, Urfprüngliche, Leiden: 
Ihaftlihe, das, menn es beim Manne vorkommt, unangemeffen 
erfheint und ihn, als weibiſch, lächerlich macht. — Ahnlih im 
Begenjage von Tugend und Alter: Kinder, und überhaupt junge 
Menſchen, auch der junge Mann, find nain, harmlos, urſprünglich 
und unfchuldig, da das Schledhte der in ihnen herrfchende Beift 
des Wefenmillens tut. Altere und alte Menfchen, auch alte Mei: 
ber find des Naiven und Urfprünglichen bar; fie find berechnend 
und, wenn fie eine ſchlechte Tat tun, nicht mehr unfchuldig, da fie 
es in ihrer Willkür hatten, anders zu handeln, indem fie „die zur 
Erkenntnis ihrer (der Tat) Strafbarkeit erforderliche Einficht be: 
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jagen“ — mit melden Worten der 8 57 des deutfdyen Reichs» 
itrafgefegbuddes die Tugendlihen von den Erwachſenen ſcheidet. 
— ferner im Begenfaße des Bolkes zu den Bebildeten: im 
Bolke lebt das Bemiffen, die höchſte Form des Wefenmillens; 
der Bebildete kann das Gemiflen durd) Denken vernichten; er 
wird bemußt; im Volke, wie bei Frauen und Kindern, herrſcht der 
religiöfe Glaube als das objektive Gewiſſen, die Bebildeten find 
ungläubig, zmeifelnd. — Schließlich im Gegenſatze der Welt, der 
Großftadt zu kleineren Lebenszentren: in der Großftadt ift das 
Leben mecdhanifiert; die Bemohner des Haufes Rennen einander 
nit; ein „Mann von Welt“ bat alle Ecken und Kanten ab: 
geihliffen, einen eigenen Charakter — oder beffer einen Charakter 
mit Eigenheiten — hat er nidyt, menigjtens gehört es zum guten 
Ton, ihn nicht zu zeigen. In den kleineren Zentren, der Rleinen 
Stadt, dem Dorfe, dem Haufe hegen die Menſchen urfprünglidhe 
Gefühle für einander, Haß und Liebe. Die ländlichen Haushaltun- 
gen, des gejonderten Hofes oder die dörfliche, find in ſich ge- 
Idloffene Einheiten; in der kleinen Stadt find fie nod) als bürger: 
lihe Haushaltungen, zur Schönheit ausgebildet; aber in der Groß— 
ftadt find fie eng, nidhtig, nur Wohnftätten, die nit mehr dem 
Boden verwachſen find, jondern in kurzen Friften gemedhfelt 
werden; die Bewohner des Haujes werden „aushäufig“. 

[Die $gormendespverbundenen Willens.) Aud 
in den Berbindungen, die die Menfchen untereinander ein: 
gehen — und das ift es, was für die Erkenntnis der „Natur der 
Kirche, ihrer Verfaffung und Regierung“ (vergl. die oben zitierte 
Bemerkung Zorns) in Betracht kommt — miegt bald die eine, 
bald die andere Art des Willens über, die Verbindung zu einer 
Einheit eigener Art ftempelnd. So herrſcht in der Familie herz- 
liche Liebe zwiſchen Mann und Frau, Eltern und Kindern und 
Geſchwiſtern; aud) die dörflide Nachbarſchaft trägt die Züge un- 
mittelbarer gegenjeitiger Beziehungen, und die Freundichaft gilt 
als der edelfte Bund unter Menjchen — Bebilde des Weſen— 
millens. Hingegen Berbindungen, als Bebilde der Willkür werden 
nicht edel oder unedel, jondern zweckmäßig oder unzweckmäßig 
genannt; fie finden ihren Höhepunkt in der Aktiengefellichaft, 
die nichts Perjönliches mehr an ſich hat, fondern deftilliertes Ka— 
pital zu fein jcheint; aber auch der moderne Staat gehört zu ihnen 
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als ein rein auf Zwecke bezogenes Gebilde. So erſcheinen alle 
Verbindungen der Menſchen als von Weſenwillen oder Willkür 
gebildet, ſind „õSemeinſchaft“ oder „Geſellſchaft“. Ge— 
meinſchaftlich oder geſellſchaftlich iſt die „Natur“ (vergl. Zorns 
Formulierung), menſchlicher Verbindungen oder eine Miſchung 
aus beiden. 

[Bemeinfhaft und Befellfhaft] Wenn alfo alle 
Verbindungen entweder dem Bemeinfchafts- oder dem Geſellſchafts— 
typus angehören, fo ift hier der Ort zu fragen: Welchem Typus 
gehört die Kirche an, insbefondere die fchlesmwig-holfteinifhe Lan— 
deskirche? Denn auch in ihr find Menschen zu einer Einheit ver- 
bunden. Nun find die beiden Typen Gemeinſchaft und Ge— 
ſellſchaft mit der Feftitellung ihres Stoffes, als Wefen: 
wille und ®illkür, noch beftimmt. Noch ift es ein Problem, 
mie ber Einzelmille als Wefenmille und als Willkür fozial 
wirken kann. Ihrer „Natur“ nad) find darum Gemeinſchaft 
und Befellihaft zu zeichnen, um die entſprechenden Elemente in 
der Kirche zu finden und zu fondern, um fo die „Natur“ der 
Kirche, ihrer Berfaffung und fomit deren Beftandteile, der 
Konfiftorien, zu beftimmen; um ſchließlich im Hinblik auf den 
Staat entjheiden zu Können, ob die Konfiftorien, d. i. Organe des 
Kirhenregimentes „ihrer Natur nad) als Stücke der Gtaatsver- 
faffungen, das Kirchenregiment felber feiner Natur nad) als ein 
Stük des Staatsregimentes betradytet werden kann“, d. h. um 
feftzuftellen, ob der Oberfaß, mit dem die herridende Meinung 
arbeitet, rihtig ift, daß die Kirchenverfaffung eine von der bes 
Staates unterjhiedlihe „Natur“ habe. Denn daß die Kirche eine 
von der des Staates verſchiedene Natur habe, ift communis opinio 
fomohl der Wiffenihhaft als des populären Lebens. Auf diefer 
Anſchauung beruht im Grunde die herrihende Meinung über die 
Geftalt der heutigen Landeskirdhen, beruht vor allem aber, mie 
jedes auf Trennung von Staat und Kirche abzielende politifche 
Programm, fo in concreto das des ehemaligen Artikels 15 der 
Preußiihen Berfaflungsurkunde. Da nun, wie eben gezeigt, ge— 
wichtige Gründe dafür Iprechen, daß mit Hilfe der Begriffe „Be- 
meinfhaft und Geſellſchaft“ einige Klarheit über die 
„Ratur“ der Kirche erlangt werde, jo follen jene fo wichtigen Be- 
griffe gezeichnet werden. Zunädjft 


die Gemeinſchaft. 

[Die Semeinfhaft] Die Bemeinjdaft ift als 
Subjekt von Wefenmillen mie das Einzel-Ich eine geiftige 
Eſſenz. Sie kann darum nicht wahrgenommen und begriffen 
werden mie ein leibliher GBegenftand. Aber mie die geijtige 
Effenz des Einzel-Ichs troß der Vielheit jeiner Außerungsformen 
als Einheit empfunden, meil die Yußerungen einem fidytbaren 
Leibe, alfo der geſchloſſenen Einheit eines Organismus zu ent- 
Ipringen feinen, und gedacht mwird, fo kann und wird aud die 
geiftige Effenzder Gemeinſchaft, und alfo fie felber, 
durch das Bild der biologifhen Einheit des Organis- 
mus zu verftehen gejudt. Es mwird vorgeftellt, daß die Bielheit 
der Willensäußerungen durdy die Glieder der Bemeinfchaft zu: 
rükzuführen find auf eine vor ihnen und über ihnen lebende 
Einheit, durch Beziehung auf melde fie ihrem Dafein und ihrer 
Form nad) erft möglich find, und daß fie erft dadurch zur Einheit 
werden, daß fie von einander wechſelſeitig Urfadhe und Wirkung 
ihres Dafeins und ihrer Form find, d. i. das Einzel-Ich mit feinem 
Wefenmillen wird, mie es nur durch alle übrigen da ift, aud) als 
um der übrigen und des Ganzen millen eriftierend gedacht. 

[Dreinatürlide Grundformen) Nidt als Rein- 
Rulturen verbundener reiner Wefenmillen treten die Gemeinſchaften 
auf, fondern in drei Brundformen, die ſchließlich auf die 
erfte reduzierbar find: Als Bemeinfhaften des Blutes, des 
Ortes und des Geiſtes. 

[Des Blutes.) Wie der Wefenmille des Einzel-Jhs aus 
feinem vegetativen Leben fprießt, fo auch der der Gemeinſchaft. 
Das ift in der erften Form am fihtbarften, in der Bemein- 
Ihaftdes Blutes, deren Typus die Familie ift. Sie ift nur 
durd) ihre Angehörigen, die Angehörigen find nur durd fie da. 
Im gegenfeitigen Befige und Benuffe der Angehörigen unterein- 
ander jpielt fid) das Leben der Familie ab. 

[Des Ortes.] Wenn die Familien gebunden werden durd) 
Grund und Boden, der — wie Bierke jagt — einen eigenen 
Millen zu haben fcheint, und der wie eine lebendige Subftanz im 
Mechfel der Zeit verharrt, fo entfteht die zweite Form der Be: 
meinfchaft, die Bemeinfhaft des Ortes oder Zandes. 
Nach dem Berhältniffe zum Boden können drei Arten foldyer Ge— 
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meinſchaften unterjchieden werden: jolche, in denen gemeinjchaft- 
liher Befiß von Grund und Boden fon vorhanden, aber nod) 
nicht weſentlich ift, die patriarchaliſchen; foldhe, denen er 
weſentlich ift, die NLandſchaftlichen und Jolde, in denen er 
noch vorhanden, aber nicht mehr weſentlich ift, die ſtädtiſchen. 
Wenn das ganze Volk entiprechend organifiert ift, entfteht das 
Bemeinmwejen. Innerhalb diejer drei. Typen, bejonders inner: 
balb des Bemeinmwejens, Rönnen ſich engere Gemeinjchaften bil- 
den. Gie alle werden mit dem Namen Benoffenfchaft bezeichnet. 
Ihnen allen ift mwejentlid, daß fie organifiertes Gelbjt, reale 
Einheit find, deren Teile nur durd) fie leben und da find und ſich 
dadurd) zur Einheit eines Banzen verbinden, daß jie von fich ſelbſt 
Urſache und Wirkung ihrer Form find. 


[Des Beiftes.] Die dritte Form der Gemeinſchaft ift 
gegeben, wenn mehrere Menjchen durch ein geiftiges Band 
miteinander verknüpft find, ſich Außernd und beitehend in bloßem 
Miteinander-Wirken und Walten in derfelben Richtung, im glei 
hen Sinne Kann Bemeinichaft des Blutes als des vegetativen, 
des Ortes als des animalifhen, jo kann Gemeinſchaft des 
Beijtes als des mentalen Lebens Zuſammenhang begrif: 
fen werden, d. i. als die eigentlich) menſchliche und höchſte Art 
der Gemeinſchaft. In ihr regieren — nicht das Blut oder der 
Srund und Boden, fordern — allgemeine Borftellungen. Der 
Wille diefer Urt von Gemeinſchaft ijt im Einzelnen Glauben, im 
Banzen Religion. Die religiöfen Gemeinschaften find der Typus 
diefer Art von Gemeinſchaften. 


[Die Orönung der Bemeinjhaft) Was bei der 
Beobachtung des in Funktion befindlichen leiblichen Organismus 
augenfällig wird, daß ein Prinzip des Zufammenmirkens der 
Zeile vorhanden ijt, nad) dem 3. B. das Auge dem Gefamtleib 
zum Gehen, das Ohr zum Hören dient, das wird auch in der 
Gemeinſchaft gefunden und nad) dem Bilde des Organismus ver: 
Itanden: in jeder Bemeinjchaft bilden fi) nämlich Formen heraus, 
in denen das Leben der Bemeinjchaft funktioniert und die auf eine 
Grundeinheit bezogen werden müffen, mie ein Organ auf das 
Banze. Dieje Formen, d. i. Ordnungen, dokumentieren teils 
Verichiedenheiten der Stellung der Individuen in der Gemein: 
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Ihaft, die auf Ungleichheit der Teilung des Benuffes und ber 
Arbeit berubt, teils find fie in diefer Hinficht indifferent. 

Eine foldye reale Ungleichheit ift 3. B. in dem elementarften 
Blutsgemeinfghaftsverhältniffe, dem zwiſchen Mutter und Kind 
vorhanden. Entjprungen aus der allgemeinen Bedingung, daß 
dem Kinde der größere Benuß im unmündigen Alter, der Mutter 
die größere Arbeit wird, fteht der Mutter das Recht auf Ge- 
horſam des Kindes zu, liegt dem Kinde die Pfliht des Behor- 
fams gegen die Mutter ob. Ähnliche Ungleichheit im Verhältniſſe 
des Mannes zu feinem mweibliden Benoffen ift bekannt, bekannt 
auch, daß dem Manne aus feinem Berufe der Abmehr des Feind— 
lihen die Führerſchaft und Herrſchaft innerhalb der Kamilie ent- 
Steht, melde den Grundtypus aller Autoritätsverhältniffe — die 
in den brei Arten der Führerſchaft durch Stärke, Weisheit und 
Alter vorkommen — bildet. Diefe Ordnung des Familien- 
lebeus, das gegenjeitiger Befiß und Genuß der Menfchen unter: 
einander ift, wird Brauch, oder foferne auf das Gemüt reflek- 
tiert wird, Sitte genannt. Das Familienleben ift es, an deffen 
Ereigniffe Geburt, Hochzeit und Sterben die wichtigſten Bräuche 
des ganzen Volkes anknüpfen. 

Entfprehende Ordnung des Lebens herrfht in den Ge— 
meinfchaften des Landes oder des Drtes. Gie knüpft natur: 
gemäß an den Wecjel der Tahreszeiten und die Kultur des 
Landes, ſowie an das Familienleben an, da diefe Art der Gemein: 
ihaft des Blutes ſehr nahe fteht. Diefe beiden Gebiete berühren 
fi) vollends im Erbgarge, im Befiß und eheliher Mitgift. 
Momente natürlider Ungleihheit aber merden hineingetragen 
dadurd), daß zum Repräjentanten des Bemeindelebens allmählich 
die Heeresverfammlung mird, in der notwendig Führer und Ge— 
führte, Herrfher und Beherrſchte find. So erhält denn 3. 8. 
der Führer bei der Landteilung das befte und erfte Stück. 

Auch in den Gemeinſchaften des Geiſtes, in den religi- 
öfen Genoſſenſchaften im meiteften Sinne, herrfht eine Ord- 
nung bes Bemeinlebens: aud) bier Führer und Geführte; der 
Begenfag von Prieftern und Laien ift es, in deffen Befolge Ab: 
gabe: und Zehntpflidhten erſcheinen. Vor allem aber werden die 
Ehe und der Eid durd) die Religion „normiert“, die Ehe, meil 
fi) das Volk im religiöfen Glauben ſelber als eine große Familie 
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empfindet, der Eid, weil in ihm als dem Prüfſtein der Wahrheit 
die Menſchen die furchtbare Gottheit anrufen. 

[Ihr Recht.J Wird gefragt, mas es eigentlich ſei, das 
in jolden Gemeinſchaften ordnend berrihe, mas feinem 
Stoffe nad) das Prinzip jei, nach dem ihre geordnete Funktion 
Itattfinde, fo wird geantwortet werden können: Der eigentümlid) 
verbundene Weſenwille der Mehrzahl von Dtenfchen, der ein ge: 
meinfchaftliher Wille ijt. In ihm liegt die Ordnung der Bemein- 
ichaft, die eine natürliche wie die des Organismus ift, ihr Recht") 
begründet. Als Redt kann die Materiatur des Zunktionsprinzipes 
der Bemeinfchaft bezeichnet werden; und zwar ift es NRedjt nicht 
ſchlechthin, ſondern eine befondere Urt desjelben. Sichtbar ift 
das durch Bergegenmärtigung, wann dies Recht in das Bemußt- 
fein der gemeinjchaftlidd verbundenen Menjchen tritt. Dies tut 
es nämlich erjt dann, wenn es verleßt wird. Es verhält fid) zum 
Bemußtjein der Menſchen, wie des einzelnen Menjchen eigener 
Körper. Auch deffen wird der Menſch — außer wenn er in [pätem 
Entwicklungsftadium bemußt, d. i. als Philofoph reflektiert — 
fid) erft bewußt, wenn er in Unsordnung ift. Wie die Ordnung 
des leibliden Organismus, iſt auh das Redt als 
Ordnung der Bemeinihaft etwas Natürlidhes, et- 
was dynamiſch Entjtandenes, wie Comte jagen würde, d. i. 
aus der „Natur“ der Sache Kolgendes. Die „Natur“ der Bemein- 
ſchaft aber, das wurde oben feltgeftellt, ift die eines Organismus, 
d. i. eines organifierten Selbſt; Recht der Bemeinfdhaft 
iſt alfo das Mittel, durch das das mwechlelfeitige Verhältnis bes 
Bemeinichaftsorganismus-Banzen und feiner Teile, der Blieber 
oder Organe, geftaltet wird. Wenn mithin die Bemeinfhaft ein 
großes Ich ift, jo ift das Gemeinſchaftsrecht die Herrichaft des 
Banzen über feine Teile. [Reale Ungleidheiten: Herr- 
ihen ein Dienen, Dienen ein Herrſchen] Im Sy: 
fteme diejes Rechtes jind die Teile als die Blieder eines Ganzen 


7) Bergl. BP uhta, Einleitung in das Recht der Kirche, Leipzig 
1840, III. Kirhenverfaffung; Harnack, Entftehung und Entwicklung 
der Kirjenverfaffung und des Kirchenredits in den zwei erften Jahr— 
hunderten, Leipzig 1910, ©. 185. v. Sche url, Zur Lehre vom Air: 
henregiment, Erlangen 1862; Shleiermaders Darftellung des Kir- 
chenregiments, herausgegeben von 9. Weiß, Berlin 1881. 
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auf einander bezogen, belebt vom Recht, wie der Körper von der 
Ceele (jo vom Recht als dem, worin die Pflanzen treiben, die Tiere 
wachſen und die Kryftalle anſchießen). Recht der Gemeinſchaft ift 
mithin alles, mas dem Sinne der Bemeinjhaft gemäß ift, was in 
ibm und für es einen Sinn bat, als der eigentliche und mefentlidye 
Wille der Berbindenden geachtet. Lngleichheiten der rechtlichen 
Stellung innerhalb einer Bemeinjhaft find mithin mit deren 
Weſen nicht nur vereinbar, jondern find natürlid, wenn es der 
Natur und den Kräften entipridt, daß Genuß und Arbeit ver: 
fhieden find, und zumal, daß auf die eine Geite die Leiftung, 
auf die andere der Behorfam fällt. So in der Familie die Gtel- 
lung des Hausherrn, im landfdaftliden Verbande die des 
Herzogs und in der religiöfen Genoſſenſchaft des Priefters. über— 
all herrfcht die hervorragende Berjon nidyt aus ihrem eigenen 
Rechte über die anderen, fondern fie dient durd ihre Funktion 
aus dem Nedte der Gemeinſchaft der Gemeinjdaft; diefe ift die 
Herrſcherin über ihre Angehörigen als ihre Teile und Blieder. 

[Der Kirhen- und Tönnies Bemeinfdhafts- 
begriff.] Wenn fomit eine Gemeinſchaft als Verbindung einer 
Mehrheit von Menſchen zur Einheit gleichjam ein lebendiger, na- 
türlid) entftandener Organismus ift, jo erhellt ohne meiteres, 
daß die proteftantifden Landeskirchen, die ja aud) 
in einem noch nicht näher beftimmten Sinne Verbindungen von 
Pehrheiten von Menſchen zu Einheiten find, gemeinſchaft— 
lihe Elemente enthalten und zwar aus einem doppelten 
Grunde: einmal nämlid find die Landeskirchen Zufammen- 
faffungen von Menſchen mit — abgejehen von anderen Kriterien 
— gleider Gefinnung, und zweitens enthält diefe ge- 
meinfame Gefinnung in dem Kirdenbegriffe Luthers 
ein beftimmtes Bild der eigenen Zujfammenfaf:- 
fung, meldes die einzelnen Menſchen der landeskirchlichen Ein- 
beit in bejtimmter Weiſe fid) zu einander fühlen und nad) innen 
wie nach außen verhalten läßt. So daß, abgejehen von anderem, 
jeßt fchon ſich jagen läßt, daß ein boppelter Reifen um die 
Tielheit der in den Landeskirchen Zujammengejdloffenen liegt 
und fie zur Einheit madt. 

[Luthers KRirhenbegriffein Bemeinfdajts- 
begriff thbeologifher Faſſung.] Zu fragen ift alfo 
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dies: Wie verhält fi) Luthers Kirchenbegriff, in dem fid) die Un- 
gehörigen ber evangelifch-lutherifchen Landeskirchen zufammen- 
gefaßt glauben, zum Begriffe der Gemeinſchaft? Auffallende 
Ahnlichkeit zwifchen beiden Begriffen befteht, ja man kann fagen: 
Luthers Kirchenbegriff ift die denkbar meitefte Gemeinſchaft in 
theologiſcher Formulierung; er unterjdeidet fih mie Theologie 
von Philofophie, wie Glaube von Weltanfhauung; Luthers 
Kirchenbegriffifteinaufdie BibelalsErkennt- 
nismittel gegründeter Gemeinſchaftsbegriff. 

[Bleibe Affektion des Gefühls durd beide 
Gemeinfhaftsbegriffe)] Am unmittelbarften tut fich dies 
dem Beobadhter in der Reaktion feinereigenen Sinne 
auf die beiden Begriffe als Phänomene des Lebens kund: von 
beiden wird gleihmäßig gleichſam der Taft- und Temperaturfinn 
berührt. Beide begreifen ein Zufammenleben der Vertraulichkeit 
und Wusfchlieglidhkeit. Wie leibliche Brüder erjcheinen die Be: 
noffen, die fi) in Wohl und Wehe verbunden wiſſen. Braucht 
doc (Ichlieglich) Luther felber zur Erklärung feiner Kirche das 
Wort „Bemeine“, das in feiner Bedeutung unjerem heutigen Ge— 
meinfchaft gleich ift, den Einheitscharakter der unter ihm begrif: 
fenen Menfchen nod) ein wenig mehr betonend. 

[(Kernere Bestätigung.) Dieſer gefühlsmäßigen Be— 
jahung der Gleichheit der Begriffe gibt eine verjtandes- 
mäßig bewußte Nahprüfung Recht. Beide begreifen 
eine Bielheit von Menfchen als Einheit, haben alfo mit den glei- 
hen Schwierigkeiten der Darjtellung zu kämpfen. Beide wählen 
denfelben Weg der Darftellung. Im Bilde, nicht eines mechani—⸗ 
hen Aggregates, etwa — um alte Beifpiele anzuführen — meh; 
rerer zufammengeleimter Bretter oder in einander gegofjener 
Flüffigkeiten, fondern im Bilde der biologiſchen Einheit des Or— 
ganismus wird die Vielheit der Menfchen als Einheit verftanden; 
als ein Leib wird die Kirche gedacht, defjen Haupt Ehriftus, deſſen 
Bliedmaßen die Bläubigen find. Inſonderheit in der Stellung der 
einzelnen Menſchen innerhalb des Banzen und zum Banzen zeigt 
fih das. Bon der Gemeinſchaft wurde feftgeftellt, daß die 
Zeile nur durch ihre Beziehung auf das Banze 
möglich find Bon der Kirche (vergl. Conf. Aug. VII und 
VII]; Urt. VII zitiert Epheſ. 4, 5. 6 zur Berdeutlichung des 
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Weſens der Kirche: „Ein Leib, ein Geift, wie ihr berufen feib zu 
einerlei Hoffnung eures Berufes, ein Herr, ein Blaube, eine 
Zaufe“, ftellt alfo als anſchaulichſten Einheitsbegriff den der bi- 
ologiihen Einheit voran) heißt es im 1. Corinth, 122): „Denn 
gleichwie ein Leib iſt, und hat doc) viele Blieder; alle Blieder aber 
eines Leibes, wie wohl ihrer viele find, find doch ein Leib; alfo 
aud) Ehriftus. (B. 12.) Denn mir find durd) einen Geift, alle zu 
einem Leibe getauft, wir jfeien Juden oder Briedyen, Knechte oder 
Freie, und find alle zu einem Geiſte getränket. (B. 13.) Denn 
aud) der Leib ift nicht ein Blied, jondern viele. (B. 14.) So 
aberderZuß ſpräche: Shbinkeine Sand, darum 
binidh des Leibes Blied nidt; [ollteer um des: 
willen nicht des Leibes Blied fein? (V. 15.) Und 
fo das Ohr fprädhe: Ich bin Rein Auge, darum 
binidh des Leibes Blied nidht; [ollte es um des— 
willennidht des Leibes Bliedjein? B16) Wenn 
derganze Leib Yuge wäre, mwobliebedas Behör? 
So er ganz Behör wäre, wo bliebe der Berud? 
(V. 17.) Nun aber hat Bott die Blieder gejeßet, 
einjeglides fonderlih am Leibe, mieergemollt 
bat.“ (8. 18.) Ebenſo findet ſich die bei der Gemeinſchaft feft- 
geftellte Ubhbängigkeitdes Banzenponjeinen Tei— 
len im Kirdyenbegriffe wieder, 1. Corinth. 12, ®. 19: „So 
aberalle BliedereinBliedwären,mwobliebeder 
Leib?“; ebenfo Koloffer 2, ®. 10 und 19. Und ferner die 
wecdhfelfeitige Urfade und Wirkung der Teile 
voneinander, die bei der Bemeinichaft zu finden mar, ift 
aud) in der Kirche, 1. Corinth. 12, V. 21: „Es kann das Yuge 
niht fagen zu der Hand: Th darf deiner nidt; 
oder wiederum das Haupt zu den Füßen: Ich darf Euer nidht“ 
und Röm. 12, V. 5: Alfo find mir Viele Ein Leib in Ehrifto; 
aberuntereinanderijteinerdesanderen®Blied.“ 

[Reale Ungleidhheiten.] Über auch die bejonbere 
Erfheinung, daß rehtlihe Ungleichheit der Gtellung des 
Einzelnen in der Bemeinjchaft natürlich fei, trittinder Kirche 


72) Diefe Stelle braudt die Kirche herkömmlich zur Berunfchiru: 
lichung ihrer felbft; vergl. Bierke und Rieker; fie ift die Epiftel des 
10. Sonntags nad) Trinitatis in der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche. 
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hervor. In der Gemeinſchaft wurde die Tätigkeit des Ein: 
zelnen als ein Dienen aufgefaßt, und aljo als eine bejondere 
und verminderte Freiheit aufgefaßt, mit der entjiprechende Würde 
korreipondiere; von der Kirche heißt es, 1. Corinth. 12, B. 24: 
„aber Bott hat den Leib alfo vermenget, und dem dürftig: 
jten Bliede am meijten Ehre gegeben.“ 

[Stellung des Predigers.)] In diefem Zuſammen— 
bange mag aud) die Stellung dejjen verſtändlich werden, der der 
Kirhe Luthers am meisten „dient“, des „dürftigften Bliedes“, 
nämlid) des BPredigers. Wie in der Kirche „mancherlei Gaben 
find, aber ein Geift“ (1. Gorinth. 12, 4), wie „mancherlei Ämter 
find, aber ein Herr ift“ (a. a. O. 5), wie „in einem Jeglichen ſich 
die Baben des Beijltes zeigen zum gemeinen Nubßen“ (a. a. D. 8), 
mie „Einem Anderen der Glaube, in demjelben Geijte; einem 
Anderen die Babe gejund zu machen in demjelben Geiſt (a. a. O. 
9); wie „Einem Anderen Wunder zu tun; einem anderen Weis: 
jagung; einem Anderen Beilter zu unterjcheiden; einem Anderen 
mancherlei Sprachen; einem Anderen, die Sprachen auszulegen“ 
(a. a. DO. 10), fo ift in der Kirche Luthers dem Prediger die Ber: 
maltung des Wortes und der Sakramente gegeben. Mit deren 
Berwaltung dient er der Kirche, und um die in diejem Dienite 
determinierte Kraft ift feine Freiheit vermindert. Wie jeder 
einzelne ein „Bliedtmaß“ oder Organ ift am Gejamtleibe, jo ift er 
durch jeinen bejonderen Dienft ein bejonderes Organ der Kirche. 
Teer Bejonderbeit feiner Stellung, dem Uebergewichte jeiner Arbeit 
in der Kirche entipricht darum als jelbjtverftändliches Korrelat 
eine vermehrte Würde. Dies ift eine natürlide Schichtung in 
der Kirche, die Duelle ihres natürlichen Rechts, die in der Stellung 
anderer Blieder mit anderem Dienen ihre Parallelen hat, jo in der 
Kirche der Reformatoren in der Stellung des Fürjten, der als ſolcher 
mit feiner eigentümlidhen ftaatliden Macht (d. i. qua Landesherr) 
der Kirche zu dienen hat, wie der Gelehrte mit jeiner Wiſſenſchaft. 
Die von beiden ausgeübte Tätigkeit bleibt aber darum, mas fie war: 
Wiffenfchaft oder Staatsgemalt, da jeder mit jeiner Babe zu 
dienen bat. Nur unter theologifhem Afpekt kann gefagt werden, 
daß es ſich bei der Tätigkeit des Kürften in der Kirche in Anfehung 
einer ſonſt ftaatspolitifchen Tätigkeit um Ausübung einer be- 
Jonderen GBemalt, des Kirchenregimentes, handle. Daß das 
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unter foziologifhem Afpekte falſch ift, ift jo klar wie fiher, daß 
fi) eine entjprechende Abgrenzung, ohne daß der Sache Bemalt 
angetan würde, der rechtlichen Fizierung entzieht, fondern nur 
foziologifher Erkenntnis zugänglich ift. 

[Der Einheitsbegriff.] In einem meiteren Haupt- 
punkte ftimmen die Kirche Luthers und die Bemeinfchaft ebenfalls 
überein; das ift das Refjortierender Bielhbeitausei- 
nemeinzigengeiftigen Brinzip als aus der natürlichen 
Wurzel. Waren dies in der Gemeinſchaft zu organifcher Einheit 
verſchmolzen gedachte Wefenmillen, fo ift es in der Kirche der Beift 
Gottes und Ehrifti, aus dem die Baben des Einzelnen, mit denen er 
dient, fließen; 1. Eorinth. 12, 3. 4 heißt es: „Es find mandherlei 
Gaben, aber es ift Ein Beift“; V. 11: „Dies alles aber mwirket der: 
felbe einige Beift, und teilt einem Jeglichen feines zu, nad) dem 
er will; Eph. 4, V. 4: „Ein Leib und ein GBeift, wie ihr auch be— 
rufen feid auf einerlei Hoffnung eures Berufs.“ Das Wirken 
in gleicher Richtung und Befinnung ift alfo der Kirche und ber 
Gemeinſchaft Leben. 

[Die Spradhe und „das Wort“) Nod) eines legten 
ift bier zu gedenken. Die Bemeinihaft beruht auf innigem, 
gegenjeitigem Berftändnis ihrer Angehörigen, ebenjo die Kirche. 
Berftändnis beruht auf Kenntnis; Kenntnis von einander er= 
langen die Blieder durh die Sprade. Wurde oben don ihre 
große Bedeutung für die Bemeinfchaft gefunden, fo ift hier feft- 
zuſtellen, daß fie mit den Sakramenten „das äußerlich Zeichen 
fei, daran man möge erkennen, was die Kirche jei“, daß fie alfo 
praktifch im Vordergrunde des kirchlichen Lebens ftehe, technifch 
als „das Wort“ bezeichnet. Wie es auch in der Bemeinfhaft nicht 
jedes beliebige Wort ift, das zum Berftändnis führt, fondern nur 
das aus innigem gemeinidaftliden Willen und Denken fließende, 
fo ift es aud in der Kirche ein befonderes „Wort“, das dies 
Tebikel bes VBerftändniffes ift, deffen Name die „Liebe“ if. Es 
ift, da die Kirche Luthers ganz unter theologiſchem Gefichtswinkel 
auf der Brundlage der Bibel als alleiniger Erkenntnisquelle or: 
ganifiert ift, das Wort aus dem Geifte, in dem die Kirche Einheit 
ift, das „Wort Bottes“. 

Dies aber, daß die gemeinjchaftliche Richtung der Befinnung 
abzielt auf das, mas allen Menſchen gemeinfam ift, auf das Ver: 
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hältnis von Bott, Welt und Menſch, gibt der Kirchengemeinſchaft 
von vornherein im Unterfchiede von anderen einen univerjalifti- 
Ihen Zug, der vermöge anderer Elemente zur Tendenz wird. 

Auf die weſentliche Ahnlichkeit ber Gemeinſchaft mit 
Luthers Kirche ift endlich zurückzuführen, mas bei Betradytung der 
Überfläche beider als zufällig erjcheinen mag: daß zur Erklä⸗ 
rung beider eine Fülle von Bildernausdem Familien— 
leben gebraudt wird. Gemeinfdhaftsfunktionen verfchiedenfter 
Art, wie die Würde des Fürften und des Priefters wurden zurück: 
geführt auf ſolche der Kamilien, als der Geſtalt gemeinſchaftlichen 
Lebens in jeiner vegetativen Korm. Die Kirche aber mwird in 
unendlid) verfhiedenen Wendungen mit der Familie verglichen; 
in der vornehmften Wendung wird Bott als Vater bezeichnet, die 
Menſchen als feine Kinder, aber auch fonft die Kirche als Braut 
Chrifti. 

[Die Blaubensgemeinfhaft ein theologi— 
Iherundein fogziologifher Begriff.] Aus allem er- 
gibt fi, daß die Kirche Luthers eine Bemeinfdhaft 
tft, und zwar die auf der Bibel als alleiniger Erkenntnisquelle 
aufgebaute Blaubensgemeinfhaft; fie entftammt als Bemeinfdhaft 
den natürlichen Anlagen und Trieben des Menfchen, unter 
theologiſchem Aſpekte ift fie gottgeftiftet; fie ift felbftverftänd- 
li) und bedarf der Erklärung nicht, fo wenig wie das Leben 
felber erklärt werden kann; fie kann nur befchrieben werden; fie 
ift, weil natürlich oder gottgeftiftet, aud) ewig, jo daß von ber 
Kirche Calvins gejagt werden kann: Die von ihm gefchaffene Ber- 
faffung ſei Beftandteil feines Dogmas. Wenn vollends nad einer 
Organtfation der lutheriſchen Kirche gefragt mwird, fo kann nur 
geantwortet werden: fie kennt nur die natürliche Bemeinfchafts- 
ordnung, die im Bilde des Organismus erkannt wird, deren Ob» 
jektivation das foziale Leben felber als dynamiſche Schichtung Ift, 
foferne die Einzelnen den Willen haben, fie als foldye zu fehen. 

Wenn nun aud) der gezeichnete Kirchenbegriff mefentlicher 
Beftandteil des Weltbildes Luthers und Iutherifher Chriſten ift, 
jo tragen dennod die Zandeskircden, obzmar der Iutherifche 
Kirchenbegriff das innerlid) bedeutjamfte Element ift, dennoch 
aud andere Elemente in fil. Denn mag aud) implicite 
das gefamte Leben in dem lutheriſchen Weltbilde faßbar und 
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gefaßt fein, fo ift es eben doch nur unter theologiſchem Geſichts⸗ 
winkel erfhaut und formuliert; in diefem Raume, in dem ſich hart 
Caden Stoßen, bedarf es deutlicherer Zeihnung. Deren Gtridhe 
find jene anderen Elemente, die teils gemeinſchaftlicher Natur find. 


[Die Brundformender Bemeinfhaftundder 
Landeskirdhen.] Unter den Bemeinfdhaften find oben 
drei Brundarten unterfhieden worden: des Blutes, des 
Ortes und des Beiftes; die Angrebienzien, die fie beftimmen, 
find in den Landeskircden alle vorhanden. 


[Die Blutsgemeinfhaft] Gemeinſchaft des 
Blutes ift Gemeinſchaft durch Abftammung; die in ihr wirkende 
Kraft ift das Gedächtnis der gemeinfamen Borfahren. Die ftärkfte 
Form folder VBermandtichaft ift die zwiſchen Mutter und Kind. 
Schon abgefchmädt, aber noch immer ftark, ift fie in allen familien: 
haften Verbänden, aud) mo diefe die Weite eines Stammes an: 
nehmen, in der das Bemußtfein des Kamilienzufammenhanges 
ſchon undeutlih wird; aber was hier an rein familienhaftem 
Beifte mangelt, wird erfeßt durch den Begenfaß zu den um- 
mwohnenden Nahbarftämmen. Ahr Tatbeitand ift in den Landes: 
kirhen enthalten. Denn die Landeskirchen haben fi überall 
innerhalb bejtimmter Stammesgemeinfdhaften entmicdelt, jo in 
Sachſen, Preußen, Heffen etc. Die Stämme aber, die ihre eigene 
Geſchichte hatten und unter eigenen angeftammten Landesherren 
ftanden, fühlten und fühlen ſich felber als Einheiten, um fo mehr, 
wenn ihr ökonomifches Leben felbftändig und an den Stamm 
gebunden ift, mas in Braud) und Sitte fi) ausdrüdkt. Daß bie 
Ausbildung der Landeskirchen im Anſchluſſe an die Stämme er: 
folgte, ift Rein Zufall. Denn vornehmlich auf dem Gebiete des 
Blaubens pflegen Stämme fid) als — familienhafte (Tönnies a. a. 
D. ©. 283) — Einheiten zu fühlen, melde Tatſache von fo rele- 
vanter Art ift, daß felbft eine Ideologie mit fo univerfaliftifchem 
Gemeinſchaftsbilde, wie die Tutherifche, fie zu erfchüttern nicht im— 
ftande if. Um fo leichter aber haben fid) die proteftantifchen 
Landeskirchen im Anfchluffe an die Stämme entwickeln können, 
als es in ihnen ganz gleidyartige Dinge zu vereinen galt: ein 
Syſtem des Lebens, das dem lutherifhen Kirchenbegriffe ent- 
fpräche, mit dem tatfächlich ſchon lebendigen, wenn aud) nit not: 
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wendig ins Bemußtjein gedrungenen, im Stammesbegriffe ge- 
faßten Lebensſyſteme, — welche beide gemeinfhaftlider Na- 
tur find. 

ſGemeinſchaft des Ortes.) Neben den Elementen 
der Stammespermandtichaft tft in den Landeskirchen das des 
Ortes enthalten, das jeiner Natur nad) als animalifche eine 
böhere Form des Zujammenlebens ift, als der vegetativen Form 
der Stammesgemeinidhaft. Dies Element bat direkt keine be- 
fondere Ausprägung der kirchlichen Einheit bemirkt, fondern 
nur der Stammesgemeinjchaft als Einheit deutlichere Ausprägung 
gegeben. Zwar find in den natürliden Bemeinfchaften des Ortes 
auch Elemente enthalten, die zu bejonderen Ingredienzien reli- 
giöfer Gemeinſchaften werden können und unter günftigen Be— 
dingungen auch geworden find: fo können gemeinfame Aultftätten 
ſolche Rollen für das innere Leben einer Gemeinjchaft jpielen. 
an den Landeskirchen aber hat die „Ratholifche“ Tdeologie dem 
entgegengemirkt: Gott ift nicht an einen Ort gebunden, fondern 
überall vorhanden. Um jo mehr aber hat das Element des Ortes bie 
Ausprägung der GStammeseinheit befördert. In der Bebunden- 
beit des Stammes an das Land ift darum aud) die Yandeskirdhe 
bedingt. Daß der Brund und Boden aber die Stammeseigentüm: 
lichReiten und damit das Einheitsgefühl in befonderer Weile aus: 
präge, ijt leicht verjtändlich, weil im gemeinfamen Kampfe der 
Gtammesglieder gegen Wenjchen und Elemente der Grund und 
Boden gervonnen oder behauptet wird. Die Eintradht im Stamme, 
die den Sieg ermöglichte, die Erinnerung an die Kämpfe und die 
gemeinfame Sitte, die in gemeinjamer Arbeit am eroberten ge- 
meinjfamen Boden fich entwickelt, wird allmählich) zu einer einheit- 
lihen und geſchloſſenen Befinnung, zum allgemeinen Wejenmillen, 
aus dem alles Bejondere abgeleitet werden muß; jo werden be- 
fonders ungleiche Pflihten und Gerechtſame, die 3. B. aus der 
verihiedenen Beichaffenheit des Bodens ſich ergeben, nicht als 
unnatürliche, d. i. finnmidrige, einzelne Ungeredtigkeiten em- 
pfunden, fondern auf die Einheit bezogen, in der der Boden ge- 
monnen wurde. Da das hierdurch zwiſchen dem Stamme und den 
Individuen entjtehende Verhältnis der Natur nad dem fchon be- 
ftehenden familienhaften als eines Organismus zu feinen Organen 
und Geweben entipricht, jo ergreift durch die doppelte Wurzel 
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diefe Ordnung bes Bemeinfchaftslebens um fo eher im Bemußt: 
fein Plaß. 

[Bemeinfhaftdes®Beiftes.) Für eine ent[prechende 
Ordnung des geiftigen Xebens, wenn zu ihr als der leßten 
und eigentlid) menſchlichen Korm des Zufammenlebens ein Stamm 
fortgefchritten ift, find damit alle Dispofitionen getroffen, und 
zwar mit fo beftimmender Stärke, daß felbft eine religiöfe 
Sdeologie"*) univerfalitiichen Charakters diefe Lebensorb- 
nung nidjt zu durchbrechen vermag [natürlihe Bedeutung 
des ideologifhen Sozialbildes] und felber — nidt 
ohne Bemalt — auf den Stamm und das von ihm bemohnte Bebiet 
rtadiziert wird, um fo mehr, wenn folhe Ideologie wie 
die Zuthbersfelberdas®PBerhältnisder Teile zum 
Banzenalsorganifähbegreift,d.i.wenndaside:- 
ologiſche Syftem der Berbundenbeit felber dem 
Bemeinifhaftstygpus angehört. Darin liegt eine be: 
fondere foziale Kraft für die Landeskirden als Bemeinfchaften 
des Geiſtes. Hinzu kommt, daß aud) das geiftige Band, das Ber: 
jtändnis, nur entftehen und erhalten werden kann durd) häufige 
Berührung. Wo aber wäre die, intenfiv und ertenfiv, größer als 
in der Stammesgemeinidaft? So erklärt fi) das Geheimnis 
des Landeskirdentums meniger aus der religiöfen 
Sdeologie als aus der Befamtdispofition Des 
Lebens. Es wird empfunden als ein über den Teilen ftehen- 
des Gelbft mit objektiver pfychologiiher Wirklichkeit für die 
Einzelnen, auf das die Einzelnen mit ihrer gefamten Gtellung be- 
zogen werden. Die Befamtordnung diefes Berhältniffes erfcheint 
darum als felbftverftändlich und natürlich; aud) alle Ungleichheiten 
an Rechten und Pflichten, da fie auf das Banze bezogen und nicht 
als Einzelerfdeinungen angejehen werden; [pie natürliche 
Stellung bes Landesherrn] natürlid mwird darum 
der Landesherr zum vornehmften Bliede der auf den Stamm 
und fein Gebiet radizierten Kirche, da er es ſchon vorher für den 
auf fein Gebiet radizierten Stamm mar. (Völlig weicht hiervon 
Ranke, Deutſche Geſchichte im Zeitalter der Reformation, II. Bd., 
Leipzig 1873, ©. 309, ab. Er zitiert als Maßftab der Entwicklung 


3) Ideologie wird hier im Sinne Kleins gebraudt. 
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Luthers Wort: „Der weltlichen Obrigkeit ſei nicht befohlen geift- 
lid) zu regieren .. .“) 

[3u ftarke reale Ungleichheiten führen zur 
Vergefellfhaftung.) Es ift klar, daß foldye Ordnung des 
Gefamtlebens aufgemeinfhaftlider Bafisnurfolange 
möglid ift, als die realen Ungleichheiten in der Stel— 
lung der Einzelnen innerhalb der Gemeinſchaft niht ſo groß 
find, daß fie „das Wefen der Bemeinihaft als Einheit des Diffes 
renten“ aufheben: „auf der einen Geite (nad) oben), „meil 
die eigene Rechtskraft zu groß, daher der Zufammenhang mit der 
gefamten gleichgültig und wertlos wird; auf der anderen (nad) 
unten), weil die eigene zu klein und der Zuſammenhang irreal 
und wertlos wird“. Wenn aber ein Einzelner fi) nicht mehr auf 
das Banze bezieht, fondern fi) und feine Umgebung nur auf fid, 
menn er alfo die Kraft feines Denkens aus feinem Wefen löſt, 
indem er fie auf feinen Borteil, d. i. auf einen außerhalb jeiner 
felber liegenden Zmeck bezieht: d. i. menn das Wort Shake— 
fpeare-Brutus’ Wirklichkeit mwird: „Der größte Mißbrauch iſt, 
wenn von der Macht fih das Bemiffen trennt“: Der Zeit: 
punkt, in dem jolcdhe Denkmeife beginnt, tft die Beburtsftunde 
für jene andere Art menſchlicher Verbindung, die Geſell— 
Ihaft”*. Da aud gejfellfhaftlide Elemente fid in 
den Zandeskirdhen finden, fo ift nunmehr darguftellen: 


Die Geſellſchaft. 

[Die Geſellſchaft.) Geſellſchaft ift wie Bemein- 
ihaft durdy das Individuum verjtändlid, gleichſam als komme 
vorhandene Kraft nur gebroden durch das Individuum zur 
Wirkſamkeit. Und zwar ijt audy fie verftändlidd aus dem, damit 
das Individuum zu anderen in Beziehung tritt, aus feinem 
Willen. 


a) Auh Franz Rendtorffa.a.d. ſchweben die hier gezeichneten 
Elemente vor, wenn er unterfcheidet zwiſchen Landes kirdhe und Landes: 
kirche. Ausgezeichnete Bemerkungen über das Verhältnis der Ideologie 
zur Organifation einer Kirhe madt Herrmann, Eonfeffion und Lan: 
deskirche, bef. S. 41f., erfchienen unter „Zwei Kirtchentagsporträge von 
J. A. Dorner und E. Herrmann“, Hamburg 1887; leider können fie wegen 
ihres Umfangs bier nicht wörtlich angeführt merben. 
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[Subjekt verbundener Willküren.] Erfdien 
Gemeinfhaft als das Subjekt verbundener We— 
jenmillen, d. i. von Willen, infoferne fie das Denken ent- 
halten, fo ift Bejellfhaft, mie fie geboren wird, fobald das 
dem Willen immanente Denken vom Willen fich Iöft und felbftändig 
wird, das Subjekt verbundenen Denkens, foferne darin Wille 
enthalten ift, d.i. verbundener Villküren. Entipredhend 
ihrem millentlichen Gtoffe find auch Gemeinſchaft und Gefell- 
fellfhaft verfhieden: Die Fülle der Außerungen des einzelnen 
Mefenmwillens wird zurückbezogen auf das vor und über ihm 
porhandene Ganze, das durd) die biologiihe Einheit des Orga— 
nismus zu verftehen geſucht wird; entiprehend wird die Ge— 
meinſchaft als Subjekt verbundener Wefenmillen ebenfalls unter 
dem Bilde eines Organismus vorgeftelli.e Die YAußerungen der 
Willkür dagegen als Akte bes Denkens, in denen Wille nur 
enthalten ift und die mefentlid) getrennt von einander find, find 
niht auf ein vor und über ihnen befindlides 
Ganze zu beziehen, fondern alleine auf außer ihnen lie- 
gende Zwecke, in Beziehung auf melde fie allerdings als 
Einheit fi) darftellen, aber nur als mechaniſche, gemachte. Daher 
aud) bas „auch anders können“ — vergl. demgegenüber als typiſche 
Außerung des Wefenmillens das: „Jh kann nidyt anders“ Luthers 
— ihr Eharakteriftikum ift, foferne ein Zmeck meiftens ſich durd) 
eine Mehrzahl von Mitteln erreichen läßt. Entſprechend ift Ge- 
felfhaft die Welt verbundener auf Zmecke bezogener Willküren. 
Das Problem aber ift: wie wird Willkür zum Jozialen Bande? 
Die Benefis wird es erklären. 

[Soziale Wirkung der Willkür] Es wurde oben 
aefagt, daß Gejellihaft in dem Augenblicke geboren merde, mo 
die realen Ungleichheiten in einer Gemeinſchaft fo ftark werden, 
daß die Einheit des Differenten ſchwindet und die Beziehungen 
des Einzelnen auf das Banze wertlos werden: d. i. der Augenblick, 
in dem der Einzelne die Kraft feines Denkens, fie löfend aus 
feinem Weſen gleichſam, allein auf feinen Vorteil vermendet. Was 
im Berhältniffe zum Nebenmenfchen die Berneinung des Sozi— 
alen, nämlich eine Löfung von ihr und die Erfüllung der gegen: 
feitigen Beziehungen mit kriegerifcher Spannung bemirkt. Solche 
Benefis wird an einem PBeijpiel klar, das Baltzer in jeiner 
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Monoarapbie über Tönnies’ Buch: Bemeinfchaft und Befell- 
Ihaft bringt: 

[Wert und Kontrakt.) Ein Bauerjunge hat einen 
Apfel, ein Bürgerjunge einen Spielball. Dem Bauernjungen ift 
der Spielball der Bürgerjungen begehrensmerter als fein Apfel 
und umgekehrt. Der Wunſch, ihre Gegenftände auszutaufchen, 
gebiert den Zweck ihrer Handlungen; ein gemeinjamer, d. 1. ein 
lozialer, Wille, gerichtet auf Austaufch, entfteht; er dauert bis 
zum Vollzuge des Austaufches. Da aber keiner der Knaben dem 
anderen traut und feinen Gegenſtand zuerft hergeben mill, fo 
reihen fie einander die Babe fo dar, daß jeder zugleich Apfel und 
Spielball hält. Die Begenftände ftehen jegt nit mehr ganz unter 
der Herrihaft des Bebers, noch nicht ganz unter der des Emp- 
füngers, fondern unter teilmeijfer Herridhaft des Empfängers und 
des GBebers, abhängig von beiden Gubjekten als gemeinfames 
Gut, d. i. als fozialer Wert. Ein dritter Knabe joll bis drei zählen, 
wird aber im leßten Augenblicke fortgerufen. Jetzt ftellen die 
beiden Knaben fi vor, daß jener dritter Knabe bis drei zähle. 
Ein vermittelndes Subjekt allo wird vorgeftellt. Der gemeinfame 
Mille der Knaben ift darauf gerichtet. Der gemeinfame Wille ver: 
einigt fi) zu einem vorgeftellten Willen, zu einem fingierten Sub- 
jekt. Das Empfangen ift eins mit der Hingabe; beide Handlungen 
fließen in eine zufammen, in den Tauſch. Jener fingierte Sozial: 
mwille führt den Taufch aus. Sein Urteil lautet: „Die Gegenftände 
find glei.“ Da indeffen das fingierte Subjekt den Tauſch nicht 
überdauert, jo gelten die GBegenftände nur für die Dauer des 
Tauſches als glei. Andere Subjekte können anders urtetlen ”°). 
Dauernd gleich erjcheinen die Begenftände erft, wenn die ganze 
Gefellihaft fagt: die Begenftände find gleich. Dann fällt ein all- 
gemeiner jozialer Wille das Urteil; der Wert der Begenftände 
tit dann der von allen anerkannte Wert; die Begenftände werden 
als allgemeines, gefellihaftlides But gedadjt, und als gejellichaft- 
liher Akt mwird der Tauſch gedacht. Der in ihm einige Wille ift 
der Kontrakt, d. i. die Refultante aus zwei in einem Punkte 
fi fchneidenden, eigenfüdtigen Willen, beruhend auf fozialen 
Werturteilen. Der Taufh von Ware gegen Ware fchreitet fort 


7) So weit Balßer. 
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über den von Ware gegen Beld — den Berkauf — zu dem von 
Ware gegen ein Wort, oder von Wort gegen Wort, Kredit gegen 
Kredit, und da an die Stelle von Ware aud) Tätigkeit treten kann, 
fo können fid) mehrere zu einer gleidyen Tätigkeit nad) außen 
verpflidten. Es kann ſolche Berbindung als lebendiges Wefen 
gedacht und dieſem die Fähigkeit des Handelns, alfo ein eigener 
Wille gegeben werden. Wenn die Befamtheit dies neue Wefen 
anerkennt, fo ift damit eine neue Perſon, ein neues Willkür: 
fubjekt gefchaffen: ein Verein als gemeinfames Gebiet für mebrere, 
deffen Stoff Konvention ift. [Herrfhaft der Zwecke.] 
überall alfo herrſcht der Zweck, im Taufe der Knaben, im 
Nerkaufe, in dem den Berein fchaffenden Bertrage; überall ftehen 
Menſchen zu einander in künftlid)en Beziehungen, die Brücken 
vergleichbar find, die über die fie trennenden Klüfte und Span- 
nungen gefhlagen wurden. Die Menſchen löften aus ihrem eigenen 
Weſen das Denken, es auf ihnen weſensfremde Zwecke richtend; 
fie find nit mehr dur ihr Wefen, fondern nur durd) zweck— 
mäßiges Denken verbunden. Wenn die Subjekte ſolchen Denkens 
alle mit einander verbunden als Einheit gedaht werden, fo er: 
gibt fi) der andere Einheitsbegriff, die Gefellfhaft. Diefe 
ft alfo eine Menge von natürliden oder künſtlichen Perſonen, 
weſentlich getrennt und nur zujammengehalten durch Konvention. 
innerhalb ihrer ift jedermann ein Raufmann, ein Taufcer, 
eine Perſon, die im Stande ift, etwas zu verfprechen und zu 
leiften und die dies und nur dies will. Die Gejellfchaft ift eine 
fingierte, Reine natürliche, organiſche Einheit, ein bloßes Bedanken- 
ding, nur jo weit möglich und mahr, als es Tauſchverkehr gibt. 
Denn nur fo weit wirkt die auf individuelle Zwecke gerichtete 
Willkür fozial. Nur entjprehend dem Maße der Verwirklichung 
des Taufchverkehrs ift die Geſellſchaft mwirklid). 

Was alfo die Befellihaft entftehen läßt, ift zwar Tätigkeit 
ber Einzelnen, wie aud) in der Tätigkeit der Einzelnen der Taufd)- 
verkehr zum Ausdrucke gelangt. Aber die in der Befellihaft und 
in der Bemeinichaft geübten Tätigkeiten unterjheiden fi von 
einander. Die in der Bemeinfhaft, 3. 3. in der Familie ge- 
übte Tätigkeit gefchieht, weil es im Wejen der Bemeinfchaft liegt, 
fo und nicht anders tätig zu fein; in ihrer Tätigkeit lebt fie; ber 
3mweK& ihrer Tätigkeit liegt in ibr jfelber Der 
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SmwedkberTätigkeitinderßefsellfhaftaberliegt 
außerihr. Tätigkeit ift nur ein Mittel, um ein außer ihr und 
außer dem Gubjekt Liegendes, den Zweck, zu erreichen, ift ſich 
nicht Selbſtzweck. 

[Das Recht der Landeskirdhen als Kriterium 
der gefellfhaftlih-mwillkürliden Elemente.) Wo 
Elemente diejer Art in einzelnen fozialen Komplexen vor— 
banden find, wird es in ihrem Rechte jihtbar. Denn mie die 
Gemeinſchaft ihr Recht hat, alle Ordnung, die ihrem Sinn gemäß 
it, fo bat aud) die Befellihaft ihr Recht. Aber dies Recht ift 
nicht entftanden aus Naturanlagen als feinen Bedingungen, ſon⸗ 
dern es ift „gemacht“ entjprechend Außeren Zwecken. Wie biefe 
nur im Denken bejtehen, fo ift das Recht durch Denken alleine 
gemacht, ein Artefakt des Denkens. Tft die Gemeinſchaft eine na- 
türliche PBerfon, die das Befeß ihres Lebens in fidy trägt, To ift die 
Geſellſchaft eine gedadjte, künſtliche Perjon, der ihr Recht, die 
Konvention, erdadjt ift, die nur über eine Summe von Mitteln 
zu Zwecken verfügt. In dem Rechtsſyſtem der Bemein- 
haft find die Menſchen als Blieder einer Gemeinſchaft auf 
einander bezogen, notwendig und natürlid, in der Geſell— 
ſchaft berrihen Beziehungen nur durh Willkür. In der Be- 
meinſchaft herricht das Banze über feine Teile, in der Bejellichaft 
der Einzelne kontraktlidy Berechtigte über einzelne kontraktlid) 
Berpflitete..e In der Bemeinfhaft kann Ungleichheit 
der Stellung natürlid fein, in der Geſellſchaft ift es 
allein die Gleichheit der Menfchen. 

[Spezielle Formen der Geſellſchaft find 
khünftlid.] Spezielle Formen des verbundenen Willens, 
wie 3. B. der Familie, find dem Begriffe der Bemeinfdhaft 
natürlid), wie der Wille, der Wefenmille; fie find gebunden 
an die natürliden Bedingungen des Blutes, des Ortes und des 
Beiftes, jede engere denkbar als Organ einer meiteren; in der 
Geſellſchaft find jpezielle Kormen nur Artefakte, be- 
flimmt zur Zweckerreichung zu dienen, find reine Werkzeuge 
und Geräte. 

Darum ift der Staat — hier wird nit an das Volk und 
die Volks-⸗Gemeinſchaft gedacht — ein gefellichaftliches Gebilde; 
denn er ift einerfetits allgemeiner gejellfchaftlidher Verein, 
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künftlicye Perſon wie jede andere, über dem das Recht ſteht als 
feine Berfaffung; und er ift andererjeits die Befellichaft 
jelber, die abfolute PBerfon, gegen und über deren Recht es kein 
Recht gibt; als Weltftaat wäre er die ſchlechthin abjolute Perfon, 
die der allgemeinen Gemeinſchaft, wie fie die Kirche fein mill, 
korreipondierte 7°). 

[Die Landeskirchen als Subjekte verbunde:- 
ner Willküren.) Wenn nun Geſellſchaft als Subjekt von 
Willkür nur von einander weſentlich getrennte Menfchen, d. i. 
Subjekte von Willkür, umfaßt, die nur zu Zwecken zeitweilig ver- 
bunden werden, jo Rönnen aud die Zandeskirden als 
Subjekte verbundener Willküren gedadt werden, 
unter welchem Aſpekt fie auf Zwecke bezogen werden, die außer 
der Tätigkeit der Kirche, foferne fie Gemeinſchaft ift, Tiegen. Ein 
allgemeines Kriterium der gejellihaftlidy-willkürlichen Elemente 
in der Kirche folgt nur der Erwägung, dag Willkür auf Zivecke 
gerichtet ift und daß Zmecke meift auf mehreren Wegen erreicht 
werden können; mo darum von einer Rirhlidyen Einrichtung id) 
jagen läßt: es Ronnte auh anders gemadht werden, 
da handelt es fi) um etwas GBejellichaftlich-mwillkürliches. Dies 
aber kann gejagt werden von den ganzen Berfaffungen, 
von ber Einrihtung der Synoden bis zu den Konfiftorien; benn 
der Zweck, auf den diefe Einrichtungen bezogen find, Rann aud) auf 
anderem Wege erreicht werden. Inſonderheit ftehendiebeiden 
Wege zur Zmeckerreidhung offen, daß die Kirche als Ganzes ent: 
weder dem Staate, ſoweit er als Verein gedadyt wird, gegenüber 
jelbftändig, als aud), daß fie zu einem Teile diejes Staates ge- 
macht werde. Denn jede diefer beiden Maßnahmen fteht allein 
unter dem Geſichtswinkel der Zmeckmäßigkeit. 


6) Bergl. Albert Werminghoff, PBerfaffungsgefhichte der 
deutfchen Kirche im Mittelalter, Leipzig 1907. 

©.2: „Da der Uintergrund der Kirche, der chriſtliche Glaube, uni: 
verfal ift, fo bildet die Kirche grundfäglidy eine Einheit, die alle Menfchen 
in fi zu vereinigen trachtet. 

Ebenfo ©. 2 a. a. D.: „Als eine Rechtsanſtalt befonderer Art fteht 
die Kirche dem meltlihen Staate zur Geite, beide umfpannen biefelben 
menfhlihen Individuen, find aber nad) Weſen und Wirkung von ein- 
ander verſchieden und do auf einander angemiefen.“ 
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DieKonfiftorien.] Die diefe Arbeit zuerft intereſſieren— 
den Konſiſtorien aber find nicht Organen eines Leibes ver: 
gleichbar, durch häufige Anftrengung derfelben Tätiakeit natürlid) 
gewachſen, fondern fie find künftliche Geräte, Artefakte, gejchaffen 
gemäß einer in Gedanken feftgehaltenien dee, der fie dienen jollen. 
„Aus dem Kopfe“ find fie entiprungen, nit aus dem Herzen. 
Wenn fie dennod als Organe der Kirchenregierung bezeidynet 
werden, fo kommt das daher, daß die Einrichtung der Kirche, 
jomeit fie künſtlich iſt, ſchon in der dee, nad) der fie gemadjt 
iit, als organiſche Einheit gedadyt wurde; ein Kunjtwerk. Die 
kirchliche Berfaffung wurde nad) dem Bilde des Organismus ge: 
ſchaffen, nit aber wird bei der Bezeichnung des Konfiftoriums 
als Organes der Kirchenregierung ein natürliies Phanomen 
unter dem Bilde des Organismus verftanden.. 

[AMffektiondes Befühls.] Ein Bemeis für die Rich— 
tigkeit diejer Konftruktion mag in der WUffektion der 
menfhliden Befühle durd die gejellichaftlich-willkürliche 
Ceite der Zandeskirchen gefunden werden. Denn aud) fie berührt, 
wie die gemeinfchaftliche Seite gleichſam den Taft: und Temperatur: 
jinn ”). Aber erſchien die gemeinjchaftlihe Seite als trautes, 
heimliches, warmes und weiches Zufammenleben, jo ift bezüglich 
der geſellſchaftlich-willkürlichen Seite das Begenteil der Fall: Ralt 
ift ihr Wefen, da „fie es mit Politik zu tun hat“, und hart und 


7) Die zwei Naturen der Kirdhe, insbef. der Iutherifchen Kirche, 
erkennt auh Waſſerſchleben: Das landesherrlide Kirchenregiment, 
Berlin 1872, ©. 72 ff.: „In der neueren Zeit ift aus der Mitte der luthe— 
rifhen Kirche anerkannt worden, daß das landesherrlide Kirchenregiment 
heutzutage völlig unhaltbar werden würde, wenn es mwirklid) nur vermöge 
der Lehre von dem Wöächteramte über beide GBefeßestafeln zuläffig 
wäre ...“ und ©. 28: „Ich habe die feite Zuperficht, daß die evangelifche 
Kirche in ſolchem Falle (nämlidy nach Befeitigung alles Staatskirdhentums) 
nicht aufhören würde, eine öffentlihe Korporation im Gtaate zu bilden 
und daß fie nad) wie vor in der Familie, Bemeinde, fomie in ihrer weiteren 
kirchlichen Gliederung, durd) Predigt, Geelforge, Zucht und Regiment aud) 
ihrerfeits an der Förderung ſittlicher Kultur, und dadurch an der Reali— 
fierung der ftaatliyen Zweche und Aufgaben mit arbeiten werde ...“ 
Über diefe Erkenntnis ift ihm rein intuitiv erwachſen; er tft ſich ihrer 
nicht bewußt und ermartet fie darum nicht logijch, wie die meiften Schrift: 
fteller (außer Sohm), fo 3. B. Scehliny in feiner Befchichte der — 
Kirchenverfaſſung (1914). 
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unerbitterli ftehen Rechte und Pflichten einander gegenüber. 
Nichts von Trautheit und Heimlidhkeit; Öffentlichkeit und Welt 
berrichen; mie in ein fremdes Gebiet zieht der gläubige lutherifche 
Chrift, wenn er das Gebiet des Kirdyenredhts betritt, das fchon 
dem Studenten als das totefte von allen Rechtsgebieten erfcheint. 
[Landeskirhenund Zmwmehmäßigkeit) Keine 
von Natur gegebenen Formen hat diegefellfhaftlid-mill- 
kürlide Seiteder Kird)e, wie die gemeinjchaftlichen Sei— 
ten in den durch die \Ingredienzien des Blutes, Yandes und Beiftes 
berausgebildeten. Nur mehr oder minder Zweckentſpre— 
chendes ift hier, in demjelben Sinne, wie die Einrichtungen einer 
Handelsgefellidaft zweckentſprechend find, mit denen fie alle 
mwefentliyen Züge gemein hat, fo den, inneren Uneinigkeiten vor: 
äubeugen. Wie diefe Handelsgefellichaften Zunktionäre, die mit 
ihren Prinzipien nicht einverftanden find, der Funktion entheben, 
fo vertreiben die Landeskirden Geiftlie, die nicht auf dem 
Boden des offiziellen Dogmas ftehen, meinend, aus gemeinfchaft: 
lihem Geiſte zu handeln, in Wirklichkeit gejellichaftlih- willkürlich 
mwirkend. Go den, ein raftlofes Begehren nad) Macht über Macht 
zu haben, ein Zug, der in der Kirche als Bemeinjchaft unmöglid 
if. So den, daß man aus der Landeskirdye austreten kann mie 
aus einem Berein. Und dem Gtaate als dem fchlechthin gejell- 
ſchaftlichen Verein ähnelt die Kirdye, wenn über Baulaften ge- 
ftritten wird, wie der Fiskus mit Anliegern ftreitet. 
ſLandeskirchen und „die Bejellfdhaft“)] Der 
deutlichfte Beweis aber für die Richtigkeit diefer Theorie '°) ift der, 
daß die Kirche nad) der geſellſchaftlich-willkürlichen Geite nicht, 
wie nad) der gemeinſchaftlich-weſenwillentlichen, das Geſetz ihres 
Lebens in fidy trägt, fondern daß fie es empfängt von der im 
Staate organifierten „Befellfehaft“. Denn kirdlidye Geſetze 


78), Den Kampf zweier Bedankenreihen im modernen Staatskirchen- 
rechte empfindet Er ich Förftera. a. O., ©.321: „Die Durchſetzung des 
landesherrlichen Kirchenregiments ift der legte große Gieg des abfoluten 
Königtums. Daß es diefen Gieg aber nicht nackt und offen als Königtum, 
als perfonelle Verkörperung des Staates, zu erfechten vermodte, fondern 
nur unter der Maske des Summus episcopus: das deutet an, daß dieſe 
Geftaltung der Dinge in Widerfprud fteht mit dem modernen Gtaats- 
gedanken.“ 
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und Verordnungen find nur inſoweit rechtsgültig und können es in 
Konſequenz des Staatsgedankens nur jo meit jein, als fie mit 
einem Staatsgeſetze nicht in Widerſpruch ftehen. Für mande 
Zandeskirdyen gilt jogar, daß, bevor ein Kirchengefeg dem Könige 
zur Ganktion vorgelegt wird, eine Erklärung des Staatsminifte- 
riums darüber herbeizuführen ift, ob gegen den Erlaß desjelben 
von Staats wegen etwas zu erinnern ſei. 

Ein konkretes Berhältnis von Gtaat und 
KirheijtnuranderHanddesgejfamtenkonkre- 
ten Tatbejtandes fejstjitellbar (Anm: Sohmjl. 
Hiermit ift das Ziel des gegenwärtigen Teiles diefer Arbeit mit 
dem NRefultat erreicht: Der eine Befichtswinkel, unter dem diefe 
ganze Arbeit unternommen ift, nämlid) die Natur der landes- 
kirchlichen Verfaſſungen gegenüber der ftaatlihen zu erkennen 
(neben dem anderen, die Entmwicklungslinie des Yandeskirdyentums 
zu finden) hat mit der Feſtſtellung, daß die landeskirchlichen Ver— 
faffungen gefellihaftlidh-willkürlider Natur feien, 
feine prinzipielle Erledigung gefunden. Das Reſultat ift der berr- 
Ihenden Meinung ”°) entgegengejeßt, da diefe die Kirchenverfaffung 
für ihrer Natur nach weſentlich verichieden von der der Staats» 
verfafjfung hält, entgegen dem Gaße der Novelle 7: „Neque multum 
differunt sacerdotium et imperium °°). Zugleid ijt feftgeftellt, daß 
die Kirhenverfaffung tatfächlich jormohl ein Stück der Staatsverfaf- 


*) Ein treffendes Urteil über die herrſchende Meinung, über ihr 
Verhältnis zu ihrem Begenjtand hat v. Schulte, Lehrbud) des katho- 
lifhen und evangelifhen Kirchenrecdhts, 4. bezw. 1. Auflage, Gießen 1886: 
„Die Quelle diefes Rechts — des ius episcopale nämlich — tft hiſtoriſch 
radjgemiejen, die Theorie behandelt es jeßt als ein Annexum der Landes: 
bobeit.“ 

%°) Hier dürfte der Ort fein, kurz die Stellung diefer Theorie des 
Kirchenrechts zu jenem von Sohm, Kirchenrecht I. Bd., Die geihichtlichen 
Grundlagen, Leipzig 1892, und „Weltliches und geiftlihes Recht“, München 
und Leipzig 1914, formulierten und verteidigten Problem zu zeigen: „Das 
Kirchenrecht fteht mit dem Wefen der Kirche in Widerfpruch“ —, von dem 
Kahl in feinem Lehrfyftem fagt (S. 71): „Wer immer, QJurijt oder Theo: 
foge, in der Gegenwart Kirchenrecht ernfthaft ftudieren mill, muß mit 
Sohbms Bud, als der hervorragenditen kirchenrechtlichen Erfcheinung 
der Neuzeit ſich bekannt machen und Gtellung dazu genommen haben.“ 
Vergl. jet auch Sohm, Weltlidhes und geiftliches Recht, 1914. Hier Jet 
es gefagt, daß eben biefe Idee Sohms mit Anlaß diefer Arbeit gemefen 
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jung wie von ihr geſchieden jein und daß ledigli am konkreten 
Falle als Produkt eines beftimmten Berhältniffes jozialer Kräfte 
unterſchieden werden kann, ob eine Kirchenverfaffung ein Teil der 
Staatsverfaffung fei oder nit. Daß aber eine Kirchenverfaffung 
ihrer Natur nad) beides fein kann, enthält die Möglichkeit eines 
Wechſels im Verlaufe der Geſchichte. Die Beichichte des Landes- 
kirchentums in vorgegenmartlidher Zeit, d. i. deffen, wie ſich das 


it, in Berbindung mit der konkreten kirdliden Not der Nordmark und 
mit, beffer gegenüber, einer Bemerkung Zorns (2b. ©. 362): „Das 
landesherrlide Kirchenregiment läßt ſich nur hiſtoriſch verfteben; eine 
innere Begründung kann es, wenn überhaupt, auch heute nur aus einem 
für die evangelifhe Kirdye, wenn aud in anderer Art als zur Refor- 
mationszeit, beftehenden „Notftande“ der evangeliihen Kirche finden.“ 
über die kirchenrechtlie Not der Nordmark, die in der Ungewißheit über 
die rechtliche Natur der Stellung des Konfiftoriums ihren Grund bat, ift 
bier nihts zu jagen, als daß diefe Arbeit an der Bemwinnung der Erkennt- 
nis mitarbeiten will. Aber Zorns fomohl wie Sohms Behauptungen 
ift das gemeinfam, daß fie eine Tatſache — leßten Endes iſt es die— 
felbe — im Grunde als in fi widerſpruchsvoll Hinjtellen: Das Kitchen: 
recht. In fi widerfprucdhsoolle Tatſachen gibt es nit! (Vergl. ähnlich 
Hatch, Die Brundlegung der Kirchenverfaflung Wefteuropas im frühen 
Mittelalter, Gießen 1888, Überfegung aus dem Englifhen von Sarnacd, 
©.2). Sie ftehen auf demfelben Blatte wie jenes Spridmort: „Aus: 
nahmen beitätigen die Regel.“ Dies Sprihmort ift ein Un-Sinn; denn 
wenn eine Regel eine Ausnahme Hat, fo ijt fie eben Reine abjolute Regel, 
fondern ihr Geſichtswinkel ift zu eng, als daß ſich der Tatbeftand der 
Ausnahmen einfügen könnte. Ahnlich fteht es mit Sohbms und JZorns 
Behauptungen. Inſonderheit Sohms Fehler ift, daß er eine — feine — 
biftorifhe Anſicht für philoſophiſche Erkenntnis des 
Weſens der Kirde hält; denn Philojophie ift es, wenn er vom Weſen 
der Kirche redet. 

Sohms Weg zu jeiner Erkenntnis ift diefer. 

In drei Phänomenen fieht So hm feinen Ca, pofitiv oder negativ, 
objektiviert: im „Urdriftentum“, im „Katholizismus“, in der „Reforma: 
tion“. Denn dies find die Titel der drei Teile feines „Kirchenrechts“. Das 
Urdriftentum als der natürlidhe Juftand des Ehriftentums fagt ihm, 
daß es kein Kirchenredht gab, audy keine Kirche als Organifation; denn 
die ecclesia ift ihm nicht eine örtlidhe Gemeinde, fondern jede Berfamm: 
fung von Ehriften. Recht kennt fie niht. Ihre Ordnung ift darismatifch. 
Mit der Bildung von Bemeinden als organifierten Körperfchaften be- 
ginnt der innere Widerfprud; denn in ihnen herrſcht notwendig Ge— 
waltausübung kraft Rechtsſatzes. Infonderheit die Amter, das Diakonen-: 
amt, die Alteſten und das Bildofsamt, find Sohm Träger des Biber: 
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Zeben jelber, gegenüber der Theorie, mit dem Problem des Lan: 
deskirchentums abgefunden hat — und das ift der andere Befidhts- 
winkel diefer Arbeit: Zeftitellung der Entmwicklungslinie des Lan— 
deskirhentums — wird darum nun unterfudt werben. 


B. 2. I. 1. c. Die geſchichtlichen Grundlagen der heutigen Landes- 
kirchen im allgemeinen. 

MNußen eines geſchichtlichen Ueberblickes: 

anlihnurbiftorifheAnfidt,keineErkenntnis.] 

Diefem Abſchnitt über die gefhihtlihen Brundlagen des 


fprudjs; denn fobald fi jemand der charismatiſchen Ordnung mwiderfeßt, 
muß es durd) die Amtsinhaber zur Bemwaltausübung kommen. Dann iſt 
der Katholizismus da. Deſſen Entftehung madt fih Sohm im 
Einzelnen von Jahrhundert: zu Jahrhundert Klar. Die Reformation 
ift ihm die Wiedergeburt des Urchriftentums. Zahlreihe Worte Luthers 
bemweijen ja, daß Luther, mwenigitens einerfeits, Verquickung von Welt- 
lihem mit Beiftlidem nicht wollte. Dennody Ram — wiederum gegen das 
Weſen der Kirdye — das Recht auch in diefe Kirche — das landesherrliche 
Kicchenregiment. 


In der Tat: der Widerſpruch fcheint vorhanden zu jein: Das Ur- 
chriſtentum kannte keine Bemaltausübung kraft Rechtsſatzes. Beide, 
Katholizismus und Reformation, kennen fie; wie den Weg finden aus die- 
fem Irrgarten? Er kann nur philoſophiſche Erkenntnis fein. Diefe 
aber fagt: Die Kirche des Urchriftentums, des Katholizismus, der Reforma- 
tion und die landesherrlich-proteftantifche find alle zurückführbar auf den — 
theologiſch neutralen — Einheitsbegriff der Jozialen Verbindung. Unter den 
genannten vier fozialen Verbindungsarten find zwei Geſchlechter zu unter: 
fcheiden: bei der einen Bruppe wacht eine Empfindung des Warmen, Strö- 
menden auf, bei der andern des Kalten, Berechneten und Beredynenden. 
Das eine ift die Kirche des Urchriftentums mit ihrer harismatifchen Natur, 
und meiter fie jelber nad) ihrer Wiedergeburt durch die Reformation; das 
andere ift die katholifhe Kirche und die landesherrlidyproteftantifche 
Kirche. Erklärt werden können beide durdy die Einfiht in das Wefen 
deffen, das im Hinblick auf die beiden fozialen Einheiten als die lebte 
Einheit, als das leßte Unteilbare erfcheint, das Individuum. Und da zeigt 
fih, daß die Fähigkeit, durch die es zum fozialen Teile wird, fein Wille 
ift, auch bezüglich der Kirche, einmal joferne diefer das Denken enthält, der 
Weſenwille, und ferner, fofern er im Denken enthalten ift, die 
Willkür Die foziale Verbindung, foferne fie aus Wefenmillen gebildet 
ift, ruft das Gefühl der Wärme, des Strömenden hervor: die Kirche der 
Urzeit und der Reformation; die foziale Verbindung hingegen, die die 
Empfindung des Kalten, Berechneten und Berechnenden hervorruft, die 
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Zandeskirchentums ift die Aufgabe zugemwiejen, die Linie auf 
äudecken, auf der ſich das Landeskirdhentum entwickelt bat. Da— 
mit ift der wiſſenſchaftlichen Forſchung, hier in diefem Abfchnitte, 
ihre Aufgabe in einer Weiſe bejchränkt, wie fie es im Allgemeinen 
nicht gemohnt ift. Denn feitden die reine Naturmifjenfchaft das 
Kaufalitätsgefeg „entdeckt“ hat und feitdem fie dementfprechend 
für die Phänomene ihres Objektes das Geſetz der Entmwicelung 
zu finden unternommen bat, haben aud) die Beifteswiffenfchaften 
das Streben, für ihre Begenftände die Entwiklungsgefeße zu 
finden; vielfady haben fie Erfolg damit. Das Befeß der Entwicke- 


katholiſche und die Iandesherrlide Kirche, ift durch Willkür gebildet. 
Das Recht der einen ift der Ordnung eines Organismus vergleichbar, 
natürlich mie diefer; das der andern ift der Ordnung eines Kunſtwerkes 
ähnlich, einer Uhr, künſtlich wie diefes: Konvention. 

Aber nicht nur diefes iſt fihtbar, aud) die GBenefis der einen Art 
aus der anderen: Wefenmwille kann ſich einjeitig zur Willkür entmidkeln, 
joferne das im Willen enthaltene Denken die Oberhand bekommt. In 
derjelben Weife, und durchaus Kkorrefpondierend, kann aus der Kirche 
„Harismatifhen“, fage von Bemeinfhaftscharakter, die Rechts— 
kirche, fage gejellfchaftlicden Eharakters werden. Und in welcher Form? 
In derfelben, die Sohm als Trägerin der Degeneration anfieht: Sobald 
die Träger der Amter, fage der Würden, der dyarismatifchen, fage der 
Kirche von Bemeinihaftscharakter, ſich nicht mehr als gleihjfam organische 
Blieder eines Leibes fühlen, ift die charismatifche, fage Bemeinfchafts- 
ordnung, durchbrochen. Rechtsordnung, jage gejellichaftlidy-willkürliche 
Ordnung, greift Plaß, die bisherige Bemaltausübung aus organiſcher Ord- 
nung wird zu einer folden kraft Willkür. Das tft die Benefis der Kirche 
und des Kirdhenredhts „ihrer Natur nad)“. Man vergleihe im Einzelnen 
Sohms Theorie mit der hier und mehr nod) im Texte entwickelten, nod) 
beffer mit Tönnies’ „Bemeinfhaft und GBejellidaft“. Dan wird über: 
raſcht fein durch die Fülle des Parallelen, mie oft Sohm in feiner For: 
mulierung das fagt und in der Geſchichte findet, mas Tönnies als all: 
gemeinere philofophifhe Erkenntnis bingeftellt hat, außer dem Einen, 
daß Sohm die Tatſache des Kirchenrechts in fich widerſpruchsvoll findet, 
während Tönnies wie Willkür aus Wefenmillen, jo Gefellihaft aus Ge— 
meinfhaft natürlich entmwicelt fieht. Beide aber, Sohm und Tönnies, 
wird man ftaunend bewundern. Das aber ijt das Befreiende, das das 
Kirhhenredht als angewandte Soziologie gewinnt: Es ijt der Stachel des 
Widerfpruchspollen genommen, und der Ausblick des Kirchenredhts in die 
Zukunft als dynamiſchen Produkts ift der, momit Tönnies jeine @e- 
danken über „Individuum und Welt in der Neuzeit“ fchließt, und der 
kirchenrechtlich veranſchaulicht wird durd) den einzig:großartigen Bau der 
katholifhen Kirche (Tönntes, Individuum und Welt in der Neuzeit, 
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lung des PVerhältniffes von Staat und Kirche zu finden, dürfte 
aber kaum gelingen. Denn zwar wie fid) das Leben mit dem 
Problem des Landeskirhentums im einzelnen Yalle abgefunden 
bat, zeigt die Geſchichte, im Bejonderen die Kirchen-Rechtsgeſchichte: 
denn die Landeskirchen find ein redhtlid) gefaßtes Phänomen und 
wenn Geſchichte die Evolution von Tatbeftänden und wenn Recht 
die Abftraktion der Tatbeftände ift, jo hat die Kirchen-Redts- 


©.66 in Bernhard Harms’ Weltwirtfchaftlidem Archiv, Januar-Heft 1913, 
Jena): 

„Was man an der Natur Geheimnisvolles pries, 

Das wagen wir verſtändig zu probieren. 

Und was ſie ſonſt organiſieren ließ, 

Das laſſen wir kryſtalliſieren.“ 


Dieſen Zug haben alle Werke und Leiſtungen eines individualiſtiſch⸗ 
fozialiftifhen Zeitalters mit einander gemein. Die künſtliche Syntheſe 
ſcheidet fi fäuberlih ab von den Produkten der zeugenden Natur, benen 
die lebendigen Kunftwerke im Geifte verwandt find. Mehr oder minder 
und, je neuer dejto mehr, tragen alle Gebilde der Neuzeit die Züge des 
Unlebendigen in und an fi. Es find medanifche Gebilde: fie haben 
keinen Wert, außer in bezug auf ihren Zweck, den äußeren Vorteil, den 
fie gewähren; fie entjpringen der kalten kalkulierenden Bernunft: ber 
Nupßen ift, wie Schiller Thon klagte, das große Tool der Zeit. Eben 
darin liegt auch die überwältigende Größe diefer Gebilde; fie ftellen in der 
Tat Triumphe des menfhlichen Geiftes dar. Nicht ohne Grund find mir 
ſtolz auf diefe mächtige europäifche Zivilifation des 19. und 20. Fahr: 
bunderts, unter der wir doch leiden und feufzen. Sie hat unferm Leben 
vieles geraubt: Ruhe, Würde, Sinnigkeit und gar viel von der ftillen 
Schönheit, die wir hie und da nod) in einem Dorfe oder einer kleinen 
Stadt ahnend empfinden. Aber fie hat unfer Bedankenleben und dadurd) 
auch unfer Bemütsleben mit ungeheuren Spannungen erfüllt, die uns 
über alles Alltägliche, und fogar über den Genuß des Schönen und Guten, 
binausheben, weil wir den großen intellektuellen Genuß haben, meiter 
zu fchauen als je ein Zeitalter vor uns vermodte, unfere Wißbegierbe 
und Neugier immer neu zu befriedigen, weil wir uns glücklich preifen, 
die Urſachen und Wirkungen der Dinge zu erkennen, und ber Welt in 
allen ihren ſchönen und häßlidhen Erjcheinungen mit Bewunderung, und 
in einigem Maße audy mit Berftändnis gegenüberzuftehen. — Die mo= 
derne Kultur ift in einem unaufhaltfamen Zerfeßungsprozeß begriffen. 
Ihr Kortichritt ift ihr Untergang. Das iſt ſchwer zu denken, und noch 
ſchwerer ijt es, jid) darein zu finden, es zu bejahen und dod an diefem 
Trozeß mwollend, ja heiter mitzumirken, die Tragödie anauf.hauen, fich 
hindurchringend durdy Furcht und Hoffnung, um beide von jich abzutun 
und die reinigende Wirkung des Schaufpiels zu genießen. Das zu leijten, 
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geihichte die Geſchichte der Abftraktionen von kirchlichen Tat: 
beftänden zum Gegenftande. Indeſſen die Geſchichte kann nur 
den landeskirdyliden Tatbeftand und feine rechtliche Abftraktion 
im einzelnen alle in den einzelnen Epochen feftftellen; das ift 
nichts als gleichſam eine ftatiftiiche Aufbereitung des Materials. 
Cie kann nidt die einzelnen Tatbeftände wie auf Hauptnenner 
auf Einheiten beziehen, d. i., um im Sinne der Naturmiffenfchaft 


vermag die Erkenntnis, wenn fie in Bhilofophie — als Weltmweisheit — 
fi zu menden reif gemorden ift.“ 

3u Sohms Theorie vergl. die Beiprehung Köhlers in der 
Theologifhen Literaturzeitung, 1892, Nr. 24 und Seebergs in dem 
Theologifhen Literaturblatt, 1893, Nr. 25, 26, 27. Beide Kritiken lehnen 
Sohms Erkenntnis ab, — zwingend keine. — Stark in den Anſchauungen 
Sohms ſcheint mir aud) Steinmeyer zu gehen, wohl unabhängig von 
Sohm; vergl. Steinmeyer, Der Begriff des Kirchenregiments, Ber: 
Iin 1879, ©. 3: „Aber ſo ſchlechthin unentbehrlid der Kirche die Regie— 
rung von Seiten diefes Hauptes ift, ebenfo irrational verhält fi zu ihrem 
Begriff der Bedanke eines menſchlichen NRegimentes“ Rothen— 
büder a a O. hält Sohms Anfidt für eine Kritik des Kirchen- 
rechte vom Standpunkte eines bejftimmten theologi- 
[hen Kirdhenbegriffes aus (Anm.1 S. 443) — m. E. mit Nedt, 
wenn er dabei die von mir unterftridenen Worte im Auge hat. Es 
handelt fih aber nidyt nur bei Sohm, ſondern aud bei den meiften 
anderen, fo bei Kahl, um die VBerquikung von Wiffenfchaft mit je 
ihrer theologiſchen Ideologie. Darum können eigentlidhe Widerlegungen 
garnicht gegeben werden; denn Ideologien find als der Ausdruck fubjek- 
tiver Erlebniffe jubjektiv wahr. Daher kommt es aud, daß die be- 
zeichnete Gruppe von Männern jeder für fi) über Kirchenrecht, über 
Staat und Kirche ſchreibt, unter eingehender Berückfichtigung der anderen, 
aber ohne die anderen zu miderlegen und ohne die Sache zu fördern. 
Aber andererfeits muß ic) Rothenbücher doch widerſprechen. Denn ich 
habe von Sohms Kirchenrecht in Verbindung mit feinem neuen Bude 
„Weltlihes und geiſtliches Recht“ lebhaft den Eindruck gemonnen, es 
bandle fih für Sohm um die Feſtſtellung einer Tatſache. 

Auh Sehlings Wiſſenſchaft ift nicht frei von Einwirkungen 
einer beftimmten theologifhen Ideologie; er ſchreibt in der „Geſchichte 
der proteftantifchen Kirchenverfaffung“ ©.47 unten: „Nicht die jurifttfche 
Form, fondern das Evangelium gründet die Kirche.“ Hier ift nicht ein- 
mal die erfte Saßhälfte rihtig. Denn fehr wohl tft es in einem Sinne 
mahr, daß die juriftifhde Korm die Kirche gründe, foferne alles Leben 
Geftalt iſt, worüber man bei Kant nadjlefe. Kerner aber „das Evan: 
gelium gründet die Kirche“ — das ift nicht richtig; denn bie Bebanken der 
Menſchen gründen die Kirche; in den Gedanken der evangelifchen Ideologie 
gewinnt fie nur ihre befondere Geſtalt. — Im übrigen balte ih Seb: 
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zu reden: Sie kann nicht das Entmwicklungsgeieß finden. Denn 
Auffindungpvon Entmwicklungsgefeßen ift nur dann 
möglich, wenn das Berhältnis der in Frage kommenden Faktoren 
rational ift, wie in der Mathematik nur rationale Größen auf 
Einheiten zurückführbar find. Irrationale Verhältniſſe °') dagegen 
entziehen fi) der Zurükführung auf Einheiten. Nun ift, fomeit 
auf die Entwickelung reflektiert wird, das Verhältnis von 
Staat und Kirdhe tatſächlich irrational; denn beide 
tragen das Streben nad Madht über Macht in fih — in Kon- 
kurrenz, weil diefelben Menfchen, die der Kirdye angehören, aud) 
dem Staate angehören und meil die Anfchauungen, die die Men- 
hen in der Kirde in fi) aufnehmen, Beitandteil der Lebens: 
jubftanz des Staates werden und umgekehrt. Darum müſſen 


ling für einen mit ftarker Intuition begabten Schriftfteller. Geine 
Refultate und der Bang der Daritellung find lihtvoll und — von meinem 
Standpunkte aus — durdhmeg richtig. 

Zu einem logiſch unmögliden Refultat kommt Schoenborn, 
Kirche und Redt, Intern. Monatsſchr. f. Wiſſenſch, Kunſt und Technik, 
Februarheft 1912, Sp. 619638. Er hält das Recht für mit dem Wefen 
der Ratholifhen Kirche vereinbar, nicht mit dem der evangelijchen, meil 
deren Wefen nicht auf ihrem Rechte berube. Es handelt fid) bei Schoen- 
born um eine unterfchiedslofe Verwendung foziologifher und juriftifcher 
Befihtspunkte. Daher das parabore Refultat. 

a) Von einer irrationalen Verknüpfung der proteftantifchen 
Kirche mit dem Staate redet au Friedberg, Die Gränzen zwiſchen 
Staat und Kirche und die Garantie gegen deren Berlegung, Tübingen 
1872, ©. 822; er denkt aber nur an eine Verknüpfung in organijatorifcher 
Beziehung, foferne die proteftantifhe Kirche Staatskirde war und in 
diefer Beziehung „diefe zum Teil irrationale Verknüpfung mit dem 
Staate aufzulöjfen ... trachtet“; hier indefjen ift gedacht an eine dyna- 
mifche Srrationalität der beiden Brößen als Sozialer Kaktoren. In dieſer 
Srrationalität hat die Friedbergfche ihren Grund. Wohl beredhtigt ift der 
Bebraud des Begriffs „Irrationalität“, wie der Begriff der irrationalen 
Zahl dartut (Schloemilchs Handbud der Mathematik, 2. Aufl., her- 
ausgegeben von Henke und Heger, 1. Bd., Leipzig 1904, ©. 48): „Eine 


irrationale Zahl ift alfo eine Zahl, die zwiſchen zwei rationalen Sahlen- 
und ifo eingefchloffen ift, daß man die beiden Brenzen ohne Ende 


einander nähern, d. h. ihre Differenz 7 mit unendlidem Wachſen von q 


unendlich klein madyen kann, ohne gleihmohl den Wert der irrationalen 
Zahl auf diefe Weiſe abfolut genau zu erhalten.“ 
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beide, Staat und Kirche, in kRonkurrierender Weife vermöge ihrer 
aejellfchaftlich-mwillkürliden Natur jede nad) der größeren Macht 
über ihre Angehörigen ftreben. Ebenfo äußert fih Troeltfd: 
Das Berhältnis von Staat und Kirche ift „ein völlig irrationales, nur 
auf der gegenfeitigen Unentbehrlihkeit und dem konkurrierenden 
Machtanſpruch begründetes Verhältnis, das ſich je nad) der Kraft ®?) 
der beiden Mächte verfchieden geftaltet und nur von ber hinter: 
drein kommenden akademifchen Theorie rational konftruiert wird.“ 
Angefihts folher im Begenftande liegenden Unmöglidjkeit, das 
Entmickelungsgefeß zu finden, muß fid) alfo der rechtsgeſchichtliche 
überblick beſcheiden, im Begenftändlichen ftecken zu bleiben, wird 
aber dennod) für die Erkenntnis nicht ganz wertlos fein; denn 
mie in ſolchen Fällen der Trrationalität die Statiftik, um wenig: 
ftens zur größtmöglidhen Klarheit zu kommen, die Punkte einer 
gefhehenen Entmwickelung durd) Linien mit einander verbindet und 
jo aus dem graphiſchen Bilde der Befamtentmwickelung ein Wahr: 
fheinlichkeitsurteil über die meitere Entwicklung abgeben kann 
— fei es aud) nur, indem fie fie als unbeftimmt prognojfciert —, 
Aufdekung der Entwidkelungslinie] fo foll diefer 
Darftellung die Yufdekung der Ridhtlinien®?) ber ver- 


2) So heißt es in Jenſen, 9 N. A. Schleswig-Holfteinifchye Kir- 
hengefhichte, herausgegeben von U. 2. F. Michelfen, Kiel 1873—79, Bd. 1, 
S. 310 für Schleswig-Holftein um die Zeit um 1280: „Aus allem diefem 
iſt erfitlich, wie fehr es jederzeit von der Kraft der Landesregierung 
abhängig war, inwiefern die Kirchenoberen ihre Zwecke, fei es die der 
Kirche oder die perſönlichen durchaufegen im Stande maren, und wie 
menig die Staatsgemwalt, wenn fie ſich kräftig genug fühlte, geneigt mar, 
fid) der Kirchengewalt zu fügen.“ 

8) (Einen ähnlichen Gedankengang hat Kahl, Lehrſyſtem ©. 248: 
„It das Entmwickelungsprinzip mit einiger Sicherheit zu erkennen, dann ift 
es auch möglih, auf der Befamtentwidkelungslinie annähernd 
denjenigen Punkt zu bejtimmen, auf welchem fidy die Dinge gegenmärtig 
befinden.“ — Überhaupt ift die Verfinnlihung der Entwickelung unter dem 
Bilde einer Linie fehr verbreitet; fo fchreibt Strindberg: Hiftortfche 
Miniaturen (erfte deutfche Ausgabe, ©. 175): „die Geſchichte ging nicht ge- 
radeaus wie ein Stridy, fondern madte Umwege...“ Und von Bismarck 
ift es bekannt, daß er jeine eigene Bedeutung darin erkannt zu haben 
glaubte, die Richtlinien der Entwicklung der Zeit im allge- 
meinen und bes dbeutfchen Volkes im befonderen erkannt und ber Ent: 
wicklung der Erkenntnis gemäß vorgearbeitet zu haben. 
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gangenen Entmwicelung zu einem Wahrfcheinlichkeitsurteil über 
die Richtlinie der Gegenwart als das Refultat der vor ihr liegen: 
den Entmwickelung verhelfen und Jo als Kontrolle wirken für den in 
eınem jpäteren Teile diefer Arbeit beabfihtigten Verſuch, die 
Begenmwart jelber zu erfaffen. 

[EngererGegenftanddesgefhidhtlihenüber- 
blidkes.] Ein geidichtlicher üüberblick über die Entwicklung der 
Landeskirchen °*) hat auszugehen von der Entmwicelung des 
Stoffes, dem die Landeskirchen und ihr Gegenpol, der Staat, an- 
gehören, das ift des Borftellungslebens. Denn Boritel: 
lungen find der Stoff von Staat und Kirdye wie organiidye Sub— 
ftanz Stoff des Leibes ift. Ein geichichtlicher Überblick, der das 
nicht tut, mie Schoen’s Landeskirdhentum, kann nur eine Mannig- 
faltigkeit von Außerungen jpielender Kräfte erfalfen, alfo mie 
der Arzt der alten Zeit nur nad) Symptomen arbeiten, ohne fie 
auf eine vor und über diefen vorzuftellende Einheit zu beziehen. 

Die Entwickelung des allgemeinen Borftellungslebens feit 
der Reformation ift zu betrachten, da weſentlich mit ihr die 
Zandeskirhen aufkommen, unter Bejchränkung auf die Gebiete 
natürlich, in denen es Landeskirchen gibt, d. i. Mitteleuropa. Da= 
bei wird unter Borftellungsleben leßten Endes die Art, die Welt 
zu fchauen, verftanden, d. 1. wie das Individuum vom Denken 
erfaßt und in die Welt eingegliedert wird. 

[Das Borftellungsleben feit der Reforma- 
tionszeit] DieReformationszeit ift noch die Zeit der 
Gilden und Zünfte, der Markgenoffenihaften, die Zeit, um 
mit Bierke zu reden, der Genoſſenſchaften. Deren Fülle ift 
diefer Zeit nicht zufällig, jondern entiprijt der Art desDenkens 
jener Zeit über Menſch und Welt. Diefes Denken ging aus 
„von den geiftigen, gejellfchaftlichen und mirtichaftlichen Verbän— 
den, die fi in der Menjchheit abzeichnen, und daß es den ein- 


) Damit mweihe id grundfägli von Sehling ab. Sehling 
fagt in der Vorbemerkung der „Geſchichte der proteitantifhen Kirchen- 
verfaflung“: „Eine Daritellung der „Berfaffung der evangelifchen Kirche 
in ihrer geihicdhtlihen Entwicklung“ muß mit einer Darlegung der Grund- 
anſchauungen der Reformatoren beginnen. Diefe find nidyt nur für das 
hiftorifhe Werden von Bedeutung, fondern bilden aud) die Leitfterne für 
moderne Bildungen.“ 


20 


zelnen nur als ein in feinem Weſen und feinen Tntereffen durch 
ſolche Gemeinfhaft beftimmtes und ihr untergeordnetes Glied 
erfaßte.e. Das Individuum ift nad) mittelalterliher Vorſtellung 
nicht um feiner eigenen millkürliden Zwecke millen da, fein Beruf 
ift es, den Zwecken der religiöjen oder weltlichen Bemeinjhaft zu 
dienen, der es angehört und in der fein Leben aufzugeben bat. 
Diefe Gemeinſchaft und die in ihr begründete Gleichheit der Inter: 
effen ihrer Mitglieder halten das Begehren der einzelnen in 
Schranken und nad) ihr regelt fi} deren Anteil an den Gütern 
und Nußungen der Gemeinidhaft... Das mittelalterlide Denken 
fteigt demnach von der höheren Einheit, von der Bereinigung zum 
einzelnen Menfchen herunter und fhäßt die erjtere aud) höher 
als den leßteren... Es madjt alle zu Dienern größerer, fie um- 
faffender Kormen und zu Wrbeitsgenofjen an irgend einem ge- 
meinfamen Werke. Pan dient der Kirche, dem Staat, der Ge— 
famtbeit, der Gemeinde, der Stadt oder einem anderen Berbande; 
jede Ausübung eines Berufes wird zu einer Art Amt, jchlingt 
um alle, die gleiches zu leiften haben, ein Band und begründet 
damit neue Bemeinichaften.“ (RKleina. a. D. S. 20.) Entipredhend 
fagt Bierke in feinem grundlegenden Genoſſenſchaftsrechte II, 
239 f.: „Denn die Handwerker galten als Angeftellte der Gemeinde 
und mwaren als folde nidyt nur befugt, jondern verpflichtet, für 
fie und ihre Blieder ausſchließlich oder zunächſt zu arbeiten, oder 
auch wohl ein beftimmtes Maß von Arbeiten, jei es als Ab: 
gaben, jei es gegen fejte Preife zu liefern: die am Gemeindegute 
ihnen eingeräumten Nußungen aber, welche den Handmerksbetrieb 
erft ermögliddten und zugleich als Entgelt dafür angefehen wur— 
den, Stellten fi) als eine Art von Befoldung dar. In allen diejen 
Fällen indes ericheint das, worin wir eine Verwendung der All⸗ 
mende zur Bezahlung bejonderer der Gemeinde als folder geleifte- 
ter Dienfte zu erbliden geneigt find, der gemeinschaftlichen 
Denkungsart zugleich als eine Bermendung des allgemeinen Butes 
für die unmittelbaren Bedürfniffe aller. Denn Borjteher, Be: 
amte und Diener fo gut mie angeitellte Handiverker find von der 
Geſamtheit fchlehthin beauftragt, und ihr fo gut in ihrer Vielheit 
mwie in ihrer Einheit nüglidh.“ Tiefer konnte dies Denken nidjt 
gehen, als bis zur Anfchauung des Berhältniffes zwiſchen dem 
einzelnen Menſchen und Bott. Darin, daß aud) diejes auf eine ge- 


91 


meinſchaftliche Bafis geftellt war, dokumentiert fid) die Allgemein: 
beit diefes Rollektiviftiiden Denkens zur Zeit des Mit- 
telalters ebenjo jehr wie in der ungeheuren Fülle von Berbänden, 
worauf mit Recht Klein hinmeift ). Das Berhältnis des Ein- 
zelnen zu Bott Ram zum Ausdruck in jenem, Eyprian zugefchriebe- 
nen Saße „Extra ecclesiam nulla salus“, — ein Saß, der meift 
lediglih zur Suuftration des Machtanſpruchs der Ratholifchen 
Kirche angeführt wird, der in Wahrheit aber befagt: um das Heil 
— Erlöfung von der Sünde zu erlangen, muß der Menſch der Be: 
meinfhaft Kirche angehören. Kurz — das Denken jener Tage war 
gemeinf&haftlic orientiert in dem Sinne, mie oben der Be— 
oriff in engem Anſchluſſe an Tönnies feftgeftellt war; in welcher 
Empirie vielleicht eine bejfondere Garantie für die Richtigkeit des 
ſyſtematiſch gemonnenen Begriffes der Gemeinſchaft liegt. 
[Keine ausfhlieglide Herrihaft des Kol: 
lektivismus zur Reformationszeit mehr.) Frei— 
ih — dies Denken herrſchte ausſchließlich nur im 
Mittelalter (und früher), und die Zeit der Reformation 
ift der Morgen der Neuzeit. Aber fo menig wie heute ge- 
meinfchaftlides Denken ausgeftorben ift, jo fehr war zur Zeit 
der Reformation das gemeinjchaftlide Denken im mefentlichen 
noch berrfhend. Nur waren in den Felfen diefes Denkens ſchon 
tiefe Stollen eines neuen Denkens hineingetrieben, des Den: 
kens, das als gefellihaftlih-mwillkürlich gezeichnet 
murde. In feiner reinen Vollendung würde dies Denken den 
Einzelnen in jeder Beziehung als Einzelnen, aus jedem Ber: 
bande, felbft aus der Familie Iosgelöft betradyten. Den einzelnen 
Menſchen beherrfhhend, würde es feine Handlungen und Inter— 
effen alleine auf feine felbftifden Zwecke abjtellen. Die Bafis 
ſolchen Denkens, fomeit es ſozial fein foll, ift der Kontrakt, 
feine Ordnung die Konvention, es jelber enthält die Maximen, 
nad denen Obligationenredyt zu geitatten ift, und es war bis heute 
die Brille, durch die die Kirchenrechtswiſſenſchaft ihren Gegen- 
ftand betradhtete °). Die Werke von Kriedberg und Hin- 
ſchius find Mufterbeifpiele der Erfaffung der Tatbeftände des 


aa. O. S. 21. 
*) So auch Sohm in feinem „Weltlihen und geiftlichen Recht.” 
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kirchlichen Lebens durch ſolche Denkungsart. Alles Recht ift ihnen 
auf den Einzelnen bezogen; gleichfam als hätten Einzelne es ge— 
Ichaffen durdy Kontrakte mit den von ihnen mefentlich getrennten 
Nebenmenſchen. Darin liegt der Fehler der Kirchenrechtswiſſen⸗ 
haft: Sie hat nit Schritt gehalten mit der Entmwickelung der 
Fähigkeit, das Denken zu erfaffen. Ä 

Negationen des kRollektiviftifden Den- 
Rens:] Das Denken ?”) war, wie gefagt, zur Reformationszeit 
gemeinſchaftlich orientiert, jedoch ſtellenweiſe [yon unterbrodyen 
von geſellſchaftlich⸗-willkürlichen Elementen, von bem am In— 
dipiduum orientierten Denken. Wurzeln foldyen 
Denkens lagen auf künftlerifdem, naturmwiffen: 
Thaftlihdem, mwirtfhaftlidem, rechtlichem und 
religiöſem Gebiete. 

fauf Rünftlerifhdem,] Auf Rünftlerifdem ®e- 
biete führten dies neue nad) Individuen orientierte Denken, darum 
als Syftem des Lebens auch Individualismus genannt, Männer 
zum Gtege wie Dürer und Michelangelo: Das Perſönlich-Sub— 
jektine und die bemußte Herausarbeitung der Perfönlichkeiten 
als der Objekte der Darftellung in ihren Werken — man denke 
an ben Mofes und die Sklaven Michelangelos oder an den 
Apoftel Baulus Dürers — find die Sturmboten der herannahen— 
den geiftigen Revolution gemwefen, mie denn die Kunft den fie 
ausübenden Menichen zuerft über ſich nachdenken und von fi 
aus die Welt ermeffen lehrt und fo den Künftler zum Gubjekt, 
zum in fid) alleine gegründeten Gelbft, machen wird. Wie in der 
bildenden Kunft, fo in den anderen Künften, vornehmlich in der 
Mufik und Dihtkunft. Beispiele nennen hieße Eulen nad) Athen 
tragen. Der Künftler war der Pionier des neuen Denkens. 

naturmwiffenfhaftlidem,] Die Naturwiſ— 
fenf&haft begann in jener Zeit die alte Weltordnung auf: 
zulöfen: ein Kopernikus und Balilei madten ihre Entdeckungen 





e) Für die Entftehung des neuen Bemußtfeins vergl. Aloys 
Meifter, Deutihe Berfaffungsgefhichte von den Anfängen bis ins 
15. Jahrhundert, Leipzig 1907, an dieſer Stelle befonders Teil IV. „Der 
Übergang in neue Berfaffungsformen. 1. Entitehung des Rurfürftentums; 
die Rönigsivahlen.“ Auf die dort angeführte Literatur kann bier nur 
DBeriwiejen werden. 
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und Lionardo da Binci beganı (in Bemeinjchaft mit einem Arzte) 
den Körper des einzelnen Menſchen zum Begenftande des Stu— 
diums zu maden — er entdecte bekanntlid) durdy Sektionen, 
die Damals noch verboten mwaren, den Kreislauf des Blutes —, 
fo den Menfchen aus feinen jozialen Zufammenhängen löfend. 

[wirtihaftlidem,)] Am verjdleiertjten ift vielleicht 
auf wirtſchaftlichem Gebiete zur Neformationszeit das 
an dem Individuum ‚orientierte Denken tätig; denn die Gtruk- 
tur des Wirtfchaftslebens war ein Syftem von Bilden, Zünften 
und Ähnlichen Verbänden, deren Tendenz auf ein gleicymäßiges, 
gefihertes Auskommen der Blieder ging. Scheinbar unzerbrech— 
lihe Bande hielten den Einzelnen in die Brenzen der Verbände 
gebannt. Dennoch wurden die Bande gejprengt: den Namen der 
erften Pioniere auf diefem Gebiete tragen Geſchlechter wie die 
Sugger und Weljer; denn fie gewannen ihren Reichtum nicht 
allein durc die Berbände, jondern auh neben ihnen. Wie 
fie das gemadjt haben entgegen den Zunft: und Gildefeſſeln, ift 
nicht bekannt; der Natur der Sache nad) konnte es nicht immer 
auf ganz ehrlidye Weije, d. h. nad) Treu und Blauben der Zeit 
geihehen, jondern nur durch ein fortwährendes in iraudem legis 
der Verbände handeln, eben dadurd) dokumentierend, daß bie 
Kraft des Denkens gleihjam aus dem Weſen und Willen des 
Einzelnen und damit der Einzelne aus den gemeinichaftlichen Ber- 
bänden gelöft ſei. Wie denn auch heute das Wort „fuggern“ feine 
Bedeutung hat ®*®). 

rehtlidem,)] Objektiv am mwenigften kam zur Re— 
formationszeit das neue Denken auf redhtlidyem Bebiete zum 
Ausdrucke — natürlid; denn das Recht als Abftraktion der Tat- 
beftände iſt dazu verurteilt, aller Entwickelung nachzuhinken, fo 
daß, wie Niemeyer (im Colleg WS. 1907/08) fagt, cum gra- 
no salis ſich behaupten läßt: ein Befeß fei im Augenblicke feines 


ss) Nah Brimm, Deutſches Wörterbudy von Jakob und Wilhelm 
Grimm, IV.2d., 1. Abt., 1. Hälfte, Leipzig 1878, heißt fuggern an ber 
mittleren Saar fe viel, als Befinde zu kleinen Veruntreuungen gegen die 
Herrfhaft zum Vorteil anderer veranlaffen; aud) bis ins 18. Jahrhundert 
Fugger (aus dem Familiennamen Fugger hervorgegangen), appel- 
lativiſch gebraucht und zwar nit nur in der Bedeutung eines reichen 
Kaufmanns, fondern auch von Wucherern (fenerator). 
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Erlaſſes ſchon veraltet. Recht nämlich jet als allgemeine Ab- 
ftraktion der Tatbeftände allgemeine Bewußtheit voraus; nichts 
meniger aber als allgemein bewußt mar das neue Denken, fon- 
dern rein dynamiſch vollzog fid die Entwichelung. Immerhin 
find Keime des neuen Denkens aud fon im Rechte 
jener Tage vorhanden gemefen, ja ſchon viel früher in der goldenen 
Bulle von 1356 und im Beifte der constitutioinfavorem 
principum von 1221, alfo im öffentliden Rechte. Die 
goldene Bulle, um das eine Beilpiel kurz auszuführen, Ron: 
ftatiert, indem fie fie feftjegt, eine größere Gelbftändigkeit der 
Kurfürften, aljo der Häupter der bedeutendften Territorien, nad) 
innen ihrem Lande und nad außen dem Reidye gegenüber. Vor 
der goldenen Bulle waren die Territorien der Kurfürften mie 
das Reich felber genofjfenfchaftlich, ſage: gemeinfhaftlid, organi- 
fierte Verbände gemejen; in beiden waren die Kurfürften Re— 
präjentanten von Würde — ebenjo frei wie gebunden — zu: 
nächſt rein organifdye Blieder des Banzen. Im Laufe der Zeit aber 
war infolge ihrer vermehrten Bedeutung und daraus fließenden 
vermehrten Würde, Ehre und Macht gegenüber der betreffenden 
Benoffenihaft ihre eigene Rechtsſphäre jo groß gemorden, daß 
für fie als einzelne der gemeinjchaftlihe Zufammenhang mit der 
Benoffenihaft gleihgültig murde und fie die Fülle ihrer Macht 
und-die Kraft ihres Denkens auf den eigenen Borteil verwende: 
ten, wie ein Kaufmann und wie die beiden Knaben in dem zur 
Benefis der Bejellihaft oben beigebrachten Beifpiel; jo daß fie 
Ihließli das ihnen zuftehende Recht nidyt mehr auf die vor und 
über ihnen ftehende Bemeinfchaft bezogen und aus ihr ableiteten, 
jondern als ihr höchftperfönlicges Recht anfahen, ja fogar das 
gefamte Recht der Gemeinſchaft auf ihre PBerfon alleine bezogen; 
bis fit) im Abfolutismus der Fürſt als legibus solutus anfah. 
So kann gefagt werden: Der Fürſt ift der erfte freie 
Menſchdes öffentlichen Redts, wie der Kaufmann des 
Privatredits. Doc liegen die gezeichneten Konjequenzen in einer 
fpäteren Zeit; in der goldenen Bulle find fie nur implicite als 
ſchwache und in der Reformationszeit als wenig ftärkere Ten: 
denzen vorhanden. Übrigens, wenn auch nicht viele Indizien da— 
fur vorliegen, daß aud) in das Privatredht jenes am Individuum 
orientierte, gefell[haftlich-willkürlide Denken eingebrungen mar, 
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je iſt doch als Seneraltatjadye die damals erfolgte Rezeption des 
römiſchen Rechts, das geſellſchaftlich-willkürlichen Charakter wie 
nur irgend ein Recht trägt, zu nennen, und es war doch fchon 
der Wechjel, jene abitrakte Obligation und der Tpredyendfte 
Ausdruck eines auf Kontrakt gegründeten Wirtſchaftsrechtes vor- 
banden: Wechjel wurden von einem Ende Europas auf das andere 
ausgeftellt; aud) Corner und Ringe kamen auf, Verbindungen von 
Menſchen auf der Bafis des Kontrakts, ftatt auf gemeinjchaftlich- 
organiicher, und Luther in feiner Schrift Bom Kaufhandel und 
Wucher (1524), wettert gegen jie. 

[und religiöfem Bebiete.] Alle bisher aufgezählten 
Wandelungen des Bemwußtjeins, von denen auf künſtleriſchem bis 
zu denen auf rechtlichem Gebiete laſſen ſich auffaffen als orga- 
niſche Weiterbildungen in natürlider Evolution: Der allmäbh- 
liche Übergang läßt fich deutlich verfolgen und nachweiſen. Nur 
aufreligiöfem Bebiete Rann nicht von einer organiſchen 
Meiterbildung die Rede fein; hier handelt es fi) um eine 
gewaltſame Durchbrechung des bisherigen Denkens. 
Sie war nicht abfolut neu; ſchon Jeſus Ebhriftus Hat diefelbe 
Durhbredyung unternommen; fie war in dem medyanifierten an- 
tiken Denken verjtanden worden, aber wieder mirkungslos ge- 
morden mit der Eroberung der Welt durd) die neuen und jungen, 
gemeinſchaftlich empfindenden und denkenden germanijchen Volks: 
jtämme. Nun erwachte der Beijt Tefu Ehrifti in Yutber wieder, um 
— ein feltfames Widerfpiel — einerjeits das am Indivi— 
d uum orientierte Denken in maßgebender Weiſe zu befördern, 
andererjeits — ausgedrükt im proteftantifchen Kirchenbe- 
griffe — ein neues gemeinſchaftliches Brundelement ftärk- 
fter Botenz in das Denken einzuführen, deffen Wirkjamkeit felbft 
in diefen Tagen nicht nur nicht erloſchen, jondern noch nicht einmal 
auf den Höhepunkt gelangt ift. Uls Beftandteil der religiöjfen Ide— 
ologie einer großen und ftets wachſenden Zahl von Menſchen ift 
dies Brundelement berufen, eine der Hauptklammern °°) um die 
menſchliche Gejellihaft zu fchlagen, deren Mecdhanifation im übris 
gen fortfchreitet. Gedacht ift bier an Luthers Weltanfchauung, 


— 


*) Klein, a. a. O. ©. 172 ff.; Sohm, Kirchengeſchichte im Grund⸗ 
riß, Leipzig 1911. Fünftes Kapitel. Das neunzehnte Jahrhundert. 
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ſeine Gedanken über Gott, Welt und Menſch. Hatte die katho— 
liſche Kirche mit ihrem Satze: Extra ecclesiam nulla salus, noch 
eine gemeinſchaftliche VBerbindungsform dargeftellt und die Er— 
löfung des Menſchen von feiner Zugehörigkeit zur katholifchen 
Kirde abhängig gemadt, — Luther durdybrady in einem pfydyo- 
logiſchen Bemaltakte ohnegleichen — alleine in Jeſu Ebrifti 
Geele muß vor feiner Erkenntnis ein ähnlicher Kampf getobt 
baben; von Luthers ſeeliſcher Erichütterung find Zeugniffe vor: 
banden — diefe Denkmeife: Er hatte den Mut, den Men: 
hen Gott gegenüber zu ftellen von Angefiht zu Angeſicht 
unter Wusfhaltung jedes vermittelnden Berbandes. Alleine 
durch Bottes Bnade kann der Menſch Erlöjfung erlangen, fo ijt 
jeine theologifhe Kormulierung. Solcher Blaube eliminiert aus 
der Weltanfhauung jeglide vermittelnde Gemeinſchaft, Indivi—⸗ 
duum fteht neben Andividuum, ganz für fi), aber audy nur für 
jidy verantwortlidd) — Individualismus in höchſter Potenz. 

[Luthers Lehre: medhanifierend — verbin- 
dend.] Go liegt, rein außerlic betradtet, in Luthers 
auf Ehrifti Wort gegründeter Lehre ein medhanifierendes 
Element, ein für die realen menſchlichen VBerbundenbeiten deftruk- 
tives alfo. Aber nur äußerlidy betradytet. Denn — es ift oben 
gezeigt morden — joldyer Blaube, der gewiß madjt der Erlöfung, 
muß eine über alles andere hinausgehende verbindende ®ir- 
kung haben; die Gläubigen werden durd) die Liebe Bottes und 
zu Bott zur eigenen Bemeinihaft in Bott zuſammengeſchweißt, 
die wirtſchaftlicher Verſchiedenheiten und Nationalitäten über: 
brückt. 

[medäanifierend,] Freilich wie bei allen neuen Ge— 
danken Ram es au bier zunadhft zur außerliden Wir: 
kung. Das medhanifierende Element verbündete fidy mit 
dem künftlerifchen, naturmiffenfchaftlihen, mwirtfhaftliden und 
redhtlihen gleichen Charakters und führte mit ihnen das neue 
Denken zum vorläufigen Giege: Naturredt, die Menſchen als 
Individuen nur kontraktlidy verbunden kennend, Individualismus 
(als Bedankeniyitem), Subjektivismus wurde das TFeldgefchrei. 
[perbindend.) Erft in der Gegenmwart jdeint eine rüd- 
läufige Bemegung mefenmillentliden Charakters und von uns 
abfehbarer Tragmeite zu beginnen, objdyon der gegenmärtige 
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Krieg das Gegenteil zu befagen den Eindruk madt. Größere 
Gemeinfdhaften find in der Bildung begriffen, als es fie bisher 
gab. Symptome find die allgemeine Wehrpflicht, das Erwachen 
des „Sozialen Gemiffens“ auf nationaler und mirtjchaftlicher 
Grundlage, in dejjen Befolge die foziale Befeßgebung zieht, die 
mehr als äußerlide Waffenbrüderfhaft Deutfchlands und öfter: 
reich-Ungarns, die einträchtige Gefinnung der im Deutſchen Reiche 
organifierten Stämme, die injtinktive Ablehnung japanijcher Hilfe 
durd) den Dreiverband u. a. m. über ſolche Etappen völkijcher 
und wirtfchaftlier Ingredienz kann die Entwickelung fortichrei- 
ten zu großen, alle bewußten Nationen in Gruppen umfaffenden 
@emeinjchaftskreijen, die, je größer fie werden, defto reiner von 
zufälligen Ingredienzien fein und fiherlid in irgend einer Form 
den Beift Luthers atmen werden, auf deffen Radien fich aber 
engere Kreife bilden werden, je meiter nad) innen und aljo 
Rleiner, deſto mehr gejondert — dies alles zumal, wenn wirt— 
Ihaftlidye Subjtrate vorhanden fein werden. — — Auf dieſe rück» 
läufige Bewegung wird bier eingegangen, weil fie vielleiht von 
Einfluß auf die pofitive Geftaltung des irrätionalen Berhältniffes 
von Staat und Kirche zu einander ift; ihre Richtlinien find in 
die Zukunft verlängert, um die Entmwickelung felber nady ihrem 
Charakter deutlicher zu zeichnen. 

[Wirkungen und Erfolge einzelner Kirden- 
begriffe] Zmwiefpältig alſo, gemeinſchaftlich orientiert und 
zugleich Keime des neuen gefellihaftlichewillkürlichen Denkens in 
fih tragend, war das Bemwußtfein des Zeitalters, als 
die Reformation geboren wurde In folder Welt führten 
die einzelnen Richtungen des Proteftantismus zu ver- 
Thiedenen Kircdhengeftaltungen, je naddem ihrem 
dogmatiſchen Behalte gejellichaftlichmwillkürlide Elemente nahe: 
tehen oder nit. [Der Calvinismus.] Der Calvinis— 
mus 3. B. hat mit feinem Bemeinde- und Synodalprinzip fi 
eine eigene Berfaffung geichaffen °). Geine Wirkung in der er: 
wadenden Welt gejellihaftlid-mwillkürliden Denkens tft darum 
ungleich ausgebreiteter als die des Luthertums; die calviniihen 


%°) Bergl., in mandien Punkten allerdings abweichend, Rieker, 
Grundfäge reformierter Kirchenverfaffung, Leipzig 1899, ©. 59 ff. bei. 
©. 67 ff. 
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Kirchengeftaltungen ermudjfen frei vom Staate. Die nötige prin= 
zipielle Elaftizität der Organijation, die leicht hätte verloren gehen 
können, menn die Berfaflungsprinzipien dogmatiih formuliert 
wären, blieb dadurd) erhalten, daß Calvin lehrte: Nicht zwar ſei 
die BVerfaffung der Urgemeinde, nad) deren Mufter die neue Ber: 
faffung gemacht murde, von Bott unmittelbar gejchaffen morden 
und darum unverbrüdlih zu halten, aber fie entjpreche, weil 
zur Zeit ihrer Entjtehung der Beift Chriſti noch mehr lebendig ge- 
weſen ſei als jpäter, in beionderem Maße dem Geiſte des Hei- 
landes und fei darum anderen Berfajfungsformen vorzuziehen. 
Die Freiheit des „audy anders Könnens“ ift bier aljo gewahrt, 
ein Umftand, der vom Galvinismus in der neuen Welt gefell- 
Ihaftlid-willkürlihden Denkens das Leben ungemein erleid;- 
tert bat. 

[DasLuthbertum.) Anders das Luthbertum (und der 
3mwinglianismus): In Luthers Kirdyenbegriff ift nichts 
von Geſellſchaftlich-Willkürlichem, nidts von „auch 
anders Können“, weil Luther daran lag, vor allem die reine 
Lehre Ehrifti, die eben ſolche Elemente nicht enthält, wieder: 
berauftellen. Infolge diefes Strebens ift Ehrifti Lehre, vielleicht 
im Anfange auch von Luther, dahin mißverftanden morden, 
daß mit chriſtlicher Weltanfhauung gefellfhaftlid-mill- 
kürlide Elemente prinzipiell niht vereinbar feien 
und nicht vereint werben dürften. Verſtändlich ift diefe Anſchau— 
ung aus der geborenen Gegnerſchaft Luthers gegen die Ratholifche 
Kirche, jenes Mufter der Bereinigung gejellihaftlidh-mwillkürlicher 
mit gemeinfchaftliden Elementen. Aber auch unter einem anderen 
Gehminkel kann Luthers Kirchenbegriff verftanden werden: 
Luther war ein Benie. In genialen Menſchen herrſcht 
Wefenmille vor; im befonders mädtigen Wejenwillen be- 
fteht die Haupteigenfhaft des Genies; fiel doch aus Luthers 
Munde das Wort: „Ich Rann nicht anders“; als Subjekt 
von Wejenmillen aber neigt das Benie notwendig zur Bemein- 
ſchaft, die als Subjekt verbundener Wefenmwillen zu denken ift, 
mehr als zum Gefellihaftlih-Willkürliden. So mag denn aus 
den Kirhenbegriffen der Reformatoren rüd:- 
wärtsaufibhbren Charakter gejhloffen werden: Luther 
und Zmwingli rein geniale Menfchen, denen ihr Denken 
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nur im Willen enthalten war, Calvin, ein kluger, ja har: 
fer, aber Rälterer Kopf, dem das Denken den Willen 
enthielt. — Wenn Luther im Anfange an die prinzipielle Unver- 
träglihkeit des GBejellihaftlih-Willkürliden mit 
dem Gemeinſchaftlichen geglaubt haben jollte — Anzeichen liegen 
dafür vor — fo ijt er Später an der Hand der Einſicht davon ab- 
gekommen, daß Chriſti Lehre den gejellichaftli-mwillkürlichen 
Elementen nicht feindlicy ift, fondern fih indifferent dazu 
verhält. 

Diefem Berhbältnis Luthers zum Bejellfdhaft- 
lich-Willkürlichen entiprecdhend entbehrt der Entwicklungs: 
gang der lutheriſchen Kirche des Zielbemwmußten und ift 
Ihließlih nichts als eine HHnamiſche Shidhtung, heute 
und in der Vergangenheit notwendig geſellſchaftlich-will— 
kürlihde Elemente in fih tragend, weil die eine 
Konftituente aller Berbundenheiten mehrerer Menjchen in der 
3eit eines am Individuum fi mehr und mehr orientierenden 
Denkens gefellihaftlich-willkürlicher Art ift. 

[Das lutheriſche Kirdentum) Gm AUnfange 
der Reformation hat fih das Quthbertum ganz ablehbnend 
gegen jede äußere Ordnung verhalten. Die Folge war, daß 
fein Charakter ins Sektenhafte zu erweiden drohte. Dem 
ift Luther inftinktiv dadurd) begegnet, daß feine Haltung aus 
einer ablehnenden allmählich zu einer indifferenten 
gegen Außere Ordnung, die eben gefellichaftlichmillkürlidy ift, 
wurde. Damit erreihte er potentiell dasjelbe, was 
Calvin durd) die eigentümliche Kormulierung (fiehe oben) jeines 
Dogmas bemirkte: Durch Nichtaufnahme eines beftimmten Orga— 
nifationsprinzipes ins Dogma bemwahrte er Lehre und Kirche 
vor innerer Starrheit. Aber wie jede Defenfive — und in 
kirhlicher Organifation handelt es ſich um Gegnerſchaft gegen 
weltliche, das ift im eigentlichen Sinne geſellſchaftlich-willkürliche 
Elemente —, die nicht zugleich Offenfive ift, blieb die luthe- 
riſche Kirdenorganijation abhängig von den 
Bewegungen ihres Begners, des Geſellſchaft— 
lich⸗Willkürlichen, in concreto beffen Berkör- 
perung, denen des Staates. Darum mißglüdten die 
von Luther anfangs zögernd zugelaflienen Experimente mit. dem 
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Bemeindeprinzip, darum gewann auch gerade auf die lutheriſche 
Kirche der Staat feinen größten Einfluß. 

[lUmgeftaltungder Bemeinidhaft.] Denn Stel: 
lungnabme gum neuen Denken war notwendig; 
einer Organifation gegenüber dem wachſenden „Organifations- 
wejen“ bedurfte, ſchon ausdefenjinem Grunde, aud) die luthe- 
rifhe Kirche. Da fie ein organifierendes Element zielbemußt nicht 
in fih trug, jo mußte es aus folden Keimen dynamic fid 
bilden, die in jeder Verbindung gemeinidaftliher Natur enthal: 
ten find. 

Undfogefhah’s! Es wurde oben bei der theoretifchen 
Entwickelung des Bemeinihaftsbegriffes und meiter bei Beleuch— 
tung der Umgeftaltung der Brundlagen des Rechts gegen Ende 
des Mittelalters — auf die goldene Bulle murde verwiefen — 
gezeigt, daß aus dem der Bemeinihaft natürliden Elemente der 
Würde fi jo jtarke Ungleichheiten entwickeln können, daß fie 
die Einheit des Differenten in der Bemeinjchaft aufheben. So 
geihah es aud) in der rein gemeinjhafliden Kirche Luthers. Be— 
fondere Würde bat in der Bemeinidhaft, wer ihr bejonders 
dient, alfo in der lutheriſchen Kirche der Verwalter des Wortes 
und der Gakramente, der Prediger, wird man jagen. In der 
Tat hätte bier eine Entwidkelung zur Organifation anknüpfen 
können, wie fie es in der katholiſchen Kirche getan hat. Aber 
fie knüpfte an die Würde des Predigers nicht an, weil gerade 
in biefem Punkte Luther feine eigene Kirche zur glatten Nega— 
tion der katholiſchen machte, da er in der katholiſchen Bejonde- 
rung bes Sllerikeritandes die Wurzel alles Übels ſah. Darum 
ift zu fragen: Wer dient neben dem Prediger nad) Luthers Lehre 
der Gemeinschaft befonders? Die Antwort muß lauten: Rie- 
mand! Denn Luthers Kircdjenbegriff mar auf das neue am Indi—⸗ 
viduum orientierte Denken nicht augefchnitten, das nur jozial 
fein kann auf der Bafis des Kontraktes. Aber eine andere 
Frageſtellung involviert die Antwort. Wer konnte der kird- 
lien Gemeinſchaft gegenüber den neuen Elementen bejonders 
gut dienen? Das war die Perſon, die in einer anderen Bemein- 
haft, deren Perfonenkreis mit dem der Kirdye fich dedkte, in 
der landichaftlichen, die größte Würde und damit die größte Macht 
inne batte; die Perfon, die im öffentlichen Rechte der erſte freie 
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Menſch, der erfte und „einzige Menſch mit Gemiffen“ murbe: 
Der FKürft) [Der Fürſt.] Mochte in ber Kirchengemein- 
Ihaft, fomeit fie beruht auf der Bemeinfamkeit des Blaubens, 
der Fürſt dem Armften gleich fein — jet, mo es galt die Ge— 
meinfhaft zu organifieren und ftark zu madyen gegen das Ge— 
ſellſchaftlich-Willkürliche, jeßt ftand er als Inhaber der gefellfchaft- 
lih-mwillkürlih werdenden Macht vor allen anderen Dienern ber 
Kirchengemeinſchaft, wenn er diefe jeine Macht in den Dienft 
der Kirchengemeinſchaft ftelltee Er tat es, und lieh damit der 
Kirche ein zmeifchneidiges Schwert: So lange ber Fürft ein en- 
thufiasmiertes Blied der Kirche war, fo lange er Kürft mar, um 
der Kirche zu dienen, war der Scritt nicht bedenklich. Uber 
fobald mit Fortſchreiten der Mechanifierung des Gemeinſchafts— 
lebens er nicht mehr die Fülle feiner Macht und feines Rechtes 
aus Gemeinſchaft ableitete, fondern alleine aus ſich als dem Re- 
präjentanten der Ordnung, alfo eines mecdhanifierenden Prinzips, 
mit diefem Augenblicke mar die Organifation der kirchlichen Ge— 
meinfhaft der Mechanifierung verfallen, und die Kirche mußte 
zum reinen Staatsdepartement werben. Go iſt es der Iutherifchen 
Kirche gefhehen, im Begenfabke zur calvinifchen, deren Berteibdi- 
aung gegen das Bejellihaftlih-Willkürliche zugleich Angriff mar: 
In der Iutherifhen Kirche übernahm der Fürft die Organifation, 
madjte die Kirche zum Staatsdpepartement; die Kirdye 
wurde vergejellichaftet. Das war ein Bemwaltakt, meil die kirdy- 
liche Gemeinſchaft eine natürliche ift und darum nicht vernichtet 
werden kann, mag es auch zu Zeiten fo gefchtenen haben; eine 
‚Reaktion mußte kommen; fie Ram im 19. Jahrhundert unter 
dem Rufe Trennung von Staat und Kirche, bezeichnender Weiſe mit 
dem calvinifchen Organifationsprinzip. Sie ift bisher nit zum 
völligen Abſchluſſe gelangt — megen der einfeßenden rückläufigen 
Bewegung des Bemußtfeins zum Gemeinſchaftlichen? 

[Die tatfählihe Ordnung der lutheriſchen 
Kirche) Die tatſächliche Ordnung des Landeskirdentums 
ift aus der prinzipiellen Indifferenz des Luther: 
tums gegen äußere Drdnung verftändlid. Weil es in- 

) Im Begenfage hierzu hält noch neueftens Kaftan a. a. O. 


S. 90 das landesherrlihe Kirchenregiment für gegründet auf die custodia 
utriusque tabulae. 
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different mar und dem Anfturm des Befellihaftliih-Willkürlicdyen 
nicht mit feinen eigenen Waffen begegnete, unterlag es in dieſem 
Punkte. Denn feine Lage war prekär. Eine Ordnung mar not: 
wendig. Denkformen für folche lieferte der Kirchenbegriff nicht. 
Woher follten die notwendigen genommen werden? Nabe gelegen 
hätte eine Ordnung auf gemeindlidh-fynodaler Bafis. Sie wurde 
verfudt und mißlang Wie konnte die Ordnung bei dem 
eänzliden Mangel an dem Bekenntnis — weſentlich oder un: 
mefentlid) — eigenen Denkformen erfolgen? Hier madte fid 
eben geltend, daß ein nur teilmeife geſchlagener Begner mit jei- 
nen nicht gejchlagenen Truppen im Felde ftehen bleibt und auf 
den Sieger Einfluß geminnt. Die katholiſche Kirche mar 
von Luther nur geſchlagen auf theologiſchem Bebiete, auf 
organiſatoriſchem mudtete die Bemwalt ihre Gedanken fort. 
Sie aber war prinzipiell organifiert im Bifhofsamte, und 
diefe Denkform für die Organifation einer kirchlichen Einheit, 
deren Bortrefflichkeit ihre Geſchichte bewieſen hatte, wurde in 
die proteftantifche Kirche mutatis mutandis übernommen: 
Derjenige, der die Organijation in die Hand nahm, erſchien als 
Biſchof — daher nod) heute die Häupter der Landeskirchen als 
summi:-episcopi bezeichnet werden; feine Gemalt als die 
Turisdiktionsgemwalt der Bilchöfe, fo daß ihre Ausübung in einer 
der katholiſchen Kirche analogen Weile erfolgte durch Tandes- 
berrlide Konfiftorien, wie der Bilchof feine Gewalt durdy ein 
Konfiftorium übt. Die darin gegenüber der heftigen Betonung 
des Bemeinjchaftscharakters der Kirche durch Luther liegende In— 
adäquatheit wurde ſchon zur Reformationszeit empfunden. Sie 
ift ausgejprodyen in dem oft wiederholten Worte Albredts von 
Preußen, der fein Amt als summus episcopus als ein alienum 
officium bezeichnete. Indeſſen mar diefe Ordnung den allgemei: 
nen auf Zentralifierung aller Macht in den Händen der Fürften 
gerichteten Entmwickelungstendenzen günftig..e Darum blieb fie. 
Solche Organifation erfaßte alle Untertanen des Staates. 
Denn es war Anſchauung der Zeit, daß nur eine Lehre die rechte 
fein könne, welche, beftimme der Landesherr, der alleine nad) 
Hobbes, der ja freilich viel jpäter lebt, Gewiſſen habe °?). Diefer 


»2) Matthiä, a. a O. Einleitung. 
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einen als richtig erkannten Lehre zum Siege zu verhelfen, fei 
die Pflicht des Landesherrn. Eine Kirche gab es darum nur 
im Lande. Sie mar vom GStaate nit nur anerkannt, fondern 
diejer bekannte ſich zu ihr felbft in feinem Fürften. Noch wurde alfo 
der Einzelne vom Denken nur durch den Verband erfaßt, nod) 
mar das Denken gemeinjchaftlidy orientiert. Mit Anderung diefer 
Orientierung änderte ſich der Kirchenbegriff. Konzeffionen wur—⸗ 
den gemacht — aus wirtſchaftlichen, nämlidy markantiliftifchen 
Motiven (sic!) —, zunädjft nur an Gruppen: Die Gefamtheiten 
fremder NReligionsverwandter murden geduldet, wie die Refor— 
mierten, die Irwingianer, die Mähriihen Brüder, Die Katho- 
Iiken. Alſo noch Erfaffung des Individuums durd größere Ein: 
heiten, aber ſchon Differenzierung in der auf dem Territorium 
radizierten Volksgemeinſchaft bis jchlieglich zur völligen Erfaflung 
des Individuums als Einzelnen, bis zur Bekenntnisfreiheit (die 
prinzipiell erft das 19. Tahrhundert bradte). Solche Freiheit bes 
Individuums auf religiöſem Gebiete hatte ihr Korrelat in ihrer 
übrigen, rechtlichen Freiheit. Im Privatrechte und im öffentlichen 
Rechte — überall gewann das am Individuum orientierte Denken 
an Boden. In ber Zeit des Naturredts faßte die Theorie den 
Staat als das auf, mas er in der Welt reinen am Individuum 
orientierten Denkens, das jozial nur auf kontraktlicher Bafts ift, 
nur fein kann: als einen Verein, die Kirche als einen Verein, be- 
ruhend auf Kontrakt; in diefem Sinne konnte Matthiä 1780 fchrei- 
ben, daß der Landesherr in Schlesmwig-Holftein feine Epijkopal- 
hoheit durch Übertragung von jeiten der Kirchengemeinjchaft habe. 


[Das 19 Jahrhundert.) Erft das 198. Tahrhun- 
dert hat auf Brund genauen Studiums der Geſchichte erkannt, 
wie wenig ein Volk fi) von feiner Geſchichte, d. i. von Eindrücken 
und anderen von ihm vollzogenen Tätigkeiten zu löfen vermag, 
die ihm gleihfam ins Blut übergegangen find und SKonftitu- 
enten feines Wefenmillens bilden. 


[Das 20. Jahrhundert.] Erft das 20. Jahrhun— 
dert hat mit der bemußten Mechanifierung bewußt Halt gemadjt, 
menn aud) immer noch Doktrinäre mie die fog. Liberalen unb 
Sozialdemokraten ihre antiquierten Forderungen ftellen. Nur 
ein einziger Saß, der Fundamentalſatz des Abfolutismus hat fich, 
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menig nur modifiziert, durch das 19. in das 20. Jahrhundert Hin 
über gerettet, aud) die Kirche berührend: Die völlige durch nichts 
als Zmeckhmäßigkeitsermägungen eingefhränkte Souveräni- 
tät des Staates wie über alle Individuen, fo über ihre Ber: 
bindungen, infonderheit die Kirchen, die felbft dann nidyt hinfällig 
merden kann, wenn das Programm: „Trennung von Staat und 
Kirche“ Ereignis werden Sollte. 

Da von der potentiellen Beftaltungder Kirche reden 
fie als Einheit denken heißt und da Einheit, wenn es ſich nicht 
um die des Univerfums handelt, notwendig einen Yusfchnitt aus 
der Fülle beftimmter Erſcheinungen bedeutet, Einheit der Kirche 
alfo einen Ausſchnitt aus den Berbindungen, die Menſchen mit- 
einander eingehen können, in Begenüberftellung mit den anderen 
Verbindungen, von denen nur die gejellihaftlidh-mwillkürlidhen in 
Betracht kommen, — da die Kirche als Gemeinschaft eine abfolute 
Größe und Einheit ift, und da die gefellichaftlich-millkürliche Größe 
als abfolute PBerfon der Staat ift, fo erhellt die Beftalt der Landes— 
kirchen, ob felbftändig oder unfelbftändig, aus ihrem Berhält- 
nis zum Staat. Dies fei darum aanz kurz in feiner Entwicklung 
bier angeführt. Daraus mird, mas bei dem Hinmeife auf die 
Abhängigkeit der Kirche von den Änderungen des Bemwußtfeins 
fhon klar wurde, deutlicher werden: daß der Begriff der Landes— 
kirche ſich geändert hat. Die folgende überſicht ift vornehmlid 
an der altpreußiſchen Kirhe gemonnen morden °?), deren 
Entmicelung gemwiffermaßen als Prototyp angefehen werden kann. 

[Die allgemeine Entmwikelungslinie: 1. 
Bunkt) I Die vorreformatorifche Zeit’). Es mag 


*) Die folgende Überfiht enthält Gedanken Shoens („Das Lan: 
deskirhentum in Preußen“, Verwaltungsarchiv 1898, Heft VT, ©. 134 ff.). 
Für Schleswig-Holftein vertritt v. Schubert, „Die Entftehung der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Landeskirche“ in der Zeitfchrift der Geſellſchaft 
für f&lesmig-holftein-lauenburgifhe Geſchichte, Bd. 24, 1894, S. 133 und 
in feiner „Kirchengeſchichte Cchlesmig-Holiteins“ in den Gchriften des 
Bereins für fchlesmig-holfteinifhe Kirchengeſchichte (1. Reihe, 3. Heft, 
Kiel 1907) passim, bef. ©. 233 ff. Whnliches. 

) Vergl. Jenfen-Midhelfen a a O. TI. ©. 316; v. Schu: 
bert, Kirchengefhidte S. 233: „Die evangelifch-Iutherifche Landeskirche 
Schlesmig-Holfteins und das Kirchenregiment feiner Fürften hatte ftarke 
Burzeln in der vorreformatorifhen Zeit.“ Für diefen Abfchnitt vergl. 
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als eine contradictio in adiecto erfcheinen, in porreformatorifcher 
Zeit von Landeskirchen zu reden. Denn das Landeskirdyentum wirb 
meift als ein Typus von Organtifjationsformen angefehen, den bie 
Reformation geſchaffen hat. Someit auf das Theologifche reflektiert 
mird, ift das auch richtig, da es erft feit der Reformation kird): 
lihe Organifationsformen gibt, die auf einem beftimmten Territo: 
rium bemußt radiziert find (das Altertum und das frühe Mittelalter 
ftehen bier natürlih außer der Betradytung). Aber fchon vor der 
Reformation bat fih dynamic) eine gemiffe Rabdizierung von ent- 
Ipredenden Teilen der — katholifhen — Kirche auf Territorien 
durchgeſetzt. v. Schubert hat 1895 für die [hlesmig-holfteinifche 
Landeskirche darauf hingemwiefen. Zwar hat in biefer Zeit der 
Staat gegenüber der katholiſchen Kirche nur eine Pflichtftellung, 
ohne wirkliche Kirchenhoheit alfo; und die Kirche ift ein Subjekt 
eigenen Rechts als Rechtsquelle, ihr Recht durchaus als ius 
utrumque anerkannt. Indeſſen ift das Rurz vor der Reformation 
nur prinzipiell der Fall. Tatſächlich regierten einzelne kraftvolle 
Landesherren höchſt bedeutungspoll in die Kirche hinein; vornehm- 
lich handhabten fie die Stellenbefegung materiell nad) ihrem Wil: 
len und beeinflußten ebenfo ihre ökonomifche Verwaltung. Lan: 
deskirche in dieſer Zeit ift darum der durd) die er: 
ftarkende Staatsgemalt?:) ausgebildete, mehr oder weniger 
felbftändige, individuelle Kirchenkörper, radiziert auf dem Terri- 
torium der erftarkenden Gtaatsgemwalt, der fid aus der einen 
Geſamtkirche heraushebt und ihr gegenübertritt.e Das ift alfo 
der erfte Punkt, durch den — wenn er aud) nur leidyt angedeutet 


Sehling, Geſchichte der proteftantifchen Kirchenverfaflung, Berlin und 
Leipzig 1914. Dies Büchlein tft bei aller Kürze von vorzüglicdher 
Klarheit, fteht indeffen auf anderen Grund⸗Anſchauungen als diefe Arbeit. 


5, fiber das Entftehen bes interkonfeffionellen modernen Rechts— 
ftaates vergl. Rothenbücher, Die Trennung von Staat und Kirche, 
Münden 1908, S. 74-77. R. liefert hier auf knapp drei Geiten einen 
fehr guten Abriß des „Entftehens des interkonfeflionellen modernen Rechts: 
ftaates“, wie die Überfchrift des entfprechenden Abſchnittes bei ihm lautet. 
Für die Veränderung ber SKonfiftorien in Preußen durch die Kabi- 
nettsordre vom 31. Dezember 1825 vergl. Erich Foerfter, Die Ent- 
ftehung der Preußiſchen Landeskirhe unter der Regierung Friedrich 
Wilhelms des Dritten, Tübingen 1907, ©. 224 ff. 
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ft, die Entwicklungslinie des Landeskirhentums geht: Organi- 
fation durdy den Gtaat. 


2. Punkt] II. Die Zeit während undkurznad 
der Reformation. Kann nun aud in vorreformatorifcher 
Zeit eine Art von der katholifchen Befamtkirche gegenüber felb: 
ftändigen Kirchenkörpern in einzelnen Territorien unterfchieden 
werden, fo ift das dody nur bedingt der Yall; denn mas 
den bejonderen SKirchenkörper ausmadjt, eine befondere Orga: 
nifation gegenüber der Geſamtkirche, gab es im Grunde nidtt: 
aud) die Organifation der felbftändigften vorreformatorifchen 
Landeskirchen bildete doch nur einen Teil der Organifation ber 
Geſamtkirche. Durch die Reformation aber murde das anbers. 
Die proteftantifhen Kirchen, dur) das Bekenntnis grund- 
ſätzlich geſchieden von der katholifhen Kirche, erhielten durch den 
Staat eigene, an die des Staates gebundene und in deffen Or- 
ganifation aufgehende Organifationen. Sie eriftierten rechtlich 
nur Rraft des Willens des Staates. Sie waren Staatskirchen 
in dem Ginne, daß ſich der Staat zu ihnen bekannte und daß 
ihre OÖrganifation Staatsteilmar. Landeskirche 
mar ber in feiner Berfaffung nur innerhalb der Staatsgrenzen 
entwickelte, eine Organifation über die Staatsgrenzen hinaus 
nit befißende Kirchenkörper, deffen Hauptmerkmale Einzig: 
Reit und Ausſchließlichkeit waren. Der zmeite Punkt, 
durch den die Entmwiclungslinie des Landeskirdyentums geht, ift 
bem erften der Lage nad) glei, nur zur Deutlichkeit verftärkt. 


3. Punkt] II Kür Brandenburg-Preußen trat 
unter Johann Sigismund um 1614 eine Anderung ein. 
Die Stellung des Staates blieb den Kirchen gegenüber zwar die 
gleihe; der Staat behielt die Kirchenhoheit, aber der Landes: 
kirdjenbegriff wurde infofern durchbrochen, als neben der Iuthe- 
rifhen Kirche auch die reformierte im Lande als gleidhberedtigt 
anerkannt wurde. Das Merkmal der Lanbeskirdje, daß fie 
einzig und ausſchließlich mar, Tieß fih nur noch aufrecht— 
erhalten, indem beide proteftantiihen Bekenntniffe als eine Ein- 
beit angejehen wurden; in Jülich und Cleve blieb fogar die Ra- 
tholiſche Kirche beftehen; Lingen und Beldern waren rein Ra: 
tholiſch. Nichts alfo mehr von dem Safe cuius regio, eius religio. 
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Mit diefen Einſchränkungen, die allerdings bedeutend genug waren, 
blieb der Landeskirdyenbegriff der der NReformationgzeit, fo daß 
der dritte Punkt, durch den die Entmwicklungslinie des Landes—⸗ 
kirchentums geht, amar noch [ehr deutlich, aber in der Richtung bes 
Individualismus verrüdkt ift. 

4A. Bunkt.] IV. Seit Johann Sigismund änderte fidy in 
Brandenburg-Preußen unter dem Einfluffe der Toleranz allmäh⸗ 
lich der Zandeskirchenbegriff weiter. Der endlidye Zuftand wurde 
firiert dur) das Wöllnerfhe Edikt von 1788. Deffen 
Staatsgedanke, ruhend auf dem Wirken Friedrichs des Großen, 
mar in feiner Konfequenz meder konfeffionell nod) überhaupt 
religiös; die Kirche wurde als mit dem Staate eigentümlidh ver: 
bundener Berein angefehen; das Edikt unterſchied drei Haupt- 
religionen gegenüber geduldbeten Sekten und Religionsparteien; 
die Poftulate der Einigkeit und Ausſchließlichkeit waren ver: 
ihmunden. Der vierte Punkt der Entmwicklungslinie des Landes— 
kirchentums alfo ift noch mehr in die Richtung des Individualismus 
verſchoben. 

5. Punkt.] V. Eine neue Kodifikation erfuhr das Staats— 
Rirhenredt in Preußen durch das Allgemeine Landredt 
vom 5. Februar 1794. Eine materielle Anderung führte 
es nicht herbei; die Kirchen waren pripvilegierte oder nicht privile- 
gierte, jo daß der fünfte Bunkt der Entmwicklungslinie des Landes— 
Rirdhentums auf der Höhe des vierten liegen geblieben tft. 

16. Bunkt.] VI. Die heutige Stellung der Landeskirdyen 
im preußifhen Staate ruht auf der PBerfaffungsurkunde vom 
31. Sanuar 1850. Im Berhältniffe zum Staate find die Auffichts- 
rechte des Staates über die Kirche geändert, ebenfo mie ihre 
„Brivilegien und Beihhränkungen“ gegenüber dem Zuftande nad) 
dem Allgemeinen Landredit. Im Berhältnis zu anderen SKlirdyen- 
und Religions-Berbänden werben in Alt-Preußen, auf Grund 
des Religionspatentes vom 30. März 1847 °°), noch immer unter: 
ſchieden: 





2) Otto Mejer, Der Rechtsſchutz für die lutheriſche Kirche in 
den neu⸗-preußiſchen Provinzen, Roſtock 1867. Hinſchius, Das preu- 
Bifhe Kirchenrecht im Bebiete des Allgemeinen Landrechts, Berlin und 
Leipzig 1884, ©. 12, Anm. 28. 
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1. öffentlih aufgenommene privilegierte Religionsgejellichaf: 
ten: die Landeskirdhen. Über ihre rechtliche Natur herrſcht 
der oben fRiazierte Streit; 

2. aufgenommene kRongzeffionierte, mit Korporationsredhten 
ausgeftattete, aber nicht prinilegierte Kirchengefellichaften; 

3. Religionsgefellihaften ohne Korporationsredydte und Pri- 
vilegien. 


Die Preußiſche Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar ſtatu⸗ 
tert, nachdem Thon die deutſche Bundesakte im Artikel 16 jede 
Benadteiligung infolge religiöfen Bekenntniffes verurteilt hatte, 
daß zur Bildung von Religionsgefellihaften keine befondere 
ftaatlide Genehmigung mehr nötig und daß die öffentliche Reli— 
gionsübung ſchlechthin geftattet fein Tolle (a 12); daß alle Re- 
Tigionsgefelfhaften Korporationsredyte erwerben können, näm- 
lich durdy Staatsgefeß (a 13). Sie enthielt ferner im Artikel 15 — 
doch iſt diefer jeßt aufgehoben — die Vorſchrift, daß die evangelifche 
und die römiſch-katholiſche Kirche in ihrer privilegierten Stellung 
erhalten bleiben jollten. Der‘ König ift nody immer das Haupt 
der Landeskirche als Inhaber des Tandesherrlihden Kirchenregi- 
mentes. Der Landeskirdjenbegriff ift alfo gegenüber dem zu V 
bezeichneten verändert, infofern im Königreich Preußen als gan: 
zem nicht die drei Hauptreligionen den anderen Religionsgefell: 
Thaften, fondern vielmehr in einzelnen geſchichtlich abgegrenzten 
Teilen des Königreihes und ferner injoferne die Landeskirchen 
der gefchichtlic abgegrenzten Teile felber einander gegenüber ge: 
ftellt werben. Zu der Frage, ob die Landeskirdhen heute 
dem Staate gegenüber jelbftändig jeien, ift damit 
keine Stellung genommen, fondern diefe Frage wird vor: 
löufig abſichtlich offengelaffen auf Grund der Erkenntniffe der 
bisherigen Erörterungen. 


[Ergebnrisder Befamtunterfuhung der Lan: 
deskirhenimallgemeinen:] Diefe Erörterungen haben 
die Befamtunterfuhung nunmehr zu einem vorläufigen Abſchluſſe 
gebradt; denn die Unterfuhung des Zandeskirhentums im all: 
gemeinen ift beendet. I1. bez. der herrſchenden Mei— 
nung.] Sie hat zu vorgeſtecktem Ziele geführt: Stellung zur 
berrfhenden Meinung zu gewinnen, daß die Berfaffingen 
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(und mit ihnen die Ronfiftorien) keine Stücke der Staatsverfaf- 
fungen fein könnten, weil fie eine andere Natur hät— 
ten. Die „Natur“ der Landeskirdhen und des Staates ift feit- 
geftellt worden, und zwar wurde bezüglich der Landeskirchen die 
Einfiht gemonnen, daß fie zweierlei Elemente enthalten und einen 
zwieſchlächtigen Charakter haben, eine zwieſchlächtige „Natur“: 
Soferne fie Wefenmillen enthalten, find fie Gemeinſchaften und 
als Toldye reale Berbindungen in irrationalen Beziehungen zum 
als Berein gedachten Staate; foferne fie aber in rationalen Be—⸗ 
jiehungen zum Gtaate ftehen, beftehen fie aus Willkür, find 
künftliche Verbindungen. Denn aud) die „Natur“ des Staates Ift, 
Wilkürprodukt zu fein. Infoferne beide, der Staat und bie 
Landeskirchen Willkürprodukte find, ift die Kirche als Staats⸗ 
teil möglid). Ob fie es fei, ift Tatfrage. — [2. die Ridhtlinie) 
Diefer Tatfrage ift im Hinblick auf die altpreußiſche Landes⸗ 
kirche näbhergetreten und gefehen worden, daß fie im Anfange 
einzige und ausſchließliche Religions-Staatsanftalt war und daß 
fie immer mehr indtvidualiftifche Ingredienzien in ſich aufgenom- 
men bat. Die Ridytungstendenz ihrer Entmwiclungslinie iſt alſo 
infolge der Veränderung des Befamtbemußtfeins unentichiedener 
geworden; daher das Wahrjcheinlichkeitsurteil über die GBeftalt 
der Kirche in der Gegenwart als Produkt der Vergangenheit, ob 
Staatsdepartement ober nicht, lauten muß: es iſt ungemwiß, ob 
die Kirche gegenmärtig Staatsteil ſei. Aus diefem Refultate folgt 
bez. der altpreußifchen Landeskirche, daß die Erkenntnis ihrer 
Beftalt in den geltenden Beftimmungen zu ſuchen ift und daß 
eine geſchichtliche Unterſuchung nur eine Kontrolle des Urteils 
über die Gegenwart bieten Rann. Nunmehr kann darum zum 
anderen Teile diefes Abfchnittes gefchritten werden, dem über 


B. B. J. 2. Die Grundlagen der ſchleswig-holſteiniſchen 


Landeskirche im bejonderen. 

Auch die Grundlagen der ſchleswig-holſteiniſchen Landes: 
kirche find theologiſch, fozial und rechtlich zugleid, Auch fie 
werden darum unter zmeifahem Gehminkel wie das Xandes- 
kirhentum im allgemeinen, nämlidy) im Hinblick auf die „Natur“ 
und auf die Entmiclungslinie der ſchleswig-holſteiniſchen Lan— 


110 


deskirche, in entfprechenben einzelnen Abſchnitten zweckmäßig be: 
bandelt werben. Zunädjft alfo die 


B.8.1.2.a. Die theslogiſchen Grundlagen der ſchleswig⸗ holſtei⸗ 
niſchen Landeskirche ). 

lDie Kirche rein evangeliſch-lutheriſch.]) Die 
theologiſchen Grundlagen der ſchleswig-holſteiniſchen Lan— 
deskirche laſſen ſich kurz beſchreiben. Denn dieſe Landeskirche 
iſt eine wangeliſch-lutheriſche, wie denn ihre offizielle 
2ezeihhnung in Befegen etc. lautet: evangelijch-Iutherifhe Kirche 
Schleswig-Holfteins. Daher find ihre theologifhen Grundlagen 
die Lehren Luthers und zwar wie fie in der „ungeänderten 
Yugsburgifhen Konfeffion“ zufammengefaßt find. 
Mithin ift au der Begriffluthbersvonder Kirche, den 
die Conf. Aug. im Art. 7 in diefer Faſſung enthält: „ecclesia est 
congregatio sanctorum, in qua evangelium recte docetur et recte 
administrantur sacramenta“ — Teil der theologifhen Grundlagen 
der Kirche. Da er oben genauer bezeichnet ift, jo braucht hier nicht 
auf ihn eingegangen zu werden. Es ſei nur daran erinnert, daß 
Luthers Kirchenbegriff fih als ein reiner Gemeinſchafts— 
begriff in thbeologifher ‘Formulierung heraus: 
geftellt hat. — Ein wenig mehr ift zu jagen über 


B.8.1.2.b. Die fozialen Grundlagen der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Landeskirche. 

ſWeſenwillentlich-Gemeinſchaftliches und 
Willkürlich-Geſellſchaftliches in der ſchleswig— 
holſteiniſchen Landeskirche) Der Begriff der ſo— 
zialen Grundlagen wird für die ſchleswig—-holſteiniſche 
Landeskirche ſo verſtanden, wie er oben für die Landeskirchen 
im allgemeinen feſtgeſtellt wurde, alſo als eine Miſchung aus ge— 
meinſchaftlichen, auf Weſenwillen, und geſellſchaftlichen, auf Will: 
kür beruhenden Elementen. Dieje Brundlagen find für die fchles- 


”) Kalk, Handbud des ſchleswig-holſteiniſchen Privatredhts, III. 
Bd., 2. Abt. Altona 1838, ©. 803 ff. Hier ift aud) einiges über die Gel: 
tung der Ronkordienformel in Schlesmig-Holftein zu finden. 
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mwigsholfteinifche Landeskirche grundfäglich die allgemeinen, nur 
mobifiziert durch die befonderen Berhältniffe Schleswig-Holfteins. 

[Die Blutsgemeinfhaft] Die gemeinfdaft: 
lien Elemente find aud) hier zurückzuführen auf die des 
Blutes. Die Blutsgemeinfhaft ift in Schleswig-Holftein von 
befonderer Bedeutung geweſen durd) den Begenfaß zu den 
Blutsfremden, Dänen und SlIaven. Mit den Slaven ift eine 
Blutsverwandtſchaft garnicht, mit den Dänen nur in dem meiten 
Begriffe der Bermanen vorhanden; denn die Dänen gehören zu 
den Dftgermanen, die Schleswig-Holfteiner zu den Weftgerma- 
nen °®). Der Stolz auf die Stammesverwandtidaft klingt nod) 
heute aus dem Xiede von 1848: „Scleswig-Holftein, ftamm- 
verwandt . . .“ Die Blutsgemeinihaft ift in der Tat ein fehr 
ftarkes Band, das die Schleswig-Holjteiner zu einer über den 
Raum ihres Territoriums erhabenen Einheit macht. Denn mo 
in der Welt mehrere Schlesmwig-Holfteiner zulammenkommen, da 
fühlen fie fid) als eine eigene Gemeinde; infonderheit ift das von 
Amerika bekannt — und nad) der Annerion Schleswig-Holfteins 
durdy Preußen beburfte es des ganzen ftaatsklugen Sinnes feiner 
Bewohner, um fie vor einem Rleinlihen Bartikularismus, wie er in 
Hannover auftrat, zu bewahren. Das ftarke Bewußtſein der Stam- 
mesverwandtſchaft der Bejamtbevölkerung ift aud) der Grund 
dafür, daß die Provinz Schlesmwig-Holftein als engerer 
Bermaltungskörper innerhalb Preußens nicht nad) dem 
Mufter der anderen preußifhen Provinzen in mehrere (in zmet, 
mie es kurze Zeit nad) der Einverleibung der Fall war) Regierungs⸗ 
bezirke zerfällt, jondern nur einen bildet. Indeſſen muß es 
durdjaus hervorgehoben werden, daß diefe Einheit aus Bluts» 
gemeinſchaft erft feitder E@rhbebunggegen Dänemark, 
alfo feit gemeinfamem Kampfe und gemeinfamem Unglüd, fo 
ftark empfunden wird und befteht. Vorher jtanden engere 
Blutsgemeinjchaften an ihrer Stelle, zuleßt die der Holfteiner gegen 
die der Schlesmwiger, die fid) gegenfeitig nicht einander ebenbürtig 
eradhteten, wie noch heute die nfelfriefen die Keftländer für 
mindermwertig im Bergleih zu fi felber anjehen. Solche be- 





*) Brunner, Grundzüge der deutfhen Rechtsgeſchichte, Leip- 
äig 1908, S. 6. 
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fonders engen Blutsgemeinfchaften bildeten die Ditbmarfder 
und Frieſen. Diefe Hervorhebung ift notwendig, weil vor dem 
Zufammenfgluffe aller Scyleswig-Holfteiner zu einer Einheit durd) 
die gemeinjame Negation des Tänentums, mweldye Einheit nad 
deffen Niedermwerfung und der Annegion durch Preußen ihren 
politifhen Ausdruck gewann, es wie mehrere politifch felbftändige 
Landſchaften, jo auch mehrere Landeskirchen auf dem Territorium 
des heutigen Schleswig-Holſtein gab, zulegt die Iauenburgifche, 
bolfteinifhe und ſchleswigſche Landeskirche. Noch in den Ber: 
faffungen von 1854, für Schleswig vom 15. Februar und für Hol- 
itein vom 11. Juni, beißt es : „Die evangelifchelutberiihe Kirche 
ift die Landeskirche Unjeres Herzogtums Schleswig (Holftein)“ *°). 
Dod dies Moment enthält ſchon die Ingredienzien der 
[DieBemeinfhaftdes Ortes] Orts» oder land- 
ſchaftlichen Gemeinſchaft. Diefe Bemeinichaftsart ift noch 
jünger als die der reinen Blutsgemeinichaft. Sie beiteht politiſch 
erft jeit der Einverleibung der beiden früher jelbftändigen Herzog: 
tümer Schleswig und Holftein in Preußen, nicht ſchon feit dem 
gemeinfamen Kampfe gegen Dänemark. Borber beftanden engere 
landſchaftliche Verbände mit politiiher Gelbftändigkeit, fo der 
fog. großfürftlide Anteil, die Grafſchaft Rantzau, die Herrſchaft 
Rinneberg, der königliche Anteil etc. Oben im allgemeinen Teile 
wurde gezeigt, daß aus Blutsgemeinichaften Ortsgemeinſchaften 
werden durd die dem Boden gleidyjam einverleibten Werke der 
Blutsverwandten, dur den Bau des Haujes und den Brud 
des Ucers. In Schleswig-Holſtein waren es ebenfalls die Werke 
der Bemohner, die fie mit dem Lande und dadurd) untereinander 
verbanden, erftlich ihr Kampf gegen ftammesfremde und glaubens: 
fremde Bewohner des Landes, die Slaven, dejjen Erinnerung durd) 
den befonders ftarken hiftorifchen Sinn der Bevölkerung nod) 
heute lebendig ift; fo heißt noch heute die enge Gtelle, an der 
fi die Smentine bei Preeg aus dem Lankerfee in den Kirchſee 
hindurchzwängt, die „Wagriſche“ Pforte in Erinnerung an den jla- 
vifhen Bolksitamm der Wagrier, der öftlid der Swentine vor 
der Eroberung des Landes durch die Holfteiner ſaß; denn obwohl 


»v) Chalybäus a. a. O. ©. 9. 
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der Kampf ein Werk, das mit dem Boden handgreiflich verbindet, 
nicht ift, ift er dennod) das erfte Mittel, das Geſchlecht in den 
Boden einzugraben; freilic) nur, wenn der Bau des Haufes und 
der Brud) des Ackers folgen, wie es in Schlesmwig-Holftein der 
Fall war. Beides aber, der Brud) des Ackers und der Bau des 
Haufes, ſowie deren Erhaltung war in einzelnen Landſtrichen an be» 
jondere Schwierigkeiten geknüpft, 3. 3. in Dithmarſchen und Nord» 
friesland. Hier mußte und muß nod) heute das Land felber erft 
dem Element des Meeres abgemonnen und in ftetem Kampfe be= 
bauptet werden. Gold) fteter Kampf bewirkt engere Bemein- 
Ihaften unter der Bejamtheit der Landesbewohner, wie fie die 
Dithmarſcher und Inſelfrieſen, die ja freilich nicht ſächſiſchen Stam- 
mes find, bilden. Das Land Schlesmwig-Holfteins aber war vor 
allem geeignet, die Bildung einer Gemeinfchaft feiner Bewohner 
3u befördern, meil es geographiſch durch feine Abtrennung im 
Süden von Deutſchland durd die Elbe, im Norden durch bie 
Königsau von Dänemark, im Oſten und Weften durch feine Be: 
grenzung durch das Meer zu der engen Berührung der Bewohner 
untereinander führt, die die verhältnismäßige Kleinheit des Lan 
des zuläßt und die zum Entjtehen und zur Erhaltung von Ge- 
meinſchaft durchaus nötig if. So tut fi) denn der gemeinfame 
Wille als der pigchologiihe Ausdruck der Blutsverwandtſchaft, 
aus der die ganze Bemeinjchaft abgeleitet wird, Rund in gemein- 
famer Sprade {allerdings ſprechen die Frieſen untereinander 
ihre Sprade), und es ijt Rein Wunder, daß unter jo günftigen 
Bedingungen des Blutes und des Ortes fid) die Bemeinfchaft der 
Sclesmwig-Holjteiner audy zu einer 


[DieBemeinfhaftdesßeiftes] Gemeinſchaft 
Des Geiſtes geftaltet hat. Gie ift weniger eine Gemeinſchaft 
der Kunſt und Wiffenfchaft, wie 3. B. das alte Griechenland es 
war, fondern eine des Blaubens,derReligion, von je ber, 
fo daß die Reformation, nur einen einzigen Märtyrer in Heinrich 
von Zütphen fordernd, fonft gleichmäßig und ftill ihren Einzug 
hielt. Als fei die Sinnesart der Bemohner aus fi) reif gemwejen 
für den neuen ‚Gedanken des Proteftantismus von der innigen 
Gemeinſchaft mit Gott, jo felbftverftändlidd murden die Bewohner 
epangelifch-Iutherifhe Chriſten. Diefe Glaubensgemeinſchaft ift 
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das untrüglichfte Zeichen, daß menigftens jeit der Reformation 
die Schlesmwig-Holfteiner eine geiftige Einheit waren. Denn felbft 
in der ürgften politijhen Zerfplitterung blieb fie 
mie ein Turm ſtehen, fie, die gegenüber der Bluts- und Orts: 
gemeinſchaft, d. i. den vegetativen und animalilden Brundlagen, 
die Bemeinschaft mentaler, aljo eigentlidy menſchlicher Art und die 
höchſte Form ift, deren die Idee der Gemeinſchaft überhaupt fähig 
ft. Was alfo Eintracht und Frieden des Bolkslebens neben 
der gemeinfamen Sprade, der realen Möglichkeit des Verftänd- 
niffes, und neben gemeinfamen Bräuchen bedeutet, der die Blieder 
des Volkes ſich als eine große Familie fühlen laffende Glaube, 
ift in Schlesmwig-Holftein in jo eminentem Maße vorhanden ge- 
mwejen, daß er geradezu in feiner evangeliſch-lutheriſchen Form 
zur Ausdrucksform der Einheit der Schleswig— 
Holfteiner gemorden ift, was feine negative Beftätigung darin 
findet, daß die in Schleswig-Holjtein anfälligen fremden Religions— 
verwandten allefamt zugemanderte fremde Blutspermandte find. 

Kortfeßung.)] Alle drei Bemeinfchaftsfaktoren: des 
Blutes, des Ortes und des Beiftes, haben einander gegenjeitig ge- 
jtärkt. Die Bemeinihaft des Blaubens war äußerlich und Tchein- 
bar das einzige Bindemittel!) in den Zeiten politifher Zer- 
Iplitterung des Landes. Gie hat die anderen Faktoren fo ge- 
jtärkt, daß die drei ihrer Einheit dDurdy die Negation des Dänen: 
tums mit feinem Grundtoigianismus fi) bewußt wurden und dieſe 
Negation den appetitus abgeben Ronnte für die große Erhebung der 
Herzogtümer, die dody die Einfegung des Lebens, das höchſte 
perfönliche Opfer für jeden einzelnen, bedeutete; bis fchließlich der 
gemeinfame Kampf und das gemeinfame Unglück aus den Scles- 
wig.Holfteinern eine ſolche Einheit gemadjt hat, daß fie jelbft das 
erobernde Preußen refpektiert '°) und gerade auf religiöfem 


10) Vergl. Rendtorff, © 76 a. a. O. Ad in England 
findet fih die Tatfadhe, daß in der Blaubensgemeinihaft das Bolk 
eine Einheit mar, lange bevor es zur politifhen Einheit gelangte. 

101) Affe diefe Elemente, die in jüngfter Zeit zur Befonderung 
Schlesmig-Holfteins in Preußen geführt haben, ließen zeitweilig das 
Land, das heute die Nordmark des Deutfchen Reiches ift, faft mehr 
als ein Transalbingia, denn — Schleswig gehörte nit zum alten 
deutfhen Reihe — als ein Ciseidorania erſcheinen. Auh v. Schu: 
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Gebiete audy formell erhalten hat: Die ſchleswig-holſteiniſche Lan— 
deskirdhe ift der moderne Ausdruck für die Einheit der Schlesmig- 
Holfteiner in Preußen, moneben die Zufammenfaffung zu einer 
Provinz als Bermwaltungsbezirk einen künftlicheren Charakter trägt 
und die Einheit, die auf Wefenmwillen beruht, zu repräfentieren 
nicht imftande ift. 

Oft als leeres Rudiment völkifher und ſtaatlicher Gelb- 
ſtändigkeit geſcholten und belädelt, repräfentiert heute die Lan- 
deskirche vornehmlich die Einheit der Schleswig-Holfteiner. Ber: 
gangenen Epochen ſchwebten andere, vor allem politifche Formen 
der Einheit vor. Sole find in der modernen Welt, deren Gig- 


bert, NRidtlinien und Aufgaben der fchlesmig-holfteiniihen Kirchen: 
geſchichte (Vortrag, gehalten auf der 10. Beneralverfammlung des Vereins 
für ſchleswig-holſteiniſche Kirchengefhichte, gedruckt in den Schriften des 
Vereins, 11. Reihe, 4. Band, 2. Heft, ©. 124) macht darauf aufmerkfam, daß 
Schleswig-Holftein in manden Punkten vom Norden abhängiger war als 
vom Güden. Er denkt vornehmlidh an kulturelle Beziehungen gegenüber 
organifatorifhen und fagt: „ber um die Bedeutung Dänemarks für die 
Kirchengefchichte unferes Landes zu ermeifen, braude ich nur darauf hinzu: 
meifen, daß die entſchiedene Chriſtianiſierung Schleswigs Knud d. Br. zu 
verdanken ift, daß unter Friedrich II. Samburg eine Zeitlang eine däniſche 
Stadt war, während in Bremen ein dänildyer Prinz als Erzbiſchof ſaß, daß 
der Reformator unferes Landes zugleicdy König von Dänemark mar, daß 
unfere Kirchenordnung die modifizierte dänifche ift und daß unfer Kirchen— 
mwefen im 18. und 19. Jahrhundert von der deutſchen Kanzlei in Kopen: 
bagen geleitet wurde.“ Indeſſen verkennt v. Schubert doch aud die 
Tatfadhe einer Abhängigkeit Schleswig-Holfteins von Dänemark in or- 
ganifatorifher Beziehung nicht; aber er meint, foldye Abhängigkeit jei 
nit von ausfchhlaggebender Bedeutung gemefen: „Denn erſcheint auch 
Scleswig-Holftein wie ein natürliher Anhang am größeren Reid), und 
läuft die GBefhichte diefer Verbindung auch in die Erfcheinung des dä— 
niſchen Gefamtftaates aus, in Wahrheit haben die Oldenburger mehr 
Deutfhes nah Dänemark als Däniſches nad) Schleswig-Holſtein ge- 
bradt . . .“, momit er den hulturellen Geſichtswinkel wieder benußt. 
Bergl. ferner Horſt Stephan, Die Neuzeit, Tübingen 1909, im Hanb- 
bud) der Kirchengeſchichte von Krüger, Vierter Teil, der ©. 247 auf anti» 
preußiſche und antiunioniftifhe Stimmungen in Schleswig-Holftein auf: 
merkfam macht. übrigens gibt es aus diefer Zeit eine eigene Litteratur 
antipreußifhen und antiuntoniftifhen Gehaltes. — Auch Hauds Be- 
merkungen über den nordifhen Patriardiat ©. 6858 ff. in „Die Kirche 
Deutſchlands unter den ſächſiſchen und fränkiſchen Kaifern“, Leipzig 1890, 
gehören hierher. 
8*® 
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num wirtſchaftliche und politiihe Konzentration ift, nidyt mehr 
möglich. Die Mechanifierung und Bergejellihaftung der Volks: 
gemeinfchaften, beruhend auf der Nivellierungsmirkung teils der 
modernen Wirtichaftsformen, teils des den Beift der „Willkür“ 
atmenden „Individualismus“ (als Syſtems der Gedanken), läßt 
fie nicht mehr zu. Bolitiich find darum die Schleswig-Holſteiner 
in dem größeren gejellichaftlihden Banzen, in Preußen und im 
Deutfhen Reiche, aufgegangen. Diejer politiſche Befichtsmwinkel 
ift von Bedeutung geweſen aud) für die Beftaltung der Form der 
Ihlesmig-holfteinifchen Landeskirche und ift es noch heute. Er 
erihließt das Verſtändnis für die, nicht weſentlich notwendigen, 
aber praktiiy vorhandenen geſellſchaftlich-willkür— 
lihen Elemente der Kirche. | 

[Das Willkürlich-Geſellſchaftliche in Der 
Ihlesmwig-hbolfteinifhenXandeskirde.] So Stark das 
gemeinichaftlide Verſtändnis in Schleswig-Holjtein, namentlich 
in feiner kirdlidy-religiöfen Zorm, heute auch ift und von je 
gemwefen jein mag, das Leben in der Welt des erwachenden In— 
dividualismus und Geſellſchaftlich-Willkürli— 
hen zu meiltern, — der Dlechanifierungsprozeß der Neuzeit gebt 
auch in Schleswig-Holftein vor ſich. Zur NReformationszeit jchon 
zeigte fi) das. Zwar bildeten die Anhänger des neuen Blaubens, 
in Rurzer Zeit aljo die Bejamtheit der Schleswig-Holjteiner, als 
Blaubensgemeinichaft eine familienhafte Einheit, die unter einer 
dauernd rein auf Wefenmillen beruhenden gemeinjchaftlichen 
Beijtesrihtung ein lebensfähiges Gebilde gemejen wäre. Geleitet 
dur Braud und Sitte als das natürlihe Recht der Bemeinjchaft 
hätte ihr Leben fidy abipielen können, zumal dem Glauben, der 
an fih nur eine Anſchauung von Bott, Welt und Menſch ift, zu: 
glei) nad) Luthers Lehre ein beftimmtes Bild der Verbundenheit 
der Menfchen im Bilde der Kirche innemohnt, deren natürliches 
Recht mit dem Namen der altruiftiihen Nächſtenliebe nicht unrichtig 
bezeichnet wird. Aber für eine Welt gefellfdaftlid:- 
willkürlihden Denkens, in der der einzelne fich mebr 
und mehr in den Mittelpunkt der Welt jet, nad) Macht über 
Macht ftrebend, in der Krieg der nornale, wenn aud) latente 
Zuftand ift, für folde Welt ift der lutheriſche — 
begriffamorph. 
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ſFortſetzung.) Wie hoch Heute die Moge des am In— 
dividuum orientierten Denkens in Schlesmwig-Holftein geht, bedarf 
keiner Ausführung, da Schlesmwig:Holftein im Vollſtrome des mo: 
dernen Lebens fteht. Erinnert fei nur daran, daß auf der lebten 
Geſamtſynode eine Interpellation betr. die Einführung eines Irr— 
lehregejeßes nad) preußiſchem Muſter auf der Tagesordnung Stand. 
Seit mie lange dies Denken mädtig ift, ergibt fi) zur Ge— 
nüge aus der Befhihtedes Madhtftrebensder Für— 
ften, der erften freien Menfchen des öffentlichen Rechts, deffen 
der Vertrag von Ripen 1460 ein Zeugnis ift, und das in der lex 
regia vom 16. November 1665 in einem Abfolutismus 
böchfter Potenz feine höchftmögliche Stufe erreichte. In bezug 
auf die Kirche lautet es hier ($ 6): Der König hat ?%?) „die höchſte 
Bemalt über die ganze Klerifei, vom höchſten bis zum niedrigften, 
und das Recht, den Kirchen: und Bottesdienft und deffen Ge— 
bräude, Zufammenkünfte und Religionsfadyen zu befehlen und 
zu verbieten, kürzlid das Recht, alle Regalien und Maijeftäts- 
rechte zu gebrauden.“ Das ift Abfolutismus, „Willkür“, in 
Reinkultur: Der Fürft konnte — mit Kauffmann mag man 
einfchränkend jagen: der Theorie nad) gebunden an die Grenzen 
der salus publica — tun, mas er wollte, nit, was er mußte 
als ein Glied einer auf Mefenmillen gegründeten Gemeinſchaft, 
d. i. was der Wefenmwille einer Bemeinfchaft, als deren Organ 
er gedacht wäre, ihm zu tun befohlen hätte. Ein Beiſpel für die 
Herrſchaft gejellichaftlichmwillkürlihden Denkens in der Kirche tft 
die Beitragspflicht der fremden Religionspermandten eines Marc: 
diftrikts 1°) zum Einkommen der dortigen evangelifch-Iutherifchen 
Pfarrer, die durch ein königliches Refkript feitgefegt wurde: Die 
Landſchaft gehört zu den Landftricdhen, die beftimmten fremden 
Religionsvermandten zur Niederlaffung freigegeben wurden; da- 
durch, daß die Fremden fich dort in bedeutender Zahl nieder: 
ließen, megen des befchränkten Raumes naturgemäß unter Ber: 


‘) Zitiert nah PMiatthiä a a. O. Einl. 


3), Mir ift leider nur der Tatbeftand des NRefkripts, wie im Texte 
geidhildert, gegenmärtig; das Datum des Refkripts und der Name des 
betr. Diftriktes find mir entfallen; ih meine, es handle fi um Eider:- 
ftedt oder Stapelbolm. 
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drängung, vielleiht auch Bekehrung der Eingefeffenen (obgleich 
mir kein Fall bekannt ift), wurden den für die evangeliſch⸗luthe— 
riſchen Bemeinden des Diftrikts zuftändigen Predigern ihre Ein- 
künfte gekürzt, die anfangs durdyaus eine Befoldung gemeinfdhaft- 
licher Art mie die der Handmerker in den großen Genofjenfchaften 
— vergl. Tönniesa. a. D. ©. 43 — gemwefen waren; denn ba die 
fremden Religionsvermandten nicht mit zur GBemeinfchaft der evan— 
gelifch-Iutherifhen Kirche gehörten, fo beteiligten fie fi natürlich 
nit an dem Unterhalte von deren Organen, der Pfarrer — mas 
völlig organiſch gedacht mar; als die Verdrängung der eingefeffe- 
nen Lutheraner, und damit die Kürzung der bez. Pfarreinkünfte 
überhanbnahmen, und fi die Pfarrer an die Regierung (!) um 
Abftellung des Mipftandes wandten, wurde von Geiten ber Re- 
gierung den fremden Religionspermandten befohlen, an den Un— 
terbaltungskoften der Pfarrer Stapelholms teilzunehmen. Das 
mar gefellihaftlih-millkürlich gedacht. Denn mie märe fonft der 
Staat, der doch nidht die Kirchengemeinichaft, ſondern in einem 
beftimmten Sinne nur die Gefellfchaft ift, zu diefer Anordnung 
gekommen? Wie läßt fich ferner die den GStapelholmern auf: 
erlegte Pflicht anders rechtfertigen, als indem etma gefagt mird: 
Ihr habt zwar das Privilegium, Euch in Stapelholm niederzu- 
loffen; wenn Ihr Euch aber niederlaßt, fo habt Ihr in die bis- 
berigen kirdliden Obligationen der durch Eure Niederlaffung ver- 
drängten Eingefeflenen einzutreten, — momit alfo aus ben realen 
Pflihten und Rechten gemeinfchaftlicher Art Rünftliche, gefellichaft: 
lich⸗willkürlicher Art, gemacht wurden. Eine Ordnung folder ftets 
wachſenden gefellihaftlih-millkürliden Berhältniffe, die megen 
ihrer großen Zahl unmöglid) alle angeführt werden können, war 
alfo — ſchon feit der Reformation — notwendig und zwar aus 
demfelben Stoffe mie die Verhältniffe felber. Die Ordnung 
kam in Beftalt des fog. Iandesherrliden Kirdhenregi- 
mentes; landesherrlih, meil es gleih in den erften Tagen 
der fchlesmig-holfteinifhen Landeskirche der Landesherr über: 
nahm, die gefellfhaftlih-mwillkürliden Berhält- 
niffe zu ordnen. Es ift aus demſelben Stoffe, mie die 
zu ordnenden Berhältniffe, auch aus demjelben Stoffe, wie der 
Staat, von deffen Oberhaupt das landesherrliche Kirchen: 
regiment geübt wird. 
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[Kortfegung)]) Wenn alfo das landesherrlide Kirchen— 
regiment, und fomit auch deſſen Organ, das Konfiftorium der 
ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirdye, aus demſelben Stoffe befteht, 
wie die Staatsgemwalt, jo kann die Wahrnehmung des Kirchen⸗ 
regimentes durch den Staat nicht mwiderfinnig fein, niht un- 
„natürlich“. Der Saß der herrfchenden Meinung, [einer 
Naturnad könne das Kirchenregiment kein Teil des Staatsregi: 
mentes fein, die Kirchenverfaffung Rein Teil der Staatsverfaffung, 
ift jomit falfh nicht nur für das Landeskirchentum im allgemeinen, 
jondern auch für die [hlesmwig-holfteinifhe Lan— 
deskirde im befonderen. Vielmehr ift aud) für die 
ſchleswig-holſteiniſche Landeskirche ihre pofitine Geſtaltung Tedig- 
lich ein Rejultat der Zeitumftände, kann wechſelnd gemefen fein 
mie dieje. Weil nur aus der pofitiven Beftaltung der ſchleswig— 
bolfteinifhen Landeskirdye erkannt merden kann, ob das Fon- 
fiftorium eine Staatsbehörde ſei oder nicht, fo fei nun die pofi- 
tive Beftalt der Kirche unterſucht, und zwar zunädjft die gefchicht- 
Iihen Grundlagen der Gegenmart, dann diefe felber. Denn die 
Richtlinie der Entwickelung in der Begenmart ift die Berlänge- 
rung der Richtlinien der Bergangenheit; ift die der Vergangenheit 
bekannt, fo mag vielleicht über ihre Verlängerung in die Begen- 
wart ein Urteil abgegeben merden. 


B. B. J. 2. c. Die gefhihtliden Grundlagenider ſchleswig⸗ holſtei⸗ 
niſchen Landeskirche. 

[Der Rahmen der Entwickelung.] Die Geſchichte 
einer Landeskirche läßt ſich nicht trennen, das folgt aus dem 
Vorigen, von der Geſchichte der Art, menſchliche Verbundenheiten 
zu denken; ohne die Einſicht, daß fie die Geſamtentwicke— 
lung der men{hliden Berbundenheit von der 
Gemeinſchaft zur Bejellfhaft, vom „status zum 
Kontrakte“ bemege, ift Erkenntnis der „Natur“ der Landes— 
kirhen nicht möglid. Deren Geſchichte ift aber aud) nicht trenn- 
bar von der des Staates, was erklärlid) iſt daraus, daß die „Na— 
tur“ der Landeskirchen gejellihaftlidhemwillkürlich ift mie die des 
Staates, der in beftimmtem Sinne die Gefellichaft jelber ift. Die 
Geſchichte des Staates ift die politifhe Geſchichte eines Landes. 
Die politiihe Geſchichte Schleswig-Holſteins gehört darum zu den 
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®rundlagen der fchlesmig-holfteinifchen Landeskirde. Sie mag 
darum bier in einer kurzen Skizze feit der Eriftenz der ſchleswig— 
bolfteinifhen Landeskirche vorgeführt werden, aljo feit der Re— 
formation. 


B.8.1.2.c.a. Die politiide Geſchichte Schleswig-Holfteins ſeit 
der Reformation 19%). 

[Verbältnis von Gtaat und Territorium. 
Zentrifugaleundzentripetale Tendenzen.) Wenn 
die Befhihte einer Landeskirche eng mit der des 
Staates, in dem fie lebt, zufammenhängt, jo ift fie nicht 
früher möglid, als es einen Staat gibt. Der Staat 
wiederum ift nit vor dem Vorhandenfein eines einigermaßen 
gefhlofjenen Territoriums, feines natürliden Sub: 
ftrates, möglid. Zu einer leidlichen territorialen Geſchloſſenheit 
in diefem Sinne kam es in Schlesmwig-Holftein durch die Bereini- 
gung Schleswigs, Holfteins und Dänemarks unter der Hand Chri— 
ftians I. von Dänemark durdy den Bertrag zu Ripen im 
Jahre 1460. Durch diefen Vertrag murde der däniſche König 
Herzog von Schleswig und Holjtein, dergeftalt, daß durdy ihn 
drei Länder in Berfonalunion verbunden, Schleswig und Holftein 
aber innerhalb des fo verbundenen Banzen eine bejondere „up 
ewig ungedeelte“ Einheit bilden jollten. Belanglos ift, daß da: 
mals noch nicht alle Teile Schlesmwig-Holjteins, bejonders Dith— 
marfchen und die fhauenburgifchen Lande, in die Hand des einen 
Herrn kamen; denn fie find nad) und nad) angegliedert — Dith: 
marſchen ſchon 1559 — und den ſtaatsrechtlichen Brundjäßen des 
größeren Teiles unterworfen morden. Wichtiger, aber im Hinblic 
auf die endliche Geſchloſſenheit des Territoriums ebenfalls be: 
langlos, find die Zandteilungen unter die einzelnen Linien 
der erbberedhtigten Fürftenfamilien geweſen. Als belanglos kann 
man fie anfehen, meil fie die dur) den Vertrag von Ripen in 

10) Waitz bietet in feiner kurzen ſchleswig-holſteiniſchen Landes: 
gefhichte, Kiel 1864, einen kurzen, für Zmede mie den diefer Arbeit 
ausreichenden Überblick über die Geſchichte Schlesmig-Holfteins bis 1864; 
auch die neueren Werke von Hoff, Schleswig-Holfteinifhe Heimat: 
gefchichte, Bd. I und II, Kiel und Leipzig 1910/11, und Hanfen, Kurze 


Schleswig⸗Holſteiniſche Landesgefhichte, Flensburg 1912, find gut zu ver: 
wenden. 
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das ſchleswig-holſteiniſche Recht gelegte gentripetale Ten: 
denz niht befeitigt und den endlihen Zuſammenſchluß 
nicht gehindert haben; als von Belang andererjeits find fie zu 
bezeichnen, injofern Schlesmwig-Holftein Iange Zeit (von 1544 bis 
1779) in mebrere Teile geteilt war und infofern in jedem Teile, 
da die regierende Linie fich möglichjt jelbjtändig zu machen fuchte 
jomohl dem Lande felbft gegenüber als auch im Verhältnis zur 
königlichen Hauptlinie, eigene Bermaltungsorganifationen ein- 
gerichtet wurden, die naturgemäß in Bezug auf die tatfäcdhliche, 
wenn aud) nidyt auf die potentielle Befchloffenheit des Landes und, 
mas bier intereffiert, der Kirche zentrifugal mirkten. 

[Die Geſchichte feit der Reformation.) Zur 
Zeit der Reformation mwaren die Herzogtümer unter Fried: 
ridy I. von Bottorp vereinigt, ſchon 1544 wurden fie auseinander 
geriffen durch die Teilung unter König Ehriftian III. und feine 
beiden Brüder. Es entftanden der fogenannte königlich Sonder: 
burger Anteil, der herzoglidy Bottorper Anteil und der herzoglid) 
Haderslebener Anteil. Diejfer legte Anteil verſchwand im Jahre 
1580 durch den Tod des Herzogs Kohann, der ohne Leibeserben 
jtarb; der Anteil wurde geteilt und der eine Teil mit dem könig- 
lid) Sonderburger, der andere mit dem herzoglidy Bottorper An- 
teile, dejfen holfteinifcher Teil jpäter auch der großfürftliche ge- 
nannt wurde, vereinigt. Im Laufe der Zeit erfolgten zeitmweilige 
meitere Abfplitterungen, aber nad) und nad) find alle abgeiplitter: 
ten Teile mit dem königliden Anteile vereinigt morden; im 
Sabre 1773 wurde diefem durdy einen Vertrag mit dem auf den 
ruffifhen Thron gekommenen Gottorper Paul auch der ganze 
@ottorper Anteil angegliedert, fo daß, als im Jahre 1779 die letzte, 
die Blücksburger Nebenlinie erloſch und deren Anteil an den 
königlichen fiel, ganz Schlesmig-Holftein unter dem Könige von 
Dänemark als dem Herzoge von Schleswig und Holftein ver: 
einigt mar. Seitdem find fie bis zur Erhebung der Herzog: 
tümer gegen Dänemark im Jahre 1848 in fidh nicht mehr geteilt, 
auch von einander nicht mehr getrennt worden 1%). 


106) 18086 nad) Auflöfung des Deutihen Reiches wurde SHolijtein 
dur ein königlides Patent vom 9. September „mit dem yefamten 
Staatskörper der Unferem königlichen Scepter untergebenen Monardie, 
als ein in jeder Beziehung völlig ungetrennter Teil verbunden“. 
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ſFortſetzung.] Landteilungen find ein Hindernis nur der 
äußeren Befdloffenheit eines Landes. Nicht minder wichtig indeifen 
als die äußere ift die innere Befhloffenheit eines Lan- 
des wie für feine Befamtgeichichte, Jo für die feiner Kirche. Innere 
Geſchloſſenheit ift dann nicht vorhanden, wenn die Macht nicht 
in einer Sand liegt, fondern zwiſchen gleichwertige Faktoren, die 
in fih ein GSelbft find, geteilt if. So geteilt mar die Gtaats- 
gemalt in Schlesmwig-Holftein zur Zeit der Reformation zwiſchen 
den König und die Zandftände, die eigene Bemeinfdaften 
bildeten, organifiertes Selbft waren, nicht mit Unredjt als „ein 
Staat im Staate“ bezeichnet 1%). GStaatsgejeße waren nidjt 
Machtakte des Gtaatsoberhauptes, fondern NRefultat des Zu⸗ 
fammenmirkens der Stände mit dem Könige als des Staates 
wahrer Organe. Ein folder Staatsakt war der Erlaß der 
ſchleswig-holſteiniſchen Kirdhenordnung vom 9. März 1542. An 
ihrem Scluffe heißt es: 

Aktum undt Datum | Rendeßbord | up einem Bemenen 
Landtage / ynn bymefen gemelder unfer Rede / Prelati | Rid- 
derfhop | Mannen unde Steden / darto beropen am negenden 
Dage Marty Anno ym XLII etc.“ 107). 

Die Bebundenheit des Landesherrn an die 
Stände des Landes blieb aud) nad) den Teilungen beftehen. 
Sie wurde, je mehr fidy der Landesherr zur „einzigen freien Per: 
fon des öffentlichen Rechtes“ entmwicdelte, defto mehr läftig und 
darum von ihm, in Konfequenz der Bejamtentwidelung in 
allerdings faft zmeihundertjährigem Ringen abgeſchüttelt. 
Kür Dänemark fand das feinen Ausdruck in der fogenannten lex 
regiavom16.Nopvember 1865. Dieſe jelber beruhte noch 
auf einem Zufammenmirken der Stände mit dem Könige; denn 
biefe übertrugen ihm am 16. November 1660 die unumfchränkte 
Souveränität für ihn und feine Nachkommen. Aber die lex regia 
felbft ift ein Akt bes Königs allein, in dem ſich der König als das 
oberfte und höchſte Haupt in geiftlihen und meltliden Sachen er: 

1060, Vergl. Tönnies, NReditsitaat und Wohlfahrtsftaat, im Ar— 
chiv für Rechts- und Wirtfchaftsphilofophie von Kohler und Berolz— 


beimer, Berlin und Leipzig 1914, Oktoberbeft. 
1°) Zitiert nad der Ausgabe von 1542, Magdeburg. 
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Rlärte, der außer Gott keinen über ſich erkenne und von allen 
Untertanen dafür erkannt werden folle.. In Schlesmig kam dies 
Bejeß für den herzoglichen Anteil durch die Huldigung der Prä— 
laten und Ritterſchaft vom 3. und 4. September 1721 zur Geltung; 
in dem königlichen Anteil und in Holftein wurde es formell nidjt 
eingeführt; daß es feinem Beifte nah auch hier gegolten habe, 
menigftens ſoweit danad) der Landesherr abfolut mar — menn 
auch bezüglich feiner Beftimmungen über die Erbfolge Streit 
herrſcht — kann nicht wohl bezweifelt werden. Seit 1779 
jedenfalls waren Schleswig und Holftein, wie aud) 
Dänemark, innerlih und Außerlih gefhloffene, 
durch Perfonalunion mit einander verbundene Länder. 


[Das 19. Sahrhundert. Fortſetzung. Die bei- 
ven Tendenzen] Eine bedeutjame inderung des 
inneren Lebens bradte den drei Rändern wie der gefamten 
Rulturmwelt das 19. Jahrhundert mit feinen „liberalen“ 
Ideen, in GBeftalt einer ſcheinbar rückläufigen Bewegung. 
MWiederum traten Tendenzen zur Zandteilung und zur 
Beihränkung der Gelbithberrlihkeit des Lan: 
desherrn auf. Indeffen nur fcheinbar eine rückläufige Be— 
megung! Denn bie frühere, feit 1665 übermundene, Beſchrän— 
hung der landesherrliden Macht mar entiprungen 
aus kollektiviftiifhem Bemußtfein, die neuen Tendenzen aber ent- 
ftammten dem indinidualiftiihen Bemußtfein einer neuen Zeit. 
Sie führten 1834 in den Herzogtümern zur Einführung von Stän— 
den mit beratender Stimme (angekündigt ſchon 1831 durd) das 
„Allgemeine Befeß megen Anorbnung von Propinzialftänden in 
den SHerzogtümern Schleswig und Holftein“, fchufen im Sturme 
des Jahres 1848 eine aus allgemeinen Wahlen hervorgegangene 
Landesperfammlung, um nad) dem Verrauſchen der 1848ser Be⸗ 
megung unter dem Einfluffe der Reaktion bei Ständen mit be- 
ichließender Kraft zu bleiben; fie führten alfo tatfädhlich eine Be— 
fhränkung der landesherrliden Macht herbei, die der der Re— 
formations» und ihr folgenden Zeit aber nur äußerlich ähnlich 
fieht. — Nicht einmal äußerlich ähnlid aber find den alten die 
neuen Landteilungstendenzen, aud nidt ihr Erfolg. 
Nicht auf innerliche, infolge des Familienzufammenhanges der tei— 
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lenden Fürſten nach außen doch in der Familieneinheit der Fürften 
die Einheit des Territoriums potentiell aufrechterhaltende Teilun- 
gen Schleswigs und Holfteins zielten fie ab, fondern ein Konzentra- 
tionsgedanke mechaniſcher Art Tag ihnen, die felber mechanifdyen 
Gepräges waren, zu Grunde: Schleswig und Holftein, feinen Be- 
mwohnern feit Ripen 1460 eine up ewig ungedeelte Einheit, follten 
von einander getrennt und Schleswig mit der däniſchen Mo: 
nardie als ein Teil vereinigt werden. Das Jahr 1848 ift ungefähr 
die Mitte der mit diefer Tendenz erfüllten Epoche. Gie begann 
mit Treibereien der „Eiderdänen“-Bartei in Dänemark, die nad) 
dem Erlaß der Berfaffung von 1834 fich gebildet hatte. Die Ten: 
denzen fanden vorläufig offiziellen Ausdruck in der königlich däni: 
[hen Ankündigung einer Gejamtftaatsverfaffung vom 28. Januar 
1848 19°), fie fanden in der Erhebung der Herzogtümer ihre Re- 
aktion und blieben erhalten in den Berfaffungen, die nad) der 
Niederwerfung der Herzogtümer vom däniſchen Könige erlaffen 
maren, nämlid) den Einzelverfaffungen des Jahres 1854 ?%), in der 
Gefamtftaatsverfaffung von 1855 und in dem Berfaffungsgefet 
von 1863, das Schleswig der dänischen Krone einverleibte. Diefer 
legte Bemwaltakt rief die Spannungen hervor, die in den Kriegen 
von 1864 und 1866 ihre Löjungen fanden und für Schleswig: 
Holftein mit der Einverleibung in Preußen endeten. Mit der 
Einführung der Preußifchen Berfaffungsurkunde in Schleswig-Hol— 
ftein am 1. Oktober 1867 endet die Geſchichte der Vergangenheit 
der Nordmark und beginnt ihre Gegenmart. 

ſFortſetzung.] Aus diefer Skizze der politifhen Ge— 
ſchichte Schlesmig-Holfteins erhellt dies: eine ſchleswig-holſteiniſche 
Landeskirche (im heutigen Sinne) als einen durd) eigene Ber: 
faffung in fi geidhloffenen, auf dem Gebiet Schlesmig-Holjteins 
als Subjtrat politifcher Einheit radizierten Kirchenkörper hat es 
nicht gegeben — menigftens nicht zu allen Zeiten und alſo nicht 
mit fo notwendiger Gelbftverftändlichkeit, wie fie heute der Name 
„Schlesmig-holfteinifche Landeskirche“ vorauszufegen ſcheint. Noch 
1863 3. B. waren Schleswig und Holſtein verfaffungsmäßig felb- 
ftändige Länder, die nur infolge des Ripener Vertrages von 1460 


— 


168) Ehron. Samml. ©. 21. 
0, Geſ.Samml. ©. 149; Holit.-Qauenb. Geſ- u. Min.:Bl. ©. 319. 
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ſehr dunkel als irgend eine politifhe Einheit gedacht murden; 
jedenfalls beide jo jelbjtändig, daß jedes Land feine eigene Lan: 
deskirche durch ausdrüctliche Beftimmung der Berfaffung hatte 
(vergl. die zitierte Beftimmung der Verfaffungsgejfege vom 15. Fe— 
bruar und vom 11. Juni 1854 für Schlesmwig bez. Holftein: „Die evan- 
gelifch-lutherifche Kirche ift die ZLandeskiuche unjeres Herzog- 
tums Schleswig (Holjtein)“). Darin liegt ein Beweis für 
die oben aufgeftellte Theje, daß in den Laıdeskirhennidt 
nur rteligiös=thbeologiijhe Gemeinſchaftsele— 
mente leben, jondern auch jolde, die eine ge- 
meinjame Profangeſchichte ſchafft. Die Entftehung 
der modernen fchlesmwig-holjteinifchen Landeskirdhe ift darum jo 
zu denken, daß alle Bemeinfchaftselemente in der Blaubenseinheit 
gleichſam in nuce vereinigt empfunden werden, wie denn bie 
Blaubenseinheit, in der ein Volk ſich als eine große Familie em- 
pfindet, der höchſte Ausdruck der dee der Gemeinſchaft ift und 
wie die Religion der große Nenner ift, auf den alle Lebenserſchei— 
nungen als Einheit bezogen werden können; daß konftituierende 
Beftandteile der neuen Einheit aber die Landeskirdhen der bis- 
herigen Teile bilden, die ohne ihre Natur aufzugeben, in der 
neuen Einheit aufgegangen find, deren Natur beftimmend. Wenn 
ji) jo bei näherem Zujehen die Aufgabe, die Grundlagen der 
ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche darzuftellen, in die Aufgabe 
der Eharakterifierung der Landeskirchen der einzelnen Teile um- 
wandelt, fo jcheint fie fi) dementiprechend ungeheuer zu diffe- 
renzieren und eine Darftellung der Landeskirche jedes einzelnen 
ehmals einigermaßen felbftändigen Teiles zu verlangen. Es ſcheint 
aber nur fo. Berückfidtigt zu werden braudt für diefe Arbeit, 
die nur die Natur der heutigen jchlesmig-holfteinifchen Landes: 
kirche erkennbar machen mill, bloß die Zandeskirdye des Teiles, 
der gleihjfam Träger der Entmickelungslinie ift, des königlichen 
Anteils, von dem alle anderen Teile nur zeitmeilig abgejpalten 
und mit dem fie nachher alle wieder vereinigt find, zumal Schles— 
wig⸗Holſtein troß aller LZandteilungen auf Brund des Ripener 
Vertrages und wegen der kollektiviftiihen Einheit der Bevölke— 
rung im allgemeinen und der Kürftenfamilie im befonderen in 
Anjehung der inneren Geſamtentwickelung als geichloffenes 
Ganzes eridienen ift und weil die Dinge des öffentlichen Lebens 
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in einem jo begrenzten Territorium wie Schlesmig>Holftein grunb- 
jäglidy gleich zu fein pflegen. Die Landesteilungen gleichen eben 
nicht glatten Divifionen, fondern vertikalen, die Wurzel nicht be- 
rührenden Spaltungen eines Baumjtammes, die — an ſich zwar 
dem Ganzen immer ſchädlich — doch durch natürlides Wachſtum 
unter einander wieder zufammengefdloffen werden und ver: 
wachſen. Darum ift bei der präfumptiven Gleichheit der Landes: 
Rirhen der einzelnen Teile nit der königliche Anteil allein 
zu berücfichtigen ':°), fondern es fteht ſogar nidyts im Wege, als 
Material auch Erjcheinungen der Landeskirdyen der nicht-könig- 
lihen Anteile zu verwenden. Das wird im Folgenden gejdehen. 


B. B. J. 2. c. 4. Die geſchichtlichen Grundlagen der ſchleswig⸗holſtei⸗ 
niſchen Landeskirche i. e. ©. 

Abgrenzung gegen die Gegenwart.] Die ge: 
ſchichtlichen Grundlagen der jchleswig-holfteiniihen Landeskirche 
find zeitlih und materiell Vorläufer des Heute. Wann be: 
ginnt dies Heute? Wann endet die Geſchichte? 

Da dieje Landeskirdye eine Verbindung der evangelifchsluthe: 
riſchen Ehriften Schleswig-Holfteins zu einer Einheit ift, jo wird 
der Beginn des Heute für diefe Einheit mit dem Augenblicke 
gefegt werden können, in dem die Einheit ihr gegenmwärtiges or: 
ganiſatoriſches Xebensprinzip, d. i. in einer Zeit der omnipotenten 
Staatshoheit der Augenblik, in dem fie unter Anerkennung von 
feiten des Staates ihre charakteriſtiſche Beftalt erhielt, ihre gegen- 
wärtige Berfaffung, vorausgejeßt, daß ein Akt folder Berfaj- 
fungsgefeßggebung vorliegt. Die heutige Verfaſſung der Tchles- 
wig-holfteinifchen Landeskirche ift konſiſtorial-presbyterial⸗-ſynodal. 
Wenn diefe drei Namen das Berfaffungsprinzip bezeichnen, jo 
wird mit deffen Möglidy Werden für die ſchleswig—-holſteiniſche 
Landeskirche deren heutige Kirchenverfaffung als in nuce geboren 
bezeichnet: werden können. Möglid wurde es mit der Aus— 
dehnung der preußifhen Verfaſſungauf Schleswig— 
Holftein am 1. Oktober 1867; denn mit der preußilchen 
Verfaffung zog der jet herrſchende Beilt in das ſchleswig-hol— 
fteinifhe Kirchenrecht ein. | 


10) Anders müßte natürlid eine Geſchichte der fchlesmwig:hol: 
fteinifhen Landeskirche verfahren. 
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Unterjhied von der Entwidkelung in Alt— 
preußen.] Da die Feftitellung der Grundlagen der ſchleswig⸗ 
bolfteiniihen Landeskirhe vornehmlidy die Aufgabe bat, ihre 
Entmwikelungslinie aufaudeden, liegt es nahe, nad 
Unalogien zur Entwicelungslinie der brandenburg: 
preußiſchen Landeskirche zu judhen. Denn deren Ent: 
mwickelungslinie aus ftrengiter ftaatliher Bebundenheit zur größe: 
ren Freiheit gegenüber dem GStaate ift durch die oben genannten 
ſechs Punkte deutlich bezeichnet: den Zuftand in vorreformato- 
tiider Zeit, zur Zeit der Reformation, die Beränderung durch 
die prinzipielle Anerkennung der Reformierten und den Hinzu- 
tritt von Jülich, Eleve, Lingen und Beldern, ferner das Wöllnerſche 
Edikt, das allgemeine Landrecht und die Gegenwart. Dieje 
Punkte find für die brandenburg-preußifche Landeskirche Mark- 
jteine ihrer Entwichelung. Bergebens wird man ühnliches 
in der Geſchichte der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche fuchen; 
außer der Einführung des landesherrlidden Kirdhenregimentes mit 
feinen Konfiftorien ift nichts Ahnliches vorhanden. Ungleidy un- 
merklidyer nur kann bier eine Entwickelung des Kirchentums ftatt- 
gefunden Haben, eingefdyloffen in andere Vorgänge des öffent- 
lihen Lebens. Die Bunkte, mo Anderungen des öffentlichen Ge— 
jamtlebens zu Tage treten, werden darum die Abjchnitte der Be- 
jamtentmwickelung beftimmen, die auf IEODRENNRN des Kirchen: 
tums bin unterſucht werden müffen. 

Begründung der Teilung der Unterfudhung. 
Die Zeit von 1542-1831 und von 1831—1867) Es 
ijt zu vergegenmärtigen, daß die Zandeskirdyen ihre Eriftenz allein 
in den Borftellungen der Menſchen führen und daß die Borftel- 
lungen von der Orientierung nad) Bemeinjchaften ſich geändert 
haben zur Orientierung nad) dem Individuum. Die Anderung, 
obzwar ein allmählider Vorgang, hat fi in das öffentlide 
Leben Schjleswig-Holjteins und Dänemarks, mit dem die Herzog 
tümer verbunden waren, nidtsdeftomeniger mit einiger Bemußtbeit 
durchgefeßt, als Folge der dynamifch-[pontanen Durdyfegung im 
eigentlihen mitteleuropätfhen Kulturzentrum, in Frankreich und 
Deutſchland. Die Franzöfifhe Revolution — mobei freilih ab- 
gefehen wird von der Epoche, in der das Denken nad) nur einem 
Menſchen orientiert war, der damals das Individuum mar, nad) 
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dem Fürſten, welche Epoche hier in ihrer Reinheit zu datieren ijt ſeit 
dem Königsgejeße vom 16. November 1665 — die Fran zöſiſche 
Revolution, der End- und Anfangspunkt fo vieler Entwicke— 
Iungsreiben, verhalf au dem Individualismus als dem Syſtem 
des Lebens, das nad) der Bielheit der Individuen, alfo nidyt mehr 
nad) bloß einem, erft recht nicht mehr nad) realen Verbunden: 
heiten von Mehrheiten von Individuen orientiert ift, zum Giege: 
Gegenüber der bisherigen kollektiviftiihen Bebundenbheit des Ein: 
zelnen erklärten die allgemeinen Menſchenrechte die Individuen 
zu Souveränen eigener Redhtsiphären; in den Stürmen der napo- 
leonifhen Zeit Ram diejer Bedanke auch nad) Deutjchland; die 
Stein-Hardenbergihe Bejeßgebung atmet ſchon jeinen GBeift, und 
telbjt in dem klaſſiſchen Dokument der Reaktion, in der Deutichen 
Bundesakte, erhielt er fi in der Beitimmung, daß die einzelnen 
Regierungen in ihren Ländern „VBerfaffungen“ zu erlaffen hätten. 
Eben.in diejer Form wurde der neue Bedanke in das öffentliche 
Leben Däanemark-Schlesmwig-Holfteins eingeführt, ein Rudiment 
jreili feiner einftigen Geftalt. Sm Jahre 1831 erließ der 
König von Dänemark unter dem 28. Mai das „Allgemeine Geſetz 
wegen Unordnung von Brovinzialftänden in den Herzog: 
tumern Schleswig und Holftein“. In dem Proömium diejes Be- 
leßes heißt es ausdrüklid: „. .. Wie wir mit Rückfiht auf un: 
leren für das Herzogthum Holftein erfolgten Beitritt zum deut: 
ſchen Bunde bereits früher beſchloſſen haben, für diefes Herzog: 
tbum eine den Zeitumftänden und Verhältniſſen 
angemejjene ſtändiſche Berfafjung einzuführen, fo 

. .“ Tolle jet eine ſolche für die beiden Herzogtümer eingeführt 
werden. Mit einiger Bemußtheit aljo, da das Redt als Ab: 
ftraktion der Tatbeftände immer einige Bemußtheit erfordert, 
kam der Sndividualismus in das öffentliche Leben Schleswig— 
Holfteins. Darum dürfte das Jahr 1831 geeignet 
jein zur Beftimmung von zwei Abſchnitten, in 
denen, je für fid, im Zuftande der Landeskirche Schles— 
wig-Holfteins deren Entwidkelungslinie gejucdt werde. 
Diefe Entwickelungslinie wird, das fei hier nochmals ausdrücd:: 
lid) betont, nur im Hinblik auf die Frage geſucht werden, die 
für den GBegenftand diefer ganzen Unterfuhung von Bedeutung 
iſt: War die in der Kirdye mwirkjame organiſatoriſche Energie, 
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die ihrer „Natur“ nah Willkür im oben feftgeftellten Sinne 
im Begenjage zu jenem anderen Geſchlechte menſchlicher Kraft, 
dem Welenmillen, und die diefelbe ift, wie die, in deffen Dienfte 
heute das Konfijtorium fteht, — war diefe Energie Staatsenergie. 
Staatsregiment oder eignete fie der Kirche als einem eigenen 
Subjekte als bejondere kirchliche innerverbandliche Energie? 


B. 8.1.2. c. Bea, Die [hleswig-holfteinifhe Landeskirche 
vom 9. März 1542 111) bis zum 28. Mai 1831. 


[Die Brundlage der ſchles wig-holſteiniſchen 
LZandeskirde die Sirhenordnung von 1542) Die 
ſchleswig-holſteiniſche evangeliſch-lutheriſche 
Landeskirche als Organiſation kann früheſtens 
mit dem 9. März 1542 begonnen haben; denn ihre öffentliche 
Vorſtellung als Einheit hängt ab von einem gewiſſen konkreten 
inneren Zuſtande, der auch dem Außeren das Gepräge der Einheit 
und Geſchloſſenheit gibt, ein innerer Zuſtand, welcher nur durch 
einen weithin ſichtbaren Akt herbeigeführt worden ſein kann, da 
das ganze Luthertum neu war. Der erſte große die evangeliſch— 
lutheriſche Kirche Schlesmwig-Holjteins betreffende Akt aber war die 
Schaffung der ſchleswig-holſteiniſchen Kirchenordnung vom 9. März 
1542. Welcher Art war diefer Akt? WarereinStaatsakt 
odereinAktder Kirckhefelber, wie etwa die Bemeinden 
calviniſchen Bepräges ſich Berfaffungen gegeben haben? 

[Die Kirdenordnung ein Staatsgefeßg.]) Es 
ift anzunehmen, daß die Antwort in der Kirchenordnung jelber, 
die ein kleines Bud füllt, zu finden if. In den Eingangs: 


111) Es iſt nit fo willkürlich, mie es auf den erften Blick ſcheinen 
mag, wenn als Anfangspunkt der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche 
der 9. März 1542 geſetzt wird; denn eine Landeskirdye iſt eine Organi— 
fation; eine Organtfation aber bekam die fchlesmig-holfteinifche Landes: 
kirche erft durch jene erfte Kirchenordnnung. Übrigens ift aud) für das ideelle 
Subftrat der [chlesmwig-holfteinifhen Landeskirde, für den Glauben, bie 
Einführung der Kirchenordnung von abſchließender Bedeutung gemefen. 
Ganz ridtig fagt Forchammer, Geſchichte der Herzogthümer Schles— 
wig und Holftein feit der lutherifhen Reformation, H. 1—2, Kiel 1834, 
©.58: „Deffenungeadtet kann man die Kirchenordnung doch als letzten 
Schritt zur Einführung der evangelifchlutherifhen Lehre als Landes: 
teligton anfehen.“ 
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und in den Shlußworten, in Verbindung mit bem Gefamt: 
inbalte, liegt der Charakter der Kirchenordnung ausgeſprochen. 
Ter Bedankengang zu Anfang ift, daß die weltliche 
ort: „Godt ſy gelauet | dat wy dat weten / ys nu de Auericheit 
Bades Denerynne / wenn fe dat Schwerdt redjt vöret tho ftraffende 
de böjen / vnde tho bejcharmende de framen / ſo adyten wy dat de 
Aueriheit van Bade geordent /alder erft onde recht yn erem 
Ampte | Bades Denerynne ys. Wenn ſe vorſchaffet gude Ehriftlike 
Ordeninge |dardord) de Chriſtlike Kercke edder Chriſtenheit / de 
lifflik op erden under der Auericheit ys / geiſtlick mit Gades 
Worde / vnd tidtlich mit neringe onde nodtrofft wert erholden alje 
de billigen Richters und Köninge (mo gejeht ys) hebben gedan ; 
Bade tho Eeren / vnde velen lüden thor Galideit .... (©. 5). 
De DOrdeninge 9s tmefoldid) /erftlik allene van Goedtlicken 
Dingen /Alje dat my willen dat Gades Wordt / Nömliken dat Ge— 
jette vnn Euangelion reine vnde lutter geprediget werde. Dat men 
de Sacramente recht vthdeele dat men de kinder lere /dat je in 
Chriſto bliuen /de yn Chriſtum gedofft fint..... (S. 10). De 
ander Ordeninge deſſes Bokes | mad) ock vnſe Ordeninge genömet 
werden / Darumme dat men mol wat Bodtfrüdjtlikes darynne vor- 
wandeln könde. Womol dejulue Ordeninge ock Bades ys. Hyrin 
gehört alle dat yenne | wat van perjonen /van der tidt/van 
Steden /van tallen / van wiſen /van ftunden [van bejökinge der 
Armen /van Cerliker thohopekumpft / van fingen / van Ceremo— 
nien / vnde andern geordent hebben? Nicht ane orjake / edber 
op der Hücdjeler wife / Sonder tho denjte / der Bödtliken Orde— 
ninge /daruan wy thouorn geſecht hebben / Dat de jchal Eerlid: 
onde bequemlick geholden werden .. ..“ Zu den von der Fir: 
chenordnung ergriffenen Begenjftänden gehört, nad) den 
Marginalien der Ausgabe von 1750 im Corp. Stat. Prov. Holfat., 
die bezeichnender find als die Titelüberfchriften der Originalaus: 
gabe, u. a. folgendes: 

1. Auf welche Punkte die Predigers in ihren Predigten haupt: 

ſächlich zu fehen haben. 
2. Die YAusteilung der Sakramenten und die Erklärung des 
Catechismi foll allerorten gleid) jeyn. 
3. Was die Taufe jey. 
4. Wie Diejelbe zu verrichten. 
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9. Den zum Tode verurtheilten werden .... die Sacra gereidhet. 

6. Jede Stadtkirdye ſoll wenigftens zwei Prediger haben; auf 
den Dörfern aber bey jeder Kirche ein. Prediger feyn. 

7. Die Vigilien für die Toten werden abgefdhafft. 

8. Das Sakrament des Abendmahls ift nad) feiner erften Ein- 
jeßung zu halten. 

9. Ordnung, fo beim Bottesdienft zu halten. 

10. Unter dem Titel: 

„Ban Rerkhöven vnde Rerken:“ 

„die Botteshäujer jollen in Ehren gehalten, und diejenige, 

jo Unordnungen anridgten, von der Obrigkeit geftraffet 

werden.“ 
11. Unter dem Titel: 
„Ban Pravefte ym Holftenlande:“ 

„ver Pröpfte im Holfteinifchen Funktion.“ 

Der Shluß der Kirhenordnung lautet: „Delfe 
vorgejdyreuen Ordeninge | hebben wy / Ehriftiann obgemelt / tho 
Dennemarken vnd Norwegen | Könink Mit fampt den Chr: 
werdigen / Beftrengen vnde Ehrnfeftenn |onjen Reden / Brelaten / 
Ridderſchop | Mannen vnde Steden / unſer Hertoch vnde Förften- 
döme / Schleſewick / Holſtenn / ete. Vp einem gemenen Landtage / 
yn vnſer Stadt Rendeßborch / derhaluen geholden / eyndrechtiglick 
angenamen / beleuet vnn bewilliget ..... Actum vnd Datum | 
Rendeßborch / Vp einem Bemenen Landtage / ynn byweſen gemels- 
der vnſer Rede / Prelatẽ | Ridderſchop / Mannen vnde Steden | 
dartho beropen Am negenden Dage Martij Anno ym XLII“ etc. 

[Der Kirhenbegriffder Kirdhenordnung ein 
Bemeinjhaftsbegriff.] Aus diefem Zitate ergibt fich zu⸗ 
nädjft mit Evidenz, daß der Kirdjenordnung der mit dem Worte 
kirche, „kerke“, verbundene Begriff nihtdereineseige- 
nen Berbandes mar, fondbern einerfeits nur der theologifch- 
dogmatifche, in dem im 12. ſchmalkaldiſchen Artikel die Kirche die 
heilige Chriftenbeit ift, oder die Schäflein, die ihres Herrn 
Stimme hören; denn in den Worten „Ehrijtlike Kercke edder Chri- 
ftenheit“ ift chriſtliche Kirche der Chriftenheit gleichgeordnet; ande» 
rerjeits, daß gottesdienftlihe Bebäude — vergl. den Titel: Ban 
Kerckhöven und Kercken — mie heute mit dem Namen Kirche be- 
zeichnet wurden. 


y» 
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Aber aud) keine andere Bezeichnung ift vorhanden, die auf 
eine Kirche als eigenen Berband ſchließen ließe. Bielmehr fteht 
der Begriff der Ordnung, der von dem des eigenen Verbandes 
nit zu trennen ift, dem Begriffe der Kirche als ein außer 
ihr gegebener gegenüber; denn von der dhriftlihen Ord— 
nung wird gejagt, daß fie die „Chriftlike Kercke edder Ehriften- 
heit” erhalte. Der Begriff der dKriftliden Kirche ift aljo ber 
reine Jutberifjde Zehrbegriff. Das ift Rein Wunder, 
da die ſchleswig-holſteiniſche Kirdyenordnung von Bugenhagen ver: 
faßt und von Luther jelber nachgeſehen ift. 

[Kortfegung Die weltlihe Obrigkeit;] Wenn 
es alſo eine Kirche als eigenen Verband nidyt gab, jo konnte fie 
aud) eine Kirdyenordnung nicht ſchaffen. Tatſächlich ift dies denn 
aud; durch die ausdrückliche Betonung ausgejproden, daß die 
mweltlihe Obrigkeit als Gottes Dienerin driftlihe Orb: 
nung zu ſchaffen habe; worin zugleid) liegt, daß die weltliche Obrig- 
Reit wie die chriſtliche Ordnung ſchlechthin, jo aud) diefe befondere 
Kirhenordnung erlaffe. Das ift ganz ſchlicht und ſelbſtverſtänd— 
lid) gejagt. Der Zmeifel, ob hier der Landesherr, durch den 
— vergl. befonders den Schluß der Kirhenordnung vom 9. März 
1542 — die meltlide Obrigkeit regiert, qua summus epi- 
scopus handle oder qua Zandesherr, kann garnidt auf: 
kommen: die weltliche Obrigkeit eben ift es, die handelt „erftlic ... 
in Boedtliken Dingen“, zweitens in Organijationsfragen wie be;. 
der „VBerfonen“, der Zeit, der Städte etc. 

lihr Recht undihre Pflicht.] Der Titel, aus dem bie 
Obrigkeit ihr Recht, das ihr felber mehr noch als ihre Pflicht er: 
Icheint, wie Falſck in feinem Privatredyt ©. 683 3. Bd. richtig 
bemerkt, ift ihre Dienerfhaft Bott gegenüber — eine 
theologifch-doktrinäre Anſchauung der meltlicyen Obrigkeit, Die 
auch der katholifhen Kirche eigen, von ihr aber zu den bekannten 
entgegengefegten Konjequenzen ausgearbeitet ift. Nichts ift jeden: 
falls in diefer Kirhenordnung ausgeiproden, aus dem zwingend 
die Lehre von der custodia utriusque tabulae oder dem membrum 
praecipuum ecclesiae abgeleitet oder auf ſie gejchlofjen werden 
müßte. Wie denn die beiden zuleßt genannten Erklärungen eben: 
falls theologifch-doktrinäre und nicht natürlide Erklärungen des 
als Tatſache frappierenden landesherrlichen Kirchenregimentes 
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auch der ſchleswig-holſteiniſchen Kirchenordnung find, das fie fo 
wenig natürlid) erklären wie es überhaupt als natürlich befriebi- 
gend nicht erklärt if. Und doch ift ſolche natürlihe Erklärung 
möglid). 

[Hortfegung.] Als Bottes Dienerin wird in ber ſchles— 
wig⸗holſteiniſchen Kirchenordnung die weltliche Obrigkeit bezeich— 
net; als Pflicht erfheint zugleih das Recht ber weltlichen 
Obrigkeit, eine Kirchenordnung zu erlaffen. Wo mar es doch, wo 
im gleihen Ginne vom Dienen und von Recht und Pflicht 
als Korrelaten gejprodden wurde? War es nicht bei ber 
Erklärung des Begriffes der Gemeinſchaft und murbe nidt 
die Struktur des Lebens zur Reformationszeit als ein Syftem von 
Gemeinſchaften = Kollektivismus erklärt, wie das heutige Leben als 
ein Syftem von Individuen — Individualismus? In der Tat ift diefe 
Erklärung des landesherrliden Kirchenregimentes, des Berufes 
des Landesherrn zum Erlaffe einer kirchlichen Ordnung, was als 
Problem aud) die fchlesmwig-holfteiniihe Kirchenorbnung mohl 
fieht, wie aus der theologifch-geichraubten Erklärung aus ber 
Dienerihaft gegen Bott hervorgeht, in der Tat tft die Erklärung 
des landesherrlihen Kirchenregimentes aus der Struktur des zeit» 
genöffiihen Lebens heraus ebenfo natürlich, wie es ber Erfahrung 
miederfpräde, wenn die Reformationszeit felber fie ſchon Rlar ge= 
fehen hätte. Denn die zeitgenöffifchen Dinge werden allermeift 
megen zu geringer Diftanz nicht erkannt. Wenig hat übrigens ber 
Reformations= und ber ihr folgenden Zeit mit ihrer Lehre vom 
praecipuum membrum ecclesiae zu einer natürliden Erklärung 
des Phänomens des landesherrlichen Kirchenregimentes gefehlt; 
denn eine Lehre von einer Bliedfchaft ift auch der Theorie ber Bes 
meinſchaft eigen. 

[Fortfegung)] Der Begriff der Gemeinſchaft als der 
realen Einheit einer Bielheit von Menfchen murde am Begriffe ber 
komplizierten biologifhen Einheit des Organismus erklärt, die 
Teile der Bemeinfchaft entiprechend als Glieder des Banzen. Wie 
die Aktion des Bejfamtorganismus nur zu ftande komme durd) 
Zufammenmirken aller lieber, indem eines das andere bedinge 
und ihm „diene“, jo Romme aud) die Aktion des realen Banzen 
der Bemeinfhaft nur zuftande durch mwedfelfeitiges 
Dienen der Teile, fage ihrer Blieder. Wechjelfeitiges Dienen 
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murde als die natürlibe Ordnung wie des Organismus, fo der 
Gemeinſchaft bezeichnet, als ihr natürlihdes „Recht“ mit ent- 
ſprechender natürlider „Pflicht“. Damit, und mit den Worten, 
die zur Verdeutlihung des Kollektivismus angeführt wurden, ver- 
gleihe man die Stellung des Landesherrn in der Kirche nad) der 
ſchleswig-holſteiniſchen Kirchenordnung. „.. .. das mittelalter- 
lihe Denken erfaßt... ... den Einzelnen nur als ein in feinem 
Weſen und feinen Intereffen durch ſolche Gemeinſchaften beftimm- 
tes und ihr untergeordnetes Blied .... Des Individuums Beruf 
ift es, den Zwecken der religiöfen oder weltlichen Gemeinſchaft zu 
dienen, der es angehört und in der fein Leben aufzugeben bat... . 
Das mittelalterlide Denken .... . madt alle zu Dienern größerer 
fie umfaffender Formen und zu Arbeitsgenoffen an irgend einem 
gemeinfamen Werke. Man dient ber Kirche, dem Staat... .; 
jede Ausübung eines Berufes wird zu einer Art Amt, ſchlingt um 
alle, die Gleiches zu leiften haben, ein Band und begründet damit 
neue Bemeinfdaften“. Das iſt befonders an der ſchleswig-hol—⸗ 
ſteiniſchen Kirchenordnung fihtbar, daß dem Landesherrn die Aus: 
übung feines Berufes als Landesherr zum Amte nidt nur in 
der weltlichen, fondern audy in der Kirchengemeinſchaft mird. 
Denn eben dies befagen, wenn fie ihrer theologifhen Formulierung 
entkleidet find, die Worte: „Bott fy-gelauet, dat my dat weten, 
ne nu der Auericheit Bades Denerynne, wen fe dat Schwerdt redjt 
vöret tho ftraffende de böjen, nnde tho beſchramende de framen, 
fo achten my dat de Auericheit van Bade geordent, alder erjt onde 
recht yn eren Ampte, Bades denerynne ys. Wenn je vorjchaffet 
gude driftlike Ordeninge ..... .“ Dann erft alfo ift die weltliche 
Obrigkeit, und ihr Träger, der LZandesherr, „recht yn erem Ampte 
Bades Denerynne“, wenn fie für chriſtliche Ordnung forgt, darin 
die Ehriftenheit erhalten werde: Der Beruf des LYandesherrn, fein 
Zand zu regieren, ift fein kirchliches Amt der Schaffung drift- 
liher Ordnung, ein Amt, das bei der vormwiegenden Bedeutung der 
Ordnung, der künftliden nicht minder wie der natürlichen, für 
menſchliches Zufammenleben, feinen Träger wohl zu einem vor- 
nehmlidyen — praecipuum — Gliede der kirchlichen Gemeinſchaft 
machen konnte. 

ſFortſetzung.] Aber troß folder Einordnung des 
Landesherrn in die natürlid)e Ordnung der kirchlichen Ge— 
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meinſchaft als deren Glied bleibt die von ihm befonders aus: 
geübte Bemalt Staatsgemwalt, mie die des Gelehrten, 
der mit feiner Wiſſenſchaft der Kirche dienen will, wohl zu einem 
Dienfte an der Kirche werden kann, aber an fid Wiffenfchaft 
bleibt.?!1?) Dementjprechend ift denn auch in der ſchleswig-holſtei— 
nifhen Kirchenordnung ſchlichtweg nur von der „weltlichen Obrig- 
Reit“ die Rede, ohne ſich mit dem Firlefanz des membrum praeci- 
puum oder der custodia utriusque tabulae zu verbrämen. Schledht- 
weg erklärt die Obrigkeit, daß [ie die Ordnung erlaffe und Schlecht: 
weg ift fie es, die fie unterzeichnet und veröffentlidt, wie aus 
den Schlußmworten, die fi) auf die Mitwirkung der Landftände 
ausbrüklidh berufen, fi) ergibt. 


Das ift bedeutfam für die Entmwickelungslinie der ſchleswig— 
bolfteinifhen Landeskirche. Denn in ber Feftlegung des Charak- 
ters der Kirchenordnung vom 9. März 1542 als einer ftaatlichen 
Ordnung '"°) iftdererfte Bunkt zur Beftimmungjener Ent- 
wikelungslinie gezeichnet. Er liegt, das ſei noch einmal 
betont, auf der Linie des Staatsanftaltscharakters der Kirche. 


[Die Brundlagen und Keime der Entwicke— 
lung] Nod frei — im Jahre 1542 — war der Staats- 
anftaltsharakter ber Kirche erft im Keime vorhan- 
den, wie etma Willkür, die der Stoff der Kirche als Anftalt 
ift, im Keime im Organismusmillen vorhanden ift. Denn die Struk- 
tur des Befamtlebens mar damals fo ſehr nad! Bemeinfchaften 


um) Vergl. H. Rendtorff, Das Gemwißheitsproblem in dem 
tbeologifhen Syftem des Johannes Mufäus, Leipzig 1912: „Mit bewußtem 
Fefthalten ftellt er fih in die Tradition der Kirche, nichts will er mit 
feiner Arbeit als ihr dienen.. .“ 

118) Ebenfo, fpeziell für die Kirchenorbnung von 1542, F. Rend- 
torff a. a O. ©. 78 „Dem entipridt, daß die Ordnung unter 
Mitwirkung der Landjtände von Obrigkeitsmegen kraft landesherrlicher 
Bemwalt, alfo als ein Staatsgefeß, erlaffen wird“; aud) dazu Lau, Be: 
Thichte der Einführung und Verbreitung der Reformation in den Herzog- 
thiimern Sclesmig-Holftein bis zum Ende des fechszehnten Jahrhunderts, 
Hamburg 1867, ©. 307: „Wohl in keinem Iutherifhen Lande iſt die kirch⸗ 
liche Terfaffung fo mwenig ausgebildet gemefen, und das Kirchliche fo 
ſehr mit dem Staatlichen verfchmolzen gemefen, als mie in den beiden 
Herzogthümern Schleswig und Holftein, nicht ohne Mitwirkung der mehr: 
fachen Landesteilungen.“ 
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orientiert, daß eine Anftalt zu denken jo menig möglid) mar mie den 
modernen Staat mit dem am Individuum orientierten Denken als 
Stoff. Tarum tragen alle Kirdeneinridtungen im 
einzelnen Bemeinfhafts- und niht zweck-mäßigen 
Charakter mie heute. Inſonderheit der Prediger ift 
niht eine im Dienftvertrage zu ber einzelnen Ge: 
meinde ftehende Perſon, die gegen kontante Barzahlung arbeitet, 
fonderner ift ihr Blied, bas um feiner befonderen dem Ban« 
zen notwendigen Kunktion willen vom Banzen erhalten wird. Es 
ift Rein Unterſchied zmwifhen ihm und dem Handmerker ber Be- 
noſſenſchaften Bierkes (vergl. Bierke a. a. D. ©. 239 f.). Wie 
diejer war er „ein Angejtellter der Bemeinde“, und mar als folder 
„nicht nur befugt, fondern verpflichtet, für fie und ihre Mitglieder 
ausſchließlich oder zunädjft zu arbeiten“; „die am Bemeingute ihm 
eingeräumten Nußungen aber, welche“ jein Leben und Wirken als 
Bermalter des Wortes und der Sakramente „erft ermöglichten und 
zugleich als Entgelt dafür angefehen wurden, ftellten fidy als eine 
Art von Bejoldung dar. In allen diefen Fällen indes erfcheint das, 
worin wir eine Bermwendung der Allmende zur Bezahlung befonde- 
rer ber Gemeinde als folcher geleifteter Dienfte zu erblicken geneigt 
find, der gemeinſchaftlichen Denkungsart zugleid) als eine VBermen- 
dung des allen gemeinen Butes für die unmittelbaren Bedürfnifie 
aller. Denn Borfteher, Beamte und Diener jo gut mie angeftellte 
Handwerker find von der Befamtheit ſchlechthin beauftragt, und ihr 
fo gut in ihrer Bielheit wie in ihrer Einheit nüßlih.“ Co, d. i. als 
eines Bliedes, war aber nicht bloß die Stellung des einzigen der 
Kirche nad) ihrem Dogma empiriſch notwendigen Funktionärs, 
fondern aud) aller anderen notwendig werbenden Funktionäre, jo 
der Pröpfte; jo auch aller anderen, die der Kirchengemeinſchaft 
dienten: Sie waren Blieder; der Landesherr madjte Reine Aus- 
nahme. Freilich allefamt trugen fie — an der nachmaligen 
Entwicklung tft es fihtbar — den Keim zur Ummaeandlung aus 
Bliedern eines Ganzen zu bdienftvertraglid”) Berpfliteten in 
ih, was für die an ben Nußungen bes Bemeingutes Teilnehmen- 
den rein Außerlid) erkennbar ift aus der „Ablöſung“ der auf den 
Gemeinden zur Erhaltung ihrer Funktionäre ruhenden „Laften“. 
Denn „die Abihaffung der Abgaben, ihre Ablöfung, Verwandlung 
“in Steuern und bergl.“, ift „ein Moment der Verweſung gemein: 
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ihaftlidyer Verhältniſſe“ (Tönnies ©. 232 1. c.); bezüglich bes Lan- 
desherrn aber, der als Blied der Kirchengemeinſchaft, zunächſt 
freilich nit fihtbar, an den Nußungen des Bemeingutes der ge: 
famten Kirchengemeinſchaft teilnahm, ift diefe Entwickelung er: 
Rennbar an der veränderten Art feiner Handhabung bes Kirchen: 
regimentes. [Derlandesherr— dererftefreieMenfd 
des öffentlihden Redhts] Zuerftbandhabte er es 
als Blied ber Kirchengemeinſchaft, jein Redt als 
feine Pfliht aus dem Lebenskreiſe der Gemeinſchaft ableitend, 
Ipäter handhabte er es als fein eigenes Redt, dem als Pflicht 
höchſtens die Bebundenheit an die salus publica gegenüber ftanb 
und ber darum, mit Eiferfuht über feinem Kompetenzkreiſe 
madend, feinen Generalfuperintendenten anmies:: „Damit 
Unferen Episkopalredten kein Abbrud ferner 
zugefüget werden möge, immaßen Bir foldes 
nachzuſehen keinesweges gemeinet find: fo 
haben Wir für nötig eradhtet, dir hiermit in Königl. Gnaden an— 
aubefehlen, daß du felbige deſto forgfältiger in Obacht nehmen und 
deren Aufrechterhaltung alles Fleißes und nach Außerjter Mög- 
lichkeit dir angelegen feyn laffen. Wann aber dem ungeaditet 
einer oder der andere zu derjelben Schmälerung etwas zu unter: 
nehmen fi) gelüften laffen follte und auf deine Anzeige das Be: 
gangene nicht alfofort redemiren mwiirde, davon an Uns, zu Ge— 
wärtigung unferer näheren Refolution und Berfügung, immediate 
allerunterthänigit einberidten, audy zu gleihem Ende an alle 
und jede unter deiner Aufficht ftehenden Pröpfte ein Circular: 
fchreiben ergehen laffen folleft, daß fie nebft dir für die Aufrecht— 
erhaltung Unferer allerhöchſten Episkopalrechte alle mögliche Wadı- 
famkeit gebrauchen, und die etwa aufkommenden Fälle, da ſolchen 
zum Abbrudy etwas möchte tentiret werden wollen, aljofort an 
dich zur benöthigten Verfügung und fernerem allerunterthänigftem 
Bericht, nad) Beichaffenheit der Sache, gelangen laffen follen.“ 
(Auszug aus einem Refcript an den Beneraljuperintendenten vom 
30, April 1736, wegen Aufredhterhaltung der Königl. Hoheitsrechte 
in Kirchenſachen. ©. ©. IH. ©. 147). 
don Bemeinfhaft zu Geſellſchaft.] Das ift 
eine aufs höchſt am Individuum orientierte Be: 
finnung, wenn freilich vorerft nur eine andemeinen Indi— 
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pviduum, das die erfte freie Berfon des öffentlidhen 
Rechts mar, dem YFürften, orientierte, deren Stoff Willkür 
ift, nicht Wefenmille wie zur Zeit der Reformation, nicht „Enthu: 
fiasmus“, fondern Berechnung atmend. Und dieſer Beift der Will: 
kür, der im Staate ſowohl mie in der Kirdye fich aus der gemein- 
Ihaftliden Würde entmwicelte, ſchuf die Organifation der Kirche 
zu einer anftaltlidhen, die Tendenzen zur Bemeinfchaft ertötend; er 
machte aus ber Kirche ein Staatsdepartement. DieEntmwicde: 
lung vollzog fi) natürlich nicht von Heute auf Morgen, fondern 
dauerte Jahrhunderte; fie beherrſchte im ganzen gegenmärtig be: 
tradhteten Zeitraum von 1542—1831 wachſend die Befinnung 
und führte darum Ichlieflich zu einer Kirchenverfaffung, 
diealsTeilberStaatsperfafjung angufpreden ift, wie 
denn das Staatsoberhaupt zur Zeit der Entftehung der fchlesmwig: 
bolfteinifhen Landeskirche ſich äußerli nit von dem Kirchen— 
gliede unterfdieden hatte, das die äußere Ordnung einft in bie 
Hand genommen hatte. Die Kirche aber war ein Teil des Staates 
geworben, nicht der Staat ein Teil der Kirche, meil [ubjektiv 
für den Inhaber der höchſten Würde dem neuen Denken, das orien: 
tiert an Zwecken, zu denen als Mittel Macht in irgend welcher 
Beftalt führt, das Streben nah Macht innemohnt und weil diefes 
der Staat zuerft zu befriedigen vermag, da er die Madıtanftalt 
„ar E£oyiv ift, und meil objektiv das neue Denken aud) in die 
kirchliche Bemeinfhaft den latenten Krieg bineinträgt und eine 
konventionelle Orbnung aud) in ber Kirche nötig macht. Go 
murde das gefamte natürlihde Recht der Kirche 
mebhanifiert undauddie Entmidkelungdeslan- 
desherrlihden Kirhenregiments zu einer Er- 
ifheinungsform der Befamtentwidkelung ber 
nenfhliden Verhältniſſe vom Status zum Con- 
tract. Nichts Unnatürlidhes fieht darum diefe Arbeit in ber tat- 
fählihen Entwickelung, auch keine Inkonſequenz ber Refor—⸗ 
mation, da dieſe bezüglich der Kirchenverfaſſung keine prinzipiellen 
Gedanken geäußert hat. Sie kann weder im allgemeinen, noch 
für die ſchleswig-holſteiniſche Landeskirche im beſonderen das Ur— 
teil unterſchreiben: Das Kirchenregiment kann ſeiner Natur nach 
nicht als ein Stück des Staatsregimentes, die Kirchenverfaſſung 
nicht als ein Stück der Staatsverfaſſung betrachtet werden. Sie 
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wiederholt nur für die [hlesmwig-holfteinifche Landeskirche ihr all- 
gemeines Urteil, daß es von den Zeitumftänden in concreto ab—⸗ 
hänge, ob das Eine oder das Andere der Fall fei. Denn ebenſowohl 
wie als Teil der Staatsverfaffung hätte ſich die erforderliche Neu- 
ordnung des Kirchenweſens innerhalb der Kirche als konventio- 
nelles, von der Befamtgefellichaft gebilligtes Recht einer künftlichen, 
oon der Gefellfhaft bejahten Perſon bilden können, indem bie an 
der kirchlichen Bemeinfchaft teilnehmenden Glieder aus ihrer Will. 
kür, d. i. aus ihrer nichtkirchlichen Sphäre, Teile ausgefchieden und 
diefe Teile der neugebildeten Berfon als einem Artefakte, einer 
Maſchine, als Repräfentantin zur Aufredhterhaltung ber kon: 
ventionellen Ordnung übermiejen hätte. Wie et wa der Cal: 
vinismusesgemadt hat! Ä | 
[Z3eitgenöffifdge Schriftſteller: PMattbiä, 
Falck.]) Was in concreto in dem Zeitabfchnitte von 1542—1831 
die Zeitumftände aus der fchlesmwig-holfteinifhen Kirchenverfaffung 
gemadt haben, einen Teil der Staatsverfaffung oder bie Struktur 
eines eigenen Verbandes, fteht alfo jeßt zur Unterfuhung unb Dis⸗ 
Ruffion. Auch zur Diskuffion — denn es beitehen bereits Mei- 
nungen über die Natur des Kirchenregiments ber fchlesmig-hol«- 
fteinifhen Zandeskirdhye auf Grund von Unterfuchhungen des fpegtell 
Thlesmwig-holfteiniihen Materials. Es find die Anſichten von 
Matthbiä und Falck. Diefe beiden Anfichten decken ſich in dem 
wejentliden Punkte. Denn übereinftimmend unterſcheiden fie das 
Kirchenregiment des Landesherrn, feine Episkopalhoheit, von 
feinem Staatsregimente. Matthiä — er ſchrieb 1778 — formu- 
lierte feine Anſicht folgendermaßen (und ihm folgt Falck 1834. 
Dies find die beiden einzigen Schriftiteller, die fi auf Brund ein- 
gehender Kenntnis des Tchlesmig-holfteiniihen Kirchenrechts- 
materials eine Anfiht zu bilden verſucht haben. Alle neueren 
Urteile beruhen auf Analogiefhlüffen, haben alfo nur problemas 
tifihen Wert): „Das Kirchenrecht (— dies Wort braucht M. 
im Sinne von Kirchenregiment —)ift... . das Recht einer 
geiftliden Geſellſchaft (= Dativ, nicht Genetiv; vergl. Bd. II 
S.14f.), in Dingen, die zmar mit ihrer Religion in Verbindung 
ftehen, aber body nicht weſentlich zu derfelben gehören, Vorſchriften 
oder Befeße zu geben, und über die Beobadytung derfelben zu 
halten .....(S.7 a. a. O.). Die Iutherifche Kirche behauptet, daß 
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biefes Recht zwar urſprünglich bey der Kirche felbft und ihren 
Gliedern fey, es fey aber derfelben zuträglicher, diefes Recht ge— 
miffen Perfonen zu übertragen; indem fie es felber entweder gar: 
nicht oder nicht jo gut verwalten kann; daß fie dazu niemanden 
beffer mählen könne als den Landesherrn, moferne bderfelbe der 
Lehre ber Kirche zugetan ift etc.“ und unterfcheidet dann bie 
Majeſtätsrechte von den Eollegialredhten. ©. 8: ‚Manlüugnet 
 aber,baßdiefesgefamte Rehtausdertandeshoheit 
folge und daß es notwenbig in allen Länbern fo fein müffe. Man 
unterfheidet die Collegialrechte von den Majeftäts- 
rechten, fchreibt jene dem Landesherrn aus ber Übertragung 
der Bemeinbden, diefe aber vermöge ber Landeshoheit zu.“ .... 
„in Schleswig und Holftein maden .... .. die Könige von Däne— 
mark und Normwegen alle Verfügungen und Befeße, fie mögen in 
den Majeftäts: oder Eollegialredten ihren Grund haben. Die 
übertragung ber Eollegialredhte findet Matthiä in der liber: 
tragung ber Souveränität „die im Jahre 1660 den 16. November 
dem Könige Friedrich III. für ihn und feine Nachkommen von allen 
Ständen bes Reiches übertragen ward,“ wovon fon unter An- 
führung bes die Kirche betreffenden Tenors geſprochen murbe, 
und meldye Übertragung er 1721 in der Huldigung der däniſchen 
Stände für Schleswig ausdrüklid, für Holftein gemohnheitsredht- 
lid) anerkannt fieht. Matthiä und nad) ihm Fa ck find alſo ber 
Anficht, daß Kirchenregiment und Staatsregiment ihrer Natur nad) 
von einander zu ſcheiden find, aud) wenn die Ausübung beider 
Regimente durch diefelbe Perſon, wie in Schleswig und Holftein, 
erfolge; auf das Dilemma, in das beide dadurd) geraten, daß fie be— 
achten müffen, mie das „Kirdyenredyt“ gehandhabt werde von Be— 
hörden und Einzelperfonen, die zugleid) aud) „Staatsredyt“ aus: 
üben, alfo Staatsbehörden, gehen beide nicht ein, fo daß fie beide 
im runde die Unklarheit, ob die Kirche in dem betradteten Zeit: 
zaum eine eigene „geiftlihe Geſellſchaft“ gemefen fei, bejtehen 
laſſen. Diefe Arbeit fteht alfo nunmehr allein vor der Unter— 
fuchung des kirchenrechtlihen Materials der Zeit von 1542—1831. 

[Synodale Elemente: 1647—1736.) Die Ent: 
wickelung der Bedanken über die Kirche in der Zeit von 1542 bis 
1831, und damit die Entwickelung der Kirche felber nad) ihrem 
nicht-theologiſchen Gehalte, — denn nur in den Gedanken der 
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Menſchen beſteht die Kirche — fteht im Rahmen der Entmwidtelung 
des Bejamtdenkens und -bewußtſeins. Wie deſſen Entmwickelungs- 
linie in jozialer Beziehung gerade vom Status zum Contracte ver- 
läuft, fo find es auch gerade Linien, die die Kirche im Stadium 
ihrer Bollendung um und nad) 1780 mit ihren Anfängen 
verbinden und umgekehrt: überall die Umbiegung dee 
Weſenwillens zur Villkür, gemeinfhaftliher zu gefell 
Ihaftlidyen Elementen. So das evangelifch-geiftlihe Synobdat- 
weſen: Seit 1646 blühend, verſchwindet es 1737 plöglid. Syno- 
den von Beiftliden hatten fi nämlich in Holſtein aus den Ber: 
fammlungen der katholiiden Kalandbrüderſchaft nad ber 
Reformation entmwicelt, waren jeit 1646 aud) in Schleswig abge- 
halten worden und von [ehr nüßlider Wirkjamkeit gemefen (vergl. 
Matthiä a. a. O. S. 23 f.; Falck III ©. 197; Eronhelm: 
hiſt. Ber. S. 32). Seit 1737 verſchwanden ſie völlig, — ein bedeut⸗ 
ſames Symptom: Waren in ihnen doch gemeinſchaftliche Eleinente 
enthalten und hätten fie doch den Keim abgeben können zur Tiit- 
wickelung der Kirche zu einem eigenen Berbande! Im Jahre 1737, 
aljo zu einer Zeit, da das am Individuum ſich orientierende Denken, 
zumeiſt auf philoſophiſchem Gebiete, Sieg auf Sieg errang — es 
war die Zeit eines Leibniz und Boltairs —, waren fie nicht mehr 
„modern“. Ihre Abhaltung wurde an jedesmalige Röniglidde Ge— 
nehmigung geknüpft mit dem Erfolge, daß fie überhaupt nicht mehr 
abgehalten wurden. Bezeichnender Weije fteht denn aud) ihr Quafl- 
Berbot in der offiziellen Cronhelmſchen Befegesjammlung, bie um 
— das Jahr 1750 zuftande kam, mitten zwiſchen jener ſchon zitierten 
Iharfen königliden Anmeifung an den @eneraljuperintenden- 
ten, 2%) auf die Aufrechterhaltung der königlichen Hoheitsredhte in 
Kirchenſachen zu achten, vom 30. April 1736 und der Haupte 
dienftinftruktion an den Beneraljuperinten: 
denten vom 14. Dezember 1739, die denjelben Beift atmet, mitten 
inne;'!s) lautet doch ihr 8 1: „Es joll Unfer Oberconfiftorialrath und 
Superintendent überhaupt feine Amtsführung fo ein⸗ und ausridh- 
ten, daß die Ehre des dreieinigen Bottes und Unferer Unterthanen 
ewige Wohlfahrt, nad) Vorſchrift göttlihen Wortes befördert, 


eat 


110) Chalybäus a. a. O. ©. 154. 
16) Chalybäus a. a. O. ©. 155. 
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biernädft (!)"*) auch Unſere Landesfürftl. Hoheit in Kirchen: 
ſachen, als deren Beobadhtung ihm hauptſächlich mit oblieget, unge- 
kränkt und ungejcymälert beibehalten, und dann, nad) Maßgebung 
Unferer und Unjerer glorwürdigften Borfahren Kirchen- und ande: 
ter Verordnungen beftärkter Synodalſchlüſſe und anderer Rechte 
und Gewohnheiten, injoferne fie den Kirdyenzuftand Unferer Herzog: 
thümer mit berühren, und auch foldye applicabel find, in Kirchen- 
Schul» und dahingehörigen Sachen gute Ordnung und Richtigkeit 
beibehalten, dahingegen nad) aller Möglichkeit aller Mißbrauch 
abgemwendet und aus dem Wege geräumt werde.“ Es wird alio, 
wie es als einer kirdliden Anordnung geziemend angeſehen wird, 
zunächſt der Generalfuperintendent auf die Beziehung jeines 
Amtes zum Supranaturalen bingemwiejen; dem ordnet fid) neben 
feinen Untertanen aud) der Landesherr unter, da es feiner irdiſchen 
Macht nicht ſchadet; „Hiernäcdft“ aber, nad) der Sorge um die 
ewige Wohlfahrt feiner Untertanen, kommt ihm fogleid) jein 
Intereffe an der Aufrechterhaltung feiner „Landesfürftl. Hoheit in 
Kirchenſachen“ und erft nad) diefem das \ntereffe an dem, was 
materiell den eigentlichen Begenftand der Funktion des Beneral: 
fuperintendenten bildet, das Intereſſe an einer guten Ordnung 
der „Kirchen⸗, Schul» und dahin gehörigen Sachen;“ jo daß fich wohl 
fagen läßt: auch bie andere Seite des Rahmens, in dem das Verbot 
der Synoden fteht, die an fi) ein dezentralijierendes, die landes 
fürſtliche Macht minderndes Moment bedeuten, atmet mie das Ver— 
bot felber den Beift eiferfüchtiger Wachſamkeit über einer als fub: 
jektiv angefehenen Machtſphäre, die doch anfangs rein den Che 
takter der Pflihtfphäre eines Gemeinſchaftsgliedes gehabt hatte. 


[Die anfänglide Verfaſſung der Kirche.] Im 
übrigen ift Die Entmickelung der zur Reformationszeit vorhandenen 
Reime konfequent erfolgt: Das Pfarramt lag in den Händen 
geprüfter ordinierter Beiftlicher, die in ihrem Kirchſpiele bie 
Seelforge zu üben hatten. Mehrere Kirchſpiele waren zu einer 
Bropfteizufammenfaßt. In Schleswig gab es zur Reformations: 
zeit (von Holftein ift aus diefer Zeit fo gut wie nichts bekannt) 
fünf Propfteien. Ihre Vorfteher, die Pröpfte, hatten die Infpek: 


110) Won mir unterftricgen. 
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tion der Schulen und die Kirchenpifitationen abzuhalten und die 
Ordination der Beiftlicyen vorzunehmen (Letzteres ftand z. T. nad) 
der erjten Kirdyenordnung aud), wie die der Ordination vorher: 
gehende Prüfung, dem Biſchof von Scyleswig zu). In Bemeinfchaft 
mit dem Amtmanne, dem landesherrlihen VBerwaltungsbeamten, 
bildeten fie eine Art von Unterkonfiftorien und übten 
die Sorge um die Kirdyengüter und die Ehegerichtsbarkeit. Weber 
den Pröpften jtand ein aus dem katholiſchen Domkapitel zu Schles- 
wig bervorgegangenes LZandeskonfiftorium Nach der 
Kirchenordnung konzentrierten fidy die kirchenregimentlichen Be- 
jugniffe in der Hand des Bildyofs von Schleswig. Vier vom 
Bilhof und Kapitel zum Konfiftorium verordneten Kanonici hatten 
die Ehe- und übrige kirchliche Jurisdiktion. Zur Verwaltung des 
Kirdyenvermögens wurden in den einzelnen Bemeinben je zwei 
Kirchenjuraten beftellt. — 


Das find die Keime, aus denen ſich mit dem komplizierter 
werdenden Leben die kompliziertere Berfaffung entwickelte, aud) 
in Holftein, auf kKraufen Wegen, da durd) Landteilungen unter die 
mehreren erbberedjtigten Zmeige der landesfürftliden Familie die 
Einheit der Kirche zerriffen wurde. Nach foldhen Teilungen er- 
hielten die einzelnen entftandenen Teile mit eigener Profanver: 
waltung auch eigene Kirdyenverwaltungen (da die SKirchenregie- 
rung — wie fidy ergeben wird — in den höheren Inftanzen von 
den Staatsregierungsbehörden ausgeübt wurde), 8. T. fogar eigene 
Kirhenordnungen, unter denen die Holftein-Plönifhe Kirchenorb- 
nung vom 10. September 1732 7:7) und bie fog. Fürftliche Kirchen: 
ordnung vom 19. Oktober 1731 ?°) zu nennen find. Erſt jeit ber 
Wiedervereinigung aller Teile in der königliden Hand im Jahre 
1778 ift die Entmwickelung in ſich gleihmäßig, menn aud) nicht Ihr 
pofitives Refultat, da diefes durd) die Landteilungen hiſtoriſch be- 
dingt blieb. Nah der Wiedervereinigung fah bie 
Kirhenpverfaffung in ihren Brundzügen folgenber: 
maßen aus: ''°) 





17) Syftem. Sammlung III ©. 28. 

118) Syftem. Sammlung III ©. 8. 

10) &, 5. Callifen, Anleitung für Theologie — und 
angehende Prediger in den Serzogthlimern Schleswig und SHoljtein, mit 
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[Die entwickelte BVerfaffung) Un den Kird- 
Ipielen übten die Prediger die Geeljorge aus; zur Verwal⸗ 
tung des gemeindlichen Kirchenvermögens ſtanden ihnen zwei 
Kirchengeſchworene zur Seite. Ueber den Gemeinden 
wurde die Verwaltung und Rechtspflege in nicht prinzipiell ge— 
ihiedenem Pflichtkreife von den Kirchenviſitatorien und Unter: 
honfiftorien wahrgenommen. Kirchenv ijitatorien gab es 
je eins für jede Propftei; fie beftanden aus dem Propſten und dem 
Amtmann. Verſtärkt durch mwenigftens zwei Geiftliche, meiftens 
die älteften einer Propftei, und dem Amtsverwalter als Protokoll 
führer bildeten Amtmann und Propit die interkonfifto: 
tien. Für einzelne Städte wie Hujum und Kiel gab es ein be: 
fonderes Stadbtkonfiftorium. Ueber den SKirchenpifitato- 
rien und Unterkonfiftorien (Stadtkonfiftorien) fungierten als 
zweite Inftanz zwei Oberkonjijtor ien, je eines zu Gottorf 
und Blüchftadt. Diefe gefamte Organijation unterftand der beut:- 
ſchen, fpäter ſchleswig-holſteiniſchen und noch fpäter fchlesmig- 
bolftein-lauenburgifgen Kanz lei in Kopenhagen. 

[Ihre Beurteilun g.] So fah die kirchliche Organi- 
fation in Schlesmwig-Holftein aus, als alle Zeile des Landes in ber 
Hand des Königs von Dänemark als des Herzogs von Schleswig 
und Holftein vereinigt maren. Gie war — unterhalb der deutfchen 
Kanzlei; denn diefe war eine Staatsbehörbe; cf. Natthi ä a. a. O. 
8.16 — fheinbar rein kirchlich, die Kirdye als organifier- 
tes Gelbft verkörpernd, jo daß ber Shluß auf Selbſtändig— 
heit der Kirche gegenüber dem Staate nit unbe: 
rechtigt erihiene in diefer Zeit; denn äußerlich betrachtet könnte 
die deutſche Kanzlei diejelbe Stellung gehabt haben, wie fie heute 
von der herrſchenden Meinung dem preußiſchen Minifter der geiſt— 
lichen etc. Angelegenheiten zugeſchrieben wird, die eines ftaatlichen 
Organes zur Wahrnehmung der ftaatlihen Hoheits- und Auffichts- 
rechte gegenüber ber Kirche. So ſcheint es aber nur. In Wirk: 
lich keit mar dieſe ganze Organiſation ein Teil der 
den Iandesherrlihen Kirchenverordnungen zur Bahrnehmung ihrer Bflich: 
ten bekannt zu werden, Altona 1810. Für das Studium der Kirchenver- 
foffung um 1800 ift Callifen mit Matthiä, Beſchreibung der Kirchen- 
verfaffung in ben Herzogthümern Schlesmwig-Holftein, Ih. 1: Flensburg 
1778, Th. 2: Flensburg und Leipzig 1786, veriwendbar. Ä 
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Staatsverfaffung, das durch fie ausgeübte Regiment 
Staatsregiment. [Die formelle Behbandlungderkircd- 
lihen Bejeßgeetc.nadh AUrtder Staatsgefeße etc] 
Außer in der Zujammenfeßung und dem Pflichtkreife der einzelnen 
Behörden kommt das in einer ſcheinbar ganz belanglojen Tatfacdhe 
zum Ausdrud, in der Behandlung der kirchlichen Befeße und Ber: 
ordnungen etc. von Geiten des Staates. Denn die Kirchengejeße 
etc. murden in den offiziellen Staatsgejeßfammlungen, in der 
Gronhelm’fhen aus den Jahren 1749 ff. jomohl wie in der 
Chronologijden Sammlung der in den Jahren 1748—1848 
ergangenen Verordnungen und Verfügungen für die Herzogtümer 
Schleswig und Holitein und in der ſyſtematiſchen Sammlung 
der für die Herzogtümer Schleswig und Holftein erlaffenen, annoch 
gültigen königlichen, fürjtlihen, großfürftlihen und gemeinfdaft- 
lichen Berordnungen und Verfügungen, zwar als befonderes Kapi- 
tel bezw. als befonderer Band, aber prinzipiell in Bleihordnung 
mit den übrigen Staatsgejegen behandelt; jo lauten 3. B. die Über: 
Ichriften der einzelnen Teile des erjten Bandes der Cronhelmſchen 
Sammlung: 
„Erjter Theil: Bon den Juſtiz⸗Sachen. 
Zweyter Theil: Bon den Kirdyen- und Konfiftorial-Saden. 
Dritter Theil: Bon den Dekonomie-Commercien und Wolizey: 
Saden. 
Vierter Theil: Bon Cammer-Sachen. 
Fünfter Theil: Bon Kriegs:Saden.“ 
Tas mar die Behandlung nod) im Jahre 1830, am Ende des gegen: 
wärtig betradhteten Entwickelungsabſchnittes: Unterſchiedslos 
werden „Kirchenſachen“ betreffende Anordnungen in der fyitema= 
tifhen Ueberfiht der Chronologtifhen Sammlung unter _ 
Num. XXVII mit den den Zivilprozeß (Num. XXV.) und die Eri- 
minal-, Fiskal: und Bruchſachen (Num. XXVI.) betreffenden An: 
ordnungen aufgeführt. Daß es fich bei den die Kirche betreffenden 
Anordnungen nidt bloß um Wahrnehmung ftaatliher Hoheitsrechte 
über die Kirdye handelt, fondern um wirkliches, bis in die inter- 
missima reihendes Kirchenregiment, zeigt die Einteilung der „Kir 
chenſachen“ (welcher Name an fi) Thon bezeichnend ift; denn wäre 
die Kirche eine eigene Körperſchaft gemefen, fo märe dies fidyer in 
der Überjchrift zum Ausdrucke gelangt; wird doch 3. 3. unter 
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Num. XXVII, P die „Bibelgefellihaft“ befonders aufgeführt). So 
aber bezeichnet der Name „Kirchenſachen“ nichts als einen Zmeig 
der Staatsverwaltung, wie die Überfdrift von Num. XXVIII 
„Cammer- und Yinanzjadhen“. In den fpäteren, ausgebauteren 
Igftematifhen Überfihten der „Ehronologifhen Sammlung“ find 
die „Kirchenfadhen“ folgendermaßen eingeteilt: 
„A. Allgemeine Kirchenordnungen und Berfchiedenes. 
B. Bon den Eonjijtorien. 

b) Bon dem Schleswigſchen Oberconfiftorium. 

c) Bon dem Holſteiniſchen Oberconfiftorium. 

d) Bon den Unterconfiftorien. 

C. Bon den Beneralfuperintendenten. 

D. Bon den Kirchenvifitatoren und von den Beneral» und Spezial: 
Kirhenpifitationen. 

E. Bon der Befegung der Predigerftellen, insbef. von der Prä— 
fentation, Wahl, Bokation, Ordination, Beeidigung und Intro: 
duktion der Prediger. 

F. Bon den Predigern, ihren Rechten und Pflihten, imgleichen 
von ihren Gerechtſamen und Einkünften. 

G. Bon dem Bnadenjahr der Predigermwitmwen. 

H. Bon den Predigerwitwen-PBenfionen. 

I. Bon dem GBottesdienfte überhaupt und insbefondere von der 
Feier der Sonn= und Felttage, wie aud) von einzelnen Feft- 
tagen. 

K. Bon der Taufe, der Confirmation, der Beichte und dem Abend— 

mahl und den Beerdigungen. 

a) Bon der Taufe. 

b) Bon der Eonfirmation. 

c) Bon der Beichte und dem Abendmahl. 

. Bon den Kirchenregiftern und Kirdyendokumenten. 
. Bon Kirhengütern, Kirhenanlagen, Kirdenjuraten ufm. 
. Bon den Küftern und anderen Kirdyenbedienten. 
‚ Bon den Kirdhenkollekten. 
. Bon den Bibelgejellidaften. 
. Bon den fremden Religionsverwanbten. 
a) Bon den Katholiken. 
b) Bon den Reformierten. 
c) Bon den Mährifhen Brüdern. 
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d) Bon den Mennoniften. 
e) Bon den Moſaiſchen Blaubensgenoffen“. 

Auf das geſamte kirchliche Leben alfo erftreckte ſich die Tätigkeit 
des Staates; nicht Taufe, nicht Abendmahl, nit Gottesdienft und 
Neerdigungen find ausgenommen. 

lDie Landeskirche: 1831n0ch einzig und aus— 
ſchließlich.]) Noch ein Weiteres aber läßt ſich aus dieſem Re— 
giſter erſehen ver Begriffder Landeskirche. Die Lan— 
deskirche iſt nämlich im Jahre 1831 noch die eine ein- 
zige, ausſchließliche Kirche, zu der ſich der Staat bekennt. 
Tas folgt aus der Einordnung der Beitimmungen über die frem- 
den Religionsvermwandten unter die Nummer XXVII 
„Kirchenſachen“. Diefe Beftimmungen werden in bezug auf die für 
die evangelijch-Iutherifche Kirche erlaffenen Beftimmungen als Aus⸗ 
nahmebeftimmungen angejehen, nidt als Beftimmungen für 
Zebenskreife von gleicher Bedeutung und Gelbitändigkeit wie die 
evangelifch-Iutherifhe Kirche. Ihre an lekter Stelle erfolgte Er- 
wähnung unter den Kirchenfachen ergibt dies, obgleich die fremden 
Religionsverwandten gar Reine Kirche bildeten. 

Unterfuhungder Landeskirche an der Hand 
der ſyſtematiſchen überſicht der „Chronolo— 
giſchen Sammlung“.] An der Hand der erwähnten Eintei— 
lung der Kirchenſachen in der „Chronologiſchen Sammlung“ ſei nun 
an den markanteften Tatſachen der „Kirchenſachen“ ſelber die Bes 
bauptung bemiejen, für die bisher nur allgemeine Argumente ber- 
angezogen wurden, daß bis 1831 die Kirche SchleswigsHolfteins 
Etaatsdepartement mar, in Einzigkeit und Ausſchließlichkeit 
Staatskirdye, wie in Brandenburg bis auf Johann Sigismund. 


A. Allgemeine Kirdhenordönungen.'?) 
[Allgemeine Sirdenordönungen]) Schon die 
SRichenordnungvomd9. März 1542, auf der heute nod) 


1%) Fine alte Kirchenordnung ift aud) die Apenrader von 1598 (in 
den Schriften des Bereins für ſchleswig-holſteiniſche Kirchengefchichte, 
2. Reihe, IV. Bd. 1. Heft. Zur Kirdjenordnung von 9. März 1542 
Michelſen, E, Die ſchleswig-holſteiniſche Kirchenordnung von 1542 
mit einer ausführlichen hiftorifchen Einleitung. 1. Heft, Einleitung (Schrif: 
ten des Bereins für ſchleswig-holſteiniſche Kirchengefchichte, I. Reihe, 
5. Heft, Kiel 1909). 
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prinzipiell das fchlesmig-holfteinifche Kirchenrecht ruht, menn aud) 
vielleiht kaum nod) eine einzige fpezielle Beftimmung in Wirk— 
famtkeit ift, war ein Staatsgefeß, erlaffen unter Mitwirkung der 
zuftändigen inner ftaatlichen Organe. Entiprechend heißt es am 
Schluffe der Kirchenordnung: 

„Deſſe vorgefchreuen Ordeninge / hebben wy / Ehriftiann 
obgemelt / tho Dennemarken vnd Normegen | Könninck / Mit 
jampt den Ehrmwerdigen | Geftrengen vnde Ehrnfeftenn / vnſen 
Reden / Prelaten | Ridderſchop | Mannen vnde Steden / vnſer 
Hertoch onde Förſtendöme | Schleſewick / Holftenn etc. Vp 
einem gemenen Landtage /yn vnfer Stadt Rendeßborch / 
derhaluen geholden | eyndrechtiglick angenamen /beleuet vnn 
bemwilliget | yn allen eren ftücken | Bunkten vnde Xrtikuln..... 
Aktum ond Datum | Rendeßborch | Bp einem Bemenen Land— 
tage / ynn bymefen gemelder vnſer Rede, Prelate, Ridderfchop, 
Mannen vnde Gteden |darto beropen Am negenden Dage 
Dartji Anno ym XLII etc.“ 

Sie ift von Luther durdhgefehen und gebilligt und betrifft mehr 
den Bottesdienft als eigentliddes Kirhenreht — ein Beweis, daß 
der fie erlaffende Staat die Kirdye auch nad) ihrem eigentlichen 
Gehalte als einen nicht von fich felber gefchiedenen, fondern mit 
ſich identifchen Lebenskreis anjah. 

Was von den anderen Zandeskirdhen gelten mag und auch 
von der ſchleswig⸗holſteiniſchen in Baufh und Bogen mit be- 
bauptet wird, daß der Landesherr nicht qua Landesherr, ſondern 
als Blied des befonderen Berbandes Kirche deren Ordnung über: 
nommen babe, läßt fi) für die fchlesmwig-holfteinifche an der Hand 
der Kirchenordnung von 1542 nicht halten. Denn aus diefer Kir- 
&henordnung ſpricht nicht das Bemußtfein, welches die condicio sine 
qua non jener Anſicht ift, daß die Kirdye ein eigener Verband fei. 
Der Begriff der Kirche, der in der Kirhenordnung ausdrücklich de: 
finiert wird, ift nicht der eines Religionsvereins, jondern der des 
zmölften ſchmalkaldiſchen Artikels: „Ein Kind von fieben Jahren 


meiß, was die Kirche fei: die heiligen Gläubigen... .“; denn in 
der Ktirchenordnung heißt es: „. . . - - die Chriftlike Kerde 
edderChriftenheit..... “ Diefer allgemeinen dhriftlichen 


Kirche zu dienen durd) Erlaß der Kirhenordnung fieht der Landes: 
herr als feine Pflicht an, da die weltliche Obrigkeit Gottes Dienerin 
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und darum verpflichtet fei, chriftliche Ordnung zu Schaffen, wie die 
Kirhenordnung einleitend ausführt und fortfährt: „..... Godt 
ſy gelauet /dat my dat weten / ys nu de Auericheit Bades Dene- 
rynne / wenn je dat Schmwerdt recht vöret tho ftraffende de böfen | 
onde tho beſchramende de framen /fo achten my dat de Auericheit 
von Bade geordent / alder erft onde recht yn eren Ampte | Babes 
Denergnne ys. Wenn fe vorſchaffet gude Chriftlike Ordeninge / dar- 
dorch de Ehriftlike Kerke edder CEhriftenheit ...... wert er: 
hbolden ...... * 


Aus folhen Anidyauungen heraus befchränkt fid) die Kirchen: 
ordnung nit auf Juriftifhes — dies nimmt im Gegenteil einen 
auffallend kleinen Raum ein —, fondern erftredt fih auf rein 
geiftliche Dinge, wie die Marginalien der Ausgabe von 1750 (Eron- 
helm), von denen oben Seite 130 f. einige angeführt murden, leicht 
überfehen laffen. 


Einen befjonderen Bert für das Kirchenrecht haben 
diefe aus der erften Kirchenordnung für Schlesmwig-Holftein ge- 
zogenen Sclüffe deshalb, weil die Kirchenordnung von Bugen- 
hagen redigiert und von Luther ausdrück:lich gebilligt ift, fo 
daß Reinesfalls die Kirdyenordnung für Schleswig-Holftein vom 
9. März 1542 als ein dem Beijte Luthers widerfprechendes Doku- 
ment bezeichnet werden Rann.'?') 


Wie diefe erfte Kirhenordnung auf dem Wege und 
inden Formen des ftaatlihen Redts und, alfo darf ge- 
Ichloffen werden bis zum Bemeife des Begenteils, ein Staatsgefeß 
ift, jo find es aud) die [päteren für einzelne Landſchaften Schlesmig- 
Holfteins ergangenen Kirchenordnungen, die fürftlidhe Kirchen: 
ordnung vom 19. Oktober 1731 und die Plöniſche Kirdyenordnung 
oom 10. April 1732. Die Formen, in denen dieje beiden Ordnungen 
zuftande kamen, find zwar andere, als die der Ordnung von 1542; 
nicht wirken mehr die Stände an dem Erlaß von Staatsgejeßen 
mit, ihre Macht ift Tängft gebrochen. Sondern allein aus eigener 
Machtvollkommenheit des Landesherrn find die beiden [päteren 


121) fihrigens nahm von den Reformatoren auch Karlitadt Einfluß 
auf Sclesmwig-Holftein; er mohnte eine Zeitlang bei dem Wiedertäufer 
Meldhior Hofmann: vergl. Hermann Barge, Andreas Bodenftein von 
Karlitadt, 2. Bd. Leipzig 1905 ©. 806 ff. 
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Ordnungen erlaffen. Diefe eigene Machtvollkommenheit, eine 
Kirhenordnung mit detaillierten, das innerkircdhliche Leben be: 
treffenden Anordnungen zu erlaffen, fpricht in der Vorrede jeber 
Kirchenordnung der Landesherr ausdrücklich aus. In der Borrede 
der fürftliden Kichenordnung:2) vom 19. Oktober 
1731 lautet es: 

„Don Bottes Bnaden Carl Friedricd etc. Nachdem leider 
eine Zeit her mehr als zu viel bemerket morben, daß mohl einer 
Geits ein großer Teil ber Laien die zur Geligkeit höchſt nöthige 
Prüfung und Vorbereitung, aud) nicht weniger erforberlide 
Abfonderung von meltlihen Dingen bei dem Gebraudy bes 
bodywürdigen Sakrament des Altars öfters außer Acht laffe, 
als aud) ein und anderer der Prediger felbft theils in Reihung 
diefer himmliſchen Geelenfpeife gar zu facil, andere aber in 
Denegierung derfelben nicht weniger unbedachtſam verfahren 
oder zu weit gehen, fo finden Wir zu Abmendung diefes hödft 
und jeelenverberbenden Wefens kraft des Uns zukommenden 
Iuris Episcopalis, ja Amts und Gemiffens wegen, in Unferen 
Städten und Aemtern und darinnen belegenen Kirchen und 
Bemeinen folgendes zu verordnen. Uns gemäßiget zu un 
umgänglid von nöthen und zwar: ..... “ folgen betaillierte 
Angaben die sacra betreffend. 


Der Fürſt allein, denn er ift abfolut geworden, erläßt alfo die 
Kirdhenordnung qua Landesherr;!2?) keine Rebe ift von der Kirche 
als einem befonderen Verbande, fondern nur vom ftaatliden 
Hoheitsredhte über die Kirche, das keine Schranken hat und fchledt: 
bin alles ergreift, mas in ber Kirche vor fi geht. Denn der Name 
Ius Episcopale bezeichnet nicht die Machtfülle der Kirche als 
felbftändigen Verbandes, fondern nennt nur die Energie, die zur 
Ordnung der Kirdjenangelegenheiten nötig ift, mit dem Namen, 
den die katholifche Kirche, die ja damals, wie heute, ein eigener 
Berband mar, für die Energie unter ihrem Geſichtswinkel geprägt 


12) Syſtem. Sammlg. ©. 8. 

133) Ebenſo ſagt Sehling, Die evangeliſchen Kirchenordnungen 
des XVI. Jahrhunderts, Leipzig 1902: „Sie (die erſten Ordnungen bet 
Iutherifhen Kirche) find juriftifch in keiner Beziehung von dem fonftigen 
Landesrecht verſchieden.“ Auf dies Werk tft für bie Entftehung det 
Rechtsordnung in der proteftantifhen Kirche immer wieder zu verweiſen. 
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hat. Ilus Episcopale bedeutet einen Ausfchnitt aus der Staats: 
gemalt, ift gegenftändfich jpezialifierte Staatsgemalt. 

Ebenjo ift die Holftein-PBPlönifhe Kirhenord- 
nung‘) vom 10. November 1732 vom Landesherrn aus eigener 
Machtvollkommenheit erlaffen, nit von ihm als dem Repräfen- 
tanten der innerverbandlien Bemwalt des eigenen Subjekts Kirche; 
aud) er beruft fi auf feine Episkopalhoheit, um Interna, felbft 
hinein bis in die Liturgie, zu regeln: '2°) 

„Bon Bottes Bnaden Wir Friedrih Earl etc. thun kund 
und fügen hiemit zu miffen: Wenn nad) der unter Bottes merk- 
lihem Beiftand und Gegen von Uns angetretenen Regierung 
der Uns angeerbten Fürſtl. Plönifhen Lande Unfer Wunſch 
und Borjaß auf nichts mehr gerichtet ift, als daß allenthalben 
Gerechtigkeit und gute Ordnung möge erhalten, aud) Unferer 
Untertanen Rub- und Wohlftand, fo viel an Uns, auf alle mög- 
liche Art und Weife möge befördert werden: fo haben Wir uns 
infonderbeit verpflichtet zu fein erachtet, den Zuftand der unter 
Unferer Episkopalhoheit ftehenden Kirhen um defto eher zu 
beberzigen, als wir gewiß überzeuget, daß die Bottfeligkeit zu 
allen Dingen nüße, es auch das Amt eines driftevangelifchen 
Regenten und Fürften erfordere, auf den innerliden und Außer: 
lihen Wohlftand der ihm zugehörigen Kirchen mit allem Fleiße 
zu fehen und Acht zu haben... .“ 

Teutliher als anderswo ift hier der gleichſam organische, nicht 
bloß annere, alfo mechaniſche Zufammenhang zwiſchen Rechten und 
Pflichten des Landesherrn qua Landesherr und qua summus epi- 
scopus, die eben durch Gebrauch des Namens Episkopalhoheit 
unterfchieden werden, ausgefprocdhen, fo daß ein engerer Zuſammen⸗ 
hang nicht mehr denkbar if. Denn aus dem Oberſatze: Dem 
„Wunſch und Borfaße, daß allenthalben Beredtigkeit und gute 
Ordnung möglih erhalten, aud) Unferen Untertanen Ruh⸗ und 
Wohlftand, fo viel an Uns, auf alle möglide Weife befördert 
werden“, wird alseinebefondbere Seitelandespäter: 
liher Sorge, alfo nidt als Pflicht des membrum praecipuum, 
die Sorge für die der Episkopalhoheit des Fürften unterftehenden 


192) ©, 6. III. ©. 23. 
1) 6, 6. III. ©. 9. 
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abgeleitet mit der bezeicdhnenden Begründung: „. ... . als Wir ge: 
miß überzeuget, daß die Bottfeligkeit zu allen Dingen nüße“. 
Lediglich doktrinär, und zwar eine Kreuzung aus theologifcher und 
eudämoniftifch-polizeiftaatlicher Doktrin ift es, wenn es heißt: 
„.... 88 aud) das Amt eines dhriftevangeliidhen Fürften und Re- 
genten erfordere, auf den innerlihen und Außerliden Wohlſtand 
der ihm zugehörigen Kirchen mit allem Fleiße zu fehen und zu 
achten.“ Theologiſcher Doktrin ift die Ableitung der Sorge um die 
Kirchen aus dem Umte eines chriftevangelilden Fürften; hier 
liegt die Lehre vom membrum praecipuum zu Grunde; poligeiftaat- 
lich doktrinär ift die Bezeichnung der Kirchen als dem Fürften zu: 
gehörige, die fi) auf Reine Weiſe mit irgend welchen theologifchen 
Anfchauungen vereinigen läßt, au) nicht mit der Lehre vom mem- 
hrum paecipuum; und zwar tritt diefe Art des Doktrinären noch 
hervor durdy die Eharakterifierung der Amtspflidt mit den Wor: 
ten: „. ... auf den innerliden und Außerliden Woblitand ..... 
mit allem Fleiße zu jehen und Acht zu haben“ — eine Wendung, 
die ein Friedrich d. Gr. zur Eharakterifierung feines Fürftenamtes 
wohl hätte gebrauchen können. 
[UusderConstitutiobetr.Ecclesiasticaunb 
Criminalia.] ®anz denjelben Sinn hat eine ein Jahrhundert 
früher, alfo auf halbem Wege zwiſchen der Kirchenordnung von 
1542 und den beiden eben behandelten Ordnungen gefallene Yeuße- 
rung des bamals regierenden Zürften in der Constitutio de 
anno 1636 betreffend Ecclesiastica und Crimi- 
nalia ‚!2°) einem Teile der Landgerichtsordnung. Die hierin ge= 
troffenen Maßregeln: u. a. Schaffung eines Konfiftoriums und 
eines Generalfuperintendenten gegen die um fid) greifende Un— 
hriftlichkeit, werben begründet mit den Worten ($ 3): 

„Weil aber Uns als Landesfürften die Überauf: 
fiht aller Kirchen und Schulen, und demzufolge diejes vor- 
nehmlich zu beſchaffen oblieget und gebühret, .... und da— 
neben ein geiftlicyes Gericht oder Gonfiftorium zu erörterung 
Ehe- und Kirchenfadhen geftifftet werde.“ 

Hier ift alfo die Ableitung der Berechtigung zum Erlaß der 
Kirchenordnung aus der Fürften madt als foldyer ausgeſprochen. 


120) S. 159 der LGO, Bb. IV des Corp. Stat. Prov. Hols., Altona 
1750. 
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Das bei dem Gebrauch des Namens Episkopalhoheit Über- 
rajhende und darum zu Erklärende ift alfo nicht die, mwenigftens 
begrifflide Scheidung der Episkopalhoheit aus der übrigen 
Hoheitsfülle des Landesherrn fondern das in dem Bebraudhe des 
Namens fit) dokumentierende Bedürfnis der begriff: 
lIihen, gegenftändliden Sonberung. Das ift in der 
Tat auffallend. Es wird aber erklärt in Vergegenmwärtigung der 
gefamten Tdeologie des Proteftantismus, in der die 
Fürſten lebten und mit der fie im Anftanzenzuge ihrer Kirchen: 
organifation hbandgreiflich in Berührung kamen, deren Kirchenbe— 
griffeinjeder Villkürbares — und Willkür ift die landes- 
hberrlide Anordnung — Befellfhhaftsbild ift und dem da— 
rum die Berbindung des Kirchenregiments, obgleid) begrifflich 
Willkür, mit dem Staatsregimente, das feiner Natur nad) Willkür 
geworden ift, aus Mangel an Klarheit mwiderfpridt. Das Pro— 
blem ift alfo eben das der Verbindung von Berfaffungselementen 
mit dem lutherifhen Kirchenbegriff, der ein reiner Gemeinfchafts- 
begriff ift, ein PBroblem, das der lutherifche Proteftantismus (vergl. 
oben ©. 96 ff.) nit gelöft hat, weil Luther als Theologe ſich 
indifferent dazu verhielt, das aber der Calvinismus ge 
löft hat (vergl. oben dafelbft), und Iöfen konnte, weil in jeder Be- 
meinſchaft Keime zur Entwickelung geſchellſchaftlicher Elemente, 
deren Beift Willkür ift, enthalten find, da Willkür nichts als eine 
einfeitige Entmidelung von Wefenmillen, der Subſtanz von Be- 
meinſchaft, tft. 

Ergebnis: Kirchenrecht entftehbt auf dem 
Megeundinden Formendes Staatsrecht.] DasRe- 
ſultat diefer Erörterung der Kirchenordnungen ufm. ift, daß das 
Kirchenrecht in diefer Epoche auf dem Wege und in den 
Formen des Staatsredtsentftand; das wird im Ber: 
laufe der weiteren Unterſuchung noch mehr hervortreten, ohne daß 
darauf befonders vermwiefen zu werden braud)te. 

Nicht nur in diefem Refultate zeigt fi, daß das Kirchenrecht 
rahres ſtaatliches Recht mar, die Kirche Staatsteil, fondern auch 
in Urfprung und Zufammenfeßung der fpezifilcdy kirch— 
fihen Behörden, deren Ronftitutive Beftimmungen in der Ehrono- 
logiſchen Sammlung aufgeführt werden unter 

„B. Bon den Konfliftorien.“ 
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[Bonden Konfiftorien. Bedeutungder Stel: 
lunginderfyftematifhden Ueberſicht.] Ehe auf dieſe 
felbft eingegangen wird, muß einer rein formalen Tatjache gedadjt 
werden, die für fid) allein zwar Reine abjolute Bemweiskraft hat, 
aber im ganzen Zufammenhange die Anficdyt bekräftigt, daß es ſich 
in ber Kirhe um ein GStaatsdepardement handle, nämlich die 
Etellung bes Abſchnittes „Bon den Eonfiftorien“ unter 
den „Kirchenſachen“ der dhronologifhen Sammlung. Eintetlungen 
pflegen nad) der Bedeutung zu geſchehen, die die geordneten Gegen: 
ftände für die Hauptſache haben. Für die lutheriſche Kirche bie 
Hauptſache find nun die fozialen Elemente des Kirchenbegriffes 
Quthers, nämlich die Gemeinde und das Predigtamt. Die nad) 
dem Dogma naheliegende Gruppierung in Amt und Gemeinde ift 
kein willkürliches Berfaffungsprinzip, wie in der Calviniſchen 
Rirchenverfaffung das Bemeindeprinzip, jondern felbjtverftänbliche, 
theologifch ausgedrückt: göttlie Ordnung. Durd) fie und in ihr 
gelangt das Wort Gottes zur Darftellung und Wirkung. Alle 
andere Ordnung der Kirche ift willkürlid) und unweſentlich. Wenn 
darunı die ſchleswig-holſteiniſche Landeskirdye ein eigener und ſich 
felbft geftaltender Verband gemefen wäre, jo dürfte fie bei einer 
Gruppierung ihrer Angelegenheiten die für fie wichtigſten Tat- 
ſachen, alfo Gemeinde und Predigtamt — pielleiht nach den Bes 
fimmungen über ihre Qehre, 3. ®. Annahme oder Nichtannahme 
der KRonkordienformel — an die Spiße geftellt haben. Was aber 
fteilt die Einteilung der offiziellen hronologifhen Sammlung au 
die Spitze? Willkürliches und rein Akzidentielles —, das freilich 
unter einem anderen Geſichtswinkel die Hauptbedeutung hat, näm— 
Ich in Beziehung auf den Gtaat. Lediglid) im Hinblick auf die 
Bedeutung für den Staat find die Kirhenfadhen gruppiert. Darum 
ftehen am Schluffe die gleichgültigeren Dinge, unter O die Kirchen: 
hollekten, unter P die Bibelgefellihaft und unter Q die Ausnahme 
vom Befamttatbeftande der Kirche, die fremden Religionsvermanb- 
ten: darum ftehen an der Spiße die allgemeinen Kirchenordnungen, 
die das Wefen und die politifhe Kraft einer Kirdye beftimmen: 
darum folgen ihnen unmittelbar die Beftimmungen über bie 
Kirchenbehörden, die Beamten und Funktionäre ſowie deren An- 
gehörige (B—H), durch die der Staat vornehmlid) feinen Einfluß 
auf das kirchliche Leben nehmen kann. Darum kommen dann 
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erft (I und K) Lehre und Kultus. Darum gehen den Beftimmungen 
‘ über kirchliche VBermögensangelegenheiten (M) die über Kirchen: 
regifter und «Dokumente vor (L); dann Kirchenregifter und »Doku- 
mente 3. T. zugleich Standesregifter und »Dokumente, alfo von 
höchſter Wichtigkeit für die Kenntnis des „Status“ des Landes 
(ihre Fühung wurde bezeichnender Weife im Jahre 1848, als man 
bewußt Kirche und Staat trennen mollte, der Kirdye genommen!). 
Küfter und andere Kirdyenbediente (N) gehören zu den dem Staate 
aleihgültigeren Dingen. Diefe ganze Gruppierung ift felbftver: 
ſtändlich im Hinblick auf die Bedeutung der einzelnen Begenftänbe 
für den Staat, weniger verftändlidy im Hinblick auf die Kirche als 
eigenen Verband. Darum ſpricht aud) fie dafür, daß in der be- 
tradyteten Epoche die Kirche eine Staatsanftalt war. 


[Urfprung undb Charakter ber Kirchenbe— 
hörden.] Sclagender als dies Moment — denn jene Bruppie: 
rung ließe fid) aud) für eine felbftändige Kirche rechtfertigen, fobalb 
ihr inneres Leben mecdhanifiert wäre, ift der Urfprung unb 
Charakter der kirdhlihen Behörden, zunächſt der Konfiftorten. 
Unter ihnen bildeten die oberfte Inſtanz 


die Oberkonfiftorien. 

Deren gab es auf der Höhe der Entmwickelung zwei, eines auf 
Bottorp, das andere in Blükftadt. Was ihren Ur- 
ſprung betrifft, fo berubten beide auf königlichen Verordnungen, 
das fchlesmigfche auf der vom 14. Oktober 1773 1?7) und bas glück: 
ftädtifhe auf der vom 17. Auguft 1774.:2°) Beide Verordnungen 
waren reine Staatsakte und laffen fi keinesfalls als kirch— 
lid) vom Landesherrn qua summus episcopus erlaffen auffaffen 
(menn man unter summus episcopus den heutigen Inhaber des 
[andesherrliden Kirchenregimentes der herrfchenden Meinung ver: 
fteht), wie Falck 120) es behauptet: „Alle neueren Klirchengefeße 
find von dem Landesherrn in.der Eigenfchaft eines summi epi- 
scopi .... erlaffen. Die Staatsaktsqualität ergibt der 
Inhalt der beiden fehr ähnlich Tautenden Verordnungen. 


17) S. S. III. ©. 110. 
128) S. ©. IIT. ©. 112. 
3) a.a. DO. III. 8d., ©. 691 und 681. 
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Sei auszugsmeife die Verordnung für das Blückftädter Ober: 
konfiftorium mitgeteilt: 

„Verordnung und Inftrußtion für die Regierung und das 
Pinneberg: und Altonaifche Oberappellationsgericht zu Glück: 
ftadt, wodurch Einridytung und Verfaffung, auch Obliegenheiten 
und Geſchäfte derjelben fürs künftige beftimmt merden. 

Ehriftian der Siebente etc. Da Wir die im Jahre 1771 
bey Unferer Regierung zu Blückftadt, wie aud) dem Pinneberg: 
und Altonaifen Oberappellationsgerihte gemachte Anord— 
rung, vermöge deren diejelbe fidy mit Reinen zur Polizey und 
inneren Landesregierung gehörigen Angelegenheiten, fondern 


lediglih mit den eigentliden Rechts- und Kirchenfadhen zu 


befaffen angemiefen, auch die Geſchäfte felbft nach gemiffen 
Diftrikten vor den Räthen bejorget werden, aus bewegenden 
Urſachen aufzuheben, und dagegen die vorige auf die Jnftruk- 
tion de anno 1752 gegründete Verfaffung und Einrichtung 
mwiederherauftellen bejchloffen, aud) außerdem den Uns über: 
tragenen des Broßfürjten aller Reußen Raiferl. Hoheit und Lbd. 
vorhin zuftändig geweſenen einfeitigen und gemeinfchaftlichen 
Antheil am Herzogthbum Holftein, durdy eine Verordnung vom 
heutigen Dato, mit Aufhebung der Yuftizkanzley zu Kiel zu 
Unferer Glücftädtifhen Regierungskanzley geleget haben; To 
finden Wir es nöthig, vorgedadhte Inſtruktion biermittelft nad): 
ftehendermaffen zu erneuern, aud) in einigen Stücken zu er: 
mweitern und zu verändern.“ (Folgt die eigentliche Inftruktion.) 
Aus dieſer VBorrede ergibt fidh: 

Die Glühftädter Oberkonfiftorium genannte “Be: 
hörde war in erfter Linie eine NRegierungs- und Ge— 
rihtsbehörde. Diefer Charakter wog fo fehr über, daß der 
Rame DOberkonfiftorium, der in der Folge vorkommt, 
in der Überſchrift und in der Borrede zur Jnftruktion 
fehlt. Ferner wird in ber PVorrede eine derartige Kom: 
petenzänderung angekündigt: außer mit kirchlichen und 
eigentlihen Rechtsſachen Toll die Behörde ſich in Zukunft auch 
mit Polizei: und Sachen der inneren Landesvermwaltung befaffen 
— eine Kompetenzänderung, die niemals die Kirche aus» 
ſprechen könnte, märe fie aud) fo felbjtändig zum Staate, 
mie die katholifche Kirche es nad) der Bulle Unam sanctam fein 
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mil. Außerdem wird noch ein Drittes angedeutet, die durd) eine 
Verordnung, ebenfalls vom 17. Auguſt 1774 !°°), veranlaßte Auf⸗— 
bebung der Juftizkanzlei und des Oberkonfi: 
ftoriums zu Kiel; die Verordnung Hat zugleich die 
künftige Verwaltung der Regierungs-, Kirchen⸗ und Juftizgefchäfte 
in den vorher gemeinſchaftlichen und einfeitig großfürftlihen An— 
teilen des Herzogtums Holftein geregelt. Auch in dieſem 
dritten Akte liegt eine ſolche Bermengung von Begenftänden kird)- 
licher und übermiegend ſtaatlicher Art vor mie fie nie die Kirche 
als eigener Verband, nie ihr Oberhaupt als summus episcopus 
hätte ausſprechen können, fondern alleine der Staat und 
der Zandesherr als deffen Oberhaupt. Staatlichen Urfprungs alfo 
ift die Behörde, die auf der Verordnung vom 17. Auguft 1774 ruht. 

ber nicht alleine ſtaatlichen Urfprungs ift das Oberkonfifto- 
rium zu Blückftadt gemefen (ebenjo aud) das zu Bottorp), fondern 
auh ftaatlihden Ehbarakters (mas ſich nidht notwendig 
deckt, da das heutige KRonfiftorium von mandyen als ftaatlidyen 
Urfprungs, aber kirchlichen Charakters bezeichnet wird). [Das 
Oberkonfiftorium ftaatlid.] Das bemeijt jeine Zu— 
fammenfeßung und Kompetenz. Die betreffenden Be— 
ftimmungen der Verordnung lauten: 

„Es Toll Unfere Holfteinifhe Regierung zu Blückftadt 
außer Unferes freundlid) lieben Betters und Schwagers, des 
Landgrafen und Prinzen Herrn Carl zu Heffen:Kaffel Lbd., 
als Unſerm Statthalter, und in folder Qualität dieſes Berichts 
Praeside, ein Kanzler und ein Bicekanzler, welcher, bey Un: 
mwefenheit des Kanzlers nur die Arbeit eines ordentlichen Rats 
verrichten, bey deſſen Abmefenheit aber desjelben Vices ver: 
treten und das Direktorium führen ſoll, vorgefeßet feyn und 
ihnen von fämtlichen Räthen, Gecretarien und Bedienten des 
Berichts die gebührende Folge unmeigerlid) geleiftet werden. In 
Oberconfiftorialfadhen follen dem Regierungscollegio, außer den 
Paftoren bei den Schloß- und Stadtgemeinen zu Blücftadt, 
beyde Generalfuperintendenten begmohnen, bis Wir, nach eines 
von beyden Abgange, diefermegen das Erforderliche näher ver- 
fügen merbden.“ 


10) & ©. III. ©. 112. 
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Temnad) find am Oberkonfiftorium zwei Geiten zu unterfcdeiden: 
einmal, und zwar inerfter Linie, war esRegierungs-und 
Gerichtsbehörde; denn zuerft wird Jeine Zufammenfegung 
als foldye geregelt: nur weltliche Mitglieder figen darin, was 
für eine geiftlicde Behörde finnmwidrig wäre. Erft in zweiter 
Linie war diefe Behörde aud) geiftlidhe Inftanz, und zwar war 
es diefelbe Behörde, die ihren Charakter aud) dadurdy nicht verlor, 
daß in Oberkonfiftorialffadyen zu dem Regierungskollegium geift- 
liche Mitglieder hinzutraten, eine Auffaffung, die deutlich in der 
Yusdrucsmeife der Verordnung hervortritt: Gie fpricht nicht vom 
Oberkonfiftorium, fondern nur vom Regierungskolle: 
gium,deminKonfiftorialfahengetiftliche Mitglieder 
beiwohnen follen, das aljo Regierungskollegium bleibt. 
Sclieglid die Kompetenz (vergl. I, 3 der Verordnung): 
„Die Regierung und das Oberappellationsgericht haben, 
außer dem fernerhin von denenjelben zu beforgenden Juſtiz— 
und Kirchenweſen, aud an den Boligey- und Negierungs: 
angelegenheiten den vorhin gedadyten Antheil wiederum zu 
nehmen ... - - 
Nach allem läge der Zmeifel nahe, ob es denn wirklich über: 
haupt Oberkonfiftorien !*!) gab. Diefer Zmeifel ift nicht gerecht— 
fertigt, [don aus einem formellen Grunde In den ſyſtema— 
tiſchen Regiftern der chronologiſchen Sammlung findet fich die 
Rubrik: „Bon den Eonfiftorien“. In der ſyſtematiſchen Sammlura 
fieht deren Ueberfhrift folgendermaßen aus: 
„zweiter Abſchnitt.“ 

„Bon den Eonfiftorien im Allgemeinen, dem Schleswigfchen 
Oberconfiftorio, dem Holfteinifhen Oberconfiftorio, den Land— 
confifiorien und den Unterconfiftorien.” 

Hier finden ſich folgende Geſetzesbezeichnungen: 

„Nr. 5. Inftruktion für das Schleswigſche Oberconfiftorium 
vom 14. Oktober 1773; 

Nr. 10. Verordnung und Inftruktien für die Regierung 
und das Pinneberg. und Altonaifche Oberappellationsgeridt 
zu Blückftadt vom 17. Auguft 1774,” 


1) Vergl. Shoen, a. a. O., ©. 88. 
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und in vielen Nummern, d. i. offiziellen Befeßesfirmen, desgleihen 
der Name Oberconfiftorium, fo in der 


„sr. 13. Promemoria, daß das Holſteiniſche Obercon- 
liftorium in allen Saden, die zu deffen Erklärung gelangen, 
das Bedenken des Beneraljuperintendenten einziehen und 
ſolches mit einjenden follen, vom 3. April 1756.“ 

Aus folhem Gebrauche des Namens folgt, daß das ermeiterte 
Oberappellationsgericht oder Regierungskollegium fehr wohl als 
bejondere Inftanz für Kirdyenfadyen gedadyt wurde; eben das befagt 
aud) die Berordnung vom 17. Auguft 1773 (unter I, 2) felber: 


„Eben die Perfonen, aus weldyen das Regierungscollegium 
und das Holſteiniſche Oberconfiftorium befteht, follen unter 
demfelben Praesidio, Unſer Pinneberg: und Altonaifches Ober: 
appellationsgeridyt und Oberconfiftorium ausmaden . :... ." 

Uber aus allem folgt zugleich, daß Regierungskollegium und Ober: 
konfiftorium im Grunde dennod) eine und diefelbe, und zwar eine 
Staatsbehörde waren. — Das ſchleswigſche Oberkon: 
fiftorium war dem holfteiniihen fo ähnlich, daß hierauf einzu: 
gehen nidyt notwendig ift. 


Was von den Oberkonfiftorien gilt, daß fie Behörden ftant- 
lihen Urfprunges und ftaatlihden Charakters 
waren, gilt au) von den Zandoberkonfiftorien. 


[Ebenfo die Zandboberkonfiftorien.] Landober— 
konfiftorien waren befondere Konfiftorien für die Landesteile der 
PBraelaten und der Ritterfhaft. Diefe maren anfangs vom landes- 
herrlichen Kirchenregiment frei gemefen und hatten felber in ihrem 
Bebiete das Kirchenregiment ausgeübt. In dem großen Samm— 
Iungsprogeffe aber, in dem die landesherrlide Gewalt alle im 
Lande wirkfamen Kräfte fidy anzueignen ſuchte, war aud) diefes 
Kirchenregiment vom landesherrlihen aufgejogen worden, aljo von 
der Staatsgewalt. Bor diefer Aufſaugung ift das Kirchenregiment 
ein genoſſenſchaftlich-gemeinſchaftliches gemefen, jo lange nämlid), 
als die Praelaten und die Ritterſchaft noch wahre Landſtände 
waren, das Land (Reich) felber alfo nody auf gemeinfchaftlicher 
Bafis ruhte. Mit dem Heranmadjen der landesherrlichen Bemalt 
zur abfoluten Bemwalt der Landesherren aber ftarben fie langſam 
hinweg. Die Eriftenz der Landoberkonfiftorien als befondere Kon⸗ 
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f:ftorien für die Praelaten und Ritterfchaft ift ein Recht von deren 
alter Landitandichaft. 

[Mus der LZandgerihtsordnung.) Die grund: 
legende Beftimmung findet fidy bezeichnender Weife in der Land- 
gerihtsordnung (P. IV. tit. 28 88 5—7),"32) einem topifchen 
ECtaatsgefeße, in der mehrere Sonderbejtimmungen zu dem 
Sanzen der Landgeridhtsordnung vereinigt find; in einem ihrer 
Teile, nämlid) in der Constitutio de anno 1636 betreffend die 
Ecelesiastica und Criminalia ift die in Rede ftehende Beftimmung 
enthalten. Die Landgeridytsordnung ordnet im mwefentlichen das 
Verfahren vor dem Landgeridhte; als Berufungsinftanz über diejem 
Landgericht fungierte das Zandoberkonfiftorium, das in der Land: 
geriytsordnung ſelber Beneralkonfiltorium genannt wird. Aud) 
diefe Behörde war in erfter Linie ein geiftlihes Gericht, d.h. 
es bat teils jeinen „Namen daher, weil Berjonen geiftlichen Stan-. 
des in ihm figen, teils weil fogenannte geiftlide Sachen in ihnen 
unterſucht und entjchieden werden“, wie Matthiä a. a. DO. ©. 258 
iagt, und es ift ebenfalls eine Behörde ftaatlihen Urfprungs. Denn 
in der Landgerichtsordnung beißt es: 


„Weil aber uns als Lands-Kürjten die liberauf: 
ficht aller Kirchen und Schulen, und denen zufolge, diefes vor: 


nehmlich zu befcdhaffen, oblieget und gebühret ...... und 
daneben ein geiftliddes Gericht oder Consistorium zu erörte: 
rung Ehe- und Kirchenſachen gejtiftet werde ($ 3)... . defjen 


direction, auf maffe wie beim Landgericht observiret 
jederzeit von dem pro tempore regierenden Tands-Fürften, 
dependiren, und mit Adlichen, gelahrten und geiftlichen 
Räthen, wie aud) dem Land-Cantzler ...... Imgleichen 
zweyen obgedachten General-Superintendenten, nebenſt zweyen 
der vornehmbſten Probſten .... beſetzt werden ſoll ...“ (8 5). 
Der Paſſus über die Zuſammenſetzung beweiſt ſchon einen anderen 
Punkt, daß nämlich dieſe neben ihrem ſtaatlichen Urſprunge 
auch ſtaatlichen Charakter haben, eine Tatſache, die beſonders 

aus dem $ 7 erhellt: 
„Alle Citationes und Mandata jollen aus der Regie: 


ı) C. St. P. H,, Wltona 1750, IV. Bo. 
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TUNG su. 0% erkannt, und die Urtheil..... Executioni 
mandiret werden.“ 


Denn mie märe anders diejes Schneiden des Funktionskreiſes 
ter Regierung mit dem des Beneralkonfiftoriums zu verftehen? 
— Für Holftein lag die Sadye Ähnlich (vergl. hierüber Matthiä 
a. a. D. ©. 278). Die Kompetenz aber — und das mag dieje 
Behörde befonders als Kirhenbehörde erjcheinen laſſen, war vor- 
miegend kirchlich ($ 6): 

„Für meldjes Consistorium denn alle, fo in prima instantia 
fürs Landgericht gehören, zu antworten ſchuldig jeyn follen, 
dahin aud) alle Eheſachen, (die damals als Kirchenſachen galten) 
mie die Namen haben, und was jonften für Exceß, gegen die 
Kirchenordnung verübet, zu bringen, Wie denn aud), da wegen 
gedachter Kirchenordnung und Diseciplin, oder Lehr und Leben, 
die Vriefter jemand zu beklagen oder jelbft zu belangen wären”. 


[Die Unterkonfiftorien.] Wie diefe oberen Inſtan—⸗ 
zen, jo waren auch die Unterinftanzen, 


die Unterkonftftorien, 


Behörden ftaatlihen Urfprungs und Charakters. 
Ihre Aufgabe war die Redhtiprehung in Kirchenſachen und (in 
Gemeinſchaft mit den Kirchenvifitatoren) Verwaltung der Kirchen⸗ 
angelegenheiten in erfter Inſtanz. Die Berufung ging von ihnen 
an die Oberkonfiftorien. Ein ſolches Unterkonfiftorium ift tm 
Segeberger Juftigreglement vom 9. Dezember 1743 !°2) 
geregelt. Es ift ftaatlihden Urfprungs, ba Chriftian der 
Sechſte es ganz in den Formen feiner ftaatliden Anordnungen 
erlaffen hat, und es ift ftaatlihen Charakters, da nad) 
ihm ein Laie, der Amtmann, den Borfiß des Konfiltoriums 
hat und feine Stimme den Ausſchlag geben joll; denn in dem 
Borfige und in der leitenden Tätigkeit des ftaatliden Amtmanns 
als eines zu Initruktionsgehorfam verpflichteten Beamten nimmt 
der Staat feinen Einfluß auf die Funktion dieſes geiftlichen 
Gerichts. | 


Die legten Reglements, Regulative genannt, für Unterkon- 


133) Corp. Const. Reg. Hols. II 365. 
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fiftorien jtammen aus den Jahren 1815 ff.) Sie haben an ben 
beftehenden Grundfäßen nichts geändert: nody bat der Amtmann 
den Vorſitz; fie haben aljo ſtaatlichen Charakter; und fie find 
ſtaatlichen Urſprungs, da ein Gtaatsakt, königliche Verordnung, 
jie ins Leben rief. Ihre Kompetenz ift rein geiftlich in dem Sinne 
der Zeit. 

Während die Konfiftorien aus mehreren PBerfonen beftanden, 
und mehr in formaler Beziehung das Kirchenregiment ausübten, 
in Rechtſprechung und Bermaltung, ſtanden 

die Beneraljuperintendenten!“) 
allein ihrem Pflichtenkreife vor. [Die Beneralfuperin: 
tendenten, jtaatlihen Urfprungs und Charak: 
ters.] Des Beneraljuperintendenten Aufgabe bejtand meniger in 
formalem Wirken als in perfönliher Fühlungnahme mit dem kird; 
lichen Leben. Darum gehört zu feinem Pflichtkreife die Abhaltung 
von Generalpifitationen, das find Inſpektionen, die ihn perfönlid 
in die einzelnen Bemeinden führen, deren Leben er durdy Prüfung 
und Beobadjtung aller Vorgänge in den Bemeinden, von der 
Bermögenslage bis zu den religiöjen Zuftänden, kennen lernen 
follte.e Auch diefes Amt beruhte auf einem Staatsakte. 
mar wird, weil der Beneraljuperintendent damals wie heute ein 
Geiftlicher war, gerne behauptet, hier handle es fid) um alles andere 
eher als um einen Staatsbeamten. Allein man vergleidye das 
Dekret, das diefes Amt ſchuf. Auch diejes findet ſich in der ſchon 
öfter genannten Zandgerihtsordnung! (P. IV. tit. 25 
8 4.) Es murde ſchon darauf hingewieſen, daß die das Dekret ent: 
baltende Constitutio betreffend die Eccleciastica und Criminalia 
vornehmlich Maßregeln gegen die Unchriſtlichkeit enthält 
urd daß als ſolche Maßregel das Konfiftorium ($ 3) geftiftet 
wurde; als eine folhe Maßregel war aud) die Schaffung des 
Generalfuperinteridentenamtes gedacht ($ 4); zu beadten ift hier 


12) Kür Rendsburg vom 11. September 1815; für Stormarn vom 
15. Juni 1818; für Kiel vom 13. November 1820; für Hamburg vom 
26. Februar 1821. 

135) Mergl, Aktenftücke zum Umtsantritt des holfteinifchen General: 
fuperintendenten Callifen 1792, herausgegeben von v. Schubert in den 
Schriften des Vereins für fchlesmig-holfteinifhe Kirchengefchichte, II. Reibe, 
1. Bd., 2. Heft, ©. 88. 
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der wunderliche Saßbau, aus dem fi) der Charakter der Maß- 
regel ergibt: 8 1, deſſen Marginale lautet: „Wodurch diefe Eon- 
jtitution veranlaßt“, enthält die allgemeine Begründung der Maß— 
regel; $ 2 befaßt fich mit dem Ius Patronatus; $ 3, der mit dem 
$ 4 einen Saß bildet, ift ganz Vorderjaß für den $ 4, in dem das 
Beneraljuperintendentenamt geftiftet wird; der $ 3 drückt die Be- 
redhtigung des Landesherrn zur Maßregel aus: 


„Weil aber Uns als Lands: Fürjften die Überauf- 
jiht aller Kirchen und Schulen . . . oblieget und gebühret ... .“, 
welcher Gedanke im 8 4 wieder aufgenommen mird: 


„Alsjeyn BirfoldedhriftligeBerordnung 
und bödhftnöthige Infpektion.... einzufüb: 
ren entſchloſſen, dergeftalt, daß von nun an ein jeb- 
weder unter Uns einen, und aljo insgefamt zmweene, in Lehr 
und Leben chriſtliche und wohl qualifizierte Generalfuperinten- 
denten zu verordnen Vorhabens, jo jährli, nachdem die Re- 
gierung abgewedjjelt wird, in allen Kirchen der Praelaten und 
Ritterſchaft diefer Fürſtenthümer, Beneralpifitationen, denen 
deswegen aufgerichteten Kirchenordnungen gemäß, fleißig ver: 
richten, und den pro tempore regierenden Herrn, von allen bei 
den Bifitationen befundenen Mißbräuchen, ohne Anjehen der 
Berfonen, getreulich referieren jollen.“ Die Berufung auf die 

Zandesfürftenqualität zeigt, daß die Stiftung des General: 
juperintendentenamtes als Staatsakt gedadt war, mie der 
Erlaß der ganzen Constitutio, wofür außer dieſem inneren Brunde 
auch der äußere der Stellung der ganzen Constitutio in der Land⸗ 
gerichtsordnung Ipridht. Aber auch ftaatlihen Charakter 
batte das Beneraljuperintendentenamt; denn der Beneralfuperin- 
tendent mußte an den pro tempore regierenden Herrn referieren 
wie heute ein vortragender Ratim NMinifterium oder 
wie ein Wtinifter beim Könige. Noc) deutlicher ift ein Vorgang, 
der fid) hundert Jahre vor dem Ende des gegenmärtig betrachteten 
Zeitraumes abgefpielt hat, alfo aus der Zeit, da der Abjolutismus 
feinen Höhepunkt erreiht hatte. Im Jahre 1736 unter dem 
30. April wurde nämlich an den Beneraljuperintendenten verfügt: 


„Damit Unferen Episkopalrecdhten kein Abbrud) ferner zu: 
gefüget werden möge, immaßen Wir foldem nadyaujehen 
11* 
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Reinesmegs gemeinet find: jo haben mir für nöthig eradıtet, dir 
hiemit in Königl. Bnaden anzubefehlen, daß du felbige deſto 
lorgfältiger in Obacht nehmen, und deren Aufredterhaltung 
alles Fleißes und nad äußerfter Möglichkeit dir angelegen 
ſeyn laffen....... = 
Hier mwebt der Beift jener bekannten Antwort Friedrid 
Wilhelms des Erften von Preußen aus dem Sahre 1717 
auf die franzöſiſch abgefaßte Bejchwerdeichrift des Brafen Dohna 
gegen die Befteuerung der Lehnsgüter, daß das ganze Land fo 
ruiniert jein werde: 

„Tout le pays sera ruine? Nihil Kredo, aber das Kredo, 
daß die Junkers ihre Autorität wird ruiniert werden. Ich 
ftabuliere die Souverainet6 wie einen Roche von Bronze!“ 

Der Beift des Abſolutismus ift es, der auf Sammlung aller im 
Lande tätigen Energie in die eine Hand des Landesherrn ausgeht. 
Us Mittel zu ſolcher Sammlung benußt die Verordnung 
von 1736 in concreto den Beneraljuperintendenten. Brell fticht das 
Ralte Licht diefes Beiftes ab von dem warmen des GBeiftes, in 
dem einft der Yandesherr als Blied einer natürlichen Bemeinfchaft 
und, gebunden durch den Beift der Gemeinſchaft, deren äußere 
Ordnung als eine Pfliht übernommen hatte. 1736 ift er nicht 
mehr gebunden, fondern der freie Menſch des öffentlichen Rechts. 
Wenn dabei der Ausdruck — oben wurde das ſchon ausgeführt — 
Episkopalrechte fällt, fo ift das nur formell im Sinne einer theolo: 
gifhen Doktrin geſprochen, die jene beiden Madıtfphären — im 
nölligen Mißperftehen von Luthers Kirchenbegriff — im Landes: 
berrn troß ihrer dynamiſchen Einheit unterjheiden zu müffen 
meinte, weil Luther die Scheidung von weltlichem und geiftlichem 
Regiment befohlen habe. Es kommt aber nicht auf einen doktri- 
nären Ausdruck an, fondern auf die Tatſache, und dieje i ft die 
Behandlung des Beneraljuperintendenten als Staatsbeamten, dik: 
tiert vom Macdhtftreben des abjoluten Fürften. Machtſtreben ift 
deffen Triebfeder, mag fie aud) als Dienft gegen Bott frifiert fein; 
denn dem Dienfte gegen Gott, praktiſch ausgedrückt dem Dienſte 
in der Gemeinſchaft, ift Machtſtreben fremd. Diefe Bemerkung 
über theologifch-moralifierend verkapptes Machtſtreben ift Rein 
Exkurs, fondern gefhieht im Hinblick auf die Haupt-Dienſt-In— 
ftruktion für den Beneralfuperintendenten vom 14. Dezember 1739, 
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Die ebenfalls Ihon erwähnt wurde und die geradezu typiſch ift 
für folde Berkappung: | 


„Es ſoll, heißt es im $ 1, Unſer Oberconfijtortialrath und 
Superintendent überhaupt jeine Amtsführung fo ein: und aus: 
richten, daß die Ehre des dreieinigen Gottes und Unferer Unter: 
thbanen emige Wohlfahrt, nad) Vorſchrift göttlichen Wortes 
befördert; hiernächſt (!) auch Unfere Landesfürftl. Hoheit in 
Kirchenſachen, als deren Beobachtung ihm hauptſächlich mit 
oblieget, ungekränkt und ungefchmälert beibehalten und 
dann .... in Kirden:, Schul: und dahin gehörigen Sachen 
gute Ordnung und Richtigkeit beibehalten, dahingegen nad) 
aller Möglichkeit aller Mißbraud) abgemwenbet und aus dem 
Wege geräumet werde.“ 


Einleitend wird hier Bott die Ehre gegeben als eine gefühlvolle 
Berbrämung zur moralifhen Stärkung des Gejamtverfahrens; 
bier kann man ſich noch unterordnen, da ſolches die Macht eher 
mehrt als mindert, hier nächſt (!), alfo glei} nad) Bott, aber 
kommen „Wir“ mit „Unjerer Zandesfürftliden Hoheit in Kirchen: 
ſachen“. Machtſtreben ift auch hier die Triebfeder. Die Behand: 
lung des Beneraljuperintendenten als Staatsbeamten, der 
ganzen Angelegenheit als Staatsangelegenheit, ift die in den Wor: 
ten der Rollegialiftifden Doktrin verborgene Tatſache. 


Der Schluß liegt nahe und ift auch nicht verfehlt, daß die 
PBerjonen, die unter den Generaljuperintendenten wirkten, die 
Cpezialvifitatoren, kurz genannt aud) 


die Kirhenpvifitatoren und deren, wie der General: 

fuperintendenten, Tätigkeit, die Beneral- und Spezial: 

kRirhenpvifitationen 
Staatsbeamte bez Staatsfunktionen mwaren. [Die 
Richenvifitatorenetc:Segeberger Quftizregle- 
ment. Denn aud) das Amt der Bifitatoren rubte auf ftaat- 
licher Anordnung Schon in der Kirchenordnung vom 
9. März 1542 — das wurde oben erwähnt — ift dies Amt ge- 
ordnet, ftaatsgefeßlich alfo, und fo ift es geblieben. Aus fpäterer 
Zeit ift ein WMufterfall für ordnende Beftimmungen über Bift- 
tationswefen das Segeberger Tuftizreglement vom 
9. Dezember 1743. In deffen $ 52 ift das Brundfäßliche enthalten: 
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„Weil nad) der in Fis 32 et 34 enthaltenen Berfehung 
nur die das Segebergifhe Kirhen-:Schul: und Armenweſen an- 
betreffende NRedyts-Processe zur Consistorial-Cognition ge= 
hören, und gleichwohl felbiges ohne bejtändige Aufficht nicht ge— 
laffen werden mag; fo follen Unfer p. t. Ymtmann und p. t. 
Praepositus, kraft der denjelben von Amts wegen mit 
obliegenden Visitatorial-Function, dafelbften alle von Zeit zu 
Zeit vorfallende außergeridhtlihe, die Kirdyen-Schul- und 
Armen - Berfaffung concernirende Angelegenheiten, infomeit 
Wir als Patronus, oder vermöge babender Zandesherr: 
lichen und Ober-Biſchöflichen Bothmäßigkeit daran Theil 
nehmen, Nahmens Unfer führohin beforgen, und entweder felbft 
berichtigen, oder nöthigen Falls an Unfer Glückſtädtiſches 
Ober-Consistorium referiren, bamit bdiefes die 
Sache entfcheide, oder allenfalls, in specie bey vorſeyender Ber: 
Außerung eines Immobilis, zu Unferer immediaten Decision 
verftelle, insbefondere aber die von Alters ber verordnete 
Special-Visitationes derer ſämtlichen Stadt: und Land- Kirchen 
und Gemeinen Segebergifher Praepositur mit Begbehaltung 
der von Unferm p. t. Beneral-Superintendenten zu verrichten: 
den General-Visitation unnachbleiblich und zwar überall con- 
junctim halten, dergeftalt, daß fie damit in ihrem ganzen Visi- 
tations-Districte, mwenigftens alle drey Jahre herumkommen, 
und den Terminum zur Visitation, welche der Probſt nidyt nur 
auf porgängig genommene Abrede mit dem Amtspermalter, 
mann foldyer mit zugegen ſeyn muß, in Vorfchlag bringet, fon- 
dern auch, nad) erhaltener Genehmigung des Amtmanns, dem 
Pastori des Ortes zur meitern Kundmadyung von der Gantel 
einfeitig intimiret, jedesmahl zu der bequemften Jahreszeit, da 
die Feldarbeit am geringiten, die Wege am beiten, und die Tage 
am längften find, fomeit thunlich, anfegen.“ 

Was zunädft das Juftigreglement felber betrifft, fo ift 
kein Zmeifel, daß es Staatsgejfeß ift, vom Landesherrn Chri— 
ftian VI. aus eigener, der Machtoollkommenheit des abfoluten 
*ürften erlaffen. Es enthält darum keine Erwähnung der Mit: 
wirkung innerftaatli)er Faktoren, aud) nit am Schluſſe. 

Die Begenftände der Bifitationen, „außergerichtliche, 
die Kirhen-Schul: und Wrmenverfaffung concernirende Ange— 
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legenheiten“ find nad) der Auffaffung der Zeit Rirhlidhe An: 
gelegenbheiten, in diefer Zugehörigkeit ftammend aus katholiſcher 
Zeit, alfo aus einer Zeit, in der die Kirche als felbjtändiger Ber: 
band mit eigenem Recdte nicht nur fich felbft fühlte, fondern aud 
geachtet wurde; jeßt aber der Kirche noch zugehörend als einer 
statio fisci; denn die Löſung der Schul: und Armenangelegenheiter 
von der Hand der Kirche begann erft zur Zeit des aufgeklärten 
Abfolutismus. 

Bemerkenswert aber ijt, daß die Spezialvifitationen nur auf 
die dem Könige als Patron oder als Zandesherrn oder als Ober: 
biſchof zugehörigen Kirchen fich erftrecken Sollten. Denn hierin 
fteren Elemente aus der Zeit des Eigenkirchentums. Diefe Be— 
ſchränkung der landesherrliden Macht auf beftimmte Kirchen iſt 
ohne Zmeifel eine Ausnahme von dem Brundfaße der unbefchränk- 
ten Souveränität, jedody nicht fie ganz aufhebend; denn die den 
Speztalvifitationen nicht untermworfenen Kirchen etc. 
unterlagen den Beneralvifitationen durch die Generalſuperin— 
tendenten, waren aljo auch der Iandesherrlich-ftaatlichen Einwir— 
kung zugänglid. „Spezialoifitationen find eigentlid nur für die 
königlihen Aemter und Städte, ſchreibt Matthiä ©. 17. In 
den adelicdhen Diftrikten find die Generaljuperintendenten alleine 
Pifitatoren.“ „Ihnen liegt es ob, dahin zu ſehen, daß die Epis- 
kopalbhoheit des Königs in Kirhenjahen von den adeligen oder 
bürgerliden Patronen in den Städten, oder anderen Zipilbeamten 
nicht gekränket werde ... .“ Dies wird in erfter Linie als ihr 
Amt bezeichnet. Die Sorge um das eigentliche kirchliche Leben 
mird ihnen erft nachher anbefohlen. Dabei haben fie, die Beamte 
des Königs qua Landesherr find, nicht allein die‘ Renifion der 
Kirhhenrechnungen etc., alfo die Auffiht über die kirchliche Ver: 
mögensvermaltung, zu üben — ein Recht, das auch heute nod) der 
Staat für fid) in Anſpruch nimmt, vergl. Art. 35 des Staatsgefeßes 
v. 6. April 1878: 

„Die Staatsbehörde ift beredhtigt, von der kirchlichen Ver— 
mögensvermaltung Einfiht zu nehmen, zu diefem Behufe die 
Etats und Rechnungen einzufordern, ſowie außerordentliche 
Revifionen vorzunehmen und auf Abftellung der etwa gefun- 
denen GBefeßmidrigkeiten durch Anmendung der geſetzlichen 
Smangsmittel au dringen... .“ 
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Dies Recht erklärt die herrihende Meinung für vereinbar mit 
der Natur der Kirche als eines eigenen, dem GStaate gegenüber 
felbftändigen Verbandes. Aus ihm alfo kann füglich nicht zwingend 
abgeleitet werden, daß in ihm der Staatscharakter der Kirche offen- 
bar wurde; aber die Kirhenpifitationen erftredten fid 
auch auf das, mas heute unbeftritten als inner: 
kirchliche Sphäre gilt, auf die Wort-undv Sakraments: 
verwaltung. „Bei'?°) diefen Bifitationen mird öffentlicher 
Bottesdienft gehalten, dabey der Prediger über einen vom Probften 
norgefhriebenen Text prediget, und dann die Jungen fomohl als 
die Alten entweder vom Probjten oder nad) deffen Gefallen vom 
Prediger catedjifiert werden, um den Lehrvortrag und die Er: 
kenntnis der Zuhörer zu prüfen. Damit der Probſt um fo beffer 
von erfterem urteilen könne, kann er von dem Prediger verlangen, 
daß fie ihm die Goncepte ihrer gehaltenen Predigten vorzeigen. 
Das leßtere zu erfahren, iſt befohlen, daß bey diefem Gottesdienfte, 
außer den Sindern, befonders den Eonfirmierten der Ießten Qahre 
und Schulmeiftern, die ganze Gemeine, mwenigftens aus jedem 
Haufe einer, gegenmärtig ſei.“ Hier handelt es fi) alfo um un: 
zweifelhafte Interna des kirdlidyen Lebens. Und diefe haben 
Staatsbeamte zu vifitieren, welche Thefe felbjt dann nicht 
entkräftet wird, menn von dem Probjten abgefehen wird: denn 
coniuncetim! — 8 52 des Gegeb. Juftiz-R.s und in dem 
Refeript vom 31. Mai 173777) — haben Propft und Amtmann 
die Vifitationen zu halten. Alle Bejchreibungen des Bifitations- 
weſens aber erreichen nicht die Plaftizität des genannten „Refceripts 
an ben Generaljuperintendenten und jämtlihe Kirchenviſitatoren, 
über die Gegenftände der General- und Spezialkirdenpifitationen. 
Es fei darum hierher gejeßt: 

„Ehriftiander Sedhsteetc. Da Wir, nad der 
für die Wohlfahrt Unferer Königreihe und Länder tragen: 
den landespäterlien Borforge, unter ande: 
rem Uns auch angelegen jeyn laffen, das Kirchen- und 
Shulmefen und was bem anhängig, in einen guten 
Stand zu feßen, damit Soldyes aufredt erhalten merden 


188) Matthiä a. a. D. €. 17. 
137) ©. ©. III. 160. Die Unterftreihungen in dem Eitat ftammen 


von mir. 
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und dem Lande er|prießlich ſeyn Rönne: jo haben Wir nad) ge- 
mwiffen Umftänden für nöthig und dienfam befunden, über nad): 
folgende Punkte genaue Kundſchaft einzuziehen, als: 

1) in weldem Zuftande das Kirchen- uns Schul: 
mejen fi überhaupt befindet? 

2) mweldhergeftalt die Prediger und übrigen Kirchen— 
und Shuldiener in Lehre, Leben und Amts: 
fleiß beichaffen und ſich verhalten, infonderheit mie ein 
jeglider Prediger die Curam specialem anima- 
rum ſich laffe angelegen jeyn? 

3) wie die Catechiſationen und übriger Unterridht in 
denen Schulen befchaffet werde? 

4) Wie die VBerforgung der Armuth an jegliddem Orte und 
jedem Kirchſpiel nad) Unjerer jüngft emanierten Berorb- 
nung eingerichtet ſey und beobadjtet werde? 

5) ob und wie die Kirchen und Schulen in baulichem Zu: 
ftande unterhalten und wie die Kirchenrevenüen abmini- 
ftriert werden? 

6) ob und wie linfere allerhödjften Episcopal-Iura jedes 
Orts beobachtet werden? 

7) ob und wie Unferen allerhödjften Berordönungen in 
Kirchen- und Schulfahen von denen Beikommenden 
nadjgelebt werden? und 

8) was für Fehler und Bebredhen im Kirchen» und 
Sc ulmefen jedes Orts zu bemerken und mie folden am 
füglichften könne abgeholfen werden? 

Ergehet demnady an Dich Unfer allergnädigfter Wille und Be- 
fehl, daß du nad) diefem bei denen zu haltenden gewöhnlichen 
Beneralpifitationen von obſpezifizirten Momentis genaue 
Wiffenfchaft zu erlangen dir angelegen jeyn laffeft, und dem— 
nädjft, To oft du in einem Amte, Stadt und Landſchaft die 
Generaloifitation zu Ende gebracht, von dem Befinden, nadı 
Anleitung bemeldeter Punkte, deinen allerunterthänigften 
pflihtmäßigen Beriht abftatteft, und felbigem dein 
gleichmäßiges Bedenken anhängeft, wie du vermeineft, daß 
denen etwa anzutreffenden Mängeln und Mißbräuchen abzu: 
helfen fey, und fonften zum Aufnehmen des Kirchen: und Schul: 
weſens etwas verändert und gebefjert merden könne. 
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(Ergehet demmad) an eud) Unfer allergnäbdigfter Wille und 
Befehl, daß, mann ihr nad) diefem die gewöhnlichen Kirchen: 
pifitationen in dem euch anbetrauten Diftrikte halten mwerbet, 
ihr fodann auf obige Momente Acht habet, um davon zum Ein: 
gangs bemeldeten Zmec die erforderliche Nachricht zu bekom: 
men, und demnädjft jedesmal nad) geendigter Pifitation, nad): 
dem felbige conjunctim von euch oder nad) hergebradjter alten 
Übfervanz von dir, Unferen Rirchenpropften, an diefem oder 
jenem Drte allein gehalten wird, refp. coniunctim um 
separatim, nad) Anleitung obbemeldeter Punkte, von dem Be: 
finden euren allerunterthänigften pflihtmäßigen Beridhtab- 
ftattet, und felbigem euer gleichmäßiges Bedenken anhänget, 
mwelchergeftalt denen etma eingeriffenen Mängeln und Nif: 
bräuden abzubelfen fei, und was fonften zum Aufnehmen des 
Kirhen: und Schulmefens verändert und verbeffert merden 
könne). 
Wornach etc. 
Gegeben etc. Friedensburg, den 31ſten Mai 1737. 
Hier ift keine Möglichkeit mehr einer Konftruktion des Kir: 
chenregimentes als eines befonderen, nidht-Iandesherrlihen Nacht⸗ 
kompleres, wie Falck und Matthiä wollen und mie die herr: 
chende Anſicht es vom heutigen Kirchenregiment behauptet. Son: 
dern der Landesherr dehkretiert hier als Landesherr, abſo— 
Iut und unbefchränkt von Ständen oder anderen innerftaatligen 
Faktoren. Denn ausdrüdlid) heißt es: „.... . . nach der für die 
Wohlfahrt Unferer Königreihe und Länder tragenden Tande®- 
päterlihen VBorforge, unter anderem (!) Uns auch angelegen 
feyn laffen, das Kirchen- und Schulmefen ...... in einen guten 
Stand zu feßen, damit Soldes...... dem Lande erfpriehlid 
feygn könne ...... “ He Wohlfahrt des Landes, das Game: 
ralprinzip, das merkantiliftifde und rein ftaats: 
politifche, ift der Befichtspunkt des Referipts. Auf fie richtet 
ſich die „Iandespäterliche Vorforge“, zu der „unterand erem" 
aud) die Sorge um das Kirdhen- und Schulmefen gehört. Nicht er’ 
ftaunlid ift, daß unter den Gameralgefihtspunkt der „[andes: 
väterlihen Borforge“ i. m. ©. das Kirchen: und Schul-B au - und 
Rechnungs weſen (Nr. 5), nidt aud), daf darunter das Armen 
wefen (Nr. 4) fubfumiert wird; denn deren Charakter iſt ökono: 
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miſch. Nicht erſtaunlich ift ferner der Begriff des Behorfams gegen 
kirchliche Gefege und Verordnungen (Nr. 7), und die Aufredht: 
erhaltung der Episkopalhoheit (Nr. 6) unter den Wohlfahrtsge— 
fihtspunkt, als die Iandespäterliche Vorforge angehend; denn bei- 
des gemährleiftet die Ruhe des Landes. Erftaunlihaberift 
für die Theorie eines Falck, daß unter die landespäterlihe Vor: 
jorge bezogen werden, als das Walten des Staatsoberhauptes qua 
Landesherr angehend, die Beichaffenheit der Catehifationen 
(und des übrigen Unterrichts) in den Schulen (Nr. 3) und die „Ge— 
ftalt“, in der „vie Brediger und übrigen Kirchen: (und Schul): 
diener inlehre, leben und Amtsfleiß befchaffen und fid) 
verhalten, inſonderheit mie ein jeglicher Prediger die Curamspe- 
cialemanimarum ſich laffe angelegen feyn“. Läßt ſich fchließ- 
li nod) die Lebensführung und der Amtsfleiß der Kirchendiener, 
als die Landeswohlfahrt berührend, unter die Iandespäterliche Bor: 
forge beziehen, ohne daß die Gelbftändigkeit der Kirche notwendig 
geleugnet werden müßte, die Lehre und die Cura specialis anima- 
rum der Prediger gingen den LZandesherrn nur dann etwas an, 
wenn die Kirche in Wort: und Sakramentsvermwaltung ein vom 
Staate nicht geichiedener Lebenskreis mar. Dem entſpricht der 
Ton, in dem das Refcript zu den Pifitatoren redet: er ift Rategn- 
rifch, wie ein militärifcher Befehl. Als Staatsbeamte an bie ftaat- 
lihe Zentralinitanz haben die Bifitatoren über ihre Bifitationen 
zu berichten und Remedur vorzuſchlagen. 


Als in einem Staatsdbepartement fchaltet der Landes: 
herr, und durch ihn der Staat, in der Kirche. Neben ber Struktur 
des SKirchenregimentsapparates zeigen das die Beftimmungen 
über bie 


Befegung der PBredigerftellen, die Präſenta— 
tion, ®uhl, Vokation, Ordination, Beetdigung 
und Introdbuktion. 


[Erlaßder Beftimmungen über Befeßungpvon 
Bredigerftellen: Staatsakt] Diefe Beltimmungen 
gruppieren fih um das Predigtamt, nidt nad) der Geite 
ber Cura specialis animarum, fondern feiner Beziehungen zu 
feinem Funktionär, dem Prediger, den Charakter des 
Amtes enthüllend. Gie find befonders mwidtig, weil das 
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Predigtamt das empirifch zuerft notwendige Amt der Flirche und 
darum ſchon im Iutherifchen Kirchenbegriffe, alfo dem dogmatifchen, 
menn auch nicht geregelt und dogmatifch feftgelegt, fo doch als 
eine Borausfegung der Prarts behandelt wird. Es ift barum an- 
zunehmen, daß die Kirche, mwäre fie im betradyteten Zeitraume 
ein eigener Verband gemefen, dies Amt, wenn irgend eines, 
jelber geregelt hätte. Zu achten ift bei den einzelnen regelnden 
Normen alfo darauf, wer fie erlaffen bat, der Staat oder die 
Kirche. Dies Subjekt der Regelung ift, wie ſchon bei Gelegenheit 
der Deduktionen über die Kirchenordnungen und die Konfiftorien 
klar geworben jein mag, auch hier dann nicht leicht zu be- 
ftimmen, wenn der Faktor der ftaatliden Willensbildung das 
Staatsoberhaupt allein ift, wie es zur Zeit des Abfolutismus der 
Fall war. Denn dann herrſcht für den Staat ein Zuftand, wie er 
nach der herridenden Meinung in der Folge der Reformation für 
die Kirche ſich entwickelt hat: der Wille des Fürften allein regiert. 
Aus dem Gubjekt der einzelnen regelnden Beftimmung allein kann 
in biefem Falle nicht entichieden werden, ob die herrfchende Mei: 
nung Redt hat oder nicht. Aber neben anderem an der Diktion 
wird erkannt werden können, ob das Gubjekt der ftaatlichen 
Macht oder ein dienendes Glied der Kirche redet; aud) darin muß 
es fich zeigen, wenn eine kirdjliche Angelegenheit in einer zmeifel: 
los als Staatsgefeß fi findenden Norm ſich findet. Defto be- 
deutfamer für die Bejamtauffaffung aber muß das jemeils ge- 
fundene Refultat fein, je näher die einzelne Regelung den „In: 
terna“ der Kirche fteht. 

Zmei Arten der Bejegung von Predigerftellen, außer durch 
das Kirchenregiment jchlehthin, kennt das ſchleswig-holſteiniſche 
Kirchenrecht, die durch Wahl der Kirchengemeinde und die nach 
Präfentation eines PBatrons. Aus den Normen über die Bejeßung 
der Predigerftellen durch das Kirdyenregiment mögen wegen der 
perfönfichen Jdentität des Inhabers des Kirdyenregimentes und 
des Staatsregimentes nicht abfolut zwingend die gefuchten Finger: 
zeige gefunden werben. Wohl aber in den Normen bez. der beiden 
anderen Arten. 

Die urſprüngliche Einrichtung, daß ein Predigtamt befegt 
werde durch Wahl der Kirchengemeinde oder nad) Präfen- 
tation eines Patrons, ift im Allgemeinen nicht auf ftaatliche 
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Anordnung zurückzuführen. Sie ift älteralsder moderne 
Staat, der gejellihaftlidywillkürlicher Natur ift, und ftammt aus 
einer Zeit, in der das Borftellungsleben nod) gemeinfchaftlid) orien- 
tiert war. Das Red) t des Predigtamtes war das natürliche Recht 
der Bemeinjchaft, der gewachſenen Ordnung eines Organismus 
vergleihbar. Kein künftliches Urtefakt, fondern eine organifcdhe 
Einridytung einer Benoffenfchaft war die Bejegung der Prediger: 
jtellen durch Bemeindemahl, wie die nad) Präfentation des Patrons 
eines Herridyaftsperbandes. Beide Einrichtungen find, mie die 
Kirche felber in das moderne Leben, vom modernen Leben über: 
nommen, aber modernifiert, d. i. auf geſellſchaftlich⸗willkürliche 
Balis jo jehr geftellt morden, daß nicht nur Details ihrer Regelung, 
jondern fie jelber fogar von der Bnade der Befellfchaft leben. In 
der ſchleswig-holſteiniſchen Kirchenordnung von 1542 fchon heißt 
es über die Pfarrbejegung: 

„stem vom vorleninge der Kerken bidben de Prelaten, 
Adel und Gtede, dat eines yedern herrlidykeit ungekrendet 
bliven mödte, Late wy tho, ydoch dat fe de Kerkheren, fo je 
jetten, erftlick tho dem Biffchoppe Ichicken, unde denſulven alldor 
Eramineren laten.“ 

Energiſcher noch beftimmt die Constitutio deanno 1636 
betreffend die Ecclesiastica und Criminalia (CGO, P. IV, V. tit. 
$ 2); das Marginale des $ 2 fei hier angeführt: 

„Es mwird jedem fein mohl erlangtes Ius Patronatus, 
in fo ferne es nicht zu weit extendirt und gemißbraudpet, 
gegönnet.“ | 

Hier ift niht nurderRahbmenderQAusübungdes®Patro- 
natredtes vom Staate ufurpiert, fondern fogar die ganze Ein- 
richtung des Patronates von der Gnade des Staates abhängig 
gemadt, indem den Patronatsherren ihr Ius Patronatus „ge- 
gönnt“ wird. Die beiden angezogenen Gtellen aus der Kirchen» 
ordnung von 1542 und der Constitutio von 1636 find voll bemeis- 
kräftig für das gegenmärtige thema probandum, daß der Staat 
in die Kirche als in fein Departement bineinregiert habe; benn 
beide Bejeße find Staatsgejeße. Bon der Kirchenordnung wurde 
das oben ſchon ausgeführt mit dem Hinmweife, daß fie unter Mit 
wirkung der den Staatsmillen bildenden Faktoren, der Stände, 
auftande gekommen fei. Die Constitutio von 1636 aber ift ein Teil 
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der Landgerihtsordnung, auf deren ftaatlihen Charak- 
ter ebenfalls ſchon bingemwiefen wurde. Gtaatlidy aber ift die 
Regelung des Patronatredts in dem betradyteten Zeitraume ge- 
blieben. Nach 1807 3. 3. unter dem 13. Januar !?®) verfügt die 
deutſche Kanzlei in Kopenhagen, die ja eine reine Staats: 
behörde mar, an beide Oberkonfiftorien, daß Predigtamtspakan- 
zen in bejtimmter Weife zu veröffentlihen feien. — Mit den durch 
eine von der Bemeinde vorzunehmende Wahl zu befegenden Pre: 
digerftellen ftand es ebenjo wie mit den nad) Präfentation eines 
Patrons bejegten; fie find auch ftaatlider Regelung unterworfen. 
in einem Refcripte vom 16. April 1736?) für das Herzogtum 
Schleswig wird 3. 3. verfügt: 

„Wir Ehriftian der Sechſte etc. Euch ift bishero von Uns 
allergnädigft concediret worden, wenn in dem eudy anbetrauten 
Diftrikt PBredigerdienfte erlediget werden, weldye durch eine von 
der Bemeinde vorzunehmende Wahl dem Herkommen nad) be- 
jeget werden, zu ſolchem Behufe in Unferm allerhödhften Namen 
befagten Bemeinen drei Subjekte zu präfentiren, um aus jel: 
bigen eines zu Bejegung der vorhandenen Bakanz zu erwählen, 
morauf denn diefelbe jogleid) zur Elektion gefchritten und ihr 
den Wahlact zur Ertheilung Unjerer allerhöchſten Approbation 
für den neu ermählten Paftor oder Diakonum allerunterthänigft 
einberidhtet habt.“ 


Tie eben zitierte Verfügung der deutfchen Kanzlei von 1807 gilt 
auch für die durch Gemeindewahl zu bejegenden Predigerftellen. 


Lediglidy genauerer Ausführung des fo jRigzierten Bildes des 
Predigtamtes würden nähere Daten über das Präfentations- und 
Wahlrecht dienen, eben jo foldye über die Wahl, VBokation, Orbdi- 
nation, Beeidigung und Introduktion der Prediger.!*) Sie erübri- 
gen ſich für diefe Tarftellung alfo. Wegen befonderer Prägnanz der 
Sache fei hier aber einiges über die Beeidigung der Pre: 
diger gefagt. [Eid der Baftoren.] Die Rolle, die der Eid 
im öffentlichen Leben fpielt, ift eine Sade für fi. Jedenfalls 
tritt er da auf, mo erhöhte Bedeutung einer Sadye befondere Kaute— 


— — 
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175 


len fordert. Daß er in einer religiöfen Bemeinfchaft, geſchworen 
von den Funktionären des Predigtamtes, erfcheint, kann um fo 
weniger Wunder nehmen, als im Eide die Gottheit, in bezug auf 
die die Gemeinſchaft überhaupt befteht, angerufen wird. Erjtaun- 
lich aber ift es durdyaus, wenn die Normen über den Eid 
nicht von der betreffenden religiöfen Gemeinſchaft, ſondern 
vom Staate erlaffen find und in feinem Intereſſe geſchworen 
werden, wie es im betradteten Zeitraume in Schleswig-Holſtein 
der Fall war. Hier hatten die Prediger zwei Eide zu ſchwören, 
ven Neligionseid und den Eid der Treue. Die Normen 
beider Eide find nah Kormalien und Subjekt bes Er: 
lafjes einander gleich; der 2Landesherr befahl fie. Nur über 
den Treueid tft hier etwas zu Jagen; denn immer kann behaup⸗ 
tet werden, den Religionseid habe der Landesherr in den Formen 
des Staatsaktes befehlen können, weil er in der Kirche ebenfo ſou— 
rerän jei wie in dem von ihr geſchiedenen Staate, jo daß aus der 
Bleichheit der Formalien nichts geihloffen werden dürfe. Die den 
Treueid begleitenden Umjtände find aber aud) ſchon bezeichnend ge- 
nug. Unterm 5. Februar 1742 ift dem Glückſtädtiſchen und dem 
Pinneberg-Altonaifhen Oberkonfiftorium und dem Propften in 
Rantzau ein kgl. Refcript über den von den Predigern zu leiften- 
den Treueid zugegangen. Er lautet: '*) 

„Ehriftian der Sechſte etc. Es ift bis hiezu in Unferen 
Herzogthbümern nicht gebräuchlich geweſen, daß die Candidati 
8. s. theologiae, wenn fie zum Minifterio gelanget find, den Eid 
der Treue separatim abgeleget und eingefandt haben. Wann 
Wir aber allergnädigft wollen, daß ein foldyes künftig geſchehen 
foll, immaßen es aud) in Unferen Königreichen hergebradt ijt: 
fo gefinnen Wir hiemit an Em. Lbd. gnädigft und befehlen euch 
allergnädigft, diefe Unſere allerhödjite Refolution Unferem 
Oberconfiftorialrath und Beneralfuperintendenten —, respectu 
des Herzogthums Holftein, Unfers Antbeils, Unferm Gonfiftorial- 
rath und Propften —, welcher ad dies vitae die Ordination in 
der Münfterdorfiihen Präpofitur zu verrichten hat, resp. der- 
felben, und Unferem Eonfiftorialrath und Kirchenpropften —, 
resp. der Herrfchaft Pinneberg und Stadt Altona kund zu tun, 
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anbei einem jeden von anliegenden Eidesformularien ein 
Exemplar zugufertigen, und in Unferem Namen ihnen anzu: 
befehlen, daß, wenn fie nad) diefem einen Candidaten zum 
Predigtamt ordiniren werden, fie nad) ſolchem allemal einen 
feparaten Eid der Treue, welchen er felbjt zu fchreiben, zu unter: 
ſchreiben und mit feinem gewöhnlichen Pettfchaft zu befiegeln 
bat, von ihm fordern und denjelben an Unfere Deutſche 
Kanzlei zur verwahrliden Aufhebung alfofort einfenden 
ſollen. 
Die Wir ete. 
Gegeben etc. Kopenhagen, den 5. Februar 1742.“ 


Bedeutfam an diefem Refcript ift aud), daß die Deutfche Kanz— 


le 


i in Kopenhagen als die zur Aufbewahrung des unterfchriebenen 


Eides zuftändige Zentralbehörde bezeichnet wird, Die Doch eine reine 
Staatsbehörbe war, und daß der Fürft qua Landesherr das Refcript 
erlaffen hat. Daß dies der Fall ift, ergibt zweifellos der Wortlaut 
des Eides felber: 


„Formula luramenti. 

Demnach der Allerdurdjlaugtigite, Broßmächtigfte Fürft 
und Herr, Herr Ehriftian der Sedjfte, mein allergnädigfter Erb: 
könig und Herr, mich — — — allergnädigft beftellet und ange: 
nommen: fo gelobe und verpflidte id) mid) Ihro Königl. Maje- 
ftät Nußen und Beltes zu befördern, Schaden und Nadteil 
aber, nad) äußerftem Vermögen zu hindern und abzumenden; 
infonderheit aber nad) allen Kräften und Vermögen darüber zu 
jeyn, damit Ihro Königl. Najeftätabfolutem Dominiunm, 
Souveränität und Erbgeredtigkeit über Ihro 
Majeftät Reihe und Lande unveränderlid) erhalten und auf 
Ihro Königl. Majeftät rehtmäßige Erbjuccefforen fort 
gepflanzet werde; babei id) dann Leib, But und Blut aufaufegen 
will Shuldig und gehalten ſeyn; id) will nicht geftatten oder 
aulaffen, daß jemand, wer er aud) ſeyn möchte, dawider einiger: 
maßen heimlidy oder öffentlid) etwas Gefährliches vornehme, 
rede ober handle, bejonders daferne dergleichen wider Ver— 
hoffen fich etwas begeben und zu meiner Notiz kommen follte, 
mich demfelben fofort nicht allein ungeſcheuet widerfeßen, fon: 
dern auch Ihro Königl. Majeftät ſolches allerunterthänigft zu 
erkennen geben. Ras id) in Erfahrung bringe und verfchmie: 
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gen Joll gehalten werden, mwill ih nimmer offenbaren. In dem 
mir anbetrauten Amte mill ih mich nad) meiner Beftallung 
fomohl als Ihro Königl. Majeftät Ordres und Befehlen, fo all- 
bereits ergangen oder noch ergehen werden, alleruntertbänigjt 
richten und verhalten, auch ſonſt mich folchergeftalt comportiren, 
mie es einem ehrliebenden und getreuen — — unb Diener ge- 
bühret und anftehet. So wahr mir Bott helfe und fein heiliges 
ort! Geſchehen zu etc.“ 
Denn als summus episcopus könnte der Landesherr fich nimmer: 
mehr „Erbkönig und Herr“ nennen laffen, au nicht ver: 
langen, daß der Prediger forge, daß „Ihro Königl. Majeftät ab- 
solutum Dominium...... erhalten und... ... fort» 
gepflanzt werde". Goldyes kann der Landesherr nur im Gtaate, 
nicht aber in von diefem verſchiedenen Verbänden verlangen. Die 
Pflicht zur Leiftung des Treueides tft eben die andere Folge jener 
prinzipiellen Hineinregierung in die Kirche durch den Staat, der 
Natur der Kirche als Staatsdepartement, des Kirchenregiments 
als Staatsregiments. 
Vervollftändigt wird das gemonnene Bild durch die Kkritifche 
Betrachtung der Beitimmungen über 
Die Brediger,ibreRedhteund Pflichten, im Glei— 
chen von ihren Gerechtſamen und Einkünften. 
[Beftimmungen über die Prediger und ihre 
Einkünfte — Staatsakte)] Darum kann aud) hier die 
Anführung von Bemweismaterial befhränkt werden. Die erfte in 
der ſyſtematiſchen Sammlung angeführte Beftimmung enthält 
einen hräftigen Bemeis. Es ift die „Unordnung, wie mit den 
Predigern, die fi) wider die Kirchenordnung und fonften ver- 
gehen, zu verfahren“ vom 13. Januar 1565.) Hier wird bie 
Kirchenordnung als Staatsgefeß, die ganze Angelegenheit 
der genannten Vergehen als Staatsangelegenbhbeit behan: 
delt; denn die „Berbredyer“ jollen „im Beifeyn Unferes Amt: 
manns ...... verhöret werden“. Solche Zuftändigkeit des 
Amtmanns, d. i. zmeifellos eines Gtaatsbeamten, kann nur in 
Staatsangelegenheiten jtattfinden; fie verfügen kann nur der 
Staat. Ebenfalls das „Eircular an ſämtliche Kirdyenpifitatoren im 


— 


v2) S. S. IM. ©. 211. 
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Herzogthbum Schleswig megen der Anzeige der unehelichen Ge— 
burten dur) die Prediger vom 15. Oktober 1802“ 1) kann nur 
der Staat erlaffen haben; denn da es gerichtet ift an die Kirchen: 
vifitatoren, fo wendet es fid) aud) an den Amtmann, den Staats: 
beamten, weldyem eine kirchliche Inftanz auf keinen Fall etwas 
au jagen hätte. — Das Bleidye bemweift eine Verfügung für Hol: 
ftein, daß die Prediger den Unmeifungen der Beneralfuperinten- 
denten, der Bilitatoren und Pröpfte ſchuldige Folge zu leiften 
haben, vom 13. Januar 1738.) Denn abgefehen von den Beneral: 
juperintendenten und PBröpften wird bier der Amtmann den Pre: 
digern vorgeordnet, was eine Inftanz, die nicht zugleich kirchlichen 
und ftaatlidem Kreiſe ausihließlid angehörte, nicht verfügen 
könnte. Daß der Staat aber die Beftimmungen über die Rechts— 
ftellung der Paftoren erließ, zeigt, daß er die Kirche, deren not: 
wendigſte Yunktionäre die Paftoren find, als fein Gebiet, jein 
Departement behandelt. 

An die Beftimmungen über die Paſtoren und deren Rechts— 
ftellung find in den ſyſtematiſchen Berzeichniffen der ſpäteren 
Sahrgänge der chronologiſchen Sammlung Beitimmungen über 
deren Angehörige angeſchloſſen, unter G bez. H. 

Bondem Bnadenjahre der Predigerwitwen und 
vonden Predigermwitmwenpenfionen. 

[Ebenfo über das Önadenjahr der Prediger: 
witmwmen und über deren Penſionen.] Ihrer Wirkung 
und ihrem Zwecke nad) Stehen die Beftimmungen diejer beiden 
Gruppen einander gleidy; in beiden handelt es fi) um die Ber: 
forgung der Predigerwitwen. Goldye Berforgungen gab es bis 
in die neuefte Zeit hinein vornehmlidy nur für die Angehörigen 
von Staatsbeamten. Daraus indeffen Ion fchließen zu mollen, 
die Kirche ſei in der betradhteten Epoche ein Staatsdepartement 
gemefen, märe voreilig; denn — mie es fie heute für Angehörige 
von Privatangeftellten gibt — wären auch damals dieje Ber: 
fcrgungen für die Witmen der Prediger als eines eigenen Verban— 
des Angeftellter nicht unmöglid) geweſen, befonders da das foziale 
Fürſorgeweſen eine der älteften Aufgaben der Kirche ift. Indeſſen 


12) ©, 6, III. 22. 
wu) 5, 6, III. ©. 216. 
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aus den Einzelheiten auch diejer Beftimmungen ergibt fid) zmwin- 
gend, daß die Kirche ein Staatsdepartement war. Bor allem ift 
ein königlides Refcript vom 22. September 1642 1%) zu nennen, 
wodurch bejtimmt wird, wie lange das Gnadenjahr dauern mag, 
und daß nur Witwen es genießen follen. Das Bedeutfame diefes 
Refcripts ift, daß — es erwähnt dies jelber — es ergangen ift 
auf ein an den deutſchen Kanzler eingegangenes Memorial. Denn 
der deutſche Kanzler war nidt ein Kirchenangeftellter, fon: 
dern ein Staatsbeamter, und zwar der hödjfte für die Staatsver- 
waltung der Herzogtümer. Wiederum ift zu bemerken, daß die 
Funktion diejes Staatsbeamten in Kirchenfadyen zu dem Schluffe 
zwingt, daß die Kirche ein Staatsdepartement mar. — Zum felben 
Schluſſe zwingt ein „Refcript an den Hardesvogt, daß das Gnaden: 
jahr einer zum Konkurfe gekommenen Witwe an die Stelle der 
Alimente trete“ vom 11. April 1806.) Denn der Hardes- 
vogt war ein Staatsbeamter, juriſtiſch dem heutigen preu— 
ßiſchen Landrate vergleichbar. — Entipredend ift das „Kanzeley- 
Ihreiben an das Oberconfiftorium zu Bottorf, betreffend eine nähere 
Beſtimmung bei Verteilung der Predigermwitmengulagegelder“ 
vom 17. Dezember 17917) zu beurteilen; denn die deutſche 
Kanzlei als Staatsbehörde Ronnte die Entſcheidung nur in 
einem Staatsdepartement treffen. 


[Die Interna] Mit den eigentlih internen 
Angelegenheiten der Kirche befaßt fi) die Gruppe I der ſyſtema⸗ 
tiihen Inhaltsverzeichniffe der chronologiſchen Sammlung: 


Von dem Bottesdienfte überhaupt, und insbe- 
fonderevon der Feier der Sonntage und Feier— 
tage, wie auch von einzelnen Feſttagen. 

Schon die Kirchenordnung von 1542, deren ftaat- 
liher Charakter immer mieder betont werden muß, trifft hier— 
über (©. 26) Beftimmungen, die Angelegenheit alfo als Staatsange- 
legenbeit anſehend. Wegen feiner befonders deutlichen Sprade 
ift bier das Edictum wegender Betetage vom 12. Juni 
1634 zu nennen. Es ift ein Teil der Landgerichtsordnung (P. IV, 


1) G. ©. III. ©. 255. 
1) G. ©, III. ©. 270. 
1) 5, ©. III. 87. 
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tit. XXIII.), alfo zmeifellos eine ftaatlidde Anordnung, audy unter 
dem Geſichtspunkte der Staatsmohlfahrt erlaffen. Denn zur Zeit 
feines Erlaffes tobte in Deutſchland der große Religionskrieg. 
Es war zu befürditen, daß er aud) auf die mit der dänifchen Krone 
verbundenen Länder hinübergreife, „da die Zeite fich immer ge- 
führlider anlaffen“. „Umb Abmwendung felbiger befchmerlichen 
Läuffte“ muß darum „Bott angeruffen“ werden. Nicht nur aber, 
daß den Bewohnern foldye Bebete nahegelegt werden, aud) ge- 
wiſſe Tage zu den Betetagen und mie felbige zu begehen“ (d. i. die 
Liturgie, 8 2) mird anbefohlen; „mie es desfalls in den Pfarr: 
dörfern zu halten“ ($ 3); „folcye find mit aller Devotion und ge: 
bührend zu feyren“ (man foll fi infonderbeit nicht volltrinken, 
$ 4); in 8 6 ift verfügt „wie gegen den Uebertreter zu verfahren“. 
Zu ſolchen das interne Leben der Kirche betreffenden Anordnungen 
kann der Landesherr als folder nicht befugt gemejen fein, wenn 
die Kirde in der Wortverwaltung ein vom Gtaate getrennter 
Lebenshreis, jondern nur, wenn fie audy in diefem Punkte vom 
Staate nicht verſchieden war. Aber das ift eben das Charakterifti- 
kum der Kirdye in dem betradjteten Zeitraum, daß fie aud in 
der Wortvermwaltung ein vom Staate nicht getrennter Lebenskreis 
war mit der SKonfequenz, daß die Kirchenglieder vom 
Staate mittäußerem Zmange zur Erfüllung ihrer kirch— 
lihenPflidtenangehalten murben (cf. $ 6 des Edictums 
wegen der Betetage). [Die Kirdhenglieder z. T. mit 
äußeremZ3mangevomGStaatezur@rfüllungtibrer 
kichlihden PBflihdtenangehalten.] Intereſſant ift unter 
diefem Befichtsminkel das „Rejeript ?*) an beide Oberconfiftorien 
in den SHerzogthümern, wie aud) an die Pinnebergifhen und 
Altonaifchen, ingleihen an die Rantzauiſchen Kirchenviſitatoren, 
das Beten des Baterunfers und den Kirhenfegen 
betreffend,“ vom 16. Februar 1798. Die Anordnung lautet: 
„Ehriftian der Siebente etc. So wie Wir Unfern lieben 
Untertanen Unfere ®illensmeinung in Anjehung des Bebraudys 
der neuen Schleswig-Holfteinifchen Kirchenagende durd) das 
unterm 26. v. M. erlaffene Patent eröfnet haben, fo finden 
Wir Uns bemogen, Em. Lbd. und euch hiedurch aufzutragen, 


18) 5, ©. III. 308. 
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ſämtlichen dem dortigen Oberconfiftorio (euch) untergeordneten 

Predigern durch eine Circularverfügung aufzugeben: 

1. das Gebet des Herrn vor dem Altar und auf der Kanzel, 
mie auch bei der Taufe und Abendmahlsfeier, mit den Wor: 
ten Chriſti zu beten und ſich einer Umfchreibung desfelben 
nur bei einzelnen Gelegenheiten und zur Erklärung diefes 
Bebetes zu bedienen. 

2. In Anſehung des Kirchenfegens folgende Regeln zu beob- 
achten: An den Orten, wo bisher nur der mofaifche Segen 
gebraudjt worden, oder wo die Gemeine den alleinigen Ge: 
braud) desjelben wünfchet, follen fie in Hinficht diefes Segens 
bei dem vormaligen Herkommen bleiben. An den Orten 
aber, mo der Prediger darüber mit der Gemeine einver: 
ftanden iſt, Rann mit demfelben und dem apoftolifchen Segen 
2. Cor. 13, B. 13 abgemedhfelt, der eine oder der andere ge- 
braudyt werden, wobei jedod) in beiden Fällen das feierliche 
Aufftehen der Gemeine bei der Gegenserteilung beizube- 
halten ift. 

Anderer guten Segenswünſche können die Prediger 
fi bei minder feierlichen Gelegenheiten nad) wie vor be— 
dienen. Auch find die Gandidaten auf den Bebraud) diefer 
leßteren eingeſchränkt. 

Die etc. Gegeben etc. Kopenhagen, den 16. Februar 1798.“ 
Die Anordnungen betreffen alſo materiell, nicht bloß formell reli- 
giöfe Angelegenheiten; fie find vom Könige nicht in feiner Eigen- 
Ichaft als summus episcopus erlaffen — jedenfalls repräfentierte er 
als folder Reine befondere Machtſphäre —, mas nichts Bemerkens- 
wertes wäre, jondern von ihm als Zandesherrn; denn er wendet 
ſich an die Oberconfiftorien, die oben als Staats: Be: 
börden beftimmt wurden, und ermähnt als befonderen Adreffaten 
den königlichen Statthalter in den genannten Gebieten, mas nur 
erklärlid) ift, wenn der ganze Akt ein Staatsakt war: „.... fo 


finden Wir Uns bemogen, Em. Lbd....... aufzutragen, fämt: 
lihen dem dortigen Oberconfiftorio (....... ) untergebenen 
Predigern aufzugeben: 1)...... Des dea: — 


Nicht nur in der Wort-, ſondern auch in der Sakramente- 
verwaltung war die Kirche ein vom Staate ungefchiedener Lebens- 
Rreis. Beftimmungen, die unter K 
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„Bonder Taufe, der Konfirmation, Der Beidte 
unddem Abendbmahlundden Beerdigungen,"“ 
aufgeführt find, bemweifen dies. So ift in der gemeinschaft: 
lihen PBolizetverordönung vom 27. Dezember 1636 '*) 
vorgefchrieben, daß bei den Taufen nur drei Gevatter fein 
follen. So ift des ferneren aud) in der gemeinfchaftlidhen Ver: 
erdnung — mirabile dietu — megen der Gottesfurcht d. d. Bottorf 
den 14. Dezember 1623 vorgeichrieben, vaß jedermwenigftens 
einmalim JahrebeidhtenunddasAbendpmahlge: 

nießen folle.'°°) 

Ein Zeichen landesherrlid;er Machtvollkommenbheit und der 
Eingliederung der Kirde in den Gtaat ift das Verbot der 
Erorcismen bei der Taufe durd) die königliche Berord- 
nung vom 23. Dezember 1737.'°) Denn der Erorcismus, die Be: 
ſchwörung oder Austreibung des Teufels aus dem Menſchen, ift 
eine uralte Einridhtung bei der Taufe. In der alten chriftlidhen 
Kirche Thon gab es ihn bei der Taufe der Heiden und der kleinen 
Kinder auf Grund der Erbfündenlehre. Er wurde von Luther 
beibehalten und ift aud) von den Altluthberanern wieder 
aufgenommen. 

Eigentümlid) ift, daß in Schleswig-Holftein die Konfirma: 
tion, die nad) proteftantifcher Xehre zwar jelber kein Sakrament 
ift, aber Borausfegung für die Teilnahme an der Abendmahls— 
feier, eine Zeitlang abgekommen ift und daß ihre Wiederein— 
führung durch Tandesherr lie Verordnungen, 52) alfo nicht 
von der Kirche aus, veranlaßt worden ift. — Hauptverordnungen: 
die königliche vom 24. Oktober 1646 und die fürftlihe nom 16. 
Sunt 1693.'°°) 

[Die Kirhe in Wort- und Sakramentsver- 
waltung ein vom Staate nicht geſchiedener 
Qebenskreis.] Aus allem folgt eben dies, daß die Kirche im 
betradhteten Zeitraume aud) in der Sakramentsvermwaltung, mie 


uo) S. ©. III. ©. 873. 

10, S. ©. III. ©. 409. 

151) Gallifen a. a. O., ©. 108, gemeinſch. Bero. vom 10. Februar 1638. 
1) Fallck, a. a. D. III, ©. 702. 

13) Kalk a. a. O.; Calliſen 114. 
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in der Wortvermwaltung ein vom Staate nicht gefchiedener Lebens: 
kreis mar, 

Was will zu diefen fundamentalen Eingriffen in das kirchliche 
Leben, zu der feftgeftellten Identität vom Staat und Kirche in der 
Wort: und Sakramentsvermwaltung, noch viel befagen, daß aud 
in Saden der Führung der Kirchenregifter und -Dokumente (L), 
der Bermwaltung der Kirchengüter (M), der Küfter und anderen 
Kirchenbedienten (N), der Kirchenkollekten (O) der Staat ſich mit 
der Kirche identifizierte? Ein näheres Eingehen auf diefe Bunkte 
dürfte fi) darum erübrigen und die Anführung der Köpfe einiger 
Berfügungen genügen, da fie jelber für fi) ſprechen: 


Bonden Kirdhenregiftern und Kirchen— 
dokumenten. 


1. Regulativ, wie die Tauf-, Copulations- und andere Klirchen- 
regifter geführet werben follen, vom 6. Auguſt 1762. (©. ©. 
III. ©. 446.) 

2. Ertenfion der Verfügung wegen Führung der Kirdyenregifter 
auf die fremden NReligionsvermandten, in jofern fie eine 
ordentliche Gemeine ausmachen, vom 15. April 1763. (©. 
©. 1II. ©. 458.) 

3. Berfügung wegen Aufbewahrung der Kirchendokumente und 
Kirchenbücher, vom 31. Auguft 1802. (©. ©. III. ©. 464.) 

4. Ranzeleyfhreiben an das Oberconfiftorium betr. Aufbewah— 
rung der Kirchenarchive in den Paftoratmohnungen bei 
Mangel an Plaß in der Kirche, vom 9. April 1803. (©. 
©. III. ©. 468.) 


Von den Kirhengütern und deren Verwaltung 
BondenKirhenjuraten,Bebäuden,Capitalien, 
Redhhnungen und \nventarien). 

Von den Kirhengütern etc.) 1. (Königlidye) Ber: 
ordnung, betr. die fichere Belegung der Kirchen⸗ und anderer 
ad pios usus deftinirten Capitalien, für das Herzogthum 
Schleswig vom 2. Mai 1740. (©. ©. III. ©. 496.) 

2. Auszug aus der Landgerichtsordnung (1636), die Mitauf: 
fiht der Patronen über die Kircdhengüter betreffend. P. IV 
tit. XXV. 8 11. 

3. Fürftlihe Verordnung, betr. das Offizium der Kirdhen- 
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juraten und die Verwaltung der Kirchengelder, vom 21. No— 
vember 1736. (©. ©. III. ©. 477.) 


4. (Königlides) Rejcript an das Oberconfiftorium zu Gottorf, 


betr. die Umtauſchung der Kircdjenländereien, vom 20. April 
1739. (©. ©. III. ©. 495.) 

Refcript an das Glückſtädtiſche Oberconfiftorium, daß die 
Magiſtrate im Herzogtum Holftein, welche das Ius patro- 
natus haben, über jede mit den Kirchenmitteln vorzu- 
nehmende Veränderung vorher die Königl. Genehmigung 
ſuchen follen, vom 10, November 1770. (©. ©. IH. ©. 568.) 


eb | 


Bonden Küftern undandberen Kirhenbedienten. 


[don den Küftern etc) 1. Eircularverfügung des Hol: 
fteinifhen Oberconfiftoriums zu Glüdftadt an fämtliche 
Kirhenpatrone und Kirchenviſitatoren im Herzogthum Hol- 
ftein, betr. die Adjuncturen cum spe succedendi bei Küſter— 
bedienungen, vom 10. YAuguft 1812. (©. ©. III. ©. 5836.) 

2. (Königlihes) Mandat an ſämtliche Küfter in Angeln, daß fie 
fih bei Hochzeiten und Begräbniffen der bisher üblichen 
Reden zu enthalten haben, vom 4. Juli 1788. (©. ©. IH. 
©. 536.) 

Bon den Kirhenkollekten. 

[don den Kirdhenkollekten.) 1. Verordnung, daf 
keine Kollekten mittelft Ausfeßung der Becken vor den 
Kirchentüren anders als auf immediaten Königl. Befehl aus: 
auftellen, vom 30. Januar 1708 (für Holftein vom 3. No- 
vember 1763). 

2. Kanzeleifchreiben, betr. die einftweilige Deponierung der 
Gollektengelder bei der königlihen Caffe vom 10. November 
1829. 

Vonden Bibelgeſellſchaften. 

Bon den Bibelgeſellſchaften.) 1. Königliches 
Reſeript an beide Oberconſiſtorien, betr. die den Predigern 
in den Herzogthümern Schleswig und Holſtein ertheilte Er— 
laubniß, von den Kanzeln zu Beiträgen für die Schleswig— 
Holſteiniſche Bibelgeſellſchaft aufzufordern, vom 14. Januar 
1823. (S. S. III. S. 558.) 

Die Aufführung der Beſtimmungen über die Bibelge— 


ſellſchaften unter den „Kirchenſachen“ ift ein eigenartiges 
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Zeichen für die Stellung der „Kirchenſachen“ zum Staate und für 
ihren Charakter überhaupt. Durch diefe Aufführung werden die 
Bibelgefellihaftsangelegenheiten den eigentlich kirchlichen Ange- 
legenheiten gleid) geordnet, obgleich fie die Kirche felber garnicht 
betreffen, jondern nur Bereinsangelegenheiten find. Das tft nur 
perftändlicy in Pergegenmärtigung, daß das gefamte kirchliche 
Leben rationalifiert, mechanifiert war und daß darum die Kirche 
nit als organiſche Einheit dem Staate gegenüber ftand, fondern 
daß die Angelegenheiten des kirchlichen LZebens für den Staat nur 
ein mechanifches Aggregat maren, wie die Cammer-Sachen, auf bie 
der Staat feine Tätigkeit als auf Kirhen:„Sahen“ ausdehnte. 

Nur aus der Erkenntnis, daß die Kirchenangelegenheiten dem 
Staate ein mechaniſches Aggregat waren, ift es begreiflid, daß 
unter Kirchenſachen die VBerhältniffe der fremden Religionspver- 
wandten geregelt wurden. [Die fremden Religionspver:- 
mandten.] Denn die 

fremden Religionsvermwandten!) 

gehörten nicht mit zu der Kirche, zu der fi) der Staat durd) fein 
Oberhaupt bekannte, die einzig und ausſchließlich war. Eine 
eigene Kirche haben Reine fremden Religionsvermwandten in Schles- 
mwig:Holftein gebildet und auch nicht bilden können; lediglidy als 
Ausnahmen von den Angelegenheiten der Staatskirdhe konn- 
ten ihre Angelegenheiten als Kirchenſachen erſcheinen, konnten vor 
allem die Angelegenheiten der Juden, deren Verbindung nie, aud) 
heute nicht, als Kirche angesehen ift, als Kirchenſachen begriffen 
werden. Das ift der prinzipielle Zug der fremden Religionsper: 
wandten unter den Kirchenſachen und im Staate: eine tolerierte 
Ausnahme, die toleriert wird nicht aus religiöfen, jondern aus 
wirtfhaftliden Bründen; [Bründe der Toleranz] 
wie denn der bekannte Zufammenhang des monardiidyen Wohl: 
fahrtsftaates,!°) zu dem fih im betradjteten Zeitraume aud) in 


1) Chr 2. Wiegmann, Kurz gefaßte Geſchichte der dhrift- 
lichen Religion und des Kirchenweſens in den dänifchen Staaten, be- 
fonders in den Herzogthümern Schleswig und Holftein, Kiel und Flens— 
burg 1840; au Matthiä, ®. Chr. Beſchreibung der Kirchen: 
verfaffung in den Herzogthümern Schleswig-Holftein, Flensburg und Leip— 
zig 1778-1786. 

156) Tönnies, Redtsftaat und Wohlfahrtsitaat, ©. 66. 
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Schleswig-Holſtein der Staat entwickelt hat, für Schlesmwig-Holftein 
gerade in den „Beftätigten Privilegien für die Reformirte, 
die fich in den königlichen Reichen und Landen niedergelaffen 
haben, und niederlaffen werden, vom 25. Zanuar 1734“ eine be 
ſonders deutliche Illuſtration erfährt. (Vergl. bef. Nr. 19, 9, 4, 
22, 23, 24, 25, 26, 27, 29).200) Darum find aud, mit einziger Aus 
nahme der Reformierten in den beftätigten Privilegien vom 3. 
‚anuar 1734, von keinem Landesherrn die fremden Religionsver: 
manbdten als Einheit toleriert worden, fondern immer ift nur einem 
beftimmten Orte oder Territorium, wie der Stadt Altona 
oder der Landſchaft Eiderftedt, ein Privilegium verliehen morben, 
daß dort genau bezeichnete Bruppen fremder Religionspermandter 
mohnen und in genau bezeidhnetem Umfange ihres Glaubens leben 
dürften. [Baulfens Formulierung 1834.] Das drüdt 
PBaulfen in feinem Handbuche des ſchleswig-holſteiniſchen Privat: 
rechts ($ 23, ©. 34), allerdings ohne ſich einer befonderen Charak- 
terifierung bewußt au fein, alfo bezeichnend für die Anfchauungen, 
in denen nod) er (1834) lebte und fchrieb, folgenbermaßen aus: „Die 
meiften Rechte haben die fremden Religionsverwandten an ben 
vorgenannten Orten (Friedrichſtadt und Nordftrand), fo mie in 
Altona, Glücftadt und Rendsburg. Die, deren kirchenredtlices 
Verhältnis beftimmt ift, find namentlih: Mitglieder der Brüder: 
gemeinde, Reformierte mit Remonftranten, Römiſch-Katholiſche. 
Janſeniſtiſch-Katholiſche, Bekenner der griedifchen Kirche, Menno— 
niten“; die Juden behandelt Baulfen in einem befonderen Kapi— 
tel. Solder formellen Behandlung der fremden Religionsper: 
mandten als tolerierter Ausnahme und ihrer Angelegenheiten als 
„Kirchenſachen“ entfprady natürlid”) auch eine materielle durd 
Staatsorgane. Go heißt es in der großen Inſtruktion für 
den GBeneralfuperintendenten vom 14. Dezember 1739 im $ 7: 
ee fo ſoll doch Unſer Beneralfuperinten: 
as fo wie die Bröpfte ihres Ortes, diefelben (b. i. die 
fremden Religionsverwandten) in genauer Ob ſicht haben, 
und ihnen nicht geftatten, anderswo, als da ihnen das Exer- 
citium Religionis erlaubet, außer der höchſtnöthigen Admini- 
stratione Sacrorum, ihren Bottesdienft zu haben, viel meniger 


156) G. ©. III. ©. 569. 
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irgendwo in Unjern Herzogthümern ihre befonderen Lehrpuncte 
ausftreuen, und des Endes ihre Abgeordneten heimlich ausfen- 
den, fondern jobald er, der Beneralfuperintendent, dergleichen 
etwas in Erfahrung bringet, foll er ſolcherhalb um obrigkeitliche 
Hülfe zur Abſchaffung fothanen Unmefens anfudhen, und da 
felbige ihm über Vermuthen nicht gemähret werben wollte, des: 
falls bei Unferm nachgeordneten Oberconfiftorio mit feinem 
Beridte einkommen.“ 
In der chronologiſchen Sammlung find von den fremden 
Religionsverwandten immer zuerft 
die Katholiken 
genannt. Ihre Stellung befand fidy ganz in dem gezeichneten 
Rahmen, wie ſich aus den Titeln zmeier Beftimmungen ergibt: 
1. Refcript an die Regierungskanzelei zu Blückftabt, 
daß den römifh-katholifhen Beiftlihen die 

Uebung ihrer Religion außerhalb dem Orte, mo felbige zu: 

gelaffen, gänzli unterjfagt ſeyn folle, vom 29. März 

1661 ©. ©. III. ©. 561.) 

2. Mandat, daß die Ratholiihen Beiftliden die Bränzen 
der ihnen zugeftandenen Toleranz nihtüberfhreiten 

follen, vom 23. März 1676 (©. ©. III. ©. 562). 

Näheres über die rechtliche Stellung der Katholiken im Zeitraum 
non 1642—1831 vorzuführen, liegt nicht im Intereſſe diefer Be— 
weisführung; man vergleiche darüber Watthbiä.a. a. D., der nad) 
Städten gefondert (!) die redhtlihe Stellung der Katholiken 
behandelt. 
Den Katholiken folgen in der chronologiſchen Sammlung 
die Reformierten. 

Deren Stellung ift prinzipiell anders. Geit dem bejtätigten 
Privilegium für die Reformierten vom 25. Januar 1734, das ſchon 
erwähnt wurde, werden vie Reformiertenals Einheit 
gedadht. Inſonderheit das genannte Brivilegium ſpricht ihre gene- 
relle Zulaffung aus: 

„i. Alle und jede Reformierte, wes Standes und 
Condition, auch welcher Nation fie ſeyn mögen, melde 
irgendmo in Unfern Königreichen, Fürftenthümern und Lan: 
den fich häuslich niederzulaffen gefonnen, anderen Unfern Erb: 
unterthanen gleich, Uns, als ihren rehtmäßigen Erbkönig 
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und Herrn, treu, hold und gemärtig zu ſeyen, Unfern Nutzen 
und Beſtes äußerſten Fleißes ſuchen und befördern, Schaden 
und Nachteil aber, nach allem Vermögen, warnen, verhüten und 
abwenden. 
2. Alle Reformierte, wes Standes und Condition ſie 
auch ſind, geiſtliche oder weltliche, welche in Unſern Fürſten⸗ 
thümern ſchon angeſeſſen ſind, oder künftighin ſich hieſelbſt 
niederzulaſſen gedenken, ſollen vor dem Magiſtrate des Ortes, 
woſelbſten ſie ſich aufhalten, den gewöhnlichen Eid abſtatten, 
und ſoll die Gewinnung des Bürgerrechts vom Sekretario, 
gleich bei anderen Bürgern, im Bürgerbuch annotiret werden 
ete.“ 
Indeſſen, wenn hier auch alle Reformierten Schleswig-Holſteins 
königlichen Anteils als Einheit gedacht werden, ſo hat 
es doch inmer einzelne Städte wie Altona gegeben, in denen 
fie no) befondere Vorrechte befaßen, jo daß das Prinzip ihrer 
einheitlihen Behandlung nicht Tückenlos durchgeführt war. Co 
bedeutet denn aud) ihre Behandlung in dem zitierten PBrivilegium 
nicht die förmlihe Aufnahme ihrer Konfeſſion als gleichbe- 
rechtigt mit der lutherifhen analog dem VBorgange in Branden- 
burg-Preußen unter Tohann Sigismund und Georg Wilhelm, fon- 
dern in ihnen murde nur eine befonders tüchtige Induftrie- und 
Handelsklaffe aufgenommen und deren Angelegenheiten bleiben 
Ausnahme angelegenheiten gegenüber den regulären der Luthe- 
riſchen; nicht ganz unähnlich ift ihr (— und übrigens aud) der ande: 
ren fremden Religionsvermandten —) Verhältnis zur evangelifch- 
Iutherifhen Kirche dem Verhältnis des gefamten Proteftantismus 
zur katholiſchen Kirche nad) deren Lehre: zwar kein entarteter, 
aber doch ein Ausnahmezuftand und als joldyer unter die Kirchen: 
fahhen begriffen. Den Reformierten ift jeglihe Propaganda für 
ihr Bekenntnis verboten und „jollte fi) jemand von felbjten bey 
ihnen anmelden, foll es ihnen dergleichen Perfonen anzunehmen, 
keineswegs zugelaffen feyn, fondern fie felber, felbige ſogleich von 
ſich abzumeifen, verpflichtet ſeyn.“ Schließlich unterftanden fie, 
mie ſchon generell erwähnt, hinfichtlich ihrer Religionsübung der 
Auffiht der Generalfuperintendenten und Pröpfte ihres Ortes 
($ 7 der Beneralfuperintendenteninftruktion vom 14. Dezember 
1739). 
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Die Stellung der 
Mährifhen Brüder!“) 

qibt Falck treffend wieder. „Wenn übrigens hier von fremden 
Religionsvermandten die Rede ift, fo können unter diefem Namen 
die Herrenhuter oder Mährifhen Brüder nicht mit verjtanden 
werden. Gie bilden im rechtlichen Berftande keine befondere 
Religionsparthei, jondern gehören zur proteftantifchen Kirche, und 
das Eigenthümliche ihrer Berfaffung bezieht fi) bloß auf ihre 
Bemeindeorte.“ Bergl. die Eonceffion für die Brudergemeinde 
zu Ehriftiansfeld; die ihnen bier eingeräumten Borteile find un- 
gemöhnlidy groß. 

Die Stellung der 

Mennoniſten 


und Wiedertäufer iſt ebenfalls nicht weit zu einer beſonderen aus— 
gebaut geweſen. Falck ſagt von ihnen: „Die Mennoniſten und 
Wiedertäufer haben in Altona und Friedrichſtadt Gemeinden. Auch 
ſind ſie in Eiderſtedt und Schwabſtedt geduldet, ohne indeß daſelbſt 
kirchliche Einrichtungen zu haben. In Eiderſtedt müffen fie eine 
jährliche Abgabe an die Prediger wie aud) an die übrigen Kirchen— 
und Schulbediente entrichten. Auch follen fie dajelbit die Beburt 
ihrer Kinder den Predigern des Ortes anzeigen.“ 


Bezüglid) der 
GSeparatiften 


genügt ebenfalls, weil fie rechtlich aus dem gezeichneten Rahmen 
nicht herausfallen, die Anführung Falcks: „Ebenfo wenig (mie 
die Mähriſchen Brüder nämlich) find die jogenannten Geparatiften, 
die fi) aus irrigen Prinzipien von der Kirche und Bemeinde 
trennen, als eine eigene Religionsparthei anzufehen.“ Es gab 
nur ganz wenige Beftimmungen über fie, fo im Segeberger Juſtiz— 
reglement (8 36, deffen Marg. lautet: „Wie weit fid) die dem Con: 
fiftorio competirende Kirchenzucht erſtrecken jolle“). 


157) Mar Wittern, Die Bejhichte der Brüdergemeinde in Schles- 
wig-Holftein, Kiel 1908 (Schriften des Vereins für ſchleswig-holſteiniſche 
Kirchengefchichte, TI. Reihe, IV. Bd., 4. Heft). 
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Aehnlich unbedeutend war die Gtellung der 
smmergenten.'®) 

Biel weiter ausgebaut, aber hinfichtlid; der Brundauffaffung 

auch gänzlid) anders, war die Stellung der 
moſaiſchen Glaubensgenoffen. 

Tie Juden find nicht nur vom deutſchen Bewußtſein als fremde 
Religionsperwandte, jondern als Blutsfremde behandelt mor: 
den, und zwar ftets in ihrer Gefamtheit. Daher haben fie keine 
rechtlichen Beziehungen zu den einzelnen Territorien des 
alten deutſchen Reiches gehabt, fondern nur zum Reide. 
Das Reich, der König gemährte ihnen Schuß, wie aus der Fehr: 
jeite, dem \Judenregal, bekannt iſt. In Schleswig-Holſtein mar 
ihre Stellung die, daß fie mit Ausnahme gemiffer Orte ſich nur 
mit einer allerhödhften Bemilligung niederlaffen durften. (Paul: 
ſen ſa. a. O. ©. 36.) 

ſErgebnis: Die evangeliſch-lutheriſche 
Kirche ecclesia dominans.] Damit iſt die Betrachtung 
der fremden Religionsverwandten in Schleswig-Holſtein abge— 
ſchloſſen. Sie hat ergeben, daß die evangeliſch-lutheriſche Kirche 
die ecclesia dominans, die einzige und ausjdhließlide, 
mar, zu der ſich der Staat durd) fein Oberhaupt bekannte. Und 
zwar mar fie das bis zum Ende des betradjteten Zeitraumes, dem 
Sabre 1831; denn bis dahin ift der Status der Herzogtümer, 
und auch Dänemarks, niht grundfäßlid verändert 
worden. Kein Änderndes, überhaupt Rein Brundgefeß if 
bis dahin jeit der lex regia von 1665 ergangen. Mit Fug und 
Sicherheit Rann darum von der fchleswig-holfteinifchen Landeskirche 
in der Zeit vor dem vollen Einbrude des am Individuum orien- 
tierten Denkens in das öffentliche Leben das gejagt werden, mo: 
mit Shoen!’) das Landeskirchentum in feiner reinen Form, 
die es in Preußen jeit Johann Sigismund überwunden hat, zeid) 
net: „...... ſo erſcheint als Landeskirche in jedem Staate die 
eine Kirche, welche von Staatswegen anerkannt iſt, deren Lehre 
öffentlich gepredigt wird, und deren Exiſtenz und Gedeihen den 


Reimer Hanfen, MWiedertäufer in Eiderftedt, in den 
Schriften des Bereins für ſchleswig-holſteiniſche Kirchengeſchichte, II. Reihe, 
2. Bd., Heft 2, ©. 238, und 3, ©. 344, Kiel 1901—1903. 

), Schoen, Landeskirhentum, ©. 142. 
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Begenitand bejonderer ftaatliyer Kürforge bilden. Dieſe Landes: 
kirche ift aber gleichzeitig Staatskirdje. Der Staat jelber bekennt 
ih durch jein Oberhaupt ausſchließlich zu ihr — er ift ftreng kon- 
feifionell —, er fordert, daß alle feine Untertanen ihr angehören, 
er betradhtet fie als eine obligatorijche Staatsanftalt zur Bermitte- 
lung des Geelenheiles für alle Staatsangehörigen. Landeskirde 
und Gtaatskirde find für unjere Zeit identifche Begriffe.“ Das 
gilt auch für die ſchleswig-holſteiniſche Landeskirche im betrachteten 
Zeitraume, obgleich fie fremde Religionsperwandte kannte; denn 
fie kannte fie nur als Ausnahme, nidyt als eine reguläre Ein- 
rihtung, wie die brandenburg-preußifche jeit Johann Sigismund. 
Dem zuſammenſchauenden Blicke aber konzentriert fi die Fülle 
der Erſcheinungen der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche in der 
Zeit vor der bemwußteren Einführung des {ndividualismus als 
Syitem des Lebens in das öffentlide Leben in fünf Bunkten: 

[Die fünf Punkte Kahls über Territorialis- 
mus und Staatskirdhentum.] 

1. Die Kirchengewalt war mit der Staatsgemalt 
verbunden. 

2. Das kirchliche Recht entitand auf dem Wege und in 
den Formen des ſtaatlichen Rechts. 

3. Die kirchliche Regierung wurde von Behörden 
taatlihden Urfprungs und ftaatliden Cha- 
rakters ausgeübt. 

4. Die Kirchenglieder murden vom Staate mit Auße- 
rem Zmwange zur Erfüllung ihrer kirchlichen Pflidten 
angehalten. 

5. Die Kirche war au in Wort- und Sakraments- 
verwaltung ein vom Staatenihtunterjdhiedener 
Xebenskreis.!‘) 

[Befamtergebnis: Die Kirche von 1542 —1831 
Staatskirche.] Der Beminn, den die hiermit beendete Unter: 
ſuchung der rechtlichen Stellung der Kirhe Schlesmwig-Holfteins 
jeit der Reformation bis zum Jahre 1831 gebrad)t hat, ergibt fi 
aus einem Vergleiche des Rejultats der gefhihtlihen Unterfuhung 


10) Rahl, ©. 263, a. a. D., über Territorialismus und Gtaats- 
kirchentum. 
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mit dem Gefichtswinkel, unter dem die Unterfuchung angeftellt 
wurde. Alles gefhichtliche Geſchehen wurde als Bewegung auf: 
gefaßt und alfo als Aeußerung von an fi nicht mahrnehmbaren 
Kräften. Es wurde angenommen, daß zu der jeweiligen For 
der Kirche, in der fidy ihre Stellung zum Staate ausprägt, jemeils 
befonders gruppierte Kräfte zufammengemwirkt haben und zu: 
fammenmirken. Dann wurde wieder von den an fich nicht mahı: 
nehmbaren Kräften als dem Hauptnenner alles Gefchehens zu 
ihren fihtbaren Wirkungen zurücdgekehrt und, da Bewegung fid) 
im Raume abfpielt, die jämtliden an der Bildung der Kirdye be: 
teiligten Kräfte als ihre Componenten unter Linien verjinnlidt 
gedacht, ebenfalls die ſchließlich componierte Kraft, die Reful: 
tierende. Dieje legte Linie, deren Ridytung im Laufe der Zeiten 
je nad) dem Spiele der Kräfte wechſeln muß und gewechſelt hat 
— mar bod) die Stellung der Kirdye im römifdyen Reiche eine andere 
als zur Zeit eines Innozenz HI —, nachzuzeichnen für die 
idylesmig-holfteinifche Landeskirdye in dem Zeitraume feit ihrer 
Entftehung bis zum Einbrudje des Individualismus in das öffent: 
lihe Leben um 1831, follte die Aufgabe des eben erledigten Ab— 
ihjnittes fein, um die Richtung, in der fid) die Kirche entivicelt 
hätte, feftzuftellen und zugleid) den Grad der Konftanz diefer Rich— 
tung feitzuftellen. Nach diejer Seftitellung jollte in einem meiteren 
Abfchnitte der Verlauf der Entmwicelungslinie während des Rin- 
gens des Individualismus gegen die vorhandenen Kräfte des öffent: 
lihen Lebens, alfo nad) 1831, gejudht, und wieder der Grad der 
Richtungskonftanz der Entmwidelungslinie feftgeftellt werden, um 
mit den beiden Urteilen, dem über die Zeit von 1542—-1831 und 
dem über ihre Fortfegung bis zur Gegenwart von 1831—1867 das 
Material zu einem Wahrjheinlicgkeitsurteile über die Richtung 
der Entmwickelungslinie nad) 1867, d. i. in der Gegenmart, zu haben: 
denn, fo wurde gejagt, bei ftarker oder völliger Konftanz der bis: 
berigen Richtung iſt es wahricheinlid), daß auch in der Gegen: 
wart die alte Richtung beibehalten ijt, und umgekehrt: wenn ein 
ftarkes Schmanken der Richtung in beiden vorsgegenmwartliden 
Epochen feftgeftellt merden mürde, jo würde dies Schmanken ent: 
weder in der Begenmwart fortdauern oder ein Umfchlagen in eine 
andere Richtung vermuten laffen. Das gewonnene Wahrfcheins 
lichkeitsurteil aber follte verglihen werden mit dem Urteil über 
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die Begenmart, das eine Unterfuhung der Gegenmart felber nad) 
einer befonderen Methode liefern würde. 

Was bat nun die Betradytung des Zeitraumes feit der Ent- 
ftehung der Landeskirdie Schlesmwig-Holjteins bis 1831 gezeigt? 
Cie zeigte eine Staatskirche, hängend im Prinzip in der 
erften Kirchenordnung von 1542, die ein Staatsgeſetz mar, und 
ferner eine völlig Ronftante Rihtungslinie,daz. 2. 
noch die nad) 1815'%) für gemiffe Unterkonfiftorien erlaffenen 
Regulative Gtaatsorgane gefchaffen haben und da eine neue 
grundlegende Kirchenordnung nicht ergangen ift. Die Abmeichung 
in die Richtung des Individualismus, die in der Toleranz gegen 
die fremden Religionsverwandten lag, ift nit nur dem Umfange 
nad) viel geringer gemefen als anderswo, 3. B. in Preußen, 
Jondern fie hat fi) ftets ihren Ausnahmedharakter bewahrt. 

Nunmehr ift alfo dem Plane gemäß der Zeitraum der be- 
mußten Berjuche zur Einführung des Individualismus ins öffent: 
liche Leben von 1831 bis zur Begenmwart zu unterfuchen, als deren 
Beginn für die jchleswig-holfteinifche Landeskirche der 1. Oktober 
1867, das Datum der Einführung der preußiſchen Verfaffungs- 
urkunde mit ihren kirchenpolitiſchen Grundſätzen, gefegt wurde. 

Es ift noch zu jagen, daß nad) 1867 Rein neues Bejeß erlaffen 
ift mit ausgejprodhen Anderndem Eharakter, daß teils die alten 
Einrichtungen geblieben find, daß aber auch neue Einrichtungen 
gekommen find, die in ihrer Bejamtheit die von der herrichenden 
Meinung behauptete Veränderung gebradjt haben Rönnen. Aber 
eine Vermutung beſteht, es herrſche nod) der 1867 bei Einführung 
der preußilchen Verfafjungsurkunde geltende Zuftand, der der 
Epoche feit 1831. Welcher war dies? 


B. 8. J. 2. c. PPP- Die [hleswig-holfteinifhe Landestirhe vom 
28. Mai 1831 bis zum 1. Oktober 1867. !°2) 
[Die Zeit von 1831—1867, die Epode der 
Bährungen.)) War die Epoche jeit Entjtehung der jchlesmig- 





ic) Negulativ für das Unterkonfiftorium zu Rendsburg vom 
11. September 1815; zu Stormarn vom 15. Junt 1818; zu Kiel vom 
13. November 1820; zu Oldenburg vom 26. Februar 1821, ſ. aud 
©. 162 f. 
162) fiber den kirchenredhtlichen Zuftand in den Herzogtümern ift 
man fih vor dem preußifhen Regime im Lande Jelbft auch nicht Rlar 
18 
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holſteiniſchen Landeskirche bis zum Jahre 1831 als dem Zeitpunkte, 
ın dem zum erjten Dale mit einiger Bewußtheit individualiftifche 
Gedanken in das öffentliche Leben eingeführt wurden, die Zeit der 
dynamifchen Durchjegung der neuen Denkungsart geweſen gegen: 
über der bisherigen kollektiviftifchen, fo ringt das neue Denken in 
der Zeit von 1831—1867 mit fteigender Bewußtheit und 
fteigendem Erfolge un den Gieg auf dem Felde des öffent- 
lichen Lebens: die Unerkennung des Individuums als Gubjekts 
und Faktors aud) des öffentlichen Lebens an Stelle bloß eines ein— 
digen „Freien“, des Fürften, fteht auf der Fahne. Der Broklamation 
der Menſchenrechte und ihrer Ronjequenten Bermirklichung ftrebt 
dies Drängen zu. In Schlesmwig-Holftein fiel diefe Entmwickelung zu: 
fammen mit der Erhebung der Herzogtümer gegen Dänemark, ja 
erihien fogar in ihr als ihrem Bewande. In die politifhen 
Greigniffe der Zeit von 1831—1867 ift darum aud) die Beftal: 
tung der Kirde, als ftofflid dem Denken angebörig, ein: 
gewickelt. Nicht finden ſich große jelbjtändige Kirchengeſetze 
von der Art der Kirchenordnung von 1542 (wenn auch die Schaf— 
fung einer ſolchen in einem Memorandum des Miniſteriums an 
den König vom 15. Februar 1856, Geſ.⸗ u. Min.⸗Bl. ©. 397, über 
die Niederfeßung einer Kommilfion zur Reform der Kirchenver: 
faffung angebahnt worden ift), fondern die prinzipiellen Süße 
über die Kirche finden ſich in den auffallend zahlreich er: 
gangenen Staatsgrundgejeßen der Epoche. Natürlich — denn 
war die Kirche bis dahin eine Staatsanftalt gemejen, jo mußten 
Staatsgrundfäße diefes Departements Erwähnung tun; in welchem 


gemefen. Denn auf ©. 356 des 7. Jahrg. des Correſpondenz— 
blattes, herausgegeben von Ashaufen 1836, Kiel, wird ein Propft 
Paulfen heftig angegriffen, weil er auf der GStändeverfammlung für 
Schleswig gefagt hatte: „Daß in unferem Lande die Gorge für das 
Kirchenweſen mit zu den Vorrechten Sr. Majeftät des Königs, als oberften 
Bifchof, gehöre“; — wozu der Angreifer bemerkt: „Wir meinen, daß die 
evangelifch-Iutherifhe Kirche in Schlesmig-Holftein eigentlid” ganz ohne 
alle Berfaffung iſt . ..“ — €. Michelſen, Aktenftüke zur Bejchichte 
unferer Zandeskirhe in den Jahrn 1848—1850 in den Gchriften des 
Vereins für fehlesmwig-holfteinifhe Kirchengeſchichte I, 1897—1900, 3. Bd. 
©. 8. 


195 


Sinne, das mußte zwingend der Beift des einzelnen Staatsgrund: 
gejeßes ergeben.?®®) 

[Die Regierungen feit 1831.] Abhängig alfo von 
der Regierung und, wie diefe von 1831 bis 1867 in verfchiedenen 
Händen gelegen hat, von deren verjchiedenen Gubjekten ift legten 
Endes die Beftalt der Kirche von 1831—1867 gemwefen. Dies find 
in dem fraglidyen Zeitraum die Subjekte der Regierung in Schles- 
mwig-Holftein gemeien: 

1. von 1831 bis zum 23. März 1848 der König von Däne:- 
mark; 


2. vom 23. März 1848 bis zum 22. Oktober 1848 die „proot- 
lorifde Regierung“ für den „nicht freien“ Landes— 
berrn; 

3. vom 22. Oktober 1848 bis zum 27. März 1849 die „ge: 
meinfame“ Regierung; 


163) Zurückſchauend betradytet hat übrigens die Epoche öffentlichen 
Lebens von 1831—1867 eine Art von Vorläufer in dem Kgl. Patent, 
betreffend die künftigen Berhältniffe und Verfaſ— 
fung der bisher deutfhen Reihslande Seiner Maje— 
ftät, vom 9. September 1806. Nach Auflöfung des Deutſchen 
Reiches wird befohlen: 

„Unfer Herzogthbum SHolftein, Unfere Herrfchaft Pinneberg, linfere 
Grafſchaft Rankau und Unfere Stadt Altona follen fortan unter der 
gemeinfamen Benennung des Herzogthums Holftein mit dem gefamten 
Staatskörper der Unferem kgl. Scepter untergebenen Monardjie, als 
ein in jeder Beziehung völlig ungetrennter Theil verbunden und ſolchem⸗ 
nad) von nun an Unferer alleinigen und unumſchränkten Bothmäßigkeit 
untermorfen fein. 

In Betracht der aufgelöfeten PVerhältnijfe diefer Unferer vor 
genannten Lande zu den bisherigen deutfchen Reichsgerichten verordnen 
und beitellen Wir Unſer bereits beftehendes Oberdicafterium zu Blück- 
ftadt, unter der Benennung Unferes Königlicyen Holfteinifchen Ober: 
gericdhts, zur höchſten Uns allein untergeordneten Yujtizbehörde in diefem 
Unferem Serzogthbum Holftein, neben mweldyer jedody das adelige Land- 
gericht unter Unferer alleinigen allerhödhften Autorität auf die bisherige 
Weife, bis zu andermeitiger Verfügung ferner beftehen fol.“ Im übrigen 
Tolle das alte Recht meitergelten. 

Das Befeß erhielt aljo im allgemeinen das alte holſteiniſche Recht; 
nur bezüglich der völker- und ftaatsredhtlichen Verhältniſſe trat eine 
Anderung ein, nit aber — und das interefliert hier — bezüglich der 
kirchenrechtlichen Verhältniife. 

18° 
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10. 


11. 


12, 


vom 27. März 1849 bis zum Februar 1851 die Statt: 
balteridhaft; 

vom Februar 1851 bis 1863/64 der König von Däne: 
mark; 

1864 nad) dem Einmarſche der Bundestruppen in Hol: 
ftein die Bundeskommijfäre des deutſchen 
Bundes, die die herzogliche Landesregie: 
tung einridteten; 

1864 in Schles wig diekaiſerlichöſterreichiſche 
und königlich preußiſche oberfte @Eivilbe: 
börde; 


. feit dem Wiener Frieden vom 30. Oktober 1864 fungierte fie 


aud in Holftein; 

jeit dem 12. Januar 1865 die gemeinfame Landes: 
regierung für die Herzogtümer Schleswig um 
Holftein; 

jeit dem 15. September 1865, dem Bertrage von Gaftein, 
in Shlesmig unter der oberjten Leitung des kRönig: 
li preußiſchen Bouverneurs und unter der 
Oberauffidt des königlich preußifcen 
Givilkommiffarius die Shleswigfhe Re: 
gierung, 

in Holftein unter dem R. R. öfterreidhifchen 
Statthalter die „Herzoglich Holfteinifde 
Yandesregierung“. 

Seit dem 31. September 1866, jeit dem Einmarfche der 
Preußen ein vom König von Preußen ernannter Ober: 
präfident; feitdem hat an der Spiße der Provin— 
gialregierung dauernd ein Dberpräfident geftan: 
den wie in den alten Provinzen Preußens. 


Alle diefe Regierungen haben Staatsgrundfäße verkündet, 
teils indem fie die beftehenden ausdrüklid aufrecht erhielten, 
teils indem fie neue Staatsgrundgejeße erließen. Diefe Staats: 
grundfäße find in folgenden Bekanntmadhungen enthalten: 


[Die Staatsgrundbeftimmungen feit 1831. 
1. 


Bom 28. Mai 1831 das Allgemeine Gejeß wegen Anord— 
nung von PBrovingialftänden in den Herzogthümern Schles— 
mig und Holftein (Ehron. ©. ©. 80); 


ot 


10. 


11. 


12. 


13. 
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. vom 15. Mai 1834 je eine Verordnung wegen näherer 


Regulierung der ftändifchen VBerhältniffe in dem Herzog: 
tume Schleswig (Holftein) (Ehron. ©. ©. 139); 

vom 15. Mai 1834 die Verfügung, betreffend eine provi- 
joriide Geridhtsordnung für das fchlesmwig-holftein-lauen- 
burgijche Oberappellationsgeridt in Kiel, für die Herzog: 
tümer Schleswig und Holftein (Ehron. ©. ©. 201); 

vom 15. Mai 1834 die Verfügung, betreffend eine der 
Provinzialregierung für die Herzogtümer Schleswig und 
Holftein auf Bottorp erteilte proviforifche Inftruktion, für 
die Herzogtümer Schleswig und Holftein (Ehron. ©. 
©. 263); 

vom 15. Mai 1834 je eine Verfügung, betreffend eine In— 
ftruktion und Gerichtsordnung für die dem fchlesmwig-hol- 
ftein-lauenburgifchen Oberappellationsgerichte zu Kiel un- 
mittelbar untergeordneten Landesdicafterien der Herzog: 
tümer Schleswig und Holftein (Ehron. ©. ©. 303); 

vom 28. Januar 1848 das Kanzlei-Patent, wodurch ein 
allerhöchſtes Refcript wegen Einführung einer Berfaffung 
zur öffentlichen Kenntnis gebradt wird (Chron. ©. ©. 21); 
vom 15. September 1848 das Gtaatsgrundgefe für die 
Herzogtümer Sclesmwig-Holftein (Ehron. ©. ©. 281); 
vom 27. Dezember 1848 das Befeh, betreffend die Grund— 
rechte des deutfchen Volkes (Ehron. ©. S. 733); 

vom 28. Januar 1852 das allerhöchſte Manifeft betreffend 
die Angelegenheiten der Monardjie (Ehron. ©. f. Schl. ©. 7); 
vom 15. Februar 1854 die Verordnung, betreffend Die Ber: 
faffung des Herzogtums Schleswig (Chron. ©. f. Schl. 
©. 149); 

vom 15. Juni 1854 die Verordnung, betreffend die Verfaſ⸗ 
fung des Herzogtums Holftein (Gef. u. Min.⸗“Bl. ©. 515); 
vom 2. Oktober 1855 das Berfaffungsgefeß für die gemein: 
fhaftlihen Angelegenheiten der Monarchie (Be. u. Min. 
Bl. ©. 257); | 

vom 10. November 1855 die allerhödjfte Bekanntmachung, 
betreffend eine nähere Beltimmung der befonderen Un- 
gelegenheiten des Herzogtums Schleswig; 
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14. 


15. 


16. 


17. 


18. 


19. 


20. 


21. 


22. 


23. 


vom 23. Juni 1856 die allerhödhjfte Bekanntmachung, be: 
treffend eine nähere Bejtimmung der befonderen Ange: 
legenheiten des Herzogtums Holftein (Geſ.⸗ u. WMin.:Bl. 
S. 222); 

vom 6. November 1858 das Patent wegen Aufhebung der 
Verfaffung vom 2. Oktober 1855 für die SHerzogtümer 
Holftein und Lauenburg (Gej.- u. Min.Bl. ©. 285); 
vom 8. November 1858 das Patent für das Herzogtum 
Holftein, wegen Aufhebung der 88 1—6 der Berordnung 
vom 11. Juni 1854, betreffend die Verfaffung für das ge: 
dachte Herzogtum, ſowie der allerhöchſten Bekanntmachung 
vom 23. Juni 1856, eine nähere Beftimmung der befon- 
deren Angelegenheiten des Herzogtums SHolftein betreffend 
(Bef.: u. Min.⸗Bl. ©. 286); 

vom 1. Dezember 1862 die Inſtruktion für die königlid 
bolfteinifche Regierung (Gef.- u. Min.Bl. ©. 221); 

vom 30. März 1863 die Bekanntmachung, betreffend die 
Berfaffungsverhältniffe des Herzogtums Holftein (Bef.: u 
vom 18. November 1863 das Brundgejeß für die gemein: 
Ihaftliden Angelegenheiten des SKönigreihs Dänemark 
und des Herzogtums Schleswig (Chron. ©. f. Schl. ©. 340); 
vom 6. Sanuar 1864 die Verfügung der Kommiffäre des 
deutfhen Bundes, betreffend die Centralvermaltung des 
Herzogtums Holftein (Holft.:2auenb. Geſ.⸗ u. V.Bl. ©. 13); 
vom 8. Februar 1864 die Bekanntmadhlung des königlich 
preußifhen Civilkommiffarius für das Herzogtum Schles— 
wig (Gef.- u. Berobl. f. Holft. u. 2. ©. 13); 

vom 7. Dezember 1864 die Bekanntmadjung, betreffend die 
übernahme ber k. R. öfterreihijhen und königlich preu: 
fiihen oberften Civilbehörde der Herzogtümer Schleswig: 
Holftein und Lauenburg (Bef.- u. Verobl. f. Holft. u. L. 
©. 366); 

vom 12. Januar 1865 die Verordnung der R. k. öfter: 
reihifhen und R. preußifchen oberften @ivilbehörbe ber 
Herzogtümer Schlesmwig-Holftein und Lauenburg (Gef. u. 
Berobl. f. Holft. u. 2. ©. 18); 


24. 


25. 


29. 


30. 


31. 
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vom 15. September 1865 die Bekanntmachung des R. preu- 
Bilhen Civil-Commiſſars für das Herzogtum Schlesmig, he- 
treffend die Organifation der Bermaltung im Herzogtum 
Schleswig (Berobl. f. Schl. ©. 2); 


vom 15. Ceptember 1865 die Verordnung des R. R. öfter: 
reihiihen Gtatthalters für das Herzogtum Holftein, be: 
treffend die Einjfegung einer Landesregierung für das Her: 
zogtum Holitein und die der Enticheidung des Statthalters 
vorbehaltenen Angelegenheiten (Berobl. f. Holſt. ©. 2); 


. pom 10. Juni 1866 die Proklamation des k. preußifchen 


Bouverneurs (Berobl. f. Holit. ©. 1); 


. vom 12. Juni 1866 die Bekanntmachung des Oberpräfiben- 


ten für Schlesmwig-Holftein (Berobl. f. Holſt. ©. 2); 


. vom 15. Juni 1866 die Bekanntmachung des Oberpräfiden: 


ten für die Herzogtümer Schleswig und Holftein, betreffend 
die Übernahme des Oberpräfidiums für Schlesmwig-Holftein 
in Bezug auf das Herzogtum Schleswig (Berobl. f. Holft. 
©. 9); 

vom 3. Dezember 1866 die Bekanntmadjung des Uber: 
präfidiums für Scleswig-Holitein, betreffend Die einſt— 
meilige Ordnung der holſteiniſchen Gentralvermwaltung 
(Berobl. f. SHl.-9. ©. 64); 

vom 24. Dezember 1866 das preußiſche Geſetz, betreffend 
die Einverleibung der Herzogtümer Holftein und Schles— 
wig in die preußiſche Monardie (Geſ.“S. ©. 875); | 
vom 12. \januar 1867 die königliche Ordre, betreffend die 
Ordnung der Verwaltung der Herzogtümer Schleswig und 
Holftein (Geſ.⸗“S. ©. 129). 


Mit diefen 31 Normen find dierehtlihden®rundlagen 
des Gtaats- und Verwaltungsrechts der Herzogtümer Schleswig 
und Holitein in der Zeit von 1831 bis 1867 bezeichnet. In ihnen 
ift naturgemäß aud) die Beftalt der Kirche, da fie im An- 
fange der Epoche ein Staatsdepartement mar, feitgelegt, 
nicht freilich fo, daß jede Regierung vollftändig mit den Brund- 
fügen ihrer Borgängerin gebroden und felber neue Grundſätze 
aufgeftellt hätte. Das ift vielmehr nur in der Zeit von 1848 ge- 
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Ihehen. Sondern oft befchränkte fi die neue Regierung darauf 
zu verkünden, daß fie nad) den bisherigen Grundſätzen meiter: 
regieren werde, aljo, obgleidy die Kirche garnicht nennend, dod 
ſtillſchweigend etmas über fie ausfagend. Die fämtliyen Normen 
werden nun auf ihren kirchenrechtlichen Gehalt zu prüfen fein. 


[Staatsgrundgejeg und Kirche.) Es liegt im 
Wefen des GStaatsgrundgefehes, daß es derjenigen Dinge Ermäh: 
nung tut, die nad) den Anſchauungen, aus denen es geboren mird, 
für den Staat relevant find. Wenn alfo in einem folden 
Geſetze ſich Beltimmungen finden über die „chriftliche“ Religion, 
fo ift daraus zu fchließen, daß die hriftlihe Religion für den Staat 
als ſolchen relevant fein foll; umgekehrt aber, wenn ein ſolches 
Geſetz der chriſtlichen Religion keine oder nur ganz unbedeutende 
Erwähnung tut, ſo ſpricht darin ſich die Anſchauung aus, daß für 
den Staat als ſolchen die chriſtliche Religion entweder nicht vor 
Bedeutung ſei, oder aber das Gegenteil, daß die chriſtliche Religion 
für den Staat etwas ſo Relevantes, Selbſtverſtändliches ſei, daß 
ihrer mit Bedeutung zu erwähnen überflüſſig erſcheint. 


ſlDie Geſetzevon 1831und 1834. Das erſte Staats: 
grundgeſetz der gegenwärtig betrachteten Epoche, das „Allge- 
meine Gefeß wegen Ynordnungnon Provinzial: 
ftänden indenHerzogtümernShlesmwigund Hol: 
ftein“ vom 28. Mai 1831, trifft felber Reine die GBrundtatfacen 
weder der Kirche noch des Staates berührenden Anordnungen, 
fondern kündigt nur den Rahmen an, in den eine neue beabfichtigte 
Verwaltungs und Gtaatsorganifation gefügt werden fol. Schon 
feine wenigen Bejtimmungen aber find bezeichnend: Das Geſetz. 
einfeitig vom abjoluten Könige erlaffen, zeigt deffen Abficht an, 
dern Zuge ber Zeit entipredyend, dem Volke eine angemeffene Teil: 
nahme am Staatsleben durd) Verleihung einer ftändifhen Ver: 
faffung zu geben; die ſtändiſche Repräfentanz foll an der Ber: 
waltung eine angemeffene Teilnahme haben. In diefer Beſtim— 
mung, die zunächſt auf die entſprechende der Wiener Bundesakte 
zurückführt, kommt ein Reſt jener Anſchauung zum Vorſchein, 
die den Staat unter völliger Verbennung des neuen Lebens ge— 
bildet ſah aus den drei natürlichen Ständen, dem status politicus. 
oeconomicus und ecclesiasticus. Der status ecclesiasticus war 
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diefer Anfchauung vom evangelifch-lutherifchen Staat die Zufam: 
menfaffung der Vertreter des ministerium verbi, alfo worauf es 
hier ankommt, Kennzeidhen für die KRonfeffionalität des Staates. 
Wenn nun in dem Grundgejege von 1831 die Geiſtlichen als 
Etand gedaht wurden — mas übrigens aud) nod) in den Ber: 
faffungsgefegen von 1854 gefchieht —, fo muß alfo für den Staat 
daraus geichloffen werden, daß er nad) dem Brundgefeße kons 
fejfionellen Charakter haben follte. Das Befeß von 1831 ift mithin 
ein Beiipiel für die Alternative, daß einer beftimmten Kirche uno 
Religion desmegen Reine prinzipielle Erwähnung ihrer Form ge: 
Ihieht, weil ihre Verbindung mit dem Staate als felbftverftändlid) 
angejehen wird. Die Richtigkeit diefer Deduktion wird bemiefen 
durch jene in dem genannten Grundgefeße angekündigten und 
auf feiner Bafis ergangenen Beftimmungen über den Ausbau der 
Verfaffung. 

Die Verordnung vom 15. Mai 1834 wegen näherer Regu: 
lierung der ftändifhen VBerhältniffe in dem Herzogtum 
Schleswig bez. Holftein — denn für jedes Land gefondert wurden 
Stände geihaffen — enthält zwar felber in religiös kirchlicher 
Beziehung nur eine einzige Beftimmung: es Rnüpft die Wählbar- 
Reit in die Ständeverfammlung an die Zugehörigkeit zur hrift- 
lichen Religion ($ 4), eine Beftimmung, die wegen ihrer All— 
gemeinheit nicht zur Konfeffionalität des Staates zu paffen ſcheint; 
macht fie doch nicht nur evangelifch-Iutherifche, ſondern aud) refor: 
mierfe und Ratholifche Ehriften wählbar und fieht fie ſomit ſchein— 
bar als regulären und nicht bloß als Ausnahme tolerierten Beftand- 
teil des Volkes, das durch die Stände vertreten werden ſoll, 
auch nicht-Iutherifche Ehriften an. Indeſſen paßt fie dody zu dem 
konfeffionellen Staatscharakter, da es fid) tatſächlich do) nur um 
Toleranz, d. i. um eine Ausnahme handelt; denn das genannte 
Bejeß bildet durch die gemeinichaftlidhe Beziehung auf das Geſetz 
vom 28. Mai 1831 mit den anderen in Yusführung dieſes Gejeßes 
ergangenen Verordnungen eine Einheit; und diefe, die die Ber: 
maltung und Quftiz neu organifieren, find entſchieden auf die Kon» 
feffionalität des Staates geftimmt. Die Rechtſprechung wird 
nämlid) in den unteren Inftanzen für ecclesiastica ſpezifiſch 
geiſtlichen Beridhten, ven Konfiftorien, übertragen. Diefe 
Konfiftorien find nad) Zufammenfegung und Kompetenz ſolche 
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alter Art.) Go heißt es in der Berfügung, betreffend eine 
Inſtruktion und Gerichtsordnung für die dem fchlesmigsholftein: 
lauenburgifchen Oberappellationsgerihte zu Kiel unmittelbar 
untergeordneten Landesdicafterien des Herzogtums Gchlesmig 
(Holftein): 

„gum Geſchäftskreiſe des Oberconfiftorii und des Landes: 
oberconfiftorii gehört lediglich die Entſcheidung ftreitiger, der 
geijtlidyen Gerichtsbarkeit nah den bisherigen geſetz— 
lihen Vorſchriften untermworfenen Rechtsſachen, rückfichtlich der 
Streitigkeiten über Vermögen und Einkünfte der Kirchen, 
Schulen und milden Stiftungen, unter den Einfchränkungen, 
mweldye die der Regierung in Entſcheidung von Differenzen über 
Kirhen: und Schulpräftanda beigelegte Kompetenz ergibt“ 
(8 22). 

Zu den genannten bisherigen geſetzlichen Beftimmungen 
gehören unter anderem aud) die Regulative aus den Jahren 1815 ff. 
für die Konfiftorien für Rendsburg, Stormarn, Kiel und Older: 
burg, aud) das Segeberger QJuftizreglement vom 9. Dezember 1740. 
Hiernady haben die Prediger und ihre Angehörigen, aud) die 
emeritierten, vor den Konfiftorien ihren allgemeinen Geridts 
ftand für alle ihre Angelegenheiten außer den Polizei-, Steuer: 
und fchmeren Criminalſachen (die delicta leviora kamen vor den 
Rirhenpifitatoren zur Entfcheidung), ebenfo — allerdings nur für 
Matrimonialfahen — die Organiften, Küfter mund Lehrer. Pie 
Zufammenfeßung dieſer Gerichte mar ebenfalls Ron: 
felfionell. An der Spiße der Konfiftorien ftanden der Amt: 
mann, der als Staatsbeamter evangeliſch-lutheriſch mar, neben 
ihm fahen der Probft und die beiden älteften Prediger bes 
Sprengels, als ſolche evangelifch-Iutherifch, und der Aktuar, bet 
aus demfelben Grunde wie der Amtmann evangelifh-lutheriid 
war. Das Oberkonfiftorium beftand aus fämtlidhen Wit: 


— — 


1%) Uber die Metamorphoſe der „Stände“ vergl. Philippowich, 
Grundriß der politifhen Ökonomie, 1. Bd., Neunte Aufl, Tübingen 1911, 
©. 198. — liber die Entmwickelung des Ständerechts zum Staatsrechte 
vergl. Lorenz v. Stein, Die Vermaltungslehte, Die Innere Ver 
waltung, Zmeites Hauptgebiet. Das Befoldungsmefen. 3. Teil, 1. Heft; die 
Zeit bis zum 19. Jahrhundert, Stuttgart 1884; ganz kurz umriſſen in 
wenigen Süßen, ©. 22, 
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gliedern des Obergerichts, dem Generalfuperintendenten und noch 
zwei anderen geiftliden Mitgliedern, war alſo ebenfalls konfeifio- 
nell. — Hierher gehört aud) eine Bejtimmung der Verfügung vom 
15. Mai 1834, betreffend eine der Provinzialregierung für die 
Herzogtümer Schleswig und Holjtein auf Gottorf erteilte provi- 
ſoriſche \nftruktion, für die Herzogtümer Schleswig und 
Holftein: 
„Die Regierung hat die GEonzeffion.... zur Ehe 
der Zuthberaner mitanderen hriftlihhen Glaubens: 
genoffen zu erteilen.“ (8 8.) 
Diefe Beftimmung, die dem modernen Empfinden nicht entfpridht, 
erklärt fich aus der Anfchauung, nad) der der Staat für das Geelen- 
beil feiner Bewohner zu forgen hat und der der Begriff des kon: 
feifionellen Staates ent|pringt; danach kann das mahre Geelenheil 
nur durd) die Zugehörigkeit zu einer beftimmten Kirche — denn 
nur eine könne die ridytige fein, mie es nur eine Wahrheit gäbe — 
gewonnen merden; welche, beitimmt der Staat; — diefe Anſchau— 
ung fand für Deutfchland in dem fomit aud für Holftein, nicht 
aber für Schleswig gültigen Sabe ihren Niederfchlag: Cuius regio 
eius religio. Für fie gefährden Ehen von Angehörigen ber vom 
Staate für ridtig erkannten Kirche mit Angehörigen fremder 
Kirchen das Geelenheit und find fomit zu verwerfen; wenn dennod 
bejondere Umftände fie ausnahmsmeife für die in Frage kommen: 
den beiden Perjonen nicht gefährlich erfcheinen laffen, fo gebührt 
das entiheidende Urteil über die Zuläffigkeit einer Ehe wegen der 
fozialen und perfönliden Wirkung dem Staate; diefer kann dann 
ausnahınsmweife von dem grundfählichen Eheverbot zmifchen den 
Angehörigen verichiedener Religionsparteien dispenfieren. Aus 
der vorliegenden Beltimmung ergibt fich ſolche Beforgtheit des 
Staates um das Geelenheil infonderheit feiner lutheriſchen 
Bemohner, weiterhin — da die ganze Anfchauungsmeife dem 
konfeifionellen Staate angehört — feine Konfeffionali- 
tat. Die Ronfeffionalität des Staates ift aber nicht eigentlid) das, 
was zur Diskuffion fteht, fondern vielmehr eine Konfequenz 
derfelben, das Staatskirdhentum — eine Konfequenz info: 
fern: Wenn der Staat Ronfelfionell ift und für das Geelenheil 
feiner Bemohner forgt, fo liegt es nahe, daß er aud) ihre Organifa: 
tion in feine Hand nimmt (d. i. die Kirche im organifatorijchen 
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Sinne) und zu einem Teile feiner felbft macht. Diefe Konſequenz ift 
nicht a priori, jondern a posteriori; denn die Organifation ift aud) 
neben dem für das Geelenheil jorgenden Staate möglich, wie denn 
Luther jelber für die Kirdye, die ihm die heilige Ehriftenheit mar, 
eine eigene Organijation erjtrebt hat. Sondern fie ift a posteriori, 
aus dem Notftande der Kirche ermadjlen; denn das GStaatskirdyen: 
tum ift die verneinende Antwort auf die frage, ob die Organifation 
der Kirche dem Staate gegenüber felbftändig, etmas Getrenntes 
ei. Die Organifation der Kirche aber blieb nad) 1831 — das 
ergeben die Beftimmungen von 1834 — die eines Staats: 
departements: das Subjekt der Organifation der evangeliſch— 
lutheriſchen CEhriften des Landes war nicht etwa die Befamtheit 
der evangelifch-Iutherifhen Chriften jelber, als Einheit gedacht, 
jondern der Staat. In der Anlage und dem Leben der Organifation 
Ipricht fi) das aus. 

Die Anlage einer Organijation geht von der Tatſache aus, 
daß Träger alles Lebens der Organifation Menfchen find. Eine 
planmäßige Ordnung diefer Menſchen im Hinblick auf das Wefen 
und den Zmeck der Organifation fo, daß eine Rleine Zahl eine 
hervorragende dirigierende Stellung einnimmt und die größere 
Anzahl, zu der indeffen aud) die kleinere Gruppe wieder gehört, 
geleitet wird, ift die Anlage; dreifältig ift fie: es find einzelne aus: 
gejondert, die die Gefeßgebung, einzelne, die die Rechtſprechung 
und andere einzelne, die die Bermaltung (oder mehrere diefer drei 
Begenftände zugleih) in Händen haben jollen. 

Das SubjektderBermaltung der Kirche ift in der 
Verfügung vom 15. Mai 1834, betreffend eine der Provingialregie- 
rung für die Herzogtümer Schleswig und Holftein auf Gottorf 
erteilte proviforifdhe Inftruktion, für die Herzogtümer 
Schleswig und Holjtein beftimmt morden. Es mar nidht eine eigene 
Kirhenbehörde in der Art, wie die herrfchende Meinung heute 
das moderne Ronfiftorium der fchlesmig-holfteiniihen Landes: 
kirche anfieht; fondern es mwar die beiondere, von den Staats— 
vermaltungsbehörden Dänemarks für die Herzogtümer Schlesmia 
und SHolftein „abgefonderte Bermwaltungsbehörde“ 
($ 1). Sie führte den Namen „Königlide Schlesmig: 
Holfteinifhe Regierung“. Ihre Zufammenfeßguna 
ift in den 88 44, 47, 48, 49 der genannten Verfügung beftimmt: 
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„g 44. Der Statthalter der Herzogtümer Schleswig und 
Holjtein ijt der Regierung, welche neben den außerordentlichen 
Mitgliedern bis weiter aus einem Präfidenten, acht Regierunfs- 
räthen und zwei Affefforen befteht, als Chef vorgefegt ... . .“ 

„S 37. Der Regierung werden zmei geiftlid)e Mitglieder 
tur die kirchlichen und Schulangelegenheiten beigeordnet, welche 
nad) Aufforderung des Präfidenten den Sißungen beimohnen 
oder ihre Vota über die ihnen zugeftellten Akten fchriftlich ab- 
geben. Ihnen liegt es insbefondere ob, auf Amtsführung und 
Wandel der Kirchen- und Schulbediente ihre Aufmerkfamkeit 
zu richten und die ihnen bekanntgemordenen Unregelmäßig- 
Reiten in der Negierung zur Spradye zu bringen.“ 

„Ss 48. Zum Behufe der Aufficht über die Belehrtenfchulen 
wird gleichfalls der Regierung ein außerordentlidyes Mitglied 
beigeordnet ..... e 

„Ss 49. Wenn Begenftände in der Regierung zur Verhand— 
lung ftchen, mobei es auf tedynifhe Kenntniffe ankonınit, jo 
find die in dem Fache angejftellten Beamten verpflichtet, fich in 
der Eißung einzufinden ..... x 

ad) diefen Beftimmungen beftand die Regierung aus 11 ordent: 
lichen Mitgliedern ($ 44), für Kirchen: und Schulangelegenheiten 
wurde fie ermweitert auf 13, für die Gelehrtenjchulangelegen- 
beiten auf 12 Mitglieder. Die zu den bezeichneten befonderen 
Angelegenheiten der Regierung befonders beigeordneten außer: 
ordentliden Mitglieder wurden für den befonderen Pflichten: 
Rreis Staatsbeamte, wenn fie es nicht jonft ſchon waren. Ihre 
Sunktion in der Regierung war fachlich mit der der tech— 
niſchen Beamten 3. B. Baufachverftändigen verwandt; wie 
diefe zu einer fachgemäßen Erledigung der Regierungsangelegen- 
heiten an den Sitzungen der Regierung bloß teilnahmen, fo mur: 
den die nad) 88 47 und 48 in die Regierung eintretenden Perſonen 
zu demfelben Zwecke außerordentlide Mitglieder der Regierung. 
Für das Mitglied für die Belehrtenfchul-Angelegenheiten ift das 
im 8 48 ausgejprodhen. Bezüglid der geiftlidyen Mitglieder 
ergibt fi) dies aus der Beltimmung des $ 47: „Der Regierung 
werden zwei geiſtliche Mitglieder für die Kirchen: und Schulange- 
legenheiten beigeordnet“, jowie aus dem Gebraude des Wortes 
„gleichfalls“ im 8 48; dies Wort bezieht fi) auf die Beiordnung 
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der geiftlicyen Mitglieder im vorhergehenden Paragraphen; es will 
anzeigen, daß das Mitglied für Gelehrtenſchul-Angelegenheiten die: 
jelbe Stellung in der Regierung haben foll, wie die geiftlichen 
Mitglieder; dadurch daß der 8 48 das Mitglied für Gelehrtenſchul— 
angelegenheiten als außerordentlidyes bezeichnet, jagt er zugleich. 
was übrigens — wenn aud) nicht mit voller Schärfe — im Worte 
„beigeordnet“ des $ 47 liegt, daß auch die geiftlihen Mit: 
giieder der Regierung außerordentlihe Mitglieder fein 
jellen. Es ift alfo nicht fo, daß für Kirchenangelegenbheiten die 
ſonſt Staatsangelegenheiten mwahrnehmende Behörde einen rein 
kirdhlidden Charakter gewönne, welcher Vorgang durch den Hinzu: 
tritt der geiftliden Mitglieder zum Ausdrucke käme, fondern viel- 
mebr jo, daß alle Angelegenheiten der Regierung, die in dein 
88 1 ff. beftimmt find, als Staatsangelegenheiten angejehen mer: 
den, nur aus Zmeckmäßigkeitsgründen mwird die Regierung für 
die genannten Angelegenheiten um zwei Mitglieder vermehrt. 
Kirhenangelegenheiten in dem Ginne, daß fie voii 
ven Staatsangelegenheiten, alseiner befonde: 
ren Organifation zugehörig, unterjdieden mürden, 
kennt diefe grundlegende Verfügung vom 15. Mai 1834 nicht; 
fie kennt lediglich Staatsangelegenheiten, Kirdyenangelegenbeiten 
nur als einen bejonderen Ausſchnitt aus ihnen. Subjekt der 
Urganifation der „Kirchenſachen“ iſt der Staat. 

Daß der Staat nur Kirchenſachen, aber keine Kirdye als 
Organifation kannte, daß er vielmehr jelber Subjekt der Organi— 
jation der Kirhenfadyen mar, ergibt epident die der jchleswig: 
holftein-lauenburgifhen Regierung, alſo der ſtaatlichen Bermal- 
tungsbehörde, zugemwiefene Kompetenz in Kirhenfaden 
($8 4-8 der Berfügung, betreffend eine der Provinzialregierung 
für die Herzogtümer Schleswig und Holftein auf Gottorf erteilte 
proviforifche Inftruktion, für die Herzogtümer Schleswig und Hol: 
ftein vom 15. Mai 1834). Gie bezieht ſich zunächſt in ausdrücklicher. 
Begenüberftellung zu allen anderen Angelegenheiten auf dic 
Kirhen-{und Steuer)fahen der Stadt Altona, eine Rege— 
lung, die deswegen um jo bedeutjamer ift, als für das übrige 
Sclesmwig-Holftein alle, aud) die bez. der Stadt Altona allein von 
der Kompetenz der Regierung ausgeichloffenen Ungelegenbeiten, 
zu deren Geſchäftskreiſe gehören; wird alſo der Stabt Altona eine 
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bejondere Ordnung gegeben, die der Kompetenz der Regierung 
entzogen ift, und merden andererfeits ihre Kirchen- und 
Steuerjfaden gleid allen anderen Provinzialfadyen der Re: 
gierung zugewieſen, jo offenbart fid) darin das Prinzip, die 
Kirchenſachen als Staatsjadhen zu behandeln. — Deut: 
licher aber erhellt dies aus den folgenden Beftimmungen; 8 5 ent- 
hält fie in nuce: 

„Die Regierung bat über die Erhaltung der Territorial- 
Episkopal- Turisdiktions ſowie Unferer fämtlichen 
Hobeitsredyte jorgfältig zu wachen.“ 

Das ift eine allein auf die fubjektiven Befugniffe des abfoluten 
Landesherrn bezogene Formulierung der NRegierungskompeten;z. 
Sie erjcheint ebenfo verjtändlidy, wie richtig ausgedrückt, wenn be- 
achtet wird, daß Dänemark-Schleswig-Holſtein abfolut regierte 
Staaten geblieben waren, da die neugeichaffene ftändifche Reprä- 
jentanz nur beratend, nicht befchließend war. Der Abfolutismus 
als Bemußtfeinsftadium Rannte nur Befugniffe eines Einzigen, 
des Monarchen, eben die im $ 5 genannten Redjte, jo daß man 
wohl jagen kann, die gejamte Regierungskompetenz fei in nuce 
im $ 5 genannt. Die Ausdrucksmeife jelber des 8 5 ift pleonaſtiſch— 
bombaftifh; wenn er vier Bruppen von Rechten nennt, jo find 
das im Ginne des Abjolutismus Reine mwejentlidy verfchiedenen, 
jondern nur gegenftändlicy unterſchiedene, auf den einen Haupt: 
nenner „Zerritorial“- oder „ſämtliche Hoheitsredhte“ beziehbar: 
Rechte; denn der Begriff Territorialrehte umfaßt Tämtliche 
Hobeitsredhte, aus denen die Episkopal- und Jurisdiktionsrechte 
nur einen Ausſchnitt darftellen.'*) Immerhin ift die befondere 
Erwähnung der Episkopalredyte neben den „ſämtlichen“ Hobeits- 
rechten bezeichnend dafür, dab aud) fie als ſtaatliches Recht ge- 
dacht wurden. Denn es hat die befondere Erwähnung der Epis- 
kopalrechte den Sinn nicht einer Begenüberftellung, fondern einer 
Aufzählung aus dem allgemeinen Begriffe. Die Kormulierung 
des 8 5 ift alfo gleichbedeutend mit diefer: „Die Regierung hat über 
die Episkopalredhte fo jorgfältig zu wachen, wie über Unfere 
ſämtlichen SHobeitsredte“; denn ſonſt erichienen Die Ber: 
bindungsmorte zwiſchen Episkopal- und -rechte „jo wie“ nicht in 
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zwei Wörtern, als wirklich gleichftellend in bezug auf das Prädikat, 
jondern in einem Worte „Jomie“, dann gleihbedeutend mit „und“, 
alfo aufzählend. Es iſt erfihtlih, daß im $5 nicht mehr dic 
Anſchauung maltet, die Albredt von Preußen von der Episkopal: 
hoheit hatte, daß fie ihm als Landesfürften einalienum offi- 
cium jei, jondern vielmehr die, daß die Episkopalrechte ein 
natürlicher Ausfchnitt aus den jämtliden Hoheitsredhten feien. 
Der Gebrauch des Wortes Episkopalredyte aber ift eine Tradition 
bei Aufzählung der Hauptrecdhte des Königs, zu denen begreif: 
licheriweife die Rechte über die widytige und ehemals fo fehr ein: 
flußreiche Kirdye gerechnet wurden. Go werden fie in mannig: 
fachen Unordnungen von anderen Rechten unterfchieden, zumal 
wenn die Anordnungen fid) auf die Kirche beziehen. Ein typiſches 
Beijpiel dafür find einige Seiten aus der offiziellen Cronhelmſchen 
Bejeßes-Sammlung (1749—1751). Die Sammlung jollte nad) dem 
porgedructen Erlaß die annoch in Holjtein gültigen Anordnungen 
enthalten. Gie ift nach den verfchiedenen Begenftänden der Staats: 
permaltung geordnet. Eine der jo entjtandenen Bruppen enthalt 
die „Kirchenfadyen“. Unter diejen befinden fid) zwei — die zitier: 
ten — Anweiſungen an den Beneraljuperintendenten über feine 
Pflihten. Beide gebrauden das Wort Episkopalbobeit be;. 
recht, beide in dem Sinne, daß der Beneralfuperintendent auf ihre 
Wahrung adten folle. Zwiſchen beiden aber, zwiſchen Num. VI 
und IX als Num. VIII (Num. VII ift nur eine Bermeifung) 
findet fic) eine andere Verordnung, die ſich mit einer Sade be: 
ſchäftigt, die wohl nicht wenig geeignet geweſen wäre, die Macht, 
d. i. die Episkopalhoheit des Königs zu jchmälern. Ihr Begenjtand 
find nämlid) die Synoden der Beiftlihen. Die Beftimmung, die 
durch die Verordnung getroffen wird, ift, daß die Abhaltung von 
Synoden künftighin nur mit königlicher Erlaubnis ftattfinden folle. 
Bergegenmwärtigt man fi) nun, daß feit diefer Verordnung Reine 
Cynoden mehr abgehalten find, würdigt man ferner die kate— 
gorifche Ausdrucksweiſe der Verhaltungsmaßregeln für den Gene: 
ralfuperintendenten, die die Wache über die EpisRopalredjte anbe: 
fehlen, fo fcheint mir die Gruppierung der Verordnungen nicht 
aufällig, der König von Dänemark fein oificium episcopale ſchon 
damals (1737) nicht mehr als ein officium alienum und den Zwang 
sur Ordnung der Kirchenſachen nidyt mehr als unangenehm em: 
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pfunden zu haben. Biel weniger wird er es aljo im Jahre 1834, 
nad) einem Jahrhundert abfolutiftifcher Anjchauung und Regierung, 
getan haben. Wenn alſo das Wort „Episkopalrecdhte“ im 8 5 ge: 
braucht wird, jo geichieht dies einerjeits infolge eines alten Brau- 
des, andererjeits aus einer felbjtgefälligen Eitelkeit, die fi an 
dem bombaftifchen Klange der Namen und Aufzählung der mehre— 
ren Kronrechte ſelber berauſcht. 

Was alſo im Jahre 1834 ſowohl wie im Jahre 1737 unter 
Episkopalrechten verſtanden wurde, iſt die Hoheit des Landesherrn 
in Kirchenſachen. Ihre Erwähnung im $ 5 hat lediglich die Be— 
deutung einer bejfonderen Nachdrücklichkeit, diefe Bedeutung aber 
auch ganz; und wenn diefe Episkopalrechte ausdrücklich in den 
Beichäftsbereich der Staatsbehörden vermiefen werden, fo ijt da: 
mit ausdrücklich wiederholt, daß fie nur als ein Ausſchnitt „Unferer 
fämtliden Hobeitsrechte“ angeſehen merden. 

Enthält der $ 5 mit den übrigen Kompetenzen der Regierung 
auch die in Kirchenfachen in nuce, fo werden fie in den folgenden 
Paragraphen näher bezeichnet (88 6—8). Belonders genannt jind 
als Begenftände ihrer Kompetenz folgende Kirchenfacdhen: 

1. Die Auffiht über das Leben und den Wandel der 
Beiftlichen; diefe Beftimmung ift nicht jo zu verftehen, daß die 
Regierung auf eventuelle Griminalvergehen der Geijtlichen zu 
achten hätte; denn dieje gehören, die graviora zur Kognition der 
ordentlichen Berichte, die leviora zu der der Eonfiftorien und Bifita- 
toren. Sondern fie deckt fi) mit einer modernen, die enthalten 
ift in der Dienftinftruktion für die altpreußiſchen Kon— 
fiftorien vom 23. Oktober 1817, die inhaltlid) heute auch für 
Schleswig-Holſtein gilt: 

„Demnad bat dasjelbe (das Konfiftorium) 


2. die Aufficht über die Amts- und moraliſche Führung 
der Geiſtlichen ...... Am Falle bemerkensmerter lin 
ordnungen ift das Konfiftorium befugt, außerordentliche 
Bifitationen zu veranlajjen;“ 

oder mie es in der im kirchlichen Amtblatte (Jahrgang 1868 ©. 3 
und Sahrgang 1876 ©. 47) fi findenden Zujfammenftellung der 
Reffortverhältniffe für Schlesmwig-Holitein heißt, wie fie ſich nad) 
der königlichen Verordnung vom 24. September 1867 geftalten: 
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„Das Konfiftorium hat: 


2. die Aufſicht und Disziplin über fämtliche evangelijd;- 
lutherifche Geiftliche, fomohl in Betracht ihrer geiftlidhen 
Amtsfübrung, als aud in Beziehung auf Wandel 
und leben.“ 

Tie Auffiht über Wandel und Leben der Geiftlichen ift eine ſpe— 
zifiſch Rirliche Angelegenheit; darum ift fie heute, der niudernen 
Empfinden entjpredhend, einer Behörde mit ſpezifiſch kirchlicher 
Kompetenz; zugewieſen; ihre Zumeijung an die Regierung im 
Jahre 1834 ergibt, daß fie vamals als Staatsfade ange- 
jehen wurde. 

2. Die Auffiht über die Lehre der Beiltlihen; fie gehörte 
1834 als Staatsfadye zum Rejlort der Regierung, während dies 
nad) modernem Empfinden die kirchlichſte Angelegenheit neben 
dem Dogma jelber ijt, die gedadyt werden kann; fie ift heute aud 
dem Konfiftorium zugemwiejen (cf. No. 2 der zitierten Zuſammen— 
ftellung). _ 

3. Die Erhaltung der kirchlichen Bebäude; aud fie 
ift heute Sache des Konfiftoriums, wenn aud) gerade auf dem Ge: 
biete des Baumejens das Intereſſe des Staates befonders ge: 
wahrt ift. 

4. Die zweckmäßige Verwendung des Kirchenver— 
mögens; aud) dieje wird heute als interne Angelegenheit der 
Kirche angefehen; allerdings hat der Staat das Recht der Einſicht 
in das Budget der Kirdye; im Jahre 1834 wurde fie ohne meitere 
Reflezion als Staatsfadye behandelt. 

5. Die Ergreifung von Maßregeln, aud) die Abhaltung 
von Spezialvifitationen zur Abftellung von Mißſtänden und 
Unordnungen. Aud) fie ift heute Sadye des Konfiftoriums. 

6. Die Erledigung „von Gtreitigkeiten, welche über Lei: 
ftungen und Zahlungen von Geiten der Untertanen an Kirchen 
etc... . etwa entjtehen möchten.“ Bezeichnend tft in diefer Be- 
ftimmung der Gebraud) des Namens „Untertanen“ ftatt etwa 
Kichenangehörige; denn der Staat von 1834 kannte prinzipiell 
nur Untertanen, nicht etwa ihnen gegenüber Kirdyenangehörige. 

7. Die Erteilung von Eonzeffionen zur Sauscopulation. 


($ 8). 
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8. Die Dispenjfation vom konfirmationsfähi: 
gen Alter ($ 8). 

9. Die Dispenfation zur Heirat vor abgelaufener 

geſetzlicher Wartezeit, im dispenfablen Grade der Verwandtſchaft 
und zur Ehe von Lutheranern mit anderen chriftlichen Glaubens: 
genoſſen ($ 8). 
Die aufgeführten Angelegenheiten find nad) heutiger Auffaffung 
jo menig Staatsangelegenheiten i. e. ©., daß fie den befonderen 
Kirhenorganen zur Regelung zugemwiefen find; mit Ausnahme 
allerdings der Dispenfation zur Heirat vor abgelaufener Warte: 
zeit, während die Conzeſſion zur Heirat im dispenfablen Grade der 
Verwandtſchaft heute nicht mehr in Deutfchland vorkommt. Das 
Bild, das die Bejamtheit der zitierten Beſtimmungen von der 
Bermwaltung der Kirchenſachen ermöglicht, ift ein gefchloffenes: 
Die Kirche war nad) den Beftimmungen des Jahres 1834 Staats: 
fade, das Subjekt der Bermwaltungsorganifation 
der Staat. 

Diefe Tatfade ıft auch in der Organifation der Juftiz 
ausgejproden. Es wurde eben ausgeführt, daß für die Beiftlichen 
etc. in den unteren Inſtanzen befondere geijtliche Berichte be- 
ftanden. Man könnte verfudht fein, darin ein Beiſpiel meiteft- 
nehender GelbjtändigkReit zu fehen, mie auch im früheren Mittel: 
alter bejonders in den Städten das Streben nad) eigener Berichts: 
barkeit zu den ausgezeichnetften Merkmalen des GStrebens nad) 
Celbftändigkeit zählt und mie heute in einem eigenen kirdjlichen 
Disziplinarverfahren für GBeiftlihe ein Hauptkriterium für die 
Celbjtändigkeit der Kirdye von Manchem gefunden wird. Durd) 
zwei Gründe wird dieſe Anfiht ad absurdum geführt: Durd) 
die Zufammenfeßung diefer „geiftlihen“ Berichte und durd) die 
Art des Inftanzenzuges. Nad) den Regulativen aus den Jahren 
1815 ff. 3. 2. ift die Zufammenfeßung folgende: Das Prä— 
fidium, der widhtigfte Poften in einem aus mehreren Berjonen be: 
ftehenden Bericht, lag beim Amtmann, einem dem heutigen Land: 
rate entfernt vergleihbaren Staatsbeamten. Beiliger waren der 
Bropft und die beiden älteften Beiftliden des Sprengels (Propftei). 
Diefe drei aljo waren geiftlidde Mitglieder, der Aktuar aber wieder: 
um Staatsbeamter ($ 1). Schon diefe Zujfammenjegung zeigt, 
daß von einer geiftlichen Gerichtsbarkeit um das Jahr 1834 Reine 
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Rede jein konnte, daß vielmehr, da das Präſidium bei einem Stants- 
beamten lag, aud) dieje Gerichte troß des Sißes von Beiftlidhen in 
ihnen Staatsgeriddte waren. Der Inftanzenzug ftellt diele 
Anfiht als gefichert feft. Denn die oberfte Inftanz wie für alle 
Berichte, fo aud) für die geiftlichen, mar nad) der Berfügung vom 
15. Mai 1834, betreffend die propiforiijhe Berihtsordnung für das 
Ihlesmwig-bolftein-lauenburgifye Oberappellationsgericht in Kiel, 
für die Herzogtümer Schleswig und Holftein das fchlesmig-hol- 
ftein-lauenburgiide Oberappellationsgericht zu Kiel. 
Der maßgebende 8 2 lautete: 


„In den Herzogtümern Schleswig und Holftein fteht dem 
Oberappellationsgeridgte nicht allein die Gerichtsbarkeit letzter 
Inftanz für alle zur Kompetenz der —— geiſtlichen 
Berichte gehörigen Streitigkeiten . . du. 

Das Uberappellationsgeriddt aber mar ini fein Z3ufammen: 
feßung ein Gtaatsgeridit; es beitand aus einem weltlichen Präſi— 
denten und acht weltlichen Räten ($ 19 der gen. Berf.). 


Als leßtes befonderes Hauptorgan für Kirchenſachen nad) 
1834 ift nod) der Beneralfuperintendent zu erwähnen. 
Kür feine Stellung waren damals nod) die älteren Beftimmungen, 
pornehmlid die Inftruktion vom 14. Dezember 1739, maßgebend, 
die im vorigen Hauptabfchnitte mit dem Reſultat geprüft find. 
daß er ein Staatsbeamter war. War er es damals, jo blieb er es 
auch, da feine Stellung verändernde Bejege im Jahre 1834 auf 
Grund des „allgemeinen Bejeßes“ von 1831 nicht ergingen. 


Was ſchließlich als Teßtes die Richlide Geſetzgebung 
betrifft, jo kann fie mit einem kurzen Worte erledigt werben: 
Die Frage ift, ob es jeit 1831 eine eigene kirchliche Geſetzgebung 
gegeben hat. Bor 1831 gab es fie nicht, da die Kirche Staats— 
kirche und der Staat abfolut regiert war. Nad) 1831 hat fich hierin 
nichts geändert; denn der Staat blieb abfolut, da die auf Grund 
des allgemeinen Befeßes von 1831 eingeführten Stände nur be: 
ratende waren, da kein bejonderes Bejeg über eine eigene Rird;- 
lie Befeßgebung ergangen ift und da auch in keinem ber er: 
gangenen Befeße, weder direkt — mas doch anzunehmen wäre — 
nod) indirekt, irgend eine Bemerkung über eine eigene kirchliche 
Befeßgebung enthalten ift. Auch in diefer Grundbeziehung blieb 
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es alſo beim Alten: Die kirchliche Befeßgebung blieb Staats: 
gejeßggebung, die Kirche felber ein Staatsdepartement. 

[Die Befege der Zeit um 1848.] Die nädjfte be- 
deutende Brundbejtimmung, die unterfudht werden muß, um zu 
erkennen, ob in der Zeit von 1831 bis 1867 die Kirche vom Staate 
frei war oder nidt, ift das Sanzlei:-PBatentvom 28. Ja— 
nuar 1848, „mwodurd ein allerhödftes Refcript 
wegen Einführung einer Berfaffung zur öffent- 
lihenKunbegebradhtmird“ Es ift — an Wirkung von 
Raum irgend einem Befeße der ganzen Geſchichte übertroffen — 
das berüdhtigte oder berühmte Patent, das durdy feine Ankünpi- 
gung einer Bejfamtftaatsverfasfung die Erhebung der 
Herzogtümer Schleswig und SHolftein oder, wie dänifche Geſetze 
und Verordnungen nad) 1851 fagen: den „Aufruhr in den Herzog: 
tümern“ bervorrief. Befondere auf die Kirche bezügliche Anord- 
nungen enthält dies Patent, das jelber nie zur Ausführung ge- 
kommen ift, nicht. Es kann aber aus ihm wohl geichloffen werden, 
mie die Regelung der Kirchenfachen in den neuen Befamtftaaten 
gedacht war: das ganze Patent war nur die Ankündigung der 
Bejamtjtaatsverfaflung; für diefe enthielt es den Rahmen. Die 
Yusarbeitung der Berfajfung felber innerhalb des bezeichneten 
Rahmens follten Vertreter des Bolkes übernehmen. Das Volk 
aber war nod) gedacht als aus drei Ständen beftehend; denn 
die Ritterfhaft und die Beiftlihkeit als ſolche follten ihre 
Abgeordneten in der vorberatenden Berfammlung haben, eine Ein- 
richtung, die weder der preußijche Landtag nod) der Reichstag 
mehr kennen. Man kann aus diefer Befitimmung vielleicht ſchlie— 
ßen, daß im neuen Bejamtftaate die Kirche, deren Vertreter 
als foldhe auf feine Grundlagen maßgebenden Einfluß haben follten, 
ihre enge Verbindung mit dem Staate als Staatsdepartement (mie 
feit 1831 und 1834) behalten follte. Indeffen völlig zwingend 
ift der Schluß nit und er dürfte Raum ausgeſprochen werden, 
wenn nicht ein anderes Moment ihn zu ftügen da mwäre, enthalten 
in folgender Beftimmung des Patents: 

„Durd) diefe ftändifche Verfaffung, welche Wir aus freier 
landesherrlihen Madıtoollkommenbeit erklären werden, wird 
in den allgemeinen Befegen vom 28. Mai 1831 und in den Ber: 
ordnungen vom 15. Mai 1854 ...... in der Verbindung dieſer 


214 


Herzogtümer (Schleswig und Holftein), in den Berbältnifien 
Unferer Herzogtüimer Holftein und Lauenburg zum beutiden 
Bunde und in den Verhältniffen Unferes leßtgedachten Herzo0g- 
tums nihts geändert werden.“ 
Yus dem Willen, „die Berfaffung aus freier landesherrlicher Macht— 
pvollkommenheit“ zu erklären, ſpricht der Beift der abfoluten Mo: 
nardie; abjfolut war ja aud) nad) den Beftimmungen von 1831 und 
1834 nod) der Landesherr, da die damals geſchaffenen Stände nur 
beratende Stimme hatten. Mit einem Federftride — formell — 
konnte der Zandesherr die bejtehende Berfaffung wieder befeitigen. 
Nun iſt zu beadhten, daß die Tatfadden des öffentlichen Lebens 
eines Zeitalters mit einander in Verbindung ftehen; denn fie 
werden aus demfelben Zeitbemußtfein geboren werden. Eine Tat: 
ſache des öffentliden Lebens der Vergangenheit ift die abfolute 
Monardjie gewesen; eine weitere, daß die Kirche zur Zeit der 
abfoluten Monardhie Staatskirdhe mar. Wenn alfo auch in Schles: 
wig.Holftein der Zufammenhang zwiſchen der Kirdde und der 
abfoluten Monarchie bisher beftanden hatte, daß die Kirche Staats: 
departement war, fo ift es nidyt unbegründet zu ſchließen: Weil 
der Beift der durd) das Patent vom 28. Januar 1848 angekündigten 
Berfaffung der der abjoluten Monardjie war, fo mußte die Kirche 
des angekündigten Befamtftaates Staatsdepartement werden. 
Mozu diefe Deduktionen aus einer niemals vermwirklidhten 
Ankündigung einer Verfaffung gemadyt merden, könnte einer 
fragen; worauf zu antworten: Berfaffungen werden aus dem Zeit- 
bemwußtfein geboren; auf das Bemußtfein der Zeit des Kanzlei: 
Matentes vom 28. Januar 1848 Rann aus dem Patent gefchloffen 
werben; es feftzujtellen in einer Epoche wildeſter politiiher Gärun: 
gen, ift von Wert, weil die Verfaffungen der gejamten Epoche zur 
Diskuffion ftehen, und damit das Zeitbemußtjein der gefamten 
Epoche. Oder um mit den Worten der Begründung für die Unter: 
fudung des Zeitraumes von 1831 bis 1867 zu reden: es follte feſt— 
geftellt werden, ob die Ricytungskonftante, die im Berhältnis von 
Staat und Kirdye zu einander zu Tage tritt, in der Zeit von 
1831 bis 1867 geradeaus verlaufen oder ob fie abgelenkt ift; dazu 
kann bie Feftftellung des Zeitbemußtfeins dienen, der Mutter 
des VBerhältniffes von Staat und Kirche. Feſtgeſtellt ift alfo, daf 
in der neuen Befamtftaatsverfaffung die Kirde als Staats: 
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kirche gedacht war, und damit, daß die Richtungskonftante bis 
zum 28. Januar 1848 geradeaus verlaufen ift. 

Diefe Feſtſtellung ift um jo wichtiger, als Raum zwei 
Donate Tpäter eine Bewegung losbrad), die in bemußtem 
und ungleich Ronfequenterem Zufammenhange mit den individua- 
liſtiſchen, „liberal“ genannten Ideen des neuen Zeitalters ftand. 
Zwar leiteten auch die Geſetze von 1831 und 1834 fi) von ihnen 
ab. Hieh es doc) in der Vorrede des allgemeinen Befehes wegen 
Anordnung von Provinzialftänden in den Herzogtümern Schles— 
mig und Holftein vom 28. Mai 1831: 

. Wie Wir mit Rückfiht auf Unferen für das Her: 
zogtum Holjtein erfolgten Beitritt zum deutjchen Bunde bereits 
früher befhloffen haben, für diefes Herzogtum eine den Zeit- 
umftänden und Berhältniffen angemeffene ftändifche Ver: 
faffung einzuführen, fo...... u 

weldye Erklärung ſich auf jene Beftimmung der Berfaffung des 
deutſchen Bundes bezieht, nad) der feine Mitglieder — eine Kon: 
zelfion an die Ideen des Bolkes der großen Zeit von 1813 — 
ſtändiſche Verfaffungen erlaſſen follten. Uber die Beftimmung der 
deutfhen Bundesakte und die aus ihr heraus erlaffenen ftändifchen 
Verfaffungen waren nur ein Rudiment der liberalen Tdeen von 
1813. Anders die Bewegung von 1848: mochte fie in politifcher 
Hinfiht unkluge Formulierungen enthalten — fie war ein offenes 
Bekenntnis zum Geifte der neuen Zeit, zunädjft in Deutichland 
felber, dann aber aud) in den Herzogtümern Holftein und Schles— 
wig. Darum bradden aud) die Grundgefeße ihres GBeiltes ganz 
mit den vorhandenen. Für die Frage der Gelbftändigkeit oder 
Uinfelbftändigkeit der Kirche gegenüber dem Staate in Schlesmig- 
Holftein nad) dem Beifte der neuen Gedanken kommen zwei Be- 
feße in Betradjt, das über die Brundredhtedesdeutfdhen 
Tolkes:®) als Grundlage aller anderen, das in Schleswig: 
Holfteinverkündet und damit zur Beltung gebradt ift 
am 27. Dezember 1848, und das Staatsgrundgefeß für die Herzog: 
tümer Schleswig und Holjtein vom 15. September 1848. 


166) Fiir die Rolle, die in aktiver und paffiver Weife die „Menſchen⸗ 
rechte“ gefpielt haben, vergl. Adolf Menzel, Mirabeau und die 
Menfhenredte, in Brünhuts Zeitfhrift für das Privat- und öffent» 
liche Recht der Begenmart, 34. Bd. ©. 435. 


216 


Die Beitimmungen des GStaatsgrundgefeßes vom 15. Gep: 
tember 1848 und der Grundrechte des deutfchen Volkes über 
Angelegenheiten der Religion find je in einem befonderen Abfchnitte 
enthalten, in den Grundrechten im Artikel 5, in dem Brundgefebe 
vom 15. September 1848 unter Num. VII. „Bon dem Berhältnis 
des Staates zu den religiöfen Gemeinfchaften“. Gleich die erfte 
Beftimmung (eigentlid ſogar ſchon die Ueberſchrift des ganzen 
Abſchnittes VII) ift bezeichnend für den Gegenſatz zwiſchen dem 
Beifte des neuen Befeßes und dem ber alten; fie lautet: 

„ver Staat gewährt allen Kirchen: und religiöfen Ge— 

meinſchaften gleihen Schuß“. 

Damit ift im Prinzip vom Staate eine Mehrheit von gleid: 
beredtigten religiöfen und Kirchengemeinfchaften anerkannt. Der 
Staat ift nit mehr Ronfeffionell. Dem alten Regime 
märe eine ſolche Berfaffungsbeftimmung nit möglid) gemwefen; 
tatfählich findet fi) aud) in keinem feiner Befeße eine ähnliche: 
denn der Staat kannte prinzipiell nur eine religiöfe Wahrheit, 
vertreten von der Kirche, zu der er fi) ſelbſt durch fein Oberhaupt 
bekannte; er kannte dementjprechend aud) nur eine einzige Or: 
ganijationsart einer religiöfen Gemeinfchaft, eine folche, deren 
Cubjekt er felber mar. Wenn dennod) im Staate fid) Angehörige 
anderer Religionsparteien befanden und ſogar Organijationen be- 
jaßen, fo waren fie vom Staate nur als Ausnahme zugelaffen, nicht 
aus religiöfen, jondern profanen, meift wirtſchaftlichen Motiven; 
nicht in toto wurde eine ſolche „fremde“ Religionspartei im Lande 
zugelafjen, jondern vermöge eines an eine beftimmte Stadt oder 
eine bejtimmte Landſchaft verliehenen Privilegiums durfte fie fid) 
dort, aber auch) nur dort, niederlaffen und fit im Rahmen des 
Privilegs betätigen. — Ganz anders das Grundgejeß, deſſen Be: 
ftimmungen alle mit der äitierten auf einer Linie ftehen und den: 
felben Geiſt atmen, fo die Beitimmung über die Bewährung der 
Bekenntnisfreibeit, der Kreiheit der Bildung neuer Religionsgefell- 
haften und der gemeinfamen NReligionsübung, jo aud) die Be: 
ftimmung über die Verleihung von Korporationsredyten an religiöfc 
Benoffenichaften; ihr Beift ift der Beift der Grundrechte des deut: 
ſchen Bolkes. Diejen bringen fie auh ftaatskirdenredt: 
lid, was bier von Bedeutung ift, zum Ausdrucke. Bor den 
anderen ragt der 8 [7 des Artikels 5 hervor: 
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„jede WReligionsgefellihaft ordnet und verwaltet ihre 
Angelegenheiten jelbftändig, bleibt aber den all: 
gemeinen Staatsgejfeßen unterworfen. Steine 
Religionsgejellihaft genießt vor anderen Vorrechte durch den 
Staat; es bejteht fernerhin Reine Staatskirdhe.“ 

Diefe Bejtimmungen find nicht bloß kühle Evolutionen eines Ge— 
dankenſyſtems, jondern das Zeichen des Begenfäßlichen tragen fie 
an der Stirn: der Kampf mar ihr Pate. Befonders das Wort: 
„Es beiteht fernerhin keine Staatskirche“ hat diefen Charakter. Es 
bejagt, daß das neue Staatsgrundgefeß auf einem anderen Boden 
jteht als das alte Recht und daß der ausgeiprodhene neue Bedanke 
im Kampfe mit dem, den er verneint, geboren wurde. Nur Ronje- 
quent ift es, menn es vorher heißt: „Reine Religionsgejellichaft ge- 
nießt vor anderen Vorredhte durch den Staat“, da das größte mög: 
liche Borrecht, durch den Staat felber organifiert zu fein als ein Teil 
jeiner felbft, für jede religiöfe Bemeinfchaft verneint wird. Ebenſo 
konfequent aud der pofitive Ausdruk: „Tede Religionsgefell- 
ihaft ordnet und vermaltet ihre Angelegenheiten jelbjtändig.“ 
Wenn es aber heißt: „... . . bleibt aber den allgemeinen Staats: 
gejeßen unterworfen“, fo entfpringt das aus einer anderen An- 
fhauung, der nämlich, daß der Staat die Herridhaft über alle 
Willkür im Staate feiner Natur nad d. h. in Konfequenz 
des GStaatsgebankens bat und daß vor ihm als der fozialen 
Willkür ſchlechthin alle Willkür als vor ihrem Herrn gleichbe- 
recdhtigt, aber auch gleidy gebunden ift. Hier, in diefem Worte, 
handelt es ſich nicht mie bei den anderen um eine rechtsgeftaltende 
Beltimmung, fondern um den Ausſpruch der Erkenntnis einer 
Tatfache, die heute an fi iſt. Die Erkenntnis jchließlid, daß 
religiöjes Bekenntnis und bürgerliche und jtaatsbürgerliche Rechte 
wefentlid nichts miteinander gemein haben, bemegt den Staat 
zu dem Verbote ihrer praktifhen Verquickung, infonderheit zu 
dem Berbote, daß der Benuß der bürgerliden und der ftaats- 
bürgerliden Rechte durch das religiöfe Bekenntnis nicht bedingt 
oder befchränkt werden und andererjeits, daß den ftaatsbürger: 
lihen Pflihten durch das religiöje Bekenntnis Rein Abbrud) ge- 
ihehen darf. All das kannte das ancien regime nicht: infolge des 
organifatorifchen Notftandes der Kirche zur Reformationszeit hatte 
der Staat einft die Organifation der Kirdye unter den Aujpizien 
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der allgemeinen Tendenz zur Zentralifierung aller Willkür 
übernommen. Das mar Reine inkonfequente Sandlungsmeife ge: 
mejen, da er nur homogene Elemente, nämlich Willkür, in feine 
Hand bekam. Ankonfequent wurde er erft, als er Un-Willkür— 
liches, nämlich Religiöfes, mit Willkürlihem, nämlidy mit Organi: 
jation, fo ſehr verquickte, daß er den Benuß bürgerlider und 
ftaatsbürgerlidyer Rechte an das religiüfe Bekenntnis band, das 
er jelber durch fein Oberhaupt hatte. 


[Die Befege der Reaktion bis 1863.] So menig 
nun reiner Individualismus der adäquate Ausdruck bes Lebens 
ijt,’°7) fondern fo ficher, als diefes Rollektiviftifche Elemente weſent— 
li) enthält, fo wenig konnte der Individualismus als Bedan- 
kenſyſtem einfeitig herrſchend bleiben, jo wenig konnte aud) deffen 
Ausdruck: das Staatsgrundgefeß vom 15. September 1848 und das 
Geſetz über die Grundrechte des deutfchen Volkes, das Volksleben 
dauernd beftimmen. Eine Reaktion mußte kommen. Sie kam 
im Bunde mit einem ftarken Gegner, mit dem ancien régime, und 
zwar um fo Ichneller und einfeitiger als der Individualismus, fage 
Liberalismus, einfeitig geherrfhht hatte. In Schlesmwig-Holftein 
mar der Einzug des Individualismus geknüpft gemefen an die 
politiihden Vorgänge, an die Erhebung der Herzogtümer gegen 
Dänemark; mit deren unglüklidem Ausgange brach auch feine 
Herrihaft zufammen vor der Reaktion im veränderten Bemwande 
des alten Regime, das mit einigen Reften des Individualismus 
konziliant zu fein ſuchte: Die im Jahre 1854 für Schleswig und 
Holftein errichtete ftändifche Vertretung erhielt ftatt nur beratende 
beichliegende Befugnis. Das Staatskirdhenredht blieb das alte:!°°) 


19) S. au Barth, Die leitenden Ideen des 20. Jahrhunderts (Die 
deutfhe Schule, Zeitfchrift, im Auftrage des Deutſchen Lehrervereins 
herausgegeben, XVIII. Ig. Maibeft 1914, ©. 278 ff.) Troeltſch, Das 
Weſen des modernen GBeiftes, in den Preußiſchen Jahrbüchern 1907, ©. 1 ff. 
S. 37: „Aber es gibt keinen Individualismus als folhen, fomenig mie 
den Fortſchritt als foldyen“, und ©. 36: „Die moderne Welt ijt Rein ein: 
beitlihes Prinzip.“ 

188) Wie fehr übrigens „nad Niedermerfung des Wufruhrs in den 
Herzogtümern“ die Kirche praktifch reines Staatsinftrument mar, läßt ſich 
erfehen aus dem II. Schmarzbudje über die dänifhe Mißregierung im 
Herzogtum Schleswig: Kirche und Schule im Dienfte der Danifierungs:- 
beftrebungen, Kiel 1864. Auf diefe „Schwarzbücher“ hat Dr. Neuber 
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Bier Gejeße find es, in denen das neue alte Staatsredht zu: 
nächſt formuliert murde: 


1. Das allerhödjfte Manifeft vom 28. Tanuar 1852, betref- 
fend die Angelegenheiten der däniſchen Monardie; 

2. Die Berordnung vom 15. Februar 1854, betreffend die Ber-. 
faifung des Herzogtums Schleswig; 

3. Die Verordnung vom 15. Juni 1854, betreffend die Ber- 
faifung des Herzogtums Holſtein; 

4. Die Verordnung vom 26. Auguft 1854, betreffend die Ber: 
faffung der däniſchen Monardie für deren gemein: 
ſchaftliche Angelegenheiten. 

Das erjte diejfer vier Bejeße hatte diejelbe Bedeutung mie 
das allgemeine Bejeß vom 28. Mai 1831; es war eine Ankün— 
digung des Erlaffes von Berfaffungen für Schleswig und Hole 
ftein, zugleih den Rahmen der Berfaffungen enthaltend. Geine 
politiihen Anordnungen, der große Schmerz aller Schleswig-Hol- 
fteiner, find bier jomeit gleihgültig, als fie nicht die kirchlichen 
Berhältniffe berühren. Seine bedeutfamfte politiſche 
Beitimmung aber war auch für die Kirchenſachen der Herzog: 
tümer von einjchneidender Bedeutung Der Zmed des Geſetzes 
mar nämlid), die Einverleibung Schleswigs in das Königreid) Düne: 
mark vorgubereiten, unter Trennung von Holftein und Nichtachtung 
jenes einft von Ehriftian dem Erjten zu Riga (1460) beſchworenen 
Verfpredhens, „up ewig ungedeelt“ die Herzogtümer zu belaffen. 
Man faßte zu dem Ende alle drei Länder als eine Einheit 
auf innerhalb deren die einzelnen Teile eine befondere Stellung 
einnahmen. Bildete Holftein „einen felbjtändigen Teil der 
Unferem königlihen Scepter untergebenen däniſchen Monardie“, 
„mit derfelben durch das unter dem 31. Mai v. J. von Uns erlaffene 
Thronfolgegefeß für die däniſche Monarchie auf immer vereinigt“, 
fo war „Shlesmig ein unzertrennlider Zubehör Unferer 
däniſchen Krone“. Dementiprehend murden drei Arten von 
GStaatsangelegenheiten unterfdieden, nämlid) der ganzen däniſchen 


am 26. Mai 1914 bei der Begründung feiner “nterpellotion „betr. Be- 
feitigung der durch den Nationalitätenkampf in die Bevölkerung Nord: 
ſchleswigs hineingetragenen Beunruhigung“ im preußifchen Herrenhaufe 
Bezug genommen (©. 334 der Verhandlungen). 
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Monarchie gemeinfchaftlicdye, befondere des Herzogtums Holitein 
und bejondere des Herzogtums Schleswig. In Anpaffung an diefe 
Verfaſſung wurde die Verwaltung geändert: Die gemeinfchaftlichen 
Angelegenheiten murden dänijhen Minifterien zugemiefen, wäh— 
rend für die bejonderen Angelegenheiten der Herzogtiimer befon: 
dere Minifterien, das Minifterium für das Herzogtum Schleswig und 
das für Holjtein eingerichtet wurden. Dadurd), daß diefen beiden 
Minifterien die Verwaltung der Angelegenheiten je eines Herzog: 
tums zugewieſen murde, waren beide funktionell von einander 
getrennt, da die Sclesmwig-Holfteinifhe Regierung aufgehoben 
wurde. An der Auffaffung der Kirchenſachen als Staats: 
ſachen murde aber nichts geändert; bis auf den leßten Reſt 
wurde in diefem Punkte die individualiftifhe Auffaffung aus den: 
Staatsleben geftrihen. Die dies dekretierende Beſtimmung des 
Manifeftes lautet: 
een Die früher zum Reffort der Schleswig-Holſtei— 
nifhen Regierung gehörigen Geſchäfte follen, infomweit fie das 
Herzogtum Schleswig betreffen, von dem Minilterium für das 
Herzogtum Schleswig, infomeit fie die Herzogtümer Holftein 
und Pauenburg betreffen, von dem Minifterium für die Hering: 
tümer Holftein und Lauenburg nad) den beftehbenden Wor- 
ſchriften ..... wahrgenommen werden.“ 
Da die Kirchenſachen, wie oben ausgeführt, zum Reſſort der 
Schleswig-Holſteiniſchen Regierung gehört hatten, ſo wurden ſie 
alſo jetzt Angelegenheiten der beſonderen Miniſterien. Mit dieſer 
überweiſung allein iſt noch nicht direkt geſagt, daß ſie wieder 
als Staatsangelegenheiten angeſehen wurden; denn es wäre mög: 
lich geweſen und das betreffende Miniſterium nur die Staats— 
aufſicht hätte üben ſollen; aber der Zuſatz, daß die beſonderen An— 
gelegenheiten und alſo die Kirchenſachen „nach den beſtehen— 
den Vorſchriften“ von den beſonderen Miniſterien ſollten wahr— 
genommen werden, fagt es. Damit iſt ihre Behandlung als Staats: 
angelegenheiten ungmeideutig dekretiert. 

Diele Vorſchriften des Manifeftes von 1852 find der Rahmen, 
in dem ſich die Beftimmungen der drei übrigen genannten Geſetze 
bewegen. In der Verordnung vom 26. Juli 1854 über die ge- 
meinſchaftlichen Wngelegenheiten der dänifhen Monardjie 
fteht nur eine das Staats-Kirchenrecht betreffende Bejtimmung: 
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„Der König joll der evangelifh-lutherifhen 
Kirche angehören.“ (8 5). 

Sie jagt nichts Neues gegenüber den Geſetzen von 1831 und 1834, 
jondern |pridt nur etwas ausdrüklid) aus, mas damals der 
näheren Erwähnung nicht für wert, weil felbftverftändlich, gehalten 
wurde; denn im König bekannte fih ja der Staat zur 
Staatskonfeilion, dejfen Konfeffionalität in den übrigen Beftim- 
mungen hinlänglich feftgeitellt mar. — Ein wenig eingehender be- 
jtimmen die beiden anderen Geſetze die Kirchenſachen als Staats: 
angelegenheiten, So die Verordnung vom:15. Februar 1854. In 
nuce fagt es der $ 1: 


„Die Ausübung der [jouperänen Regierungsgemalt in 
Unferem Herzogtum Schleswig mwird in Betreff der bejonderen 
Angelegenheiten desfelben durd) die nachſtehenden Vorſchriften 
näher beftimmt.“ 


Hier ift von der fouveränen Regierungsgemalt als der Staats: 
gewalt die Nede, deren Ausübung durd) die nadjtehenden Vor: 
ichriften geregelt werde. Da zu den in den nadjftehenden Bor: 
fohriften genannten Angelegenheiten als dem Objekt der Regie- 
rungsgemwalt aud die Kirchenfadhen gehörten, jo waren fie alſo 
unter die Objekte der Regierungsgemalt fubfumiert, maren alio 
Staatsangelegenheiten. Die bedeutjamfte der nachſtehenden die 
Ausübung der fouveränen NRegierungsgemalt in SKirchenfachen 
regelnde Vorſchrift, 8 3, fagt nun über die Kirchenſachen nichts 
Ausdrückliches; fie behandelt fie ohne befondere Nennung 
den übrigen „befonderen“ Angelegenheiten des Herzogtums 
Schleswig glei unter Bezugnahme auf die ent|predyende Be: 
ftimmung des Manifeftes vom 28. Januar 1852, das oben ſchon 
gewürdigt wurde. $ 3 jagt nur, daß 


„binfichtlich derjenigen Gegenjtände, welche nad) Unſerer Aller: 
höchſten Bekanntmahung vom 28. Januar 1852 zu dem amt: 
lihen Wirkungskreife Unferes Minifteriums für das Herzog: 
tum Scyleswig gehören“, 


diejes Herzogtum feine eigene Befeßgebung und Verwaltung haben 
iolle.. Darin liegt implicite die Regelung der Kirchenange— 
legenheiten als Staatsangelegenheiten. 8 4 bringt dies fozufagen 
auf einen dogmatiſchen Ausdruck: 
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„Die evangeliſch-lutheriſche Kirche ift die Landeskirche 
Unjeres Herzogtums Schleswig.“ 

Hier zum erften Male fällt im fchlesmig-holfteinifchen Kirchenrechte 
der Ausdruck Landeskirche und zwar als terminus für einen 
beitimmten Zuftand der Kirche im Herzogtume Schleswig allein, 
nicht etwa — und das ift nad) der bisher gemeinfamen Gejdidte 
der beiden Herzogtümer auffallend — für Schleswig-Holftein als 
Einheit. Damit ift der GBegenftand des ftaatskirchenredtlicen 
Beiftes der Berfafjung, der in den übrigen Beftimmungen ver: 
wirklicht ift, nody ausdrüdlidy betont, und zwar gegenüber det 
Beftimmung der Brundredite: „Es befteht fernerhin keine Staats 
kirde“. Wenn es aljo weiter im 8 4 beißt: 

„Ihre (der Landeskirche) Einkünfte dürfen nicht geſchmä— 
lert und nur zu den Zwecken diefer Kirche verwandt werden”, 

fo darf hieraus nicht geichloffen werden, daß die Landeskirde ein 
befonderer Organismus fein follte; fondern es follte das kird; 
lihen Zwecken gemidmete Vermögen diefen Zmecken erhalten 
bleiben. Weberhaupt mollte die zitierte Beftimmung einer Gefahr 
vorbeugen, die nur möglicd fein kann, wenn die Kirdje kein 
eigener Organismus iſt; denn ift die Kirche ein eigener Organis 
mus, fo kann ihr Vermögen ihren Zmecen nidyt entzogen werden, 
dafür forgt fie felbft; anders wenn fie Staatsdbepartement ift. Daß 
es fi in den Kirchenzwecken aber tatſächlich um Staatszmede 
handelte, erhellt, wenn es ferner heißt: 

— (Die Einkünfte dieſer Kirche) ſollen, inſoweit es 
zur Erfüllung dieſer Zwecke notwendig iſt, aus Unſerer Kaſſe 
ergänzt werden. Die Geiſtlichen dieſer Kirche ſollen an der 
Beaufſichtigung des Schul- und Armenweſens in der bisherigen 
Weiſe auch fernerhin Anteil nehmen.“ 

Denn „Unfere Eaffe“ war die Staatskaffe, aus der 
Zuſchüſſe mangels befonderer Beftimmung und Qualifikation nut 
au Staatszwecken erfolgen; eine bejondere Beftimmung und Quali: 
fikation liegt nicht vor, befonders kein Dotationsverfpreden, wie 
es im deutfhen Reiche nad) dem Reichsdeputationshauptfchluß von 
1803 den Kirchen gegeben worden war. Auch daß die Beiftligen 
diefer Kirche an der Beaufjichtigung und Verwaltung des Schul⸗ 
und Armenweſens, alſo an nicht im eigentlichen Sinne hirchlichen. 
fondern mit diefen nur gefhichtlid im Zufammenhange ftehenden 


223 


Staatsangelegenheiten, in der bisherigen Weife Anteil nehmen 
jollten, zeigt in diefem Zufammenhange die Auffaffung der Kir— 
chenſachen als Staatsſachen. Ebenfo $ 5: 

„Rur evangelifche Ehriften können Kirchen: und Schul: 
patrone jein oder an der Verwaltung des Kirchenregimentes 
oder Vermögens der evangelifch-lutherifchen Kirche Anteil 
nehmen ..... u 

Diefe Beftimmung felber ift nicht das Beweismittel; auch hier ift 
es viel mehr der Zujammenhang, die Aufnahme der Beftimmung 
in ein Gtaatsgrundgejeg. — Ebenjo wenn im $ 10 die Verſamm— 
lung der Provinzialftände des Herzogtums Schleswig als das ge- 
feglide Organ der Stände dieſes Herzogtums bezeichnet mer: 
den und wenn fejtgefegt wird, daß BertreterderBeiftlid- 
Reit als ſolcher an ihr teilnehmen follen. Denn die Beift- 
lichkeit als Stand ift nad) der entfprechenden Anſchauung 
pom Gtaate ein Ronftitutiver Faktor des Staates, 
der fie zujammen mit den anderen Ständen ift. Daß die GBeift- 
lichkeit tatſächlich als Stand im alten Sinne gedacht war, ergibt 
der Anhang des gegenwärtig behandelten Gefeßes Littr. B, das 
die Zufammenfegung der Provinzialftände der Herzogtums Schles— 
wig regelt. Demnad) mählte die BeijtlichReit des Herzogtums 
Schleswig als jolde aus ihrer Mitte fünf Abgeordnete; zum 
3mecke diejer Wahl wurde das Herzogtum in fünf geiftliche Wahl: 
diftrikte eingeteilt etc. — Die eigentliche Bemweiskraft liegt aud) 
bier neben dem Materialen der Anordnung darin, daß der Staat 
und nicht die Kirche oder die Beijtlichkeit die Anordnung traf. — 
Ebenjo auch, aber ein wenig ſchwächer, wiegt $ 20, daß die Zu- 
gehörigkeit zum dhriftlihen Bekenntnis Bedingung der Wählbar- 
keit in die VBerfammlung der Provinzialftände fein foll. 

Bon diefen Beltimmungen für das Herzogtum Schleswig 
unterfcheiden fid) die für das Herzogtum Holftein der Verord— 
nung vom 15. Quni 1854, betreffend die Verfaffung des Herzog: 
tums SHolitein, nicht weſentlich. Wie Schleswig, jo hatte aud; 
Holftein feine Kirchenangelegenheiten als bejondere, und zwar 
als Staatsangelegenheiten. Eine ausführlide Beſprechung kann 
alfo füglich unterbleiben. 

Nicht lange haben die Berfaffungen des Jahres 1854 ge: 
eolten. Schon im Jahre 1855 mwurden fie abgeändert durd) eine 
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iogenannte Befamtfjtaatsverfaffung. Das entipredhende 
Geſetz ift das Berfaffungsgefeß für die geemeinfhaftliden 
Angelegenheiten der Monardie vom 2. Oktober 1855. So mwidtig 
und einjchneidend die hierdurd) eingeführten Veränderungen poli: 
tif find, in Rirhhenredtlidher Beziehung wurde nichts ge: 
ändert. Das neue Berfaffungsgefeg ſchloß Schleswig noch enger 
an Dänemark an, ohne es jedoch) ganz einzuverleiben. Darum 
wurden aud nad diefem "Befeße noch gemeinfchaftlidye Ange: 
legenheiten der Monarchie von befonderen des Königreiches Däne- 
mark und der Herzogtümer Holjtein und Schleswig unterjchieden. 
Gemeinſchaftliche Angelegenheiten follten alle die fein, „die nidhi 
ausdrücklich als für die einzelnen Landesteile gefonderte bezeid: 
net“ wurden. Die Bezeichnung der gefonderten Angelegen: 
heiten ift enumerativ erfolgt, für Shlesmig durd) die Verord— 
nung vom 10. Oktober 1855, für Holftein durd) die allerhöchſte 
Bekanntmadhung vom 23. Juni 1856, betreffend eine nähere Be: 
ftimmung der bejonderen Angelegenheiten des Herzogtums Hol: 
ftein.” Der entidheidende Paſſus über Kirchenſachen lautet für 
Holftein: 
„Die befonderen Angelegenheiten des Herzogtums Hol- 

jtein find: 

das Kirchen- und Unterrichtsmefen mit — Frege ſelbiges 

gehörenden Lehranſtalten, mit Ausnahme der unter das Mili— 

tärweſen gehörenden Lehranſtalten; das Navigationsexamen 

gehört zu den gemeinſchaftlichen Angelegenheiten der Marine.“ 
Hier iſt die Regelung des Kirchenweſens die gleiche wie ſeit dem 
Manifeſt von 1852. Wie das Verfaſſungsgeſetz ſeinen einzigen 
Zweck darin erblicke, Schleswig dem Königreiche möglichſt nahe 
anzugliedern, fo ließ es, abgejehen von den darauf bezüglichen Be— 
ftimmungen, alles beim Zuftande der Verordnungen von 1854. 
Diefe Tatfache, zufammengehalten mit der zitierten Regelung der 
Kirchenſachen, ergibt, daß auch nad) der Geſamtſtaatsverfaſſung 
die Kirche noch Staatsteil war. 

Der Erlaß der Gefamtjtaatsverfaffung rief nicht nur bei den 
Schlesmig:Holfteinern, die die Ausdrucksweiſe der Begründung 
diefer Verfaffung: es follen die einzelnen Teile der Monardie zu 
einem mohlgeordneten Banzen unter Aufredhterhaltung der Eigen: 
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art und Gelbftändigkeit feiner Teile zufammengefaßt werden, als 
Ihneidenden Hohn empfanden, fondern aud) in Deutſchland, 
ja jogar bei dem jehr altersfchmad) gewordenen deutihen Bunde 
Iinmillen hervor. Diefer legtere verlangte darum bez. des Bundes: 
teils Holftein die Aufhebung der GBefamtftaatsverfaffung. Däne- 
mark kam diejem Berlangen nad), da Preußen und Oeſterreich 
bödhitperfönlidy dahinter ftanden. So galt denn in Dänemark und 
Schleswig die Bejamtftaatsverfaffung, in Holftein wieder alle 
por diejer erlaffenen Beitimmungen: der Zuftand der Kirche als 
eines Staatsdepartements blieb erhalten. 

Die Organifation der gefamten Staatsangelegenheiten und 
jomit aud der Kircdjenangelegenheiten mwurde für Holftein 
durd) die Schaffung der Königlich Holſteiniſchen Regie— 
tung geändert, nit ihrem weſentlichen Gehalte nad), Jondern 
nur formell. Denn die neu geichaffene Regierung follte „unter 
Aufſicht des Minifteriums für die Herzogtümer Holftein und Lauen— 
burg im Wllgemeinen und ſoweit es die Berhältniffe geftatteten, 
die jämtlidyen von Leßterem bisher mwahrgenommenen Geſchäfte, 
infofern felbige das erjtgenannte Herzogtum angehen,“ führen; die 
Regierung follte nur dem Minifterium für die Herzogtümer Hol- 
ftein und Lauenburg untergeordnet fein. Die Kirchen angelegen: 
beiten blieben alfo Staats angelegenbeiten. | 

So blieb es auch nad) dem le&ten für Schlesmwig-Holftein- 
Dänemark erlaffenen Grundgeſetze fürdiegemeinidhaft: 
lichen Angelegenheiten des Königreiches Dänemark und des Her: 
zogtums Schleswig vom 18. November 1863. Dies Geſetz 
Ijprad) die Einverleibung Shlesmwigsin Dänemark 
endgültig aus. Es enthält den Rahmen, in dem die neue Ver: 
faffung ausgebaut werden follte.e Der Ausbau erfolgte aber nicht 
und das Banze blieb ein Torfo, mweil der deutſche Bund, voran 
Preußen und Defterreich feine Ausführung verhinderten, mas 
ihnen freilid nur mit Waffengemalt — durd) den jiegreichen 
Krieg des Jahres 1864 — gelang. Immerhin ift das Geſetz durch 
die Unterjchrift des Königs und die Publikation formell zur Gel— 
tung gelangt. Geine einzige mit Religion zufammenhängende Be— 
ftimmung ift der $ 3: 

„Der König fol der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche angehören.“ Dieje Beftimmung allein, jo fehr fie aud) an 

16 


226 


der Hand der Geſchichte eine Präfumption für den Staatsdeparte: 
mentscharakter der Kirdye begründet, fagt nichts Enticheidendes 
über die redhtlihe Behandlung der Kirchenfachen. Aber aus ihr 
zuſammen mitdem Stillſchweigen des Geſetzes über 
Kirchenangelegenheiten — man vergleiche demgegenüber die 
Geſetze des Jahres 1848 — darf geſchloſſen werden, daß es bezüg: 
lic) ihrer beim Alten bleiben jollte. Die Kirch en angelegenheiten 
blieben alfo Staats angelegenheiten. 

[Die Zeitvon 1863 bis zum 1. Oktober 1867. 
In der auf den Erlaß diejes Bejeßes folgenden Zeit, bis zur Ein: 
führung der Preußiſchen Berfaffungsurkunde in Schlesmwig-Holftein 
am 1. Oktober 1867, hat die Regierung Schlesmwig-Holfteins in einer 
nicht eben kleinen Zahl von Händen gelegen. In diefer Zeit hatte 
der ftaats- und völkerredtlidye Zufjtand der Herzogtümer den 
Charakter — das läßt fi) retrofpektiv jagen — eines Interims— 
zuftandes. Brundfäßlid än dernde Beitimmungen über die 
ſtaatskirchenrechtlichen Berhältniffe find nicht ergan- 
gen. Auch in diefer Zeit blieb die Kirche ein Staats departe: 
ment. Das ergibt fi) 3. B. aus der le&ten bedeutenderen Be— 
ftimmung kirchenrechtlicher Art für das Herzogtum Schleswig 
vom 23. April 1864. Ihr weſentlicher Inhalt lautete: 

„Allen chriftliden Blaubensbekenntniffen, gegen melde 
nicht aus Gründen der öffentlien Ordnung und Sicherheit eın 
Verbot erlaffen murde, wird öffentlider Schuß und gleidhe 
bürgerliche Berechtigung zugefidhert. Es joll ihrer freien Reli— 
gionsübung nirgends im Lande ein Hindernis in den Weg 
gelegt, und der Berkehr mit ihren kirchlichen Oberen nidt 
geftört werden. 

„Die Gründung von Kirchen und Gemeinden mit Paro: 
chialrechten, dann von Schulen und religiöfen Vereinen bedarf 
nad) dem für die Landeskirdye geltenden Maßftabe der Ge: 
nehmigung der Regierung.“ 

Durch diefe Beftimmung wurde nicht mit dem alten Prinzip 
gebroden. Denn nur um eine Yeußerung des Toleranzge 
dankens handelt es fi) in diefem Befege: Weder murden die 
anderen driftlihen Bekenntniffe der Landeskirche gleid: 
geftellt; felbft der Abſatz 2 des Befeges, der nad) dem für die 
Landeskirche geltenden Maßſtabe den anderen driftlihen (nicht 
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evangelijch-Iutherifchen) Blaubensbekenntniffen die Genehmigung 
der Regierung für die aufgezählten Gegenjtände zufichert, fagı 
nicht, daß die anderen chriftlichen Glaubensbekenntniffe der Lan: 
deskirche gleid) behandelt werden jollen. Denn an der Landes: 
kirche nimmt der Staat, deffen Organ die Regierung ift, jelber 
Zeil, zunädjft indem er fich in feinem Oberhaupte zu ihr bekennt, 
dann indem er ihr die notwendige Organijation, gleicyfam das 
Röhrenſyſtem, in dem das Leben der Kirche als „billiger Ebhrijter- 
beit“ fließt, liefert, indem er die VBorbildung und Prüfung der 
Betitlichen in jeine Hände nimmt wie 3. B. aud) feiner richterlichen 
Beamten und fchließlich, indem er fie finanziell unterftüßt. Nichts 
von dem mird den anderen driftliden Blaubensbekenntniffen 
äugefichert, jondern fie müſſen nad) wie vor für alles Materielle 
felber jorgen; nur in der formellen Behandlung wird ihnen einige 
Ühnlihkeit mit dem Staate zugefihert. Nodh aud mird die 
Landeskirche bejeitigt; aus dem Paſſus des Abfates 2: 
„nah dem für die Landeskirche geltenden Maßſtabe“ ift vielmehr 
ihre Erhaltung ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung. Das aber ijt 
unter diefem Gehminkel das Widtigfte an dem ganzen Ge— 
fege: nicht fchlehthin allen Blaubensbekenntnifjen, fondern nur 
den chriftlichen wird die bezeichnete Toleranz gemährt. 


Dies Geſetz, das während des Krieges 

„mit Rückſicht auf das Bedürfnis eines großen Teiles der 

alliierten Armee, fo wie der nicht der Landeskirche angehören: 

den Bemohner des Herzoathbums ..... 
Schleswig erlaffen mwurde, ift aber nur ein Indiz für das, was 
auch die politifche Geſchichte der Jahre 1864, 1865 und 1866, 
und zwar viel deutlicher, zeigt: die Erhaltung der Landes— 
kirche als Staats Departements. 


Die däniſche Bejamtftaatsverfaffung vom 18. November 1863 
hatte einen Proteft des deutihen Bundes hervorgerufen. Däne- 
mark hatte fi um ihn nit gekümmert. Daraufhin beſchloß der 
deutfche Bund die Bundeserekution. Noch im Dezember 1863 
ließ er Holftein durch Sachſen und Hannoveraner bejegen und 
am 6. Zuni 1864 feine Kommiſſäre für Holjtein und Lauenburg 
eine Berfügung, betreffend die Zentralverwaltung des Herzog: 
tums Holftein verkündigen, in der es hieß: 
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„Bir (die Bundescommiffäre) haben ..... bejchloffen 
und verfügen bis auf Weiteres mie folgt: 

1. Die duch) das Patent vom 12. November 1862 errid)tete 
Holfteiniihe Regierung zu Ploen wird mit dem 12. dieſes 
Monats aufgehoben und die für diefelbe erlaffene Inſtruktion 
vom 30. XI. 1862 außer Kraft gejeßt. 

2. Die gejamte Gentralvermaltung des Herzogtums Hol: 
ftein wırd einer Behörde übertragen, weldje unter dem Namen 
„Herzoglidhe Landesregierung“ mit dem 12. diefes Monats in 
Wirkfamkeit tritt und ihren Sitz in Kiel hat. 

3. Die Zuftändigkeit der berzogliden Ran: 
desregierung erftrekt fih auf alle Zweige der Bermal: 
tung, welche bisher zu dem Wirkungskreijfe der betreffenden 
Minifterien und Zentralbehörden in Kopenhagen und der Hol: 
ſteiniſchen Regierung gehört haben. 

4. Die herzogliche Landesregierung bat unter Unjerer 
Oberaufjicht die Bermaltung des Herzogtums SHoljtein in dem 
bezeichneten Umfange nad) den bejtehenden Bejegen und Nor: 
men zu führen, an Uns zu berichten, Unjere Anordnungen zur 
Ausführung zu bringen und namentlid) Unjere Entichließung 
in allen denjenigen Dingen einzuholen, in melden jeither eine 
landesherrlide Entſchließung erforderlid war” etc. 

Dieje Verfügung bedeutete mit ihrer Abſchaffung der bisherigen 
Behörden formell den glatten Brucd mit dem bisherigen Re- 
gime bezüglich der Kirchen ſachen, die der Holſteiniſchen Regie 
rung zugeteilt waren; materiell aber blieb es beim Alten: 
nit nur daß — mie es moderner Auffaffung ſelbſtverſtändlich iſt 
— die Kirche der ftaatlihen Hoheit untergeben blieb, was aus der 
Anordnung der Unterordnung der nunmehr für fie zuftändigen 
Herzoglihen Landesregierung unter die Bundeskommilfäre folgt; 
fondern die Kirchenſachen blieben Staatsſachen nad) der Beſtim— 


mung: „Die Herzoglidye Landesregierung hat ..... die DBermai: 
fung ..... nad) den beftehbenden Gejegen und Normen zu 
führen... .“ 


In entfprechender Weife murde die däniſche Verwaltung in 
Schleswig bei der Beſetzung im Februar 1864 erjeßt, zwar 
nicht durch Bundeskommiffäre wie in Holftein, jondern durdy die 
Kaiſerlich Königliche Defterreihifhe und Königlih Preußiiche 
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oberjte Zivilbehörde. Denn Defterreihh und Preußen hatten um 
Neujahr 1864 herum die fchlesmwig-holfteinifche Angelegenheit aus 
den Händen des deutfchen Bundes in ihre energifcheren genommen. 
Auch in Schleswig änderte man nur formell, fahlid) dagegen ließ 
man es beim Beftehenden: 
es den auf die Sicherung der Rechte und Intereſſen 
des Herzogtums Schleswig gerichteten Antentionen entipricht 
es, daß zunädjft die beſtehenden Landesgefeße für die ge- 
jamte @ivilverwaltung maßgeben bleiben ..... . 
lautete die Bekanntmadjung des anfangs allein fungierenden preu— 
Bilhen Einilkommiffarius für Schlesmig. 

Nach dem Wiener Frieden vom 30. Oktober 1864 —— die 
Bundeskommiſſare für Holſtein und Lauenburg ihr Amt nieder 
und übergaben es an die Zivilkommiſſare für Schleswig. In der 
Bekanntmachung über die Uebernahme der Verwaltung auch Hol: 
jteins vom 7. Dezember 1864 erklärten der k. k. öfterreichifche und 
R. preußiſche oberfte Zivilkommiſſarius: 

gen die Verfügung der Herren Bundeskommiffäre 
vom 6. Januar dieſes Jahres, betreffend die Gentralvermaltung 
des Herzogthums Holjtein (Stük 4 des Gejeß- und Berord- 
nungsblattes) bleibt bis auf Weiteres in Kraft..... 7 
Die Berfügung der Bundeskommijfäre vom 6. Tanuar 1864 aber 
hatte, wie ausgeführt den Kirchen ſachen ihren Charakter als 
Staatsangelegenheiten belajjen. Sie behielten ihn auch jeßt 
durd) die Erklärung, daß die genannte Verfügung in Kraft bleiben 
follte, womit übrigens zugleich auch die Erhaltung der zwei 
Landeskirchen anerkannt mar. 

Da der preußifhe und öfterreihiihe Kommiffar nunmehr 
die Verwaltung beider Herzogtümer in ihrer Hand hatten, fo 
murde am 12. Januar eine gemeinfame Landesregierung für 
beide Herzogtümer geſchaffen. Das war einerjeits aus vermal- 
tungstechniſchen Gründen praktifch, andererfeits politifch Klug ge— 
handelt; war es doch eine Konzeffion an den Wahlſpruch der Her: 
zogtümer: „Up ewig ungedeelt!“, welchem Wahliprude zu Liebe 
auch heute noch die Verwaltung Schlesmwig-Holfteins in der Regie- 
rungsinftanz bei einer Behörde liegt, nicht wie in den anderen 
Provinzen, und für eine kurze Zeit — vom 21. Februar 1867 bis 
zum 20. Juni 1868 — aud) in Schlesmwig-Holftein, bei mehreren. 
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war diefer Zuftand formuliert in der Verordnung der R. R. öfter: 
reihifhen und k. preußiichen oberjten Zinilbehörde der Herzog: 


tümer Schlesmig-Holjtein und Lauenburg: 

Wir verordnen „...... im Anſchluß an Unjere Be: 
Ranntmadyung vom 7. Dezember v. %., hiermit wie folgt: 

8 1. .... (ordnete die Schaffung der „Schlesmwig-Hol: 
iteinifchen Landesregierung“ an). 

8 2. Die Landesregierung...... Dal ...... 
alle Zweige der Bermaltung zu beforgen, welche früher zu 
dem Wirkungskreife der betr. Minifterien und den Cen— 
tralbehbörden in Kopenhagen fowie der Holftei- 
niſchen Regierung in Ploen gehörten und feit dem von 
der Herzogliden Landesregierung in Kiel und der oberften 
Givilbehörde in Flensburg ihre Erledigung fanden ..... e 

Die Beltimmung der Kompetenz der neuen Behörde durch ein: 
fahe Bezugnahme auf die der ehemaligen Holfteinifchen 
Regierung bez. der Herzoglien Landesregierung bedeutete 
die Erhaltung der Kirchen ſachen als Staats angelegen: 
heiten, der Kirche als Staatsdepartement. 

Die große Politik indefjen, deren Objekte in jenen Tugen 
pornehmlid die Herzogtümer Schleswig und SHolftein waren, 
wurde bald anders orientiert. Ihren Niederſchlag fand fie vor: 
läufig im Bafteiner Bertrage vom 14. Auguft 1865. Durd 
diefen wurden Schleswig und SHoljtein wiederum auseinander: 
geriffen. Schleswig erhielt einen preußifhen Gouverneur, Hoi: 
ftein einen öfterreihiihhen Statthalter. Der königlich preußiſche 
Zipilkommiffarius, der unter dem Gouverneur fungierte, erließ 
eine Bekanntmadyung, betreffend die Organifation im Herzogtum 
Schlesmig, unterm 15. September 1865. Darin hieß es: 

„.... 1. Unter unmittelbarer Aufliht des Königlichen 
Givilkommiffarius wird 
a) eine Reihe bejonders bejtimmter Angelegenheiten 
b) do. do. 

c) DD. do. 
verwaltet werden. 

2. Für alle anderen Zweige der Verwaltung werden die 
Geſchäfte unter unmittelbarer Aufſicht des Königlichen Com— 
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milfarius von einer Behörde geführt, die unter dem Namen 
„Schleswigſche Regierung“ ihren Sib in Schleswig hat. Gie 
wird vier nad) der fachlichen Verjchiedenheit der Verwaltungs: 
angelegenheiten getrennte Gektionen bilden, deren jede ihre 
Geſchäftsſachen nad) den beftehbenden Geſetzen und Nor: 
men, jomie nad) einer den ganzen Befchäftsbetrieb regelnden 
Inſtruktion behandelt und erledigt. 
Die I. Gektion...... 
Die II. Sektion, ...... ‚ umfaßt die geiftliden und 
Unterrichtsangelegenbheiten ...... 5 
Aud) nad) diejer Bekanntmachung blieben aljo in Schleswig ver: 
möge der Bezugnahme auf die „beftehbenden Geſetze und 
Normen“ die Kirhenfahen der evangelifch-Iutherifchen Landes— 
kirche Staatsangelegenheiten, die Kirdye Staatsdepartement. 


Ebenfo war es in Holftein. Der R. k. öfterreidhifche 
Statthalter hatte eine Berordnung, ebenfalls unter dem 15. Sep— 
tember 1865, erlafjen, betreffend die Einfeßung einer Landes: 
regierung jür das Herzogtum Holftein und die der Entſcheidung 
des Statthalters vorbehaltenen Angelegenheiten. Darin jagte er: 

„Sg 1. Für die gefamte Vermaltung im Herzogthbum Hol: 
ftein wird eine NRegierungsbehörde errichtet, welche vom 15. 
September diefes Jahres ab unter dem Namen „Herzoglid) 
Holfteinifche Landesregierung“ fungieren und ihren Siß in der 
Stadt Kiel nehmen wird. 

8 2. Die Landesregierung ift dem R. R. öfter: 
reichifhen Statthalter für das Herzogthbum Holftein unterge- 
ordnet und hat unter den im 8 3 angeführten Einfhränkungen 
alle Zweige der Verwaltung zu beforgen, melde früher zu 
dem MWirkungskreife der Schles wig-Holſteiniſchen 
Landesregierung auf Bottorf...... gehörten.“ 

Alſo aud in Holftein blieb die Landeskirche durch Bezugnahme 
auf die frühere Regelung Staatsdepartement. 


Nicht Tange galt der Gafteiner Vertrag. Oeſterreich brad) 
ihn mit der Berufung der Provinzialftände Holfteins. Preußen 
beantwortete dies mit dem Kriege gegen Defterreih. Preußiſche 
Truppen rückten in Holftein ein (am 7. uni 1866), die öfter: 
reihifchen zogen nad) Süden ab. Am 10. Juni 1866 erließ der k. 
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preußifhe Gouverneur für Schleswig eine Broklamation 
mit der Bejtimmung: 


a ee die duch Bekanntmachung des k. k. Herm 
Statthalters vom 15. September 1865 eingefeßte Holfteinifche 
Landesregierung in Kiel ift aufgelöft .. .. Eine Bekannt: 
madung über die andermeite Organifation der Gentralbehörde 
bleibt vorbehalten... .“ Der Baron Earl von Pleſſen wurde 
zum Oberpräfidenten für beide Herzogtümer ernannt. 

Diefe Proklamation änderte alfo nidts an dem beftehenden 
Zuftande der Landeskirche als Staatsdepartement. Auch taten es 
nidt die Bekanntmadhungen des ernannten Oberprä— 
lidenten von Scheel, betreffend feine Uebernahme des Ober: 
präfidiums, weder die für Holftein vom 12. Juni 1865 nod) die für 
Schleswig vom 15. uni desjelben Jahres, in melch Ießterer er 
ausiprad), daß er 
„die Oberaufſicht über die gefamte Verwaltung im Herzogthum 
Schleswig übernehme.“ 
Daraus ſowie aus der ferneren Bemerkung diefer Bekannt: 
madhung: 

„Dis zur weiteren Verfügung aber bleibt die in ber 
Bekanntmachung vom 15. September 1865 (BerobI. f. d. Her: 
sogthum Schleswig Stüd 1 No. 3) veröffentlichte Organifation 
der Verwaltung im Herzogthum Schleswig unverändert 
befteben...... = 

muß geſchloſſen werden, daß die Landeskirche im alten Zuftande 
als Staatsdepartement erhalten blieb. 


gür Holftein ergibt fid) derfelbe Schluß auch aus der Tat: 
ſache der Nicht-Anordnung einer Veränderung und der Bekannt: 
madhung des Oberpräfidiums für GSchleswig-Holftein, betr. die 
einftmeilige Organifation der holjteinifhen Zentralvermaltung, 
vom 3. Dezember 1866, in der die durd) eine Vermehrung des 
Regierungsperfonals ermöglidte Schaffung mehrerer Regie: 

rtungsfektionen ausgefproden murde; es hieß: 
„2. Die übrigen Geſchäfte werben zunächſt in drei Sek: 

tionen verteilt: 

Die I. Sektion... ... ‚ umfaßt das Kirchen- und 
TERN weien ...... 
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Alfo aud) hier Nihtänderung des Staatsbepartements-Zuftandes 
der Landeskirche. 

Das ift die Geſchichte der ſchleswig-holſteini— 
ſchen Laändeskirchevomgahre 1831 biszum Jahre 
1867. Denn der durd) die Verfügungen des Oberpräfidenten ge» 
ſchaffene Zuftand blieb bis zur Einführung der preußifchen Ver: 
fafjungsurkunde am 1. Oktober 1867 beftehen. Ihr Refultat mar: 
Die Kirche war zur Zeit der Einverleibung in das Königreid) 
Preußen am 24. Dezember 1864 und der Einführung der preußifchen 
Berfaffungsurkunde Staatsdepartement. Und zwar von be- 
fonderer Art: Wie ein Staat die beftimmt geartete Zufammen- 
faflung eines auf einem beftimmten Bebiet radizierten Volkes ift, 
jo war die Landeskirche ebenfalls auf beftimmtem Bebiet radiziert, 
auf dem der ehemaligen Herzogtümer Holftein und Schleswig, und 
zwar im Anfdluffe an die Staatsvermwaltung. Das folgt einerfeits 
aus der in den Bekanntmachungen des Oberpräfidenten, vom 12. 
Juli für Schleswig und vom 15. Juli 1866 für Holftein, aufrechter: 
baltenen und damit verfügten bejonderen Bermaltungsorganifas 
tion je für Schleswig und Holftein, moraus zugleich folgt, daß zur 
Zeit der formellen Einverleibung Schleswigs und SHolfteins in 
Preußen am 24. Dezember 1866 und der Einführung der preußifchen 
VBerfaffungsurkunde in den ehemaligen Herzogtümern am 1. OBs 
tober 1867 von einer ſchleswig-holſteiniſchen Landes— 
kirche keine Rede fein kann, fondern nur von einer ſchle s— 
wigſchen und einer hbolfteinifchen. Dieſer Zuftand datiert 
feit den Einverleibungsbeftrebungen Dänemarks. Er ift zum erften 
Male deutlich ausgeſprochen in den Berfaflungsperordnungen für 
Schleswig vom 15. Februar 1854 und für Holftein vom 11. Juni 
1854 und zieht ſich feitdem durch die Geſchichte der Herzogtümer 
bis in die preußifche Zeit. Er wurde endgültig abgelöft durd) die Ver: 
fhmelzung beider Landeskirchen in preußifcher Zeit, mas feinen 
Ausdruck fand in der Schaffung eines Konfiftoriums für die 
evangelifch-[utherifhe Kirche Schlesmwig-Holfteins durch die Ber: 
ordnung vom 24. September 1867, welches am 28. Mai 1868 ins 
Leben trat. Diefe Tatjache, die völlig unbekannt zu fein fcheint, 
die freilich aud) für die zur Diskuffion ftehende Frage der Gelbft- 
ftändigkeit oder Unfelbftändigkeit der ſchleswig-holſteiniſchen Lan- 
deskirche gegenüber dem preußiſchen Staate gleichgültig ift, ſei 
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hiermit hervorgehoben; fie folgt, nody einmal fei es gefagt, da: 
raus, daß die feit Beginn der eindfeligkeiten gegen Dänemark 
im Dezember 1863 in Zunktion gemwefenen Regierungsorgane, von 
den Bundeskommiffären bis auf den Oberpräfidenten von Sceel: 
Pleffen, die materielle Aufrechterhaltung des Rechtszuftandes der 
däniſchen Zeit ausgefprodyen haben. Diefer NRechtszuftand aber 
beftand in einer Scheidung Holfteins von Schleswig, aud in Kir: 
chenſachen. Geine klaſſiſche Formulierung hatte diefer Zuftand in 
den Berfaffungsverordnungen vom 15. Februar 1854 für Schleswig 
und vom 11. Juni 1854 für Holftein. Gleichlautend hatten beide 
Verfaffungen erklärt ($ 4 bez. 8 5): 
„Die evangelifchlutherifhe Kirche ift die Landeskirdje 

Unferes Herzogtuns Schleswig (Holftein).“ 
So mar es aud) nod) beim Eintritt des preußifchen Regimes: Hol! - 
ftein und Shlesmig, noch als befondere Herzogtümer unter: 
fhieden, hatten je ihre befondere Landeskirche, organi- 
fatorifd) von einander getrennt wie die Staatspermaltungen, da die 
Kichhenorganifationen, die eben die Landeskirden ausmaden, 
Staatsorganifationen waren. Bezeichnender Weile ſpricht denn 
aud) die königliche Berordnung vom 24. September 1867, die alfo 
por der Einführung der preußiſchen Verfaffungsurkunde ergangen 
ift, nit von der fchlesmig-holfteinifhen Landeskirche oder der 
evangelifch-Iutherifhen Kirche Schleswig-Holſteins, wie es bie 
fpätere Zeit tut, fondern fie fagt im $ 1: 

„für die Herzogthümer Holftein und Schleswig ift ein evange- 

liſch-lutheriſches Konfiftorium ..... einzurichten.“ — 
Wie geſagt, berührt dies den Staatsdepartementscharakter ?*°) der 


100) Einen Beweis für den Staatsbepartementscharakter der Kirche 
Sclesmwig-Holfteins in vorpreußiſcher Zeit bildet die Tatſache, daß die 
Stände des Landes auch über die Kirdye zu beraten hatten; vergl. das 
ſchon zitierte Correfpondenzblatt von 1836, aber auch die „Zeitung für 
die Verhandlungen der Provinzialftände des Herzogthums Schleswig“. 
In Nr. 17, Ig. 1838 (Schleswig den 13. Juli) heißt es: 


„Zur ferneren Tagesordnung ftand die Motivierung der Propofition 
der Abg. Thomfen ... . dahin Tautend: 


Daß die Ständeverfammlung mit Beziehung auf die Kal. Bekannt: 
madhung für die Schlesmigfhen Propinzialftände vom 12. Mai d. 7. 
dte Kirchenzehnten, die Wahl der Juraten und die Gemeinſchaft der 
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Landeskirchen Schleswigs und Holfteins als des Zuftandes, den der 
Artikel 15 der preußiſchen Berfaffungsurkunde aufrechterhalten 
miffen wollte, garnicht, und der Zuftand der landeskirchlichen Tren- 
nung, wie er in Trennung der Staatspermaltungen der Herzog: 
tümer Schleswig und Holftein beftanden hatte, endete mit der Zu: 
jfammenlegung der beiden Herzogtümer zu einem Ganzen, die in 
der Organifation zur preußiſchen Provinz ihren Ausdruck fand. 

Nejume: die Ridhtlinie] Es ift noch übrig, das 
Rejume aus diefem gefamten Befhichtsüberblick unter dem Ge— 
fihtsmwinkel zu ziehen, unter dem er unternommen wurde. Eine 
Rihtungskonftante, mie fie fid) ergeben mußte aus dem 
Zufammenmirken der in Staat und Kirche inkorporierten Kräfte, 
jollte gezeichnet werden. Der erfte Bunkt durd) den fie geht, 
liegt in der Reformationszeit. Damals war die Kirche 
Staatskirde und blieb es bis zum zweiten Punkte. Der 
liegt in der Zeit vor 1848. Auch damals war die Kirche 
Staatskirde. Der dritte Punkt liegt in der Zeit von 
1848: die Kirche ſolltenicht mehr Staatskirde, ſondern 
private Korporation fein. Der vierte Punkt liegt 
in den auf die 1848er Zeit folgenden Jahren: die Kirche 
war wieder Staatskircdhe und blieb es bis zur preußifchen Zeit. 
Die Riytungslinie verläuft alfo bis 1848 konfequent in der Rid)- 
tung des Staatskirddentums, erleidet in der Zeit von 1848 eine ent- 
Ihiedene Ablenkung in die Richtung der privaten Korporationss 
qualität, nimmt nad) der 1848:er Zeit die alte Richtung des Staats: 
kirchentums mwieder auf und behält fie troß heftigfter politifcher Er: 
ſchütterungen des betreffenden Landes, in deren Gefolge eine Ande- 
rung der Richtung leicht hätte eintreten können, konftant bei, 
um fie bei der Einverleibung der Herzogtümer in Preußen nod) 
zu haben. Das Urteil über die Rihtung der Entmwicelungslinie 
der vorpreußifchen Zeit ift alfo: Die Neigung zum Staatskirchen- 
tum miegt ftark über; das Wahricheinlichkeitsurteil über die preu- 


Kirhhengüter im Amte Hadersleben betreffend, fi bei Sr. Majeftät dem 
Könige auf das Eindringlichite dafür verwenden möge, daß die Erledigung 
der in dem Butacdhten der erſten Schlesmigfchen Ständeverfammlung über 
diefe Angelegenheit gemachten Anträge und Vorſchläge möglichſt be» 
fhleunigt würde.“ Bergl. U. Decker, Die Ständeverfammlung keine 
Kirhenverfammlung, Hamburg 1863. 
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Biihe Zeit darum: Wahrſcheinlich ift aud) heute unter preußifchem 
Regime die Kirche noch Staatskirche, und zwar ift dies für Schles— 
mwig-Holftein um fo viel mwahrfcheinlidyer, als die Richtung der Ent: 
mwicdelungslinie feit der Reformation in Schlesmwig-Holftein kon: 
ftanter gemefen ift als in Preußen und eine Neigung zum Indi—⸗ 
pidualismus durch Zulaffung der fremden Religionspermandten 
nie wie in Preußen reguläres Prinzip wurde, fondern die Zu: 
laffung YUusnahme blieb. Immerhin ift eine Yenderung deswegen 
möglid), weil die Entmicelungslinie um die Zeit von 1848 eine 
ftarke Abweichung aufmeift und die Tendenzen zur Trennung von 
Staat und Kirche, die fie einft hervorriefen, nie mehr eingefchlafen 
find. Uber fie ift nicht mahrfcheinlich, da fie im Geſetze nie aus: 
drücklich ausgefproden ift, fi alfo nur ſtillſchweigend durch— 
gefeßt haben kann — mas bei einer jo wichtigen Tatſache aber nicht 
zu vermuten ift, und da das gegenwärtige Bemußtfein, aus dem 
die Beftalt der Kirche abgeleitet werden muß, über das Wefen der 
Faktoren Staat und Kirche zu ungeklärt ift, um aus fi} heraus 
die „Trennung von Staat und Kirche” auszufpredhen den Mut 
zu haben; ift doch fogar infolge diefer prinzipiellen Unklarheit der 
Artikel 15 der Preußifchen Berfaffung aufgehoben worden! — In: 
deffen ift doch zu beachten, daß das aus der Geſchichte gemonnene 
Urteil über die Beftalt der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche in 
der Gegenwart kein: abfolutes Urteil gemährt. Darum ift die 
Gegenwart felbjt einer kritifhen Betradytung zu unterziehen. Das 
foll im folgenden Teil diefer Arbeit gefchehen. 


B. 8. Il. Die heutige ſchleswig⸗holſteiniſche Landestirde und ihr 
Berhältnis zum preußifhen Staate — ein Begriffsproblem.!7°) 
[Das „Heute“ der ſchleswig-holſteiniſchen 
Bandeskirhe feit dem 1. Oktober 1867] Das 
„Heute“ der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche ift die Zeit ſeit 


10) Vergl. hierzu mehr allgemein und programmatiſch als pofitir- 
rechtlich-fpeztell HSinfhius, Die evangelifhe Landeskirhe und die 
Einverleibung der neuen Provinzen, Berlin 1867. Aud) die fchon zitierten 
Schriften von Friedberg und Hinſchius über denfelben Begenftand 
find heranzuziehen. Ferner Beffken, Staat und Kirdje in ihrem 
Verhältnis gefhichtlich entwickelt, Berlin 1875, ©. 607 ff.: „Der Staat und 
die proteftantifchen Kirchen feit 1848“, bef. ©. 627. 
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dem 1. Oktober 1867, d. i. feit der Einführung der preu— 
Bilden Berfaffung in Schleswig-Holftein. Denn feit jenem Tage 
ſteht das gefamte ſchleswig-holſteiniſche Kirchenrecht auf der neuen 
Grundlage der preußifhen Berfaffung, wie alles Landesrecht in 
Preußen; mag im Einzelnen aud) das alte Recht weiter gelten, es 
gilt nur weiter, weil und fomweit dies im Rahmen des preußifchen 
Staatsgrundgefeßes möglich ift. 

[Die Konfiftorial:Bresbyterial-Synobdal: 
Berfaffung) Einfchneidende Beränderungen hat in ber 
Gegenwart die landeskirchliche Verfaffung der Norbmark erlebt. 
Sie bekam im Konfiftorium zu Kiel eine einheitliche Zen- 
tralleitung (1867) und durd) die Kirchengemeinde- und Synodal⸗ 
ordnung (1878) jene Errungenſchaften des lutherifchen Proteftan- 
tismus im 19. Jahrhundert, die unter dem Namen der Synodal: 
Bresbyterialverfaffung bekannt find. Dies find die 
Grundeinridtungen der Kirche feit jenen einfchneidenden Organi- 
fationsänderungen: 

Un der Gpiße der Landeskirde fteht der König von 
Preußen „alsQnhbaberdeslandesherrlidhen Kir— 
hentegimentes“, wie er fid) 3. 3. in dem Publikationserlaffe 
der Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 4. November 1878 
felber nennt. Der Landesherr regiert die Kirche ähnlidy wie den 
preußilhen Staat, nicht abjolut, jondern in der Geſetzgebung ge- 
bunden an die Zuftimmung der Synoden; jedod) kann kein Kirchen» 
gejeg gegen jeine Zuftimmung zu ftande kommen. Er bat die 
Sanktion, er erteilt den Ausfertigungsbefehl und vollzieht die 
Publikation; er ernennt die Kirchenregimentsbeamten; er ift Auf: 
fihts- und Beſchwerdeinſtanz über die Kirchenregimentsbehörden; 
er beruft, vertagt und jchließt die Geſamtſynode. 

Unter bem Landesherrn wirkt für die [chlesmig-holfteintfche 
Zandeskirde der preußiſche Minifter der geiſtlichen 
Angelegenheiten. Zum Landesherrn als Inhaber des Kir: 
dyenregimentes fteht er ebenjo wie zu ihm als Staatsoberhaupt. Er 
kontrafigniert infonderheit alle kirchenregimentliden Anordnun⸗ 
gen des Zandesherrn. Die herrichende Meinung jagt von ihm, er ſei 
oberjte Staats: und Kirchenbehörde zu gleicher Zeit.?71) 


11) Vergl. Schoen ca a. D. ©. 223: „.... Der Kultusminifter, 
der gleichzeitig als oberfte Kirchenbehörde fungtert, . . .“ 
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In vorpreußiicher Zeit hatte der Zandesherr noch mehr Redhte 
als die aufgezählten, iura reservata genannten; fie nennt man iura 
vicaria.. Deren Ausübung ift in preußifcher Zeit den Kirchen: 
regimentsbehörden übertragen worden. Die bedeutendfte unter 
diejen ift das Konfiftorium zu Kiel, das nad) der Annerion 
der Herzogtümer durd) Preußen durd) eine noch vor der Einführung 
ber preußiſchen Verfaſſung in der neuen Provinz erlaffene könig- 
lie Verordnung geſchaffen ift (Bero. v. 24. September 1867). Es 
befteht aus geiſtlichen und weltlichen Mitgliedern. Notwendige Mit: 
glieder find die beiden Beneraljuperintendenten der Landeskirche. 
Die Befugniffe des Konfiftoriums laffen fi nicht kurz aufzählen 
oder dyarakterifieren. Sie find enumerativ geordnet. Nur fo viel 
läßt fich generell jagen: Das Konfiftorium vermaltet die Angelegen: 
heiten der Landeskirche, Io weit nidht aud) die presbyterial-ſyno— 
dalen Organe Anteil an der VBermaltung haben. 

Das Territorium der Landeskirche ift in zwei Generalfuper: 
intendenturbezirke eingeteilt, die im weſentlichen den ehemaligen 
Herzogtümern Schleswig und Holjtein entipreden. Jedem fteht 
ein®eneralfuperintendent vor, der das Kirchenregiment 
da und infofern mahrnimmt, als perjönlidde Fühlungnahme mit 
dem kirchlichen Leben nötig ift, dem ein rein büro- und akten: 
mäßiger Betrieb weniger als anderen Lebensſphären geredyt mer: 
den kann. Die Beneraljuperintendenten find Geiſtliche. Sie üben 
die Aufficht über die Geiftlihen und niederen Kirchendiener. Die 
nötige Kenntnis aller fie angehenden Berhältniffe ſchaffen fie ſich 
durch Beneralpifitationen. 

Unter den Beneralluperintendenten wirken ähnlich, mie fie 
die niederen Kirchendiener und Beiftlihen eines kleineren Spren- 
gels beauffichtigen, der Propfteien, die Pröpfte. Auch fie halten 
Viſitationen ab. 

Unter den Bröpften ftehen die Baftoren und niederen 
Kirhendiener. Die Pajtoren haben die ganze cura anims- 
rum. Zu den niederen Kirchendienern gehören die Küfter, Organi: 
ften etc. 

Die PBaftoren walten in Gemeinden, d. i. die Befamtheit 
der evangeliſch-lutheriſchen Chriften eines beftimmten Bezirkes 
(Rerfonalgemeinden bleiben hier außer Betracht). Am Leben diefer 
Bemeinde nehmen die einzelnen Blieder aktiven Anteil. Ihre ge: 
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wählten Organe find der Kirchenvorſtand als die engere und 
das Kirchenkollegium als die weitere Bemeindevertretung; 
in Gemeinden unter 500 Geelen fteht an der Stelle des Kirchen— 
kollegiums die Bemeindeverjfammlung. Durd;) diefe Ber: 
tretungen wirken die Laien am Leben der Bemeinde mit, befon- 
ders an der Bermögensvermwaltung und — theoretifch wenigſtens 
— aud an der Kirhenzudt. 

über den Kirchengemeinden ftehen als meitere fie umfaflende 
Berbände die Propſteiſynoden. Gie beftehen aus den Pröp- 
ten und ſämtlichen ein Pfarramt innerhalb des Propfteijynodal: 
verbandes definitiv oder vikarifch verwaltenden GBeiftlichen, ſowie 
aus der doppelten Anzahl weltlicher Mitglieder. Diefe werden 
auf ſechs Jahre von den Kirchenkollegien gemählt.e Den Vorſitz 
in den Verſammlungen der Propfteifynode hat der Propft. Die 
Tropfteifgnoden nehmen an der VBermaltung der kirchlichen Ange- 
legenbeiten teil, dem Umfange nad) vornehmlich) an der Bermögens= 
verwaltung. Ausſchüſſe der Synoden führen die Geſchäfte, 
jolange die Synoden jelber nidyt verfammelt find. 


Ueber den Propfteifynoden Steht die Synode der Bejamtkirdhe, 
die Geſamtſynode. Gie befteht aus den Beneraljuperinten- 
denten für Schleswig und Holftein, acht vom Xandesherrn er: 
nannten Mitgliedern, einem Mitgliede der theologiſchen Fakultät 
zu Kiel und aus geiftlihen und weltlichen Mitgliedern. Sie nimmt 
einerfeits, in der Provinzialinftanz, an der landeskirchlichen Ber- 
mwaltung teil, andererfeits auch an der kirdyliden Bejeßgebung. 
Kirchengefeße werden von ihr beraten und können ohne ihre Zu: 
ſtimmung nicht entftehen. Sie fondern ähnlich wie die Propjftei- 
fyunode und zum felben Zwecke aus fih den Geſamtſynodal— 
ausfhuß aus. 

Die Kirchengemeinden, die Propfteilynodalverbände und der 
Befamtignodalverband (au die Barodialverbände,d. i. 
Verbände mehrerer unter einem gemeinfamen Pfarramte nicht ver: 
bundener Parodjien einer Ortfchaft) haben die juriſtiſche Perfön- 
lichkeit des Privatrechts. 

Die kirchliche Rechtsbildung geidhieht durch den 
Zandesherrn und die Geſamtſynode gemeinfchaftlich, ſo— 
weit es fid) nidyt um iura reservata handelt. Die Ganktion, die 
Erteilung des Ausfertigungsbefehls und die Publikation der Be: 
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feße 3. 3. fteht dem Landesherrn perjönlid zu. Bor dem Erlaffe 
eines Kircdyengefeßes hat fid) die Staatsbehörde darüber zu äußern. 


Die Kirche hat noch eine eigene Beridhtsbarkeit, 
nämlich über die Dienjtverhältniffe der Beiftlichen und niederen 
Kirdyendiener: Diefe Gerichtsbarkeit ift disziplinär. Gie iſt wie 
die Handhabung der Kirchenzucht inftanzenmäßig organifiert. 

Die Bejegung der kirchlichen Stellen gefdieht 
folgendermaßen: Spiße der Kirche ift immer der LZandesherr. Er: 
mwerb und Berlujt des landesherrlichen Kirdyenregimentes gefchieht 
nad) den Normen über den Erwerb und Berluft der Staatsgemali. 
— Die Ernennung der kirdjenregimentlidden Beamten erfolgt auf 
Vorſchlag der Kirchenbehörde unter Mitwirkung der Gtaatsbe- 
börden durd) den LZandesherrn. — Die PBaftoren werden vom Kon: 
fiftorium ernannt, teils nad) Wahl durd) die Gemeinden, teils auf 
Vorſchlag eines Patrons, teils durd) libera collatio des Kirchen: 
tegiments. 


Die Kirche hat ein eigenes Befteuerungsredt; fie 
übt es aus durd) die Kirchenkollegien. 


Eine ſehr alte, nod) heute im Grunde im kanonifchen Rechte 
bängende, darum aber nicht unbedeutende Einrichtung ift das 
Tatronat, d. i. der Inbegriff der Rechte und Pflichten, weldye 
einer phyſiſchen vder juriſtiſchen Perſon bezüglich einer Kirche oder 
eines Amtes auf Brund eines bejonderen Reditstitels zuftehen.!‘*) 
Das Hauptredyt eines Kirchenpatrons ift fein Präfentationsredt, 
aud) an der Bermögensvermaltung ift er beteiligt. 


Grundlage aber der gejamten Kircyenorganifation, auf dem 
fie fteht und für das fie überhaupt vorhanden ift, find die Glieder 
der Kirche, die einzelnen evangelijch-Iutherifchen Ehriften, die als 
Mitglieder einer beftimmten ſchleswig-holſteiniſchen Gemeinde an- 
gehören und als ſolche Mitglieder der Landeskirche find. 


Einige Rechte am Kirchenregiment der ſchleswig-holſteiniſchen 
Landeskirche hat der Staat als foldyer, nämlich die exekutiviſche 
Beitreibung kirchlicher Abgaben, das jog. Interimiftikum, die Baus 
fadyen, die Abgrenzung der kirchlichen PBarodhialverbände.!”®) 


7) Bergl. Sehling, Kirchenrecht, ©. 73. 
7) Bergl. Zorn a. a. DO. ©. 381 ff. 
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[Diefhleswig-boljteinifheLandeskirdeais 
Selbjt — ein Begriffsproblem])] Das find die 
Grundzüge der ſchles wig-holſteiniſchen Landes- 
kirche vonheute. Sie geben in ihrer Geſamtheit ein harmo— 
niſches Bild, und, lediglich nach dem Vorgeführten ohne 
Berückſichtigung des Untergrundes des Gewebes zu urteilen — 
vornehmlich auf das entworfene Bild ſtützt ſich die herrſchende 
Meinung —, iſt die Kirche dem Staate gegenüber ein 
lebendiges Gelbft, vom Staate getrennt und ihm gegen: 
über jelbjtändig; denn ihre Abhängigkeit in der exekutivifchen 
Beitreibung der Abgaben etc. vom Staate fällt nicht entfcheidend 
ins Gewicht. Wird diefe Meinung den Tatjachen geredt? ft 
die ſchleswig-holſteiniſche Landeskirche dem Staate gegenüber mwirk- 
ih jelbftändig oder nidt? 

[Diebisherigen Methoden undibrPerfagen.] 
Da dies ein allen Yandeskirchen gemeinfames Problem ift, To ıft 
die bisherige Litteratur über diefe Frage zu berückfich- 
tigen. Das kann geſchehen durd) einen kurzen Hinmeis auf bereits 
gemadte Ausführungen, die ergeben haben, daß die Wiffenjchaft 
bisher zwingende Reſultate nicht gefunden hat, und wegen der 
UnzulänglichReit der Vtethoden — zwei find es im Brunde — nicht 
bat finden Rönnen! Die eine Methode ſucht, von der Natur von 
Staat und Kirche ausgehend, die natürlihe Beftalt der Kirche 
in dem gejamten fie jegt ordnenden Rechte zu finden, mähnend, die 
natürlidye Geſtalt habe ſich infolge der Wirkfamkeit der Einfichten 
des 19. Jahrhunderts dynamisch — da ja ein bejtimmter, aus: 
drücklich Ichöpferiiger Akt nicht vorhanden ift — in der Geſamt— 
beit der Beftimmungen durdhgejeßt, die aus dem Beijte der neuen 
Einfichten geflojfen find. Die andere ift die hiſt or iſche Methode. 
Sie geht vornehmlid) von dem — angebliden — Kirchenideale 
Luthers aus, von feinem Worte, daß man die geiftliche und die 
weltlihe Gewalt nidyt miteinander vermengen jolle, und verfolgt 
das Werden der Landeskirdden durd) die Geſchichte; fie vermeilt 
dann fonderlidy auf die Ideen eines Kriedrih Wilhelm IV. und 
jeiner Zeit. die in romantischer, gefhichtelnder Schwärmerei das 
Kirchenregiment in die rechten Hände zurückgeben mollte (in Tr- 
innerung an Luthers Wort), und jagt, daß infolge diefer Ideen die 
Kirche tatfühlih vom Staate getrennt ſei; der Erlaß der Synodül- 
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Presbyterialordnungen fei der |prechende Ausdruck dafür. Beide 
Methoden find auch kombiniert worden. Zu zwingenden Reful- 
taten bat, wie gejagt, keine der beiden Methoden geführt, weder, 
wenn ihr Rejultat das Urteil der Gelbjtändigkeit, noch auch, wenn 
es das der Unjelbjtändigkeit der Kirche war. Denn eine „natür: 
liche“ Geftalt der Landeskirche gibt es nicht, jondern die Geftalt 
der Kirche ift eine Zwecken angemeffene und Zwecken anzumefjenoe 
Schöpfung der Willkür, mag dieſe auch nidyt bemußt gemaltet 
haben, jondern als mejentlides Ingredienz des Zeitgeiftes nur 
dynamiſch. Die hiſtoriſche Methode aber kann immer nur zu 
einer hiſtoriſchen Anficht führen und, wenn fie diefe auch in den 
gegenmärtig geltenden Normen ſieht — und das tut fie! — io 
wird ihr Refultat jo wenig Erkenntnis fein, als die Begenmart die 
Vergangenheit ift. — Erft in neuefter Zeit ift auf dem Grunde der 
biftorifhen Methode der Verſuch unternommen worden, das gegen: 
mwärtig geltende Recht als foldyes zu erfaffen. Die einzelnen 
Züge der Zandeskirchen ift verſucht worden, feftzujtellen. Die Ar: 
beiten von Niedner „Brundjäße !"* der Berwaltungsorganija- 
tion der altpreußifhen Landeskirche“ und „Die Ausgaben des 
preußiichen Staates für die evangelijche Landeskirche der älteren 
Provinzen“) von Theinert „Zur redtlihen Kennzeichnung 
der Konfiftorial-Synodalverfaffung der altpreußiſchen evangelijchen 
Landeskirche“ ?"°) und von Schoen „Das evangelifche Kirchen: 
recht in Preußen“,'?”) find bier zu nennen. Bei allen Erfolge im 


17) Sm Bermwaltungsardjiv, Bd. 6, Berlin 1903. 

6) Sn den kirdhenredtlihen Abhandlungen von Stuß, 13. und 
14. Heft, Stuttgart 1904. 

10) Im Verwaltungsarchiv, Bd. 16. 

17) Berlin 1903; auch dies Werk, obgleidy das gefamte evangeliſche 
Kirchenrecht in Preußen umfaſſend, gehört hierher; denn jein Haupt: 
wert befteht in der Erfaffung einer rechtlichen Kennzeichnung der ein: 
zelnen Kirchenteile. 

Bon einzelnen Scriftitellern ift das Problem aud) mit einiger Be- 
wußtheit gefehen und bei Erklärung des MWefens des Bereins, der Ber: 
bandsperfönlihkeit, unterfudt worden. Am bekanntejten ift Gierkes 
Theorie der „realen Berbandsperfönlichkeit“. Bierke fagt, der Geſamt 
wille der.zur Einheit verbundenen Bielheit von Menſchen, fage ihrer Willen, 
fei ein lebendiges, reales Wefen. Desmegen werde er von der Redhtsord: 
nung refpektiert als ein foziales Selbftändiges, Banzes. Bierke gebraudt 
zur Borftellung den Begriff eines Organismus, und zwar nimmt er das 
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Einzelnen haben fie jedoch Rein zwingendes Refultat gehabt, 3. T. 
auch nicht haben mollen: fie haben Reine zwingende Antwort ge- 
bracht auf die Frage der Gelbjtändigkeit oder Unfelbftändigkeit der 
Yandeskirchen gegenüber dem Staate. Niedner Ronftatiert jo: 
gar, daß die moderne Kirchenpolitik nicht nad) einheitlichen Grund— 
prinzip erfolge, ſondern realpolitifch-klug da eingreife, wo ein Be: 
dürfnis fich Zeige. 

Daß aud) dieje legte Methode nicht Antwort geben konnte, 
liegt wiederum nit am Begenftande, ſondern an dem Mittel, mit 
dem gearbeitet wurde. Denn dies Mittel ift Beftimmung der Eigen: 


wirkliche VBorhandenfein eines Lebeweſens an. So fagt er ©. 16 in feinem 
Bortrage über „das Weſen der menſchlichen Verbände“, Berlin 1902: 
„Der Einheitsbegriff über Einzelmefen und Gemeinwefen ift Lebeweſen.“ 
Damit benugt Bierke alfo wohl einen Einheitsbegriff; denn der Be: 
griff des Lebeweſens tft ein Einheitsbegriff. Aber nicht den allgemeinften 
Einheitsbegriff, den zu denken Menfchen fähig find; und weil er diefen 
allgemeinften Einheitsbegriff nicht ſieht, fieht er nicht, daß im Hinblick 
auf den allgemeinften Einheitsbegriff, den von Kant klar geftellten 
Begriff des organifierten Ganzen, der Organismusbegriff nur gleichjam 
die bejondere Objektivation des allgemeinjten Einheitsbegriffes ift, und 
jegt darum den Einbeitsbegriff dem Organismusbegriff faktiſch gleich 
und tft dadurch allerdings folgerichtig gezwungen, die Berbandsperfönlid;- 
Reit als reales Lebeweſen zu qualifizieren. — Jellinek entgegnet 
ihm darum (Syftem der öffentlichen Rechte, 1892, ©. 38): „Den Begriff 
des Organismus in die Jurisprudenz einführen, heißt in den erkenntnis- 
tbeoretifhen Fehler verfallen, der der Rechtswelt gleiche Realität wie der 
Außenmelt zufchreibt.“ Uber wie diefe Bemerkung im Hinblick auf 
Bierke nur halb das Richtige trifft, jo findet Jellinek felber die 
Löſung aud nit. Indeſſen ift er unter allen Schriftitellern wohl der: 
jenige, der der Löfung am nädjften kommt. Denn er fieht jehr wohl, 
daß bei der Borftellung einer Einheit in der Bielheit und Vielheit in 
der Einheit das Problem in dem Begriffe der Einheit liegt, daß aljo 
der Begriff des Gelbjtändigen, Banzen, das tertium comparationis, der 
Hauptnenner ift, auf den mie alle anderen befonderen Ganzen, vor: 
nehmlich aud) der finnliden Welt, fo die der geiftigen zu beziehen find. 
Sa, er erkennt fogar, daß der Bierke und der übrigen \Juriftenmelt 
fehlende Begriff eben der von Kant feltgeftellte Begriff des organifierten 
Ganzen ift; denn er zitiert ausdrüklid die 88 64 und 65 der Kritik 
der Urteilskraft.e Aber fofort verliert er den ridhtigen Befichtsiwinkel 
wieder, indem er die Kantifche „innere Zmeckmäßigkeit“ des organifierten 
Ganzen gleih „menfhlihe Zwecke“ feßt; diefen Begriff madt er 
dann zum SHauptkriterium feines Einheitsbegriffes (). (Syftem der 
fubjektiven öffentlichen Rechte, Freiburg i. B. 1892, 2. Aufl. 1905, ©. 22 ff.) 
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tümlichkeiten der einzelnen Kirdheneinrichtungen; das aus der 
Zufammenftellung aller Einzelrefultate fid) ergebende Bild ift aber 
nie unmittelbar die Antwort auf die Frage nad) der Gelbit: 
itändigkeit der Kirche vor dem Staate. Es ift eben hier, wie bei 
den beiden anderen Methoden, nicht beachtet — und darin liegt 
der Fehler —, daß zwiſchen Staat und Kirche als ein fernerer, 
eigener Begrifffich nod) der des Selbjtändigen als eigener 
Vegriff befand; denn das ganze Problem ift Rein hifto- 
riſches, fondern ein logifhes, wie denn 3. B. Wilhelm 
Wundt die Soziologie, die ja die Wiſſenſchaft von der Befellichaft 


Unklar ift Chriftian Meurer, Turiftifhe Perfonen nad) deutſchem 
Reichsrechte, Stuttgart 1901, ©. 46 und passim. Er jagt ganz richtig 
über die juriftifhden Perfonen: „Das Recht läßt einer Vielheit die Be- 
handlung als Einheit angedeihen. Für das Recht erſcheint eine Bielheit 
als Einheit.“ Aber er erkennt nicht, daß er damit den Begriff der Einheit 
als einen jelbftändigen Begriff verwendet, und zwar als den Ober: 
begriff, in Bezug auf melden juriftiihe PBerjonen nur befondere Er: 
fheinungsformen find. Im Gegenteil — er hält den Begriff der Ein- 
beit — in unklarer Weife — für „etwas Anderes“; denn er fährt ©. 47 
fort: „Wie ih fo legt, wie es ſcheint, auh Hölder das Entfcheidende 
in die Behandlung nah Art von „etwas Anderen“ (von mir 
unterftrichen), „gleich einem eigenen Individuum“ ... .“ Go findet id 
in der QJurisprudenz der Einheitsbegriff nit als ein felbftändiger Be: 
griff, fondern entiweder wird in nicht zuläſſiger Weife die foziale Einheit 
(aus Bielheit) dvem konkreten Einheitsbegriffe des Organismus gleid)- 
gefeßt: die foziale Einheit [ei ein realer Organismus (Bierke); oder 
es wird die Soziale Einheit, anftatt fie auf den Begriff der Einheit zu 
beziehen als auf den Oberbegriff und gleihfam Hauptnenner, einem 
„etwas anderen“ gleich behandelt, einem Individuum oder Organismus 
glei, welcher Begriff wiederum logiſch in dem Begriff der Einheit 
feinen Oberbegriff hat. — Erkenntniskritifc weit vom Ziele befindet fich 
jene Quriftengruppe, welche meint, das heutige Wefen der Kirche im 
Hinblik auf ihre Gelbftändigkeit oder Unfelbftändigkeit durch Vergleich 
mit den Begriffen „Anftalt“ und „Körperfchaftsbegriff” feftitellen zu kön: 
nen. Denn beide find nichts als verhüllte Einheitsbegriffe. Das wird klar 
in Bergegenmärtigung der beiden Begriffe in Bierkes trefflider For— 
mulierung, die denen der anderen zu Grunde liegt: „Wenn nun aber 
fo der Anjtaltsbegriff mit dem Körperfchaftsbegriffe alle Merkmale einer 
über den Individuen anerkannten abjtrakten Berbandsperfönlichkeit ge- 
mein hat, fo beiteht doch zwiſchen beiden der oft berührte fcharfe Begen: 
faß, daß die Körperfchaftsperfon als Befamtperfon der verbundenen 
Befamtheit entjftammt und in ihr lebt, die Anftaltsperfon aber ihr Leben 
von einem außerhalb der Gefamtheit ftehenden Leben abzmeigt und un: 
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ft und als folde es mit dem Wefen des Rechts zu tun hat, in 
feinem zitierten Werke über Logik behandelt.e Um Begriffe _ 
handelt es fi), um den Begriff Staat, den Begriff Kirche und den 
Begriff des Gelbftändigen. Ta die Begriffe Staat und Kirche, jo 
weit fie im Hinblick auf die Kirchen: und Staatsverfaſſung 
korrejpondierende find, ſchon beſtimmt find, jo handelt es fi) nun: 
mehr — und darum fei ihm ein befonderer Abſchnitt gemidmet — 
um die Klarftellung des Begriffes des Gelbftän- 
digen. 


B. €. Die Löfung des Gefamtproblems. 

[Der Begriffdes Gelbftändigen. — Wert des 
CGinhbeitsbegriffes.] Es klang vielleidt jeltfam, menn be- 
bauptet wurde, die Löfung des Belamtproblems vermittele der 
Begriff des Gelbftändigen als ein eigener Be- 
griff. Denn nit ift die Vorftellung, der Gelbftändigkeits- 
begriff fei ein eigener Begriff, gerade geläufig; noch weniger dürfte 
geglaubt werden, daß der fragliche Begriff Schon in muftergültiger 
Meife beftimmt fei. Aber man nehme nur einen anderen Namen 
und mit einem Schlage ift erkennbar, daß nicht nur der genannte 
Begriff Thon beftimmt ift, fondern daß das wiſſenſchaftliche Pro— 
blem der Erkenntnis des Verhältniffes von Kirche und Staat in 


abhängig von einer folden fortführt.“ (Das deutſche Benoffenihaftsrecht, 
2. Bd., Geſchichte des deutſchen Körperfchafisbegriffes, Berlin 1873, 
©. 970.) Zu beadjten ift bei diefem Gierke ſchen Körperfdaftsbegriffe, 
daß er mie die Meinung des Tertes das Hauptkriterium nicht, wie 
ausnahmslos die gefamte Kirdhenredhtsmiffenfhaft, in eigener Ber: 
maltung und, menn es hoch kommt, in eigener Bejeggebung 
fieht, fondern den Nahdruk auf eigen legend, nad) dem Gubjekt des 
Lebens fragt, das ift, wie Kant es formuliert: nad) der Urſache der 
Einheit nad) Dafein und Form. Freilich fragt Bierke jo nicht bemußt, 
fondern intuitiv, indem er feinen Organismusbegriff vor Augen hat. — 
Speziell für das proteftantifche Kirchenrecht erkennt Theinerta. a. O., 
©. 91, Anm. 134, den Begriff des Gelbftändigen als von entjcheidender 
Bedeutung: „Befeggebung ift das notwendige, aber aud) ausreichende 
Entf&heidungsmerkmal für die Gelbftändigkeit (übereinftimmend Hüb- 
ler, Kirchenrecdhtsquellen, 4. Aufl, 1902, ©. 93. Sohm, Kritik zu 
Friedbergs „VBerfaffungsredht“ im Archiv für öffentlihes Recht, B. 4, 1889, 
©. 172). — In der Litteratur wird faft durchweg lediglich die Zuerteilung 
einer eigenen Bermwaltung als maßgebend angeführt, was nidjt 
ausreiht (Sohm a. a. O.).“ 
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der bezeichneten Richtung liegt und ein Begriffsproblem ift, wenn 
— mie diefe Arbeit es will — von konkretem Redyt ausgegangen 
und nicht mit VBorftellungen eines „natürliden und darum mün- 
Ihensmerten Zuftandes“ gearbeitet wird. Denn der Begriff des 
Celbjtändigen ift der Begriff, nad) dem — mie er im täglidyen 
Leben und in der Wiffenfchaft nicht entbehrt werden Rann — 
ſeit Menfchengedenken die Menfchen gerungen haben: Es ift 
der Begriff der Einheit, des Banzen. Diefer Begriff allein 
erınöglicht geiltiges Leben und fo bietet ſich dar, daß jeder Welt: 
anfchauung, jeder Religion Kernbegriff der des Banzen, der Einheit 
it. [PBlatos Urteil] Blato urteilt über den Wert des 
Ginheitsbegriffes: 

„Bon den Böttern ein Geſchenk an das Geſchlecht der 
Menſchen, fo ſchätze ich die Gabe, im Vielen das Eine zu er: 
bliken! Einen neuen Prometheus jandten hiermit die Unfterb: 
lihen zu uns herab, und jeßt erft zündeten fie uns ein hellodern: 
des Licht. Doc) die gelehrten Männer unferer Zeit gehen ent- 
weder übereilt zu Werke, oder fie verfäumen fi) am Wege; das 
Eine und das Biele feßen fie aufs Gerademohl ...... “ıs) 

[Einheitsbegriffe.] Ohne den Einheitsbegriff gibt es 
Reine Welt, nur eine Vielheit von Erfcheinungen und Bewegungen. 
Erſt duch den Einheitsbegriff werden die Erfcheinungen geordnet 
und ermögliden dem Menſchen, fi „in der Welt“, die nun für 
ihn da ift als oberfter Einheitsbegriff, in dem alle anderen ihre 
Einheit haben, zurecht zu finden. An ihren Einbeitsbegriffen 
Theiden fi die Weltanfhauungen, ſcheiden ſich die Religionen. 
Die Religionen ſetzen als Einheitsbegriff den Begriff Gottes; es ijt 
oben fhon darauf hingewieſen worden, daß au in Luthers 
„Welt“-anſchauung fein Bottesbegriff der ruhende Pol in der Er: 
fheinungen Flucht ift. So ift es in jedem theologiſchen Weltbilde. 
Tarum ftelle id) von ihnen eines bier, das befonders inftruktiv ift 
und deffen Rlaffifhe und ftolzge Schönheit zu allen Zeiten be: 
wundert ijt: Dantes Weltbild: (Paradies, 1. Geſang B. 103 ff.) 

„Die Dinge fämtlid ..... haben 
Unter ſich Ordnung, und das AN ift nur 103 
Durch diefe Form Bott ähnlich und erhaben. 


178) Zitiert nah Ehamberlain, Immanuel Kant, Die Perſön— 
lichkeit als Einführung in das Werk, 2. Aufl, Münden 1909, ©. 3%. 


Tie höhern Weſen fehn in ihr die Spur 

Der Kraft, der emgen, die zum Ziel gegeben 
Bom Schöpfer ward der Ordnung der Natur. 
Nach ihr nun fehn wir alle Wefen ftreben, 

Ob hoch ihr Los, ob niedrig fei; ob mehr, 

Ob minder nah fie ihrem Urfprung leben. 

Cie treiben durch des Geins unendlidy Meer 
@eleitet von dem Trieb, den Bott als Steuer 
Jedwedem gab, zu mandyem Hafen ber. 

Er ift’s, der trägt zum Mond empor das Teuer, 
Der diefen Erdenball zufammenhält 

Und eint, er, der bewegt die Herzen euer. 

Nicht nur auf Wefen, die vernunftlos, Tchnellt 
Er, wie ein Bogen, feine fihern Pfeile, 

Auf die auch, denen GBeift und Lieb’ gefellt. 

Die Vorſicht, die zum Ganzen eint die Teile, 
Die durch ihr Licht des Himmels Ruh erhält, 

In dem der Kreis ſich dreht von größter Eile, 
Läßt zum beftimmten Plaß in jener Welt 

Uns jeßo durd) die Kraft der Sehne bringen, 
Die, mas fie treibt, nad) heiterm Ziele jchnellt. 
Wahr ift’s, daß, wie oft Formen nicht gelingen, 
Wie fie in fi) des Künftlers Geiſt empfahn, 
Menn fpröde mit der Kunft die Stoffe ringen, 

So das Geſchöpf oft weicht von folder Bahn, 
Denn ihm ift von Natur die Kraft verliehen, 
Troß jener Kraft, fi anderm Ziel zu nahn, 
Wenn erdenmärts es falle Reize ziehen — 
Bleihwie man fehn kann aus der Wolke Schlund 
3um Boden hin des Feuers Strahlen fliehen. 
Nun ift dir kund, denk ich, weniger nicht kund, 
Mie von der Erde du emporgeitiegen, 

Als wie der Bach vom Berge fließt zum Grund! 
Bliebft du, von Hemmnis frei, am Boden liegen, 
Erftaunensmwerther mär’s, als ſäheſt du 


Träg an den Grund ſich Tebend Feuer ſchmiegen.“ 
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Dazu bemerkt Strekfuß in feiner Ausgabe der Dipina 
Commedia: „Alfo: Alles in der Welt ftrebt in feinem Teile, 
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teils näher, teils ferner, teils unbemußt, teils bemußt, mit: 
unter auf ganz verſchiedenen Wegen, vom Gott eingefenkten 
Triebe geführt, zur Gottheit zurük! Diefer Trieb, 
jelbjt ein Teil des Göttlichen, ift die eigentliche bervegende Kraft 
des MWeltganzen und erhebt die Weltordnung zum Abbild der Gott: 
heit. V. 104. 106 ff. bis 114. Er wirkt die Elementarerfcdeinun: 
gen in Natur- und Menichheit, 3. B. den Zug des Feuers nad) oben, 
den Umſchwung der Erde nad) unten, die phyſiſch⸗-pſychiſche Geite 
des Menfchenlebens, wie fie in der Herzbemegung rubt, V. 115 
bis 117. Er waltet aber aud) in den vernünftigen Wefen als das 
höhere, geiftige Begehrungsvermögen nad) Bott, B. 118—121. Er 
äußert fi im höchſten Himmel als emiges Ruben in Gott und 
wiederum ſchwingt er die anderen Sphären in der emigen 
Sehnſucht nad) feinem Ziele unabläffig um, V. 121—123. Aber 
mie er auch mwirke, — fein „heitres“ Ziel ift immer und überall 
dasjelbe, und fiher führt er jedes Ding demfelben zu, V. 124—126. 
Sreilich ift den höheren Weſen jene Freiheit des Willens gegeben, 
deren mögliche Abirrung vom wahren Ziele in Fegf. Bei. 16—18, 
74 entwickelt worden ift und aud) hier in Betracht Rommt, V. 127 
bis 135. Wber nimmer beim geläuterten Menſchen! Diefer muf 
fih der uriprünglichen Beftimmung treu, gerade dem Ziele zu 
immer mehr emporheben, wie Dante jet, zum Ginnbild davon, 
körperfchrankenlos fich in den Himmel ſchwingt, B. 136—140.“ 
[Der Einheitsbegriff in Pbilofopbie und 
Naturmiffenifhaft] Dem Dantefhen Weltbilde gibt alio 
ein göttliher Trieb, der allem Seienden innemohnt, zu Gott die 
Einheit in der Bielheit, die „durch diefe Form Bott ähnlich und 
erhaben ift.“ — Es ift aber nicht nur eine Eigentümlichkeit der 
Theologie, die Welt im Grunde als Einheit aufzufaffen; aud) die 
Philoſophie und die Naturwiſſenſchaft tun es. Als 
folhes Beifpiel philoſophiſcher Weltanſchauung ſei erinnert 
an Shopenhauer „DieWeltals Wille und Vorſtel— 
lung“, und der modernen Naturwiſſenſchaft erfcheint 
dur) den Begriff der Adhäſion die Einheit gemährleiitet. 
Bei all diefen Einheitsbegriffen handelt es ſich um den abjo- 
luten Einheitsbegriff: Einheit foll fein die Welt, das Univer: 
ſum. Mit diefem einzigen Einheitsbegriff Rommt der Menſch aber 
nicht aus; er ift gezwungen unterhalb des oberjten Einheitsbegriffes 
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fid) Begriffe Rleinerer Einheiten zu bilden. Solche Einheiten find 
die Begriffe des „Atoms“ oder der „ausdehbnungslofen 
Kraftzentren“.') Für die Anfchauung aber beftehen inner: 
balb der Fülle der Erfheinungen zmei Bruppenvon Ein- 
beiten, folche, die von Natur find, und foldye, die die Kunft 
geichaffen hat; die einen find lebendig, wie die Wefen der Natur, die 
anderen find tot, find Maſchinen. [RK ant.] Bon einem Kunſtpro— 
dukte fagt Kant in feiner Kritik der Urteilskraft, 
und zwar in ihrem zmeiten Teile, der Kritik der teleologi- 
ſchen Urteilskraft (8 65), es fei „das Produkt einer von der 
Materie (den Teilen) desjelben unterfchiedenen vernünftigen Ur: 
lade, deren Gaufalität (in Herbeifhaffung und Verbindung der 
Zeile) durch ihre Tdee von einem dadurd) möglichen Banzen (mit- 
bin nicht durch die Natur außer ihm) beftimmt wird.“ Das Natur: 
produkt im Begenjaß zum KRunftprodukte aber beftimmt er dahin, 
daß es „nur als Naturzweck und ohne Eaufalität der Begriffe von 
vernünftigen Wefen außer ihm möglich fei.“ 


Wenn es nur diefe beiden Einheitsbegriffe gibt und menn 
von der Kirche reden, insbejfondere fie als vom Gtaate getrennt 
binjtellen, fie als Einheit denken heißt, fo ift zu fragen, nad) 
melchem der beiden Einheitsbegriffe Kirhe und Staat gedadt 
merden, wenn fie als felbftändige Einheiten gedacht werden. Die 
Antwort [cheint einfach zu fein; denn weil beide, Kirche und Staat 
nur in den Bedanken von Menfchen beftehen, und alfo das Pro- 
dukt einer von ihrer Materie unterfchiedenen vernünftigen Urfache 
au fein jcheinen, deren Gaufalität durd) ihre Tdee von einem da— 
durch möglichen Banzen beftimmt mird, fo ſcheinen fie als 
Kunftprodukte gedacht zu werden. Indeſſen ift diefes Urteil 
nit richtig; denn wenn Staat und Kirche als Produkte menſch— 
liher Willkür auch Kunftprodukte find, jo find fie dennoch unter 
den Begriff der Naturprodukte zu beziehen, meil die dee, nad) 
der fie gejchaffen find, die des organifierten Weſens iſt. Kant 


10) Vergl. Shäffle, a a. D., Einleitung der 2. Ausg., und 
TZönnies, Bemeinihaft und Gefellfhaft, 2. Aufl., 8 2, aud die in 
einzelnen Anmerkungen diefer Arbeit gebradjgten Definitionen des Be— 
griffs der „Kraft“. 
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jelber fagt in der einzigen Anmerkung!) zum 8 65: „Man 
kann... . einer gemwiffen Berbindung, die aber... . mehr in 
der Idee als in der Wirklichkeit angetroffen wird, durd) eine Ana: 
logie mit den gerannten unmittelbaren Naturzwecken Licht geben. 
So hat man fi, bei einer neuerlidh unternommenen gänzlichen 
Iimbildung eines großen Volkes zu einem Staat, des Wortes Or: 
ganifation häufig für Einrihtung von Magiftraturen ulm. 
und jelbft des ganzen Staatskörpers fehr fhichlich bedient... .“ 
Wenn alfo Staat und Kirche nad) dem Begriffe des Naturproduk: 
tes zu denken find und wenn die Frage ilt, ob die Kirche Staats: 
teil oder foziales Gelbft fei, fo erfcheint diefe Krage nunmehr in 
dem Bemwande: [ormulierung des Yandeskirden: 
problems im Hinblick auf Kants Begriffdes or: 
ganifierten Wefens;] Wird die Kirche (die ſchles— 
wig-bolfteinifhe Landeskirde) nad dem Be: 
griffe des [elbftändigen Naturproduktsalsein 
foldes oder, da fie andernfalls ein Staatsteil 
ift, als ein Teil eines ſolchen vom gegenmärtig 
geltenden Rechte gedadht? Um das zu erkennen, be: 
darf es einer Rritiihen Beftimmung des Naturpro: 
dukts. Kant felber gibt fie, indem er fagt: „ein Ding als 
Naturprodukt verhalte fi) zu ſich ſebſt mechlelfeitig als Urſache 
und Wirkung“ ($ 65 Eingang) 28) — eine Beftimmung, die unver: 
ftändlich erfcheint, infofern Urfahe und Wirkung gegenfäßliche 
Begriffe find und ſomit — menigftens ſcheinbar — nit von einem 
einzigen Gegenftande in Bezug auf ihn felber ausgefagt werden 
können. Kant fagt von feiner Definition denn auch jelber: 


0) Bergl. Kuno Fiſcher, Immanuel Kant und feine Lehre, 


in feiner Geſchichte der Philofophie, 5. Bd., 4. Aufl, Heidelberg 1899, 
S. 490. 


2), ühnlich beftimmt Lorenz v. Stein als Hauptkriterium 
eines Bereins die Fähigkeit der Gelbftbeftimmung der Bereinten als 
Einheit. ©. 12 f. einer Bermaltungslehre, 1. Teil, 3. Abt., 2. Aufl., Die voll- 
stehende Bemwalt; 3. Teil, Das Eyftem des Vereinsweſens und des Ber: 
einstedyts, Stuttgart 1869. liber das Verhältnis des Staates zu Vereinen, 
ihrem Rechte und ihrer Entitehung vergl. Bierke, Die Benoffenfhafts: 
theorie und die deutfche Rechtſprechung, Berlin 1887. 
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„welches ein etwas uneigentlider und unbeftimmter Ausdruck ift, 
der einer Ableitung non einem beftimmten Begriffe bedarf.“ Diefe 
Ableitung gibt er mit folgenden Worten: „Die Caufalverbindung, 
jofern fie bloß durch den Verftand gedacht wird, ift eine Verknüp— 
fung, die eine Reihe (von Urſachen und Wirkungen) ausmadt, 
meldye immer abmärts geht, und die Dinge felbft, welche als Wir: 
Rungen andere als Urſache vorausfeßen, können von dieſen nicht 
gegenjeitig zugleich Urfache fein. Diefe Caufalverbindung nennt 
man die der wirkenden Urjachen (nexus effectivus). Dagegen aber 
kann dod) aud) eine GCaufalverbindung nad) einem Bernunftbegriffe 
(von Zwecken) gedacht werden, welche, wenn man fie als Reihe be- 
tradtete, jomohl abwärts als aufmärts Abhängigkeit bei ſich füh- 
ren würde, in der das Ding, welches einmal als Wirkung bezeichnet 
ift, dennod) aufmärts den Namen einer Urſache desjenigen Dinges 
verdient, mopon es die Wirkung ift. Im Praktifhen (nämlich 
der Kunft) findet man leicht dergleichen Verknüpfung, wie 3. 8. 
das Haus zwar die Urſache der Belder ift, die fiir Miete einge: 
nommen werden, aber doch auch umgekehrt die Borftellung von 
diefem möglichen Einkommen die Urſache der Erbauung bes Hau: 
fes mar. Eine foldye Caufalverknüpfung wird die der Endurfadhen 
(nexus finalis) genannt. Man könnte die erftere vielleicht ſchick— 
licher die Verknüpfung der realen, die zweite der idealen Urſachen 
nennen, weil bei diefer Benennung zugleich begriffen mird, daß 
es nit mehr als diefe zwei Arten der Caufalität geben könne.“ 

Innerhalb des Rahmens diefer WUbleitung beftimmt Kant 
den Begriff des Dinges als Naturprodukt (das „ſich zu fich ſelbſt 
mwechjelfeitig als Urfadye und Wirkung verhält“) dahin, daß „die 
Teile (ihrem Dafein und der Form nach) nur in Beziehung auf das 
Banze möglid) find“ und „daß die Teile fi) dadurch zur Einheit 
eines Ganzen verbinden, daß fie von einander wechſelſeitig Ur- 
ſache und Wirkung ihrer Form find.“ Es handelt fi hier um 
eine unter mehrfachem Befihtsminkel erfolgte Begriffsbeftimmung. 
Auf welche Teile der Begriffsbeftimmung im Hinblick auf die 
Stage, ob die Kirdye einem jelbftändigen Naturprodukte gleid) 
oder nur Teil eines foldyen fei, Gewicht zu legen ift, entjcheidet 
fit) nad) dem, mas von der Kirche gegenwärtig ſchon der Beob- 
achter in feiner Hand hat. Die Kirchenteile find es; denn diefe 
murden im vorigen Abfchnitte gezeichnet. Und zwar find fie an 
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der Hand der Rantifchen Begriffsbeftimmung des organifierten 
Banzen in Bezug auf das Banze zu betraditen, als deffen Teile ais 
felbjtändigen Ganzen fie von der herrſchenden Meinung bezeichnet 
iverden, d. i. in Bezug auf die Kirche. Wie aber dies, da doc) das 
Ganze nicht bekannt ift? Die Antwort ift: Wenn das Natur: 
produkt fich zu ſich felbft mwechfelfeitig als Urfadye und Wirkung 
verhält, dergeftalt, daß die Teile ihrem Dafein und ihrer Form 
nah nur in Beziehung auf das Banze möglidy find, jo ift aud) 
das Banze Urſache feiner Teile. Darum lautet die Frage, deren 
Antwort nad) diefer Verengerung nunmehr die Löfung des Be: 
famtproblems birgt: [andere Kormulierung.) Iſt die 
Kirche als Banzes Urfadhe ihrer Teile oderiftes 
der Staat? Wenn die Kirde es ift, Jo ift fie ein felbftändiges 
Banzes und ihr Konſiſtorium, deffen rechtliche Stellung zur Dis: 
kuffion Steht, ihr und nidyt des Staates Teil, eine Kirchen-, keine 
GStaatsbehörde. limgekehrt wenn der Staat Urſache der Kirchen: 
teile ift, fo ift das Konfiftorium zu Kiel Gtaatsteil, eine Gtaats- 
behörde. Darum find nunmehr die einzelnen FKirchenteile auf 
ihr Gaufalverhältnis zum Kirchenganzen bez. zum preußifchen 
Staate zu unterfuden. In Betradyt kommen natürlich nur die 
vitalen Teile der Kirche, diejenigen die in organifatorifcher Be: 
ziehung gewiſſermaßen animaliſches Aequivalent ihres Mefenmil: 
lens ſind, nämlich: Die konſiſtorialen, das landesherrliche Kirchen— 
regiment ausübenden und verwaltenden Elemente, d. i. der lan— 
desherrliche Summepiskopat, der preußiſche Wi: 
niſter der geiſtlichen Angelegenheiten, das Kon— 
fiftorium zu Kiel, dießBeneralfuperintendenten und 
die Bröpfte; ferner die fog. presbyterialen Elemente, die durd) 
die Nelteften der Gemeinden gebildet werden, die Kirchenvor— 
ftände und Kirchenkollegien bez Gemeindever— 
fammlungen (aud die Parodjialverbandspertretungen ge: 
hören hierher); ferner die ſynodalen Elemente: die Propftei- 
ſynoden und die Geſamtſynode mit ihren Ausſchüſ— 
fen; und ſchließlich zwei Organe, die mit dem Namen Ronfijtorial: 
presbpterial-fynodale Berfaffung nicht genannt werden, die Pa: 
ftoren und Kirchenpatrone. 

Dieje Teile der Kirche find alfo daraufhin zu unterfuden, 
ob die Kirdye als Ganzes ihre Urjadhe fei oder der Staat. — Es 
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jei begonnen mit den hiftorifch älteften Elementen der Kirche, den 
konfiltorialen. 

Urſache von etwas fein, heißt, es nad) feinem Dafein und feiner 
Form bedingen. Hier ift aljo feſtzuſtellen, ob die einzelnen Teile 
der Kirche durch dieſe bedingt find, und zwar nad) dem geltenden 
Rechte, d. h. ob fie durd) die Kirche [elber hervorgerufen, durch 
fie gejegt find und durch fie verändert werden können. Diefe 
legte Krage nad) dem Rechte zur Veränderung iſt befonders für 
die Kirchenteile von Bedeutung, die älter find als das moderne 
Hecht, jomeit es die Kirche mit ihren Teilen zum fozial-relevanten 
Faktor gemadt hat. 

Das erite und ältejte Organ der ſchleswig-holſteiniſchen Lan— 
deskirche ift 

der Zandesbherr, 

auch summus episcopus genannt. Als Spiße der Kirche ift er Jo 
alt wie die Kirche jelber. Dementjprechend gehören die Diefes 
Inititut regelnden Normen nicht der neueren Zeit an, jondern 
find alte, und es fteht hier darum, weil nicht feftftellbar, nicht zur 
Diskuffion, ob die Kirche nad) heutiger Auffafjung dies Organ 
geſchaffen bat, als vielmehr, ob fie imjtande ift, es aus fich zu ver- 
ändern und aufzuheben. Das kann nicht im engeren Kirchenrechte 
geſunden werden, ſondern in der Stellungnahme des Gegenpols 
der Kirche im heutigen Sozialleben, des Staates; mit anderen 
Worten lautet die Frage: hat der Staat zu diefem Organe jo 
Stellung genommen, daß es als jeines Rechtes anzuſehen ift? 

Mit dem Sumimepiskopate felber befaßt fidy Rein Staats— 
gejeß, mobei unter Bejegen Formen verjtanden werden, in denen 
der Staat jeinen Willen ausdrückt, alfo aud) eventuell Stellung zur 
Kirche nimmt. Wohl aber jegen einige Staatsgejege das genannte 
Inftitut voraus. So vor allem das Staatsgejeß vom 6. April 1878, 
betreifend die evangelijche Kirchenverfaffung in der Provinz Schles— 
mwig-Holftein ......., abgeändert und ergänzt durd) das Staatsgejeß 
vom 14. Juli 1895 über denjelben Gegenitand. Dies Gefeg mit 
feinem Nachtrage bejchäftigt fich mit der durch die Kirchengemeinde: 
und Synodalordnung geichaffenen Berfaffung der jchlesmwig-holftei- 
nifchen Landeskirche. Die Kirchengemeinde: und Synodalordnung 
ift ein fogenanntes Kirchengefeß, d. h. zuftande gekommen alleine 
durch kirchliche FZaktoren ohne Mitwirkung des Gtaates. Sie 
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konnte fich nicht jelbjt in Geltung feßen innerhalb des Staa— 
tes, fondern das konnte nur der Staat tun. Er tat es in dem 
GStaatsgejege nom 6. April 1878 und feinem Ergänzungsgefeße 
vom 14, Tuli 1895. Nicht die ganze Kirchengemeinde: und Synodal- 
ordnung ift durch die beiden Geſetze janktioniert und damit ftaats- 
gejeglic)h feftgelegt worden, jondern nur einzelne Teile, die dem 
Staate von Wichtigkeit für fich fchienen. Der für den Staat hierbei 
maßgebende Befihtsminkel wird der der Staatsaufficht genannt. 
er Name ift aber ganz gleichgültig, es kommt auf den mit jenen 
Geſetzen tatſächlich erreichten Effekt an. Der foll jeßt feftgeftellt 
werden, zunächſt, wie gejagt, bez. des VBerhältniffes des Gtaates 
zum LZandesherrn als dem summus episcopus. 

Summus episcopus der ſchleswig-holſteiniſchen Yandeskirde 
ift immer der König von Preußen. Mit diefem Namen „der König“ 
erwähnen feiner die Artikel 23 und 24 des Gtaatsgejeßes vom 
6. April 1878, die in ihrer Bültigkeit durch das Befeg vom 14. Juli 
1895 erhalten find; und mit den Worten einer „königlichen Ber: 
ordnung“ jegen andere Artikel den König als notwendiges Inftitut 
der Kirche voraus, fo die Artikel 29 und 37. Der betreffende Sat 
des Artikels 23 lautet: 

„Bevor ein von der Geſamt- oder Bezirksiynode beſchloſ— 
jenes Geſetz dem Könige zur Sanktion vorgelegt wird, ift die 
Erklärung des Staatsminifteriums darüber herbeizuführen, ob 
gegen den Erlaß desfelben von Staatsmegen etwas zu er: 
innern jei,“ 

und des Wrtikels 24: 

„Kirchengefeße, durch welche kirchliche Ausgaben zu Zwek— 
ken der Provinz oder des Bezirkes bemilligt werden, bedürfen, 
bevor fie dem Könige zur Sanktion vorgelegt werden, der Zu: 
ftimmung des Staatsminifteriums.“ 

Beide Artikel beſchäftigen fi alſo mit derſelben Sache, mit einem 
Teilakte der Kirchengefeßgebung, der Sanktion der Kirchengejeße 
durch den König. Sie nehmen alſo Bezug auf die befondere Rolle, 
die der König im Organijationsleben der Kirche fpielt und die als 
die des summus episcopus bezeichnet wird. Nur der Erinnerung 
wegen fei gejagt, daß von der herrſchenden Meinung die Befugnis: 
Iphäre des Königs als summus episcopus nidjt als ftaatlich, ſondern 
als felbftändiges Annerum der Gtaatsgemalt des Königs unge: 
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jehen wird. Hier interejfiert nur das eine, daß in den zitierten 
Artikeln die Einrihtung des Summepiskopates durch die bloße 
Nennung des Namens und die Bezeichnung der konkreten Sank— 
tionsfunktion vom Staate als fein Intereffe berührend bezeichnet 
und damit jejtgelegt wird, welchen jelben Effekt audy die Artikel 
29 und 37 mit ihrer Anordnung königlicher Verordnungen haben; 
fie brauchen darum nicht näher erwähnt zu werden. In der ein- 
beitlihen Richtung der genannten Artikel liegt auch die Beftim- 
mung des erjten Satzes des Artikels 29: 

„Someit die Bermwaltung der evangeliſch-kirchlichen An— 
gelegenbheiten bisher von den Regierungen zu Schleswig [und 
Wiesbaden] geführt ift, geht diefelbe auf das Konfiftorium zu 
Kiel [und auf das Konfiftorium zu Wiesbaden] als Organe 
der Kirchenregierung über.“ 

Der Ausdruk „Organ der Kirchenregierung“ bejagt in dem Zu: 
jammenbhange ein Mehrfadhes: er fagt zunädjft, daß der Staat als 
foldyer ficy mit dem fozialen Körper der Kirche in feiner Funk-— 
tion befajie.. Er jagt ferner, daß für diefe Funktion ein be- 
ftimmtes Organ geichaffen jei, nämlidy das Konfiftorium zu Kiel. 
Er legt ferner den Eharakter des KRonfiftoriums fo, wie er 
augenblicklid) ift, feft (vergl. aud) den Abſ. 2 desjelben Artikels 29: 

„Eine Veränderung der Rollegialen Berfaffung des Kon- 

fiftoriums bedarf der Genehmigung durd) ein Staatsgeſetz“), 
namlich) als Organs der Kirchenregierung in feiner bisherigen Ab— 
bängigkeit vom Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten (vergl. 
Abſ. 3 desjelben Artikels 29: 

„An den Befugniffen des Minifters der geiftlihen Ange— 

legenheiten wird durch dies Geſetz nidyts geändert“) 
und durch dieje Abhängigkeit aud) vom Könige, von dem der 
Miniſter der geiftlihen Angelegenheiten abhängig if. Mit ande: 
ten Worten: dur Feftlegung des Charakters des Konfiftoriums 
wird zugleich aud) feine condicio sine qua non, der Summepiskopat 
fejtgelegt, ſowohl hinfichtlidy feines Dafeins als Hauptorgan der 
Kirche als auch nad) feiner Form als monardiihes Organ, als 
aud) nad) feiner Kompetenz als oberftes Organ der Kirdyenregie- 
rung, als aud) nad) den Normen über die Gukzeffion beim Wechſel 
des Trägers des Kirchenregimentes, als aud) nad) der Art der Be: 
tufung zum Amte bei Fortfall des bisherigen Trägers. Dies alles, 
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das unter dem Ausdrucke des Dafeins und der Form erichöpfend 
begriffen wird, ift in jedem einzelnen genannten Artikel ftaatlich 
feitgelegt; durch die verfchiedenen Wendungen der einzelnen je auf 
ihre befonderen Zwecke abgeftellten Artikel wird die Feftlegung 
nur verdeutlicht; darum find hier mehrere Artikel zitiert,obgleich 
einen zu zitieren genügt hätte. Die Würdigung der ftaatliden 
Seftlegung des \nftitutes des Summepiskopates wird unten im 
Zuſammenhange mit den Ergebniffen der Unterfuchung der anderen 
landeskirdliden Brundbeftandteile erfolgen. 

Unter dem Landesherrn mwirkt für die Jchlesmwig-holfteinijche 
Yandeskircdhe 
derpreußiſcheminiſterdergeiſtlichen Angelegen— 

heiten. 
Mit ihm als Kirchenbehörde befaßt ſich der ſchon zitierte Artikel 
28 des Staatsgejeßes vom 6. April 1878: 
„An den Befugniffen des Minifters der geiftliyen Angelegen: 
beiten wird duch dies Bejeh nichts geändert.“'®°) 
Der Saß erhält aljo die bisherigen Befugniffe des Minifters der 
geiftliden Angelegenheiten aufredht gegenüber der Befugnisver: 
ſchiebung zwiſchen der Regierung zu Schleswig und dem Konfilto: 
rium zu Kiel. Die hier gemeinten bisherigen und aljo aud) gegen: 
wärtigen Befugnifje des Minifters der geiftliden Angelegenheiten 
find en bloc genannt in der Königliden Berordnung vom 24. Sep: 
tember 1867, die das Konfiltorium ſchuf, wenn es heißt: 
„Borgefeßte Behörde des Konjiftoriums ift bis auf Weite: 
res Unjer Minifter der geiftlichen etc. Angelegenheiten, an 
welchen in Fällen, welche über die Kompetenz des Konfiftoriums 
hinausgehen, zu beridten ijt.“ 
Nie man nun audy im einzelnen die Befugniffe und das Ber: 
hältnis des Minifters der geiſtlichen Angelegenheiten zur jchles: 
mwig-holfteinifchen Landeskirdye deuten möge, das Refultat der 
gegenwärtigen Feſtſtellung ift, daß das Staatsgejeg vom 6. April 


182) Diefe Beftimmung mit ihrem Kirdyenbilde in Cinklang zu 
bringen, ift die herrſchende Meinung ſchlechthin nicht im Stande. Denn: 
es wird nichts geändert, heißt: es bleibt beim Alten! Bor diefem Bejeße 
ift er Staatsbehörde geweſen — das ergibt die Geſchichte der ſchleswig— 
holfteinifhen Landeskirde. Nach dieſem Geſetze foller aud Kirchen: 
behörde fein?! 
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1878 fi mit ihm in feinem Berhältniffe zur Kirche befaßt, feine 
rechtliche Stellung als ſolche mithin feftgelegt hat. Auf die Be: 
deutung dieſer Tatjache wird ebenfalls jpäter eingegangen merden. 

Unter dem Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten beginnt 
die Individualiſierung der Behörden des Kirchenregimentes gegen: 
über den Staatsbehödren. Die oberfte eigentliche und nur — Kir: 
chen⸗Behörde ift 

das Konfiftorium zu Kiel. 

Es beruht auf der königlichen Verordnung vom 24. September 
1867, iſt aljo geichaffen vor der Geltung der preußiichen Ver— 
faffungsurkunde in Schlesmwig-Holftein. Da die Berordnung [chlicht 
als eine königliche bezeichnet ift, ſo Bann aus ihr ſelber nicht er- 
kannt werden, ob der Staat oder, wenn die Kirche vom Staate 
aetrennt jein follte, die Kirche durd) ihren summus episcopus das 
Konfiftorium geſchaffen hat. Auch bezüglich) des Konfiftoriums kann 
es fich hier alfo nur um die Feftjtellung handeln, wie fid) der Staat 
zu diefem Inftitute verhalte. An zahlreihen Willenserklärungen 
bat er es genannt. Hier genügt es, den ſchon genannten Artikel 
29 des GStaatsgejeßes vom 8. April 1878 anzuführen; denn er ift 
fo plaftifh, daß er die eingehende Erwähnung fernerer Bejtim- 
nungen überflüffig madt: 

„Soweit die Verwaltung der evangeliſch-kirchlichen An- 
gelegenheiten bisher von den Regierungen zu Schleswig [und 
Wiesbaden] geführt ift, geht diefelbe auf das Konſiſtorium 
zu Kiel [und auf das Konfiftorium zu Wiesbaden] ... über... 

Eine Veränderung der kollegialen Berfaffung des Kon: 
fiftoriums bedarf der Benehmigung durd) ein Staatsgejeß.“ 

Aud) des Konfiftoriums rechtliche Stellung ift alfo durd) Staats: 
gejeß feftgelegt. Sein Dafein und jeine Form find ebenfalls vom 
Staatswillen abhängig. Die Bedeutung auch diefer Tatjache wird 
unten gewürdigt merden. 
Weiter find befondere kirchliche Organe 
diebeiden®eneraljuperintendenten 

für Holftein und Schleswig. Beide find Beiftliche, und näher mohl 
als bei anderen, befonders den bisher behandelten Kirhenorganen, 
läge es, ihnen den ftaatliyen Charakter abzujprechen. Hier ift 
wiederum nur feftzujtellen, wie fid der Staat zum Inſtitute der 


Generalfuperintendenten verhalte. Auch hier ift feftzuftellen. daß 
17 
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er das Anftitut in feinen Willenserklärungen genannt hat, mit ihm 
als einem konkreten Faktor des öffentliyen Lebens rechnend. 
Wieder ift hier der Artikel 29 des Gtaatsgefeges vom 6. April 
1878 zu nennen, der in jeinem Abjaß 2 jagt: 

„Eine Beränderung der kollegialen Berfajfung des Kon: 
fiitoriums bedarf der Genehmigung durdy ein Staatsgejeß.“ 
Tenn zum SKonfiftorium, defjen Berfajfung in der Verordnung 
nom 24. September beftimmt ijt, gehören als notwendige Mit: 

glieder die beiden Beneraljuperintendenten: 

„F 1. Für die Herzogthümer Holſtein und Schleswig ift 
ein evangeliſch-lutheriſches Konfiftorium in Kiel unter Leitung 
eines weltlichen Borfigenden einzurichten, welchem die beiden 
für Holftein und Schleswig fungierenden Beneralfuperintenden: 
12 1 —— beizuordnen find.“ 

Aber nicht nur durd) foldye indirekte Beziehung rechnet der Staat 
mit der Anftitution der Beneraljuperintendenten, auch direkt 
nennt er fie in feinen Willenserklärungen, fie jo von [ich aus feft: 
legend. Bor allen anderen genügt, auf das Staatsgefeß vom 
14. Juli 1895 $ 1 zu vermweifen. Es ift das Abänderungs- und 
Ergänzungsgefeg zum Staatsgefege vom 6. April 1878, welche 
beide die evangelifche Kirchenverfaffung in der Provinz Schleswig: 
Holftein betreffen. Die in Betracht kommende Gtelle des $ 1 
lautet: 

„Kirchengejeße, durch welche Beftimmungen der Kirchen: 
gemeinde- und Synodalordnung für die evangelilche Kirche der 
Provinz Scleswig-Holften vom 4. November 1876 ...... 
abgeändert werden jollen, bedürfen der Beltätigung durd) ein 
Staatsgejeß nur, wenn fie betreffen die $.... 86 Wr. 1 
bis 4... “ 

Der $ 86 gehört zu den die Befamtiynode der ſchleswig-holſtei— 
niihen Landeskirche regelnden Beftimmungen: 

„Die Geſamtſynode befteht: 

1. aus den Beneraljuperintendenten für Schleswig und Hol: 
ſtein; 


Dieſe Beſtimmung ftaatlidyer Art nennt direkt die beiden General— 
Tuperintendenten für Holftein und Schleswig als notwendige Blie- 
der der Bejamtiynode der Yandeskirche, als Faktoren des öffent: 


259 


lien Lebens fie anerkennend und mit ihnen rechnend, die Jn- 
ftitution damit an den ftcatliyen Willen bindend. Ob der Staat 
aber die Inſtitution aus fid) gefeßt habe oder ob die Kirche die 
Urſache diefes Kirchenteiles fei, ift damit nicht gefagt; das foll 
erft jpäter feftgeftellt werden. 

In den gleichen Beziehungen wie bie oberen Inftanzen ftehen 
die unteren Inftanzen der Kirchenregierung zum Staate, 

die Pröpfte. 
Denn aud) ihrer hat der Staat in feinen Willenserklärungen Er- 
wähnung getan. Wieder ift auf das Ergänzungsgefeß zum Staats: 
gejege vom 6. April 1878, betreffend die enangelifche Kirchenver: 
faffung in der Provinz Schlesmwig-Holftein ..... vom 14. Quli 
1895 zu verweifen. Im $ 1 bindet diefes nämlich Veränderungen 
der 88 72 ff. der Kirchengemeinde- und Synodalordnung an ftaats- 
gejegliche Benehmigung. Zu den fo fejtgelegten Beitimmungen 
gehört aud) die des $ 73 über die Zufammenfegung der Propftei- 
ſynode: 
„Die Propſteiſynode beſteht: 
1. aus dem Propſt ...... r 

Damit ift die Inftitution der Pröpfte als Kaktor des öffentlichen 
Lebens vom Staate anerkannt und feftgelegt. Über die Be— 
deutung diefer Tatfacdhe wird unten gehandelt werden. 

Mögen die bisher behandelten Organe aud) von größter Be— 
deutung für das öffentlie Leben fein, diejenigen Organe, durd) 
die bejonders die Kirche ſich ins öffentliche Leben hineinprojiciert 
und das öffentlide Bewußtſein aufs tiefjte beeinflußt, find nicht 
fie, jondern 

die Paftoren. 

Hat der Staat Belegenheit genommen, die anderen Kirchenorgane 
nad Dafein und Korm an feinen Willen zu binden, nidyt minder 
— das darf erwartet werden — wird er es bezüglich der Paftoren 
getan haben. Auch deren Bindung findet fih im 8 1 des ſchon 
mehrfach angezogenen Staatsgefeges vom 14. Juli 1895, nämlich 
in defien Erwähnung der 88 1—4 der Kirchengemeinde- und Syno- 
dalordnung. In diejen Paragraphen ift die Berfafjung der Kir- 
chengemeinden geordnet. 8 3 erwähnt die Pajtoren. 

„Der Kirchenvorſtand bildet die engere, das Kirchenkolle— 

gium bie größere Repräfentation. 


17° 
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1. der Kirchenvorſtand befteht: 
a) aus dem Paftor der Gemeinde oder defjen Stellvertreter 
im Pfarramt. Sind in einer Parodjie mehrere Beijtliche 
angeftellt, jo gehören fie ſämtlich dem Kirchenvorftande 
an. Hülfsgeijtliche auf nicht fundierten Stellen (Adjunk: 
ten, jtändige Bikare) haben das Recht, an den Berathun:- 
gen des Kirchenvorftandes teilzunehmen, find aber nur 
ftimmberechtigt, wenn fie den Paftor vertreten. 
BD) 2.2505 u 
Alſo auch diefe Inftitution ift ftaats-gejeglid) fejtgelegt, ebenſo 
wie jene andere ebenfalls im Namen der ſchleswig—-holſteiniſchen 
Kirchenverfaſſung nit mitgenannte, die der 
Kirchenpatrone. 

Das Kirchenpatronat gehört zu den älteſten Einrichtungen 
der Landeskirche und iſt viel älter als die übrige moderne kirch— 
liche Berfaffung. Die gejamte Inftitution ift aber vom modernen 
Rechte übernommen und vom Gtaate als Saktor des öffentlichen 
Lebens anerkannt. Denn das erwähnte Ergänzungsgejeß vom 
14. Quli 1895, betreffend die evangeliſche Kirchenverfaffung in der 
Provinz Schlesmwig-Holltein ...... ‚ bindet Veränderungen der 
88 68 ff. an ftaatsgejegliche Genehmigung. Die 88 68-71 aber 
tragen die Überjchrift: 

„Rechte der Kirchenpatrone“. 

In ihnen find die Grundzüge des PBatronatsredyts behandelt, und 
fomit ift auch) das Inſtitut des Patronates an den Staatsmillen 
gebunden. Was diefe Tatfache unter dem Geſichtswinkel der gegen: 
mwärtigen rageftellung, ob die Kirche oder der Staat Urſache der 
Kirchenteile fei, bedeutet, wird im Zufammenbange behandelt wer: 
den mit den Ergebnifien der Uinterfuhung der presbyterial: 
Iynodalen Organe ebenfalls im Hinblik auf die Frage, wer 
ihre Urſache jei. 

Zu ben presbpterial-[ynodalen Organen der Kirche gehören 
in unterftem Kreiſe 

die Rirhengemeindeorgane, 
jomeit fie die „Repräfentation der Gemeinde“ bilden — der Kir: 
henvorftand, das Kirchenkollegium und, in Gemeinden unter 500 
Seelen, die Bemeindeverfammlung. Was zunädjft den Kirchen: 
vorstand betrifft, jo ift fomohl fein Dafein wie feine Form an 
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den Willen des Staates gebunden. Denn in dem ſchon erwähnten 
S 3 der Firchengemeinde- und GSynodalordnung, der durch das 
Staatsgefeg vom 14. Juli 1895 ſtaatlich fanktioniert ift (8 1) heißt 
es bezüglich feines Dafeins: 

„der Kirdyenvorftand bildet die engere ...... Repräjentation 

der Gemeinde“, 

und bezüglich feiner Form: 

„ver Kirchenvorſtand befteht: 

a) aus dem Paftor der Bemeinde oder deffen Stellvertreter 
im Pfarramt. Gind in einer Parochie mehrere Beiftliche 
angeftellt, jo gehören fie ſämtlich dem Kirchenvorftande an. 
Hülfsgeiftlihe auf nicht fundierten Stellen (Adjunkten, ſtän⸗ 
dige Bikare) haben das Recht an den Berathungen des 
Kirhenvorftandes Theil zu nehmen, find aber nur dann 
ftimmberedtigt, wenn fie den Paftor vertreten; 

b) aus einer Anzahl von Aelteſten, welche vom Kirchenkolle- 
gium gewählt werden.“ 

Die Zahl der Melteften wird durd) die Propfteifynode, die — mie 
fich ergeben wird — ebenfalls nad) Form und Dafein an den Willen 
des Staates gebunden ift, beftimmt ($ 4 der Kirchengemeinde: und 
Cynodalordnung, ebenfalls durch $ 1 des Geſetzes vom 14. Juli 
1895 fanktioniert), jo daß alfo indirekt aud) die Zahl der Aelteſten 
ein beftimmter Faktor in der Wahrjcheinlichkeitsrechnung des 
Staates ift. Denn eine Wahrſcheinlichkeitsrechnung ift die pofitive 
Ordnung des Verhältniffes des preußiſchen Staates zur ſchleswig— 
hoffteinifhen Landeskirche, berechnet auf Erhaltung des Gleich— 
aemwichts in feinem Innern. Nur fo viel, aber auch gerade fo viel, 
beteiligt er fi) an der Kirche durch feine eigenen Organe, als 
ihm nötig [cheint, um das Spiel der in der Kirche gebundenen Kräfte 
zu beherrfcyen. — — Wie mit dem Kirchenvorſtande fteht es aud) 
mit dem Kirhenkollegium; denn in eben denfelben 883 
bez. 4 wie der Kirchenvorſtand, ift es auch geregelt: 

—— Das Kirchenkollegium beſteht aus ſämtlichen 
Mitgliedern des Kirchenvorſtandes und einer Anzahl von be— 
rufenen Bemeindemitgliedern. Die leßteren heißen Bemeinde- 
vertreter und werden durch Wahl der Gemeinde beftimmt. 

8 4. Die Zahl der Bemeindevertreter wird zunädjft von 
dent Konfiftorium feftgeftellt; jedoch dürfen der Bemeindever- 
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treter nicht weniger, als 12, und nidyt mehr, als 30 fein. Die 
endgültige Feftftellung der Zahl geidhieht in derjelben Zahlen- 
begrenzung nad) Bernehmung des Kirdyenkollegiums durd) die 
Propfteifgnode.“ 
Auch das Kirchenkollegium ift mithin nad) Dafein und Form an 
den Willen des Staates gebunden, wie aud) die Repräſenta— 
tion der Bemeinden, in denen die einfadhere Be- 
meindepverfaffung zur Anwendung kommt. Denn dieje 
ift in den 88 56 und 57 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
neregelt, und diefe Paragraphen find ebenfalls im $ 1 des Staats: 
gefeßes vom 14. Juli 1895 ftaatsgefeglich feftgelegt, $ 57 allerdings 
nur fomeit er eine Beziehung auf die $$ 3 und 4 der Kirchenge— 
meinde: und Synobalordnung enthält. 8 56 lautet: 

„Die einfadhere Bemeindeverfaffung kommt zur Aus: 

führung: 
1. in den Gemeinden von meniger als 500 Geelen; 
2. in den Bemeinden mit Privatpatronen, in welchen Däniſches 
Kirchenrecht gilt. 

In diefen Gemeinden wird nur ein firhenpvorftand, 
nicht aber ein Kirchenkollegium gebildet. 

Die Bemeindeverfammlung übt hier die Red)te 
aus, welche fonft dem Kirdyenkollegium zuftehen,“ 

und 8 57, Tomeit er ftaatsgejeglich janktioniert ift, trägt diefen 
Rortlaut: 

„Für die Zufammenfeßung des Kirchenvorftandes finden 
die Vorſchriften der 88 3 und 4 (d. ſ. die über die Zufammen: 
feßung des Kirchenvorftandes der Gemeinden mit der Rompli: 
äierteren Berfaffung) . . . . finngemäß Anmendung.“ 

Der lebte Faktor, den neben diejer Bindung der Gemeinde: 
tepräfentation an feinen Willen der Staat in feine Rechnung ein: 
feßt, Tomeit fie die Bemeinden angeht, ift die Feftlegung der Be— 
timmungenüberdieBerehtigungzuden Wahlen 
der Bemeindepvertreter durd ihn im 8 1 des Gtaatsge- 
feges vom 14. Juli 1895. Diefe Norm legt den Abſ. 2 des $ R 
und die No. 5 und 6 des $ 9 der Kirchengemeinde: und Synodal: 
ordnung feft. 8 8 Abf. 2 heißt: | 

„Wahlberechtigt find alle männlichen volljährigen Mit- 
glieder der Bemeinde, welche mindeftens ein Jahr in der Gr: 
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meinde wohnen, zu den SKirchenlaften oder directen Staats: 
fteuern beitragen und mweder unter Pflegihaft noch im Haufe 
und Brode Underer ftehen. Perfonen, mweldye wegen Befißes 
von Orden und Ehrenzeihen, mit denen Gteuerfreiheit ver: 
bunden iſt, von der Steuer befreit find, bleiben deffen unge: 
achtet mwahlberechtigt,“ 
und 8 9 No. 5 und 6 enthält die Borfchrift: 

„Ausgeihloffen von der Ausübung des Wahlrechts ſind die— 
jenigen: 


5. über — Vermögen ein noch unbeendeter Coneurs ſchwebt; 

6. welche in dem letzten Jahre vor der Wahl aus Armenmitteln 
der bürgerlichen Gemeinde unterſtützt worden ſind, oder in 
dieſem Zeitraume Unvermögens halber Erlaß der Kirchen— 
ſteuern oder, wo ſolche nicht beſtehen, — von den 
Gemeindeſteuern genoſſen haben.“ 

Nicht allein indeſſen dieſe im weiteren Sinne mit der Ge— 
meinderepräſentation zuſammenhängenden Vorſchriften ſind an 
den Willen des Staates gebunden und gelangen nur durch ihn zur 
Wirkſamkeit, ſondern auch die Inſtitution der Kirchen— 
gemeinden ſelber iſt von ſeinem Willen abhängig. Dieſer 
Inſtitution geſchieht im $ 1 der Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung Erwähnung: 

„Die epangelifch-Iutherifchen Kirchengemeinden der Provinz 
Schleswig-Holſtein haben ihre Angelegenheiten innerhalb der 
geſetzlichen Grenzen felbft zu verwalten.“ 

Diefer Paragraph aber ift im $ 1 des Geſetzes nom 14. Juli 
1895 ſtaatsgeſetzlich Tanktioniert und feftgelegt. 

Somit ift die Selbjtvermwaltungs-Organijation der ſchleswig— 
holfteinifhen Landeskirche in ihrem unteren, dem Gcemeindehkreije, 
nad) Dafein und Form an den Willen des Staates gebunden. Wie 
fteht es mit der Organifation in den höheren Inſtanzen der Prop— 
ftei und der Geſamtkirche? 

Die kirchliche Gelbjtverwaltung in der Propfteiinftanz ift 
in der 

Bropfteifynode 
organifiert. Aud) deren Normen finden ſich in der Kirchengemeinde: 
und Synobdalordnung, 88 72 ff., und find ebenfalls ſtaatsgeſetzlich 
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lanktioniert in dem $ 1 des Staatsgefeßes vom 14. Juli 1895, dies 
jedod) nur die 88 72— 74 und der $ 81 No. 5, der hier nidyt in Be: 
tracht kommt. Die Propfteifynode felbjt ift im 8 72 als Organ 
der Gelbjtvermwaltung in der Propfteiinftanz beftimmt: 

„Die zu demſelben Auffichtsbezirk (Propftei) gehörenden 
Kirchengemeinden bilden den Verband der Propſteiſynode.“ 
Diejer ftaatsgefeglich beftätigten Beftimmung über das Dafein der 
Propfteifynode tritt der ebenfalls ftaatsgefeßlich beftätigte Para- 

graph 73 über ihre Form zur Geite: 

„Die Propſteiſynode befteht: 

1. aus dem Propft und fäntlichen ein Pfarramt innerhalb des 
Propfteifgnodalverbandes definitiv oder vikarifc) ver: 
mwaltenden Geiftlidhen, 

2. aus der doppelten Anzahl weltlider Mitglieder.“ 

Daran reiht fi), analog der Organifation der kirchlichen Gelbft: 
verwaltung des Bemeindekreijes, als leßte die ſtaatlich ſanktio— 
nierte und feltgelegte Ordnung des Wahlverfahrens zur Gewin— 
nung der weltlichen Mitglieder der PBropfteifynode ($ 74). — Einen 
mejentlihen Beftandteil der kirchlichen Selbſtverwaltung in der 
PBropfteiinitanz bildet außer der Propfteifgnode, feitdem der Prop— 
fteifgnodalverband in vermögensredtlihen Angelegenheiten die 
Rechtsfubjektivität erlangt hat (Kirdyengefeß vom 8. Juni 1898 
mit Staatsgejfeß vom 9. Juni 1898), 
der Bropfteifynodalausidhuß. 

Denn er vertritt den Propfteifynodalverband nad) 8 1 des Kirchen: 
gefeßes vom 8. uni, fanktioniert und feftgelegt durch den $ 1 
des Staatsgefeßes vom 9. Juni 1898, in vermögensredtlidhen An: 
gelegenbeiten: 

„Der Propfteifynodalausfhuß (8 76 der Kirchengemeinde und 

Synodalordnung vom 4. November 1876)... .. vertritt den 

Propftei-(Kreis-)Synodalverband in vermögensrechtlichen An: 

gelegenheiten ...... S 

Der angezogene 8 76 der Kirchengemeinde: und Synodalordnung 
lautet: 

„Für jede Bropfteilynode wird ein Propfteifynodalaus: 
ſchuß gebildet. Derfelbe befteht aus dem Propft als Bor: 
figenden und aus vier von der Propfteilgnode aus ihrer Ritte 
auf ſechs Tahre gemählten Beifigern, von denen mindeitens 
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Einer ein Beiftlicher fein muß. Für diefes gewählte Mitglied des 
Synodalausfchuffes ift ein Erfagmann zu wählen. Der geiftliche 
Beilißer, und wenn deren mehrere in dem Ausfchuffe find, der 
an erfter Stelle gemählte, hat den VBorfißenden in Behinderungs: 
fällen zu vertreten. Bei einer Vakanz oder dauernden Be: 
hinderung kann die SKirchenregierung dem zur interimiftfchen 
Wahrnehmung der Propfteigefchäfte beauftragten G®eiftlichen 
den Synodalvorfiß übertragen.“ 

So zeigt fi, da auch diefe Beftimmung ftaatsgefeglich feft: 
gelegt ift, daß auch in der Propfteiinftanz die kirchliche Selbſt— 
verwaltung nad) Dafein und Form an den Willen des Staates 
gebunden ijt, und daß die Kirche fie bezüglich der behandelten 
Punkte mit Gültigkeit für das öffentliche Leben, fomweit es im 
Staate feinen Ausdruck und feine Garantie findet, nicht aus fich 
allein abändern kann, fondern ergänzender ftaatliyer Benehmi: 
gung bedarf. Steht es mit der Organifation der kirchlichen Selbft- 
verwaltung in der Provinzialinftanz, verkörpert in der 

Befamtfynode, 

und den an fie im Hinblick auf die Selbſtverwaltung angeſchloſ— 
jenen Organen ebenfo? Auch bier mögen die gejeglichen Beftim- 
mungen vorgeführt fein, auf denen diejer Kreis kirchlicher Organi— 
fation ruht, und nad) Urfadhe ihres Dafeins und ihrer Form unter: 
ſucht werden. Es handelt fi um die Bejamtfynode, ihren Aus— 
Ihuß und die Art, wie beide zu Stande kommen. Was zunädjt 
die Art der Beminnung der Geſamtſynodalmitglieder betrifft, fo 
ift zu unterfcheiden zmifchen geborenen und gekorenen Mitgliedern. 
Denn der $ 86 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung, der, 
fomeit er zitiert wird, durch den 8 1 des Staatsgefeßes vom 14. Juli 
1895 ftaatsgefetlich fanktioniert und fomit feftgelegt ift, Tautet: 


„Die Geſamtſynode befteht: 
1. aus den Beneraljuperintendenten für Schleswig und Hol: 
ftein, 


2. aus acht von dem Landesherrn zu ernennenden Mitgliedern, 
3. aus einem Mitgliede der theologifhen Fakultät zu Kiel, 
welches von diefer felbft gemählt wird, 


4. aus den nad) Maßgabe der folgenden Borfchriften zu wählen: 
den geiftlichen und weltlichen Abgeordneten.“ 
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Die geborenen Mitglieder ſowie die Art ihrer Gewinnung ift alfo, 
da es eben geborene Mitglieder find, in den No. 1—3 genannt und 
beftimmt. Die gekorenen Mitglieder aber, deren Dafein durd; die 
No. 4 feftgelegt ift, werden durd) Wahl gemonnen, deren Modus 
nur kirchengefeglich, deren Prinzip aber aud) ftaatsgefeglich, durch 
den $ 1 des Staatsgefeßes vom 14. Juli 1895 nämlich, beftimmt ift; 
denn die ftaatsgefeglidy beftimmten Punkte über die Wahl lauten 
(8 87): 
Abf. 3: „Die Wahl der Abgeordneten zur Befamtfynode 
erfolgt dergeftalt, daß 
für Wahlkreiſe mit weniger als 30 000 Bemeindeangehörigen 
je zwei Abgeorbnete, 
für Wahlkreife von 30 000—50 000 Bemeindeangehörigen je drei 
Abgeorbnete, 
für Wahlkreiſe von 50 000 Bemeindeangehörigen und darüber 
je vter Abgeorbnete gemählt werden. 


Abf. 4: „Unter den von jedem Wahlkreife zu mählenden 
Abgeordneten muß Stets ein Beiftlicher und ein Weltlicher fid) 
befinden. In Betreff der übrigen Abgeordneten fteht den Wäh— 
lern die freie Wahl zwiſchen Geiftlihen und Weltlihen zu.“ 


Es ift alfo in ihren Grundzügen die Korm ber Geſamtſynode jtaats: 
gefetlich feftgelegt; ebenfo ift es auch ihr Dafein; dies in dem durd) 
Staatsgefeß vom 14. Juli 1895, 8 1, feftgelegten 8 85 der Kirchen: 
gemeinde- und Synodalordnung: 

„Die Gefamtheit der zu der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 
der Provinz Schlesmig-Holftein gehörenden Gemeinden mird 
durch die Befamtiynode nad) Maßgabe der folgenden Beltim: 
mungen geleitet und vertreten,“ 

fomwie in den ebenfo ſtaatsgeſetzlich feftgelenten Hauptbeftimmungen 
über ihre Kompetenz — $ 92 Abf. 3 Saß 1 in Bezug auf die Mit: 
wirkung der Befamtfynode bei der kirchlichen Befeßgebung, Ab]. 4 
Saß 1 und 2, Abfag 5 —, unter denen die widhtigfte, die über ihre 
Mitwirkung, folgendermaßen lautet: 


„Ste (die Befamtfynode) hat das Recht ...... ‚ bei der 
kirchlichen Befeßgebung mitzumirken, dergeftalt, daß Kirchen: 
gefege nur mit ihrer Zuftimmung erlaffen, wieder aufgehoben, 
abgeändert und authentiſch interpretiert werden können.“ 


267 


Zu der Rirdlihen Selbftvermwaltungsorganifation gehört in 
der propinzial- oder gefamtkirdhlicden Anftanz auch nody, neben 
der Bejamtiynode, der 

Geſamtſynodalausſchuß. 


Er iſt nach Daſein und Form in der Kirchengemeinde- und Synodal⸗ 
ordnung, alſo ausdrücklich nur kirchengeſetzlich, beſtimmt im 8 94: 


„un den Synodalausſchuß mählt die Befamtiynode vor 
dem Schluffe einer jeden ordentlichen Verfammlung aus ihrer 
Mitte ein geiftliches und ein weltliches Mitglied, fo wie je einen 
in Behinderungsfällen zuguziehenden Erfaßmann auf die Zeit 
bis zur nädjften Wahl. 

Diefe bilden mit dem Präfidenten der Geſamtſynode als 
VBorfißenden den Ausihuß. Im Behinderungsfall kann fid) der 
Präfident durch einen der Beifißer vertreten laffen. 


Die Mitglieder des Konfiftoriums können nicht zugleich 
Mitglieder des Ausfchuffes der Geſamtſynode fein.“ 


In diefen Worten ift der Geſamtſynodalausſchuß beftimmt zu einer 
konkreten Erſcheinung. Er ift fo nicht ftaatsgefeglich ausdrücklich 
feftgelegt in dem Befeß vom 14. Juli 1895, das die ftaatlidh feft- 
auftellenden PBunkte der kirchlichen Selbftverwaltungsorganifation 
nennen mill; denn zur Zeit des Erlaffes diefes Staatsgefekes 
fpielte der Geſamtſynodalausſchuß noch keine bejfonders wichtige 
Rolle im öffentlichen Leben. Uber ſeitdem der Belamtiynodal: 
verband in vermögensrechtlichen Angelegenheiten die Rechtsperſön— 
lichkeit erlangt hat und in diefer Hinfiht vertreten wird durd) das 
Konſiſtorium unter Mitwirkung des Geſamtſynodalausſchuſſes, in- 
dem nämlich deffen Mitglieder als außerordentlihe Mitglieder in 
das Konfiftorium eintreten (8 2 des Kirdyengejeßes, betreffend die 
Vertretung .... des Geſamtſynodalverbandes der evangeliſch— 
Iutberifhen Kirche der Provinz Schlesmwig-Holftein in vermögens⸗ 
rechtlihen Angelegenheiten vom 8. Juni 1898), jeitdem ift aud) der 
Geſamtſynodalausſchuß ftaatsgefeglicd) feftgelegt, und zwar als eben 
der Kaktor, als der er in der Kirchengemeinde- und Synodalord⸗ 
nung beftimmt ift. Denn im Artikel 1 des Staatsgefeßes vom 
9. Quni 1898, betreffend die Pertretung ...... des Gejamt: 
Synodal-Berbandes der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Pro- 
vinz Schleswig-Holftein, . ... . in vermögenstreditlichen Angelegen— 
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beiten, welches das genannte Rirchengefeß vom 8. Juni desfelben 
Jahres über diefelbe Angelegenheit fanktioniert, heißt es: 
„I. Beftimmungen für die Proninz Schlesmig-Holftein. 
Artikel 1. ...... ‚das Konfiftorium und der Bejamt- 
Synodal-Ausfhuß üben die ihnen durd) das anliegende 
Kirchengefeg vom 8. Juni 1898 zugemiejenen Rechte bei Ber: 
trefung des ...... Befammt-Synodal-Berbandes in ihren 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten.“ 
Mit diefer Nennung im Staatsgefeße ift der Befamt-Synodalaus- 
ſchuß als Faktor der kirchlichen Gelbftvermaltung in der ihm durd 
die Kirchengemeinde: und Synodalordnung gewordenen konkreten 
Beftalt ftaatsgefetlich jo feitgelegt, daß Anderungen nad) Form 
und Dafein feit diefer Nennung an ftaatsgefeglihe Genehmigung 
gebunden find. 

Mas das außerhalb des konfiftorial-presbyterial:[ynodalen 
Drganifationsgedankens ftehende Inftitut des Batronates be: 
trifft, To ift es ebenfalls ftaatlid) bedingt. Es hat feine Regelung 
von Seiten der Kirche in der Kirchengemeinde und Synodalordnung 
vom 4. November 1376 88 68—70 unter der Überfchrift „Rechte der 
Kirchenpatrone“ gefunden, aber allgemein verbindlich find diefe 
Borichriften erft gemorden durch die ergänzenden Gtaatsgeleße 
vom 6. April 1878 und vom 14. Juli 1895. Denn diefe nennen fie 
als ausdrüklid durch den Staatsmillen bedingt, wenn fie ver: 
ändert werden jollen. 

Nicht anders ſteht es mit der Rolle, die die ebenfalls mit dein 
Namen „Rkonfiftorial-presbyterial-fyriodal“ nidyt genannten Pa ft o- 
ren in organifatorifcher Hinficht in der Landeskirche ſpielen. Deren 
Wirkſamkeit ift, und damit die NRechtsftellung der Paſtoren ins- 
gefamt, in den nadymals durd) die Staatsgefeße vom 6. April 1878 
und vom 14. Juli 1895 fanktionierten und feitgelegten VBorfchriften 
der Kirchengemeinde: und Synodalordnung nom 4. November 1876 
genannt, fo glei im 8 3 No. 1. 

„Der Kirchenvorſtand beftebt: 
a) aus dem Paſtor der Bemeinde oder deffen Stellvertreter 
im Pfarramte ... .“ | 

Und mas fchlieglic das Grundfundament der Kirche betrifft, 
ihre Glieder, die einzelnen evangelifch-Iutherifchen Chriften 
Schlesmig-Holfteins, fo ift es einerfeits gemohnheitsrechtlidy be- 
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ftimmt, daß ihr Begriff von der Kirche nicht einfeitig verändert 
merden darf, andererjeits aber ergibt es ji) auch durch Auslegung 
des von den Bemeindebürgerrechten handelnden $ 8 der Kirchen— 
gemeinde- und Synodalordnung, der aud) durd) jene Staatsgefeße 
in den Hauptpunkten fejtgelegt ift; denn die Beftimmungen über 
das Bemeindebürgerreht jchränken nur den Begriff der Blied- 
ſchaft ein, fegen ihn aljo voraus. 

Mit der Betrachtung des Geſamtſynodalausſchuſſes und der 
Kirchenglieder ift die Unterfuhung der Teile der fchleswig-holftei- 
niſchen Landeskirche auf ihr Verhältnis zum preußifchen Staate hin 
beendet. Sie hat ergeben, daß jämtliche Teile in Staatsgefegen 
einerjeits fanktioniert und zu Faktoren des öffentlichen vom Staate 
beherrſchten Lebens erhoben find, daß fie andererjeits aber durch die 
Sanktionierung augleidy ſtaatsgeſetzlich feitgelegt find. Schon bezüg- 
lic) der Organe der kirdlichen Gelbjtvermwaltung in dem Bemeinde- 
Ereife ift bemerkt worden, daß ſich Daraus noch nicht ergibt, wer als 
Urſache der Kirchenteile anzujehen ift, ob der Staat oder die Kirche. 
Denn es ift doch jo, daß alle Kirchenteile zunädjft innerhalb des 
Qebenskreijes der Kirche ins Bemußtfein getreten find und erit nad): 
ber ausdrückliche oder ftillichmweigende Bejahung durch den Staat 
gefunden haben. Die Antwort auf diefe Frage der Bedeutung der 
ftaatsgejegliden Sanktion ijt die Löſung des Kernproblems diejer 
Arbeit. 

[Stellungdes Staates zurſchleswig-holſtei— 
niſchen Landeskirche: privilegierend und be— 
ſchränkend.] Bevor es jedoch unternommen wird, dieſe Ant— 
wort zu ſuchen, ſei bemerkt, daß die Geſamt-Stellungnahme des 
preußiſchen Staates zur ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche teils 
privilegierend, teils beſchränkend wirkt. Auch dieſe Stellung— 
nahme iſt zu beziehen auf die Form des Ganzen der Kirche und 
ihrer Teile. Die Hauptpunkte ſeien hier aufgeführt, ohne daß 
jedesmal die Beziehung zum einzelnen Kirchenteile genau bezeich— 
net würde, aber mit dem ausdrücklichen Hinweiſe, daß — wie wir 
ſeit Kant wiſſen, daß alles Leben Geſtalt und alle Geſtalt Leben iſt 
— ſo auch alle Privilegierungen und Beſchränkungen der Kirche 
durch den Staat im Hinblick auf die Selbſtändigkeit oder Unſelb— 
ftändigkeit der Kirche gegenüber dem Staat nur dann ridytig ge- 
würdigt werden, wenn fie in Beziehung gedadyt werden zu den 
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Zeilen der Kirche oder — fofern fie es fein follte — zum Ganzen 
der Kirde. Der Überblik über die Privilegierungen und Be- 
Ihränkungen der Kirche ift an fi ch inftruktiv. Darum jei er hier 
kurz gegeben.’®°) An folgenden Punkten tft die fchlesmig-holftei- 
niſche Landeskirdye durch den preußilchen Staat privilegiert: 

I. Bemeinfammitallenanderen Religions: 
geſellſchaften im preußifhen Staate hat die ſchleswig— 
bolfteinifcdye Landeskirche 

1. das Recht der gemeinfamen, öffentliden Re: 
ligionsübung, einidließlid des Rechts, ihre Kirchen mit 
Zürmen und Glocken zu verfehen. Es beruht auf dem Artikel 12 
der preußiichen Berfaffungsurkunde. 

2. Sie iſt ſtrafgeſetzlichgeſchützt; bei die VBerubung 
von Unfug an zu religiöfen VBerfammlungen beftimmten Orten, die 
durdy Drohung oder Tätlichkeiten bewirkte Hinderung jeman: 
des an der perjönliden Bottesdienjtausübung, die Verhinderung 
oder Störung des Bottesdienjtes oder gottesdienftlidyer Verrichtun— 
gen dur Erregung von Lärm und Unordnung an zu religidjen 
Berfammlungen beftimmten Orten, der Diebftahl an dem Gottes: 
dienfte gemidmeten Begenftänden aus einem dem Gottesdienſte 
gemwidmeten Gebäude, die Sachbeſchädigung der res religiosae, die 
Brandftiftung an Kultusgebäuden und die Beleidigung von Reli: 
gionsdienern werden beftraft, 88 166, 167, 242 3. 1, 304, 306 3. 1, 
196 des Reidhsftrafgefegbudes. 

8. Die Religionsdienerfinddvom Geſchworenen— 
und Schöffendienfte befreit, Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 
27. Januar 1877 8 34 3. 7 und $ 85; zu Standesbeamten und deren 
Vertretern dürfen fie nicht ernannt werden, Perjonenftandsgejeg 
vom 6. Februar 1875 $ 3 Abſ. 3; von Naturalleiftungen im Frieder. 
für die bewaffnete Macht find die mit der Geelforge betrauten 
Religionsdiener ebenfalls frei hinfichtlicy der Borjpannleiftung mit 


1) Die jedesmalige Vermweifung auf die ftaatsgefegliche Norm fällt 
nicht in den Rahmen diefes Überblickes. Die ſtaatsgeſetzlichen Normen 
find vornehmlih in dem GStaatsgefehe vom 6. April 1878, betreffend die 
evangelifhe Kirchenverfaflung in der Provinz Scylesmwig-Holftein, und in 
dem Ergänzungs- und Abänderungs-Staatsgefege dazu vom 14. Juli 1895 
enthalten. Sie können an der Hand der „Sammlung der Borfchriften 
und Entfcheidungen betreffend das ſchleswig-holſteiniſche Kirchenrecht“ 
von Chalybäus leihht gefunden werden. 
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ven zur Ausübung ihres Berufes notwendigen Pferden nad) dem 
Reichsgeſetze, betr. Naturalleiftungen im Frieden für die bewaffnete 
Macht, vom 13. Yebruar 1875. 

4. Straf: und Zudhtmittel gegen ihre Mitglieder darf 
fie im Rahmen des Geſetzes über die Grenzen des Rechts zum 
Bebraudye kirchlicher Straf- und Zuchtmittel vom 13. Mai 1873 
anmenden. 

U. Bemeinjfam mit den mit Korporationsred- 
ten ausgeftatteten Religionsgefellichaften  ift 

1. fie felber mit ihren Einrichtungen und Bebräuden gegen 
öfjentlide Beijhimpfung geihügt, $ 166 RStGB. 

2. Die Beiftlidhen find im Falle einer Wobilmadhung 
in bejtimmter Weije begünftigt und, wenn fie dem Beurlaubten- 
jtande oder der Erfaßrejerve angehören, vom Dienjt mit der Waffe 
befreit, Reichsmilitärgejeß vom 2. Mai 1874 8 66. 

3. Ihre Kirchen und Kapellen und anderen dem öffent: 
lichen GBottesdienfte gemwidmeten Gebäude find von der Einquar: 
tierungslaft befreit, $ 4 Ziff. 5 des NReichsgefeßes vom 25. Juni 
1868. 

4. Sie fteht nicht unter dem Bereinsgejege vom 11. 
März 1850 (88 2, 3). 

5. Bon den kommunalen Brund- und Einkom- 
menfteuern find fie im Rahmen des preußiſchen Kommunal: 
abgabengejeges vom 14. Juli 1893 befreit. 

6. Der Yustritt aus der jchlesmwig-holfteiniichen Landes— 
kirche ift nur nad) dem preußijhen Geſetze vom 14. Mai 1873 
möglid). 

Il. GBemeinfam mit den anderen Zandeskirden 
find dies ihre Privilegien: 

1. Sie wird — gemwohnheitsredtlig — vom Staate mit 
erheblichen Subventionen dotiert. 

2. Bei ſtaatlichen Einridtungen wird fie berück- 
fihtigt: 

a) Sie wirb vom GStaate geehrt, indem ihre Vertreter 
ausgezeichnet und zur Teilnahme an Feſten eingeladen werben. 
Bei weltlichen Inftitutionen beanjprudt der Staat ihre Weihe 
(Fahnenmeihe) und wichtigen Staatsakten läßt er einen landes- 
kirchlichen Bottesdienft vorhergehen. 
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b) Sn allen öffentlihen Schulen des Staates und der 
Gemeinden wird landeskirchlicher Religionsunter: 
richt erteilt und gehört zu den obligatoriihen Lehrgegenftänden. 


co) Zandeskirdlidhe Geelforge und landeskird)- 
licher Bottesdienft in den ftaatlihen Strafanftalten ift 
Itaatlic organifiert, ebenjo für Heer und Marine. 


d) Die Borbildung der Diener der fchlesmig-hol: 
fteinifchen Yandeskirdye durch Einrichtung der theologifchen Fakul— 
täten ijt jtaatlidy organifiert; auf die Bejegung der Profefjuren 
but die Kirche gutadhtlichen Einfluß. 

e) Die landeskirdhlihen Keiertage find vom GStaate an: 
erkannt, mit bürgerlider Wirkung verjehen und merden heilig 
gehalten. 


3. Zur Durchführung gemilfer landeskirdylicher Anordnun: 
gen, wie Bollftrekung von Disziplinarentfheidungen und Bei- 
treibung der von der Kirche autonomijch feitgefegten und umge: 
legten Kirchenabgaben im Bermwaltungszmangsverfahren leiht 
der Staatder Kirdhe feine Bemwalt. 


4. Denlandeskirhliden BeamtenundBebhör: 
den gewährt der Staat eine bejondere Redıtsjtellung, weitgehende 
Privilegien und weitgehenden Schuß. Die Amtsgemalt der Rird): 
lien Umter ift vom Staate als eine der mit den Staatsämtern 
verbundenen Amtsgemwalt gleichwertige geachtet. — Die Kirchen: 
beamten find in der Rangordnung der Gtaatsbeamten eingeglie: 
dert. — Wie dieje find fie von der kommunalen Steuerpflicht und 
den perfünlichen Bemeindedienjten befreit; ihre Beſoldung empfan- 
gen fie aus ftaatlihen Mitteln. — Soweit die Kirdjendiener auf 
Grund der Ordination dem geiſtlichen Stande angehören und Er: 
fagreferpiften find, find fie nad) Urt. I. $ 3 des Reichsgefeßes vom 
6. Mai 1880 von der Einberufung zu den Übungen befreit. — Bon 
der libernahme mehrerer öffentlider Ehrenämter find die Geiſt— 
lien und die anderen Diener der Landeskirchen befreit, jo von 
der der Vormundſchaft, des Schiedsmannsamtes und einigen konı: 
munalen Amtern. — Schließlich find die Geiſtlichen noch befreit 
von der Zeugenpflicht hinfichtlich des ihnen bei der Geelforge An: 
vertrauten und erimiert ‚gleid) den Staatsbeamten von der Pfän: 
dung. 
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Zu diefen enumerativ angeführten Privilegien ift als leßtes 
und Generalprivileg die oben breiter behandelte Sanktion 
deskichlihen Lebenskreifesin feiner Geſamt— 
beit durd) den Staat zu zählen. | 

Uber nicht nur privilegiert, auch befhräankt ift der kirch— 
liche Yebenskreis durd) den Staat. Dies in folgenden Punkten: 

1. Die Bejhränkung der Organifationsge- 
walt hinſichtlich der vitalen Kirchenteile ift oben als Hauptteil 
diejer Arbeit behandelt; hier Rann darum füglid) auf den Abfchnitt 
vermwiejen werden. Erinnert fei nur an die eingehende Sanktion 
der Hauptteile der Kirchengemeinde- und Synodalordnung. — Zu 
nennen ijt aber noch die Bindung der Einrichtung neuer und der 
Veränderung alter Parodien an die Genehmigung des Staates, 
jowie das notwendige Einverftändnis des Staates mit der Neu: 
einrichtung fundierter Gtellen, da der Staat ja an der Dotation 
beteiligt ift. 

2. Auf die Bejeßung der kirdliden Ämter hat ter 
Staat maßgebenden Einfluß; diefen Einfluß übt für die fchlesiwig: 
holſteiniſche Zandeskirche der Minifter der geiftlichen Angelegen- 
heiten aus. Die mwichtigeren Kirchenregimentsbeamten und Die 
Beiftliden werden ftaatlich vereidigt und dem Staatsoberhaupte zu 
Treue und Behorfam verpflichtet. 

3. Als einen der wichtigſten Punkte auf beſchränkender ftaat- 
licher Einflußnahme auf die fchlesmwig-holfteinifche Landeskirche 
muß man vielleidyt das Recht des Staates zu Vorſchriften über die 
Vor-—und Ausbildung der Geiſtlichen bezeichnen. Neben 
der Einrichtung der landeskirchlichen Fakultät, von der ein Mit- 
glied notwendig der Geſamtſynode angehören muß (!), madt der 
Staat Borfchriften über die wiſſenſchaftliche Bildung der Geiſt— 
lichen. Dieſe müffen 3. B. deutfhe Gymnaſien bejucht haben, und 
die landeskirchlichen Anftalten zur theoretifhen und praktijchen 
Meiterbildung unterftehen ſtaatlicher Aufſicht. 

4. Endlich kann die fchleswig-holfteinifche Landeskirche in 
pekuniärer Hinfiht nit jchalten wie fie will, jondern der 
Staat beauffitigt die Bermögensperwaltung. Der Staat hat 3. B. 
das Recht der Einfihtnahme in den kirchlichen Etat; Neubauten, 
Erwerb, Belaftung und Veräußerung kirchlichen Brundeigentums, 
Aufnahme von Anleihen zu nicht bloß vorübergehenden Zmwedten, 
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die Erhebung von Kirchenfteuern über einen gemiffen Saß hinaus 
etc. muß der Staat genehmigen; zur Zmangsetatifierung ift er 
befugt. 

[BßeriftUrfadheder Kirdenteile?] Das find die 
Privilegierungen und Beſchränkungen, die der ſchleswigcholſtei— 
nijchen, wie aud) den anderen Landeskirchen zu Teil werden (vergl. 
Schoen, Zandeskirhentum ©. 180-205). Sie vervollftändigen 
das Bild des Berhältniffes der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche 
zum preußiſchen Staate. Was jtellen fie dar, Regierung des Staa- 
tes in einem feiner Departements oder eigenartige Beeinfluffung 
einer jelbjtändigen Korporation durd) den Staat? Die Antwort 
auch auf diefe Frage liegt in der Antmwort auf die andere Frage: 
Wer ift Urſache der Kirchenteile, die Kirche felber oder der Staat? 
und auf diefelbe Frage in der Berengerung: Was bedeutet die 
Ganktion der Kirchengefeße über die vitalen Kircyenteile durd) 
nachfolgendes Staatsgefeß? Das ift jeßt feſtzuſtellen. 

[Stellung des Staates zu den Berbänden.! 
Nicht allein für den Verband der fchlesmwig-holfteinifchen Landes— 
kirche, jondern auch für andere Verbände gilt es, daß ihre Teile 
anden Staatsmwillen gebunden find, daß die einzelnen 
Verbände fie und damit fich nicht verändern können ohne 
beftätigenden, aljo tatſächlich das veränderte Redt ſchaf- 
fenden Gtaatsakt. So gilt es für die katholiſche 
Kirche. Bezüglich ihrer ift das zwar in keinem Gtaatsgejeke 
ausdrücklich) ausgeſprochen; im Gegenteil: der Artikel 15 der Pr. 
B. U. mit feinem GSaße, daß die Kirchen den allgemeinen Staats: 
gejegen unterworfen bleiben jollten, ift aufgehoben; aber es ift 
eine nicht abmweisbare Konjequenz des Ctaatsgedankens, daß der 
Staat bei feinem Intereſſe der Erhaltung des Gleichgewichts der 
in feinem Innern wirkenden Kräfte Herr jein muß über alle inner: 
Staatliche, aud) über die in der Organifation der katholiſchen Kirche 
deierminierte Macht; der tatfählidye Brad der Verwirklichung 
diefer Staatsnotwendigkeit ijt eine Frage für fi. Dennody wird 
gemeiniglich nicht gezögert zu fagen, die katholiſche Kirche jei Rein 
Gtaatsteil, fondern ein organifatorifches, foziales Gelbft. So gilt 
es für die Rommunalverbände. Auch fie können ihre 
Srundftruktur nicht ohne beftätigenden und fomit die Beränderung 
Ihaffenden Staatsakt nicht verändern. Dennoch gelten fie als 
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Gtaatsteile, als mittelbare Organe der GStaatsvermaltung. So 
giltesaud für die Aktiengeſellſchaften, die Ber: 
eine, die eingetragenen Benofjenfchaften etc. etc. Sie alle können 
ihre vitalen Teile nicht ohne beftätigenden und fomit die Ver: 
änderung tatſächlich ſchaffenden Staatsakt verändern. Sie aber 
find vom Staate getrennt, foziale felbftändige Verbände, nicht wie 
die Kommunen GStaatsteile. 


Welchem diejer Verbände, die einerfeits ein autonomes Ge— 
biet haben, andererjeits unter der Herrjchaft des Staates ftehen, 
ift die ſchleswig-holſteiniſche Landeskirche zu vergleichen? Auch fie 
bat ein autonomes Gebiet und fteht doc andererfeits unter dem 
Staate? — Der katholiihen Kirche, den KRommunalverbänden 
oder den Bereinen und Aktiengefellichaften? 


[Die zwieſchlächtige Naturdes Staates.) Der 
Antwort liegt das Problem zu Grunde, wie es überhaupt möglid) 
fei, daß ein Verband mie die katholifche Kirche, wie die Kommunal: 
verbände, wie die Vereine und die Aktiengejellfchaften zugleid) 
jomohl vom Staate abhängen als auch ihm jelbftändig gegenüber: 
ftehe. Diefes Problems Löfung ift oben bei der Erläuterung des 
Begriffes der Gefellfchaft Thon gefunden. Es war die Erkenntnis 
der zwieihlädhtigen Natur des Staates.) Denn es 
murde erkannt, daß er einerfeits die Bejellfhaft fel- 
ber jei, die Perjon, in der alle anderen ihre Eriftenz haben und 
gegen deren Recht es kein Recht gäbe, die abjolute Perfon, die 


A) Gierke unterfcheidet ebenfalls im Staate zwei Naturen, fo- 
ferne er in Beziehung zu anderen Verbänden tritt, nämlich erftens als 
Trägerderhödhften Befehgebungsgemwalt und als Träger 
höchſter Willensmadt; jedod deckt ſich dieje Unterſcheidung nicht 
mit der des Textes. (©. 472.) Berbandsperfönlidkeit ilt ihm 
„die von der Rechtsordnung anerkannte Fähigkeit eines menſchlichen Ber- 
bandes, als ein von der Summe der verbundenen Perfonen unterfchiedenes 
einheitliches Ganzes Subjekt von Rechten und Prlihten zu fein“ (©. 469). 
Deutfches Privatredt, 1. Bd., Leipzig 1895, in Bindings Syſtem. Hand— 
buch der Redtsmiffenfhaft. Die „ſoziologiſche Staatsidee“ des Textes 
weicht weſentlich ab von der „ſoziologiſchen Staatsidee“, wie fie Menzel, 
Begriff und Wefen des Staates, im Handbud) der Politik, Bd. 1, Berlin 
und Leipzig 1912, ©. 37, entwickelt; was ein Vergleich mit einem einzigen 
Sate Menzels dartut: „. . . die foziologifhe Theorie kann .. . nur als 
eine Hypotheſe für die vorgefchichtliche Zeit angefehen werden.“ 
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alles Recht bedinge, aud) das Redt der katholiſchen Kirche, Tomeit 
fie in ihın lebe. Und es wurde andererfeits erkannt, daß der 
Staat im anderen Sinne bloß der Mandatar der GBefellichaft fei, 
mit einem Zweck, dem nämlid), „Freiheit und Eigentum jeiner 
Cubjekte zu beſchützen, mithin das auf der Bültigkeit von Kon: 
trakten beruhende natürlide Recht auszudrücken und durdyzu- 
führen,“ daß in diefem Ginne der Staat eine künſtliche Perſon fei, 
jeden anderen Bereine gleih in der Rechtsordnung ftehend, 
jelber an feine Berfaffung gebunden, und jomit unter dem 
echte; daß es hier ein Redt gäbe zwiſchen dem Staate und 
Einzelnen, das, wenn ftreitig gemorden, von einer richterlien 
Behörde könne entichieden werden. 


[SelbftändigkeitnurvordemGStaateals#Ber: 
eın.] Nur in diefem zweiten Sinne Rann es gegenüb:r 
den Staate Gelbftändigkeit geben, jo die der Aktien: 
gejellfchaften, der katholiſchen Kirche: Vereine, die neben 
einanderftehen und die felber Urfade ihrer Teile find; 
denn dem GStaate als bloßem Verein gegenüber jet fid) die Aktien- 
gejellichaft jelber, bedingt ſich die Ratholifhe Kirche allein. Wo 
aber Abhängigkeit vom Staate in diefem Sinne herrſcht, wie be: 
züglich der Kommunalverbände, da find dieje Verbände nidt Ur: 
ſache ihrer Teile, fondern da ift es der Staat, und die Verbände 
find Teile des Vereins „Staat“ 85) 


Mit dem Staate in diefem zweiten Ginne ift die 
Thlesmwig-holfteinifhe Landeskirche alleine zu ver: 
gleichen, wenn ihre Gelbjtändigkeit fejtgeftellt werden joll. Ob: 
wohl aud) fie dem Staate im erften Sinne als der abjoluten Per: 
fon, gegen deren Recht es kein Recht gibt, gegenüber oder befjer 
in ihm fteht — der Einwand ſchlägt Hier nicht durd), daß nur du 
der Staat die Kirche beeinfluffen Rönne, wo er kraft ausdrücklicher 


185) Mir fcheint Haenel mit feiner Einreihung der Kirchen zwischen 
die öffentlich rehtlihen Korporationen und die freien Vereine eine wid: 
tige foziologifhe Einfiht gewonnen zu haben; ein juriftifches Prinzip 
dürſte fi) daraus kaum gewinnen laſſen, da die Einfiht wohl ebenfo zu 
dem juriftifh Unformulierbaren gehört wie Bismardks Einfidten in 
das Wefen des Deutfchen Reiches, wenn er nämlich bald das Deutiche 
Reich als Staatenbund, bald als Bundesjtaat bezeichnete — juriftifch nicht 
faßbare foziologifhe Einſichten. 
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Beſtimmung das Recht habe, wo die Kirde nihtautonom fei, 
jo bezüglich ihrer vitalen Teile; denn die Grenze zwiſchen kirch— 
liher Autonomie und dem Rechte ftaatliher Beeinfluffung hat 
der Staat jelber gezogen auf Grund der Mahrfcheinlichkeitsrech: 
nung, daß die in der gegenmärtigen Zujammenfeßung der vitalen, 
den organifatoriihen Wefenmillen gleihfam tragenden Kirchen: 
teile determinierte Macht fein inneres Gleichgewicht nicht ftöre, 
fondern erhalte. Wenn die Rechnung falfch fein follte, jollte da 
nit der Staat im ftande fein, auch gegen den Willen der Kirche 
(der jchlesmig-holfteinifhen Landeskirche) auf dem Gebiete ihrer 
Autonomie zu ſchalten? 

[Die ſchleswig-holſteiniſche Landeskirche 
undder Staat als Berein.] Nur mit dem Staate im 
weiten Sinne tft die Kirche hinſichtlich der Gelbftändigkeit 
zu vergleichen, in dem er ein Berein ift wie jeder andere Verein, 
Perſon wie jede andere PBerjon; denn allein neben diefem 
GStaate gibt es andere felbftändige Verbände, nur neben dem 
Staate in diefem Sinne kann darum die jchlesmwig=holfteinifche 
Landeskirche ein jelbjtändiger Verband ſein. Da nun in einem 
beftimmten Sinne diefe Kirche vom Staate abhängig ift (bezüglich 
ihrer vitalen Teile — vom Staate im erften Sinne ift ficher, ob 
aud) im zmeiten, ift noch nicht Rlar), fo ift zu fragen: Wenn die 
Kirche vom Staate Jo abhängig ift, daß fie ihre vitalen Teile nicht 
verändern kann, ift fie dies auch foferne der Staat ein Berein ijt, 
wie die Kommunalverbände Teile des Bereins „Staat“ und nidit 
felber Urſache ihrer Teile find, oder ift fie nur abhängig, mie 
die Aktiengefellidaften vom Gtaate abhängig find, als von 
der abfoluten Perjon? Iſt der Staat nur im erften Ginne 
Urfache der Kirchenteile, fo ift fie gegenüber dem Staate im zwei— 
ten Sinne felbftändig, ift eine Korporation, wie die herrichende 
Meinung mill. ft fie aber aud) vom Staate im zweiten Ginne 
abhängig, fo ift ein Berein Urfache ihrer Teile und fomit fie felbit 
ein Teil diefes Vereins „Staat“. Das ift das Problem. 

Röfung aus der Befamtdispofition der als 
ProduktderPBergangenheitbetradteten Gegen: 
wart unter befonderer Berükfidhtigung des 
Staatskirhenredts.] Die Löſung kann, da eine pofitive 
Beltimmung fehlt, nicht aus dem gegenwärtigen Tatbeftande des 
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Claatskirdyenredhts, foferne er einem ameidimenfionalen Bilde 
Nergleichbar ift, gefunden merden, fondern nur foferne er die Ober: 
fläche eines Querfchnittes durd) den Stamm der Entwickelung ift, 
dejfen einzelne Componenten abmärts, von der Wurzel ber, er- 
kennbar find und aufmärts zur entfalteten Krone fidy) an der Sand 
der Beichaffenheit des Querfchnittes und der erkennbaren Com—⸗ 
ponenten ein Stücklein vermuten Taffen. 

So ermeijt fi) denn unter diefem Sehminkel die in einem 
früheren Abfchnitte diefer Arbeit unternommene Aufdeckung der 
Entmwidelungslinie der fchlesmig-holfteinifchen Landeskirche in der 
Vergangenheit in ihrem Werte. An ihr wiegt die Rihtung zum 
Staatskirdyentum mit einer Stärke über, die weit über das Map 
3. B. der altpreußifchen Zandeskirche hinausgeht. War doch bis 
zur Einverleibung der Herzogtümer in Preußen — die gefamte 
Kirchenrechtslitteratur ift derjelben Anſicht — die Kirche reine 
Staatsanjtalt. Dieje Linie, allein betrachtet, wie die Vergangenheit 
jie gezeichnet hat, ift — troß der Abweichung in der Rritiklofen 
3eit von 1848, die eben wegen ihrer Kritiklofigkeit nicht ſchwer 
wiegt — ein fo ftarker, gerader Gtrid), daß gleichſam ihre Ber: 
längerung in die Zukunft in derfelben Richtung fichtbar ift! Und 
äivar dies ſchon bei der Betrachtung der Vergangenheit allein! 

Diejes Urteil jftärkend kommt aber noch eine gemiffe, hiſto— 
riſch bedingte dem Staatskirhentum günftige Dispofition all: 
gemeiner und fpezieller Umjtände hinzu. 

[Spezielle Umſtände a. 15 Pr. V. U] Cs ift unter 
den jpeziellen Umjtänden, zwiſchen denen, non ihnen beeinflußt, 
die Entmwickelungslinie verläuft, zuerft der Artikel 15 der 
preußiijhenPBerfaffungsurkunde zu nennen. Er kam 
in Schlesmig-Holitein am 1. Oktober 1867 in feiner erften Faſſung 
zur Einführung, in der er — eine Bedeutung, die er aud) in feiner 
zweiten Faſſung nicht wieder verlor — die Erhaltung wie der 
katholiihen Kirche und der anderen Landeskirdden fo aud) die 
Erhaltung der bisherigen privilegierten Stellung 
der ſchleswig-holſteiniſchen befagen follte, eine Beftimmung, die 
wohl in Einklang zu bringen ift mit jenem Saße der Proklamation 
des Königs von Preußen nad) der Einverleibung der Elbherzog: 
- tümer an ihre Bemohner (vom 12. Januar 1867 [®.:S. ©. 131]): 
„Die Diener der Kirchen werden auch fernerhin die Bervahrer des 
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päterliden Blaubens fein.“ Was aber erhalten bleiben follte nad) 
dem Artikel 15 und dem GBeifte des Sabes der Proklamation vom 
12. Januar, die bisherige privilegierte Stellung der fchlesmig-hol- 
fteinifhen Landeskirche, das war eben die enge Verbindung mit 
dem Gtaate, eine Verbindung, wie fie enger nicht denkbar ift: 
organijatorifche Identität! Das ift die Konſequenz für die fchles- 
wig⸗holſteiniſche Landeskirche gegenüber der preußifchen: ihr 
Staatsanftaltscharakter war 1866/67 noch jo entſchieden ausgeprägt, 
daß es für fie zu einem Irrtum über das vom Landesherrn ausge: 
übte Kircdyenregiment nicht kommen konnte, daß für fie das Pro- 
aramm der Erhaltung der bisherigen privilegierten Stellung nicht 
irrtümlich für das der Trennung von Staat und Kirche gehalten 
werden konnte. Im Staatskirdyentum beftand in Scles- 
wig-Holftein die bisherige privilegierte Stellung der 
Kirche, das Staatskirhdentum mar nah pofitiver 
GStaatsgrundgefeßgbeftimmung zu erhalten, ein Prinzip, das 
mit der Aufhebung des Artikels 15 Später nicht gefallen ift; denn 
jene Aufhebung befagte, na Kahl a. a. DO. ©. 19, nur: „Das 
Verhältnis von Staat und Kirche follte fortan überhaupt nicht 
mehr durd) allgemeine, der Mißdeutung preisgegebene Säße nor: 
miert werden, fondern ausfchließlih durch ſpezielle gejehliche 
Beltimmungen geordnet fein.“ Alle kirchliden Organifations- 
önderungen der Folgezeit find darum nicht aufzufaffen als Ber: 
leihung einer Verfaffung an einen Berein von feiten des Staates 
als der abfoluten PBerfon, als die er 3. 3. die Aktiengefellichaften 
regelte, wobei als Ur ſache der einzelnen Teile des neuen Ber: 
bandes neben dem als Berein gedachten Staate derneue Ber- 
band erf&hienen wäre; fondern als Bereinfhufder Staat 
die ODrganifation [feiner Kirchenſachen, ähnlich wie 
nad) 1807 der preußiſche Staat die Gelbftvermaltung organifiert | 
bat, feine eigene Verfaſſung als die eines Bereins als Verein 
ändernd, als der er Urſache feiner Teile ift. 

[Umftände allgemeiner Natur: Unklarbheit 
derZeitüberOrganifationsformen.] Aber aud) eine 
gewiffe allgemeine Dispofition der Zeitumjtände läßt die 
ftarke Linie des Staatskirdentums der Vergangenheit in die 
Gegenwart verlängert erfcheinen. Hier ift zuerft und vor allem 
die allgemeine Unklarheit über die Natur des Gefellihaftsphäno- 
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mens der Begenivart zu nennen, eine Unklarbheit, die in der Wiffen: 
Ihaft beginnt und fich fortfeßt in das gefamte Borftellungsleben. 
Ein Beijpiel für ſolche Unklarbeit ift die Bezeichnung der Kirchen— 
verfaflfung als von anderer Natur als die Staats verfaſ— 
fung. Dieſe Unklarheit ift nicht nur latent vorhanden, fie ift 
aud) erkannt. So redet Niedner ©. 6 feines Auffaßes über die 
Grundzüge der Bermwaltungsorganifation der altpreußifchen Lan: 
deskirdye von der Unficherheit ver Begenmwart gegenüber den Orga: 
nifationsfragen, von dem Gudyen nad) Organifationsformen, um 
an anderer Stelle über die Signatur der gegenwärtigen Kirchen: 
politik zu urteilen, daß fie nicht nach ftarren Prinzipien erfolge, 
jondern daß der Staat realpolitifch-Rlug eingreife, wo gerade ein 
Bedürfnis fi) zeige, und dies feinem befonderen Charakter ent- 
Iprehend regele. So Kahla. a. O. ©. 307: „Bor allem die Prin— 
zipienlofigkeit der Bejeßgebung und der Praxis. Beltand: 
teile aller kirchenpolitiſchen Syſteme fließen in der Begenmart 
durcheinander. Das ift insbejondere in der preußiſchen Staats: 
kirhengefeßgebung und Praris der Kal.“ Auh Kahl alfo er: 
kennt die Unklarheit der Gegenwart über ihre jozialen Organifa: 
tionsphänomene, und wie Kahl viele andere.!*®) 


[Der Streit um Art. AR. V. No. 16 „Bereins:- 
mefen.“] Notwendig findet wie jede allgemeine Unklar: 
heit jo auch die über die fozialen Phänomene ihren Ausdruck. 
Spredend ift — gerade für kirchenredjtlide Gedankengänge 
intereffant — der Streit um die Bedeutung des Wortes „Vereins: 
mejen“ in dem die Zuftändigkeit des deutfchen Reiches beftimmen: 
den Artikel 4 der Reichsperfaffung. Die Ultramontanen behaupten 
immer wieder, das Kirchenweſen falle unter das Bereinsmejen 
des genannten Wrtikels, der gegenwärtig herrichende Teil der 
öffentlihden Meinung dagegen leugnet es — nicht eben aus dem 
Grunde, daß er eine Erkenntnis der Verſchiedenheit der Natur 
des Vereins- bez. Kirchenweſens hätte, fondern weil er — aus 
ftaatspolitifhen Bründen — nicht will (vergl. die eingangs ©. 6 


180) Schon O. Bähr, Der Redtsftaat, Caſſel und Böttingen 1864, 
©. 175 u. passim, erkennt, daß es fid) im Staatskirchenrechte um zwiſchen— 
genoffenfchaftliches Recht einerjeits und andererfeits um reines Auffichts: 
recht des Staates handle. 
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äitierten Bemerkungen des Fürſten Bülow aus dem Jahre 1900). 
Ja es befteht jogar der jonderbare Kontraft, daß im Hinblik auf 
den ehemaligen Artikel 15 Pr. B.:U. die Kirchen als Korporationen 
angejehen mwerden, während im Hinblick auf den Artikel AR. V. 
diefer Charakter geleugnet wird. — Ferner: Der XUrtikel 15 
der preußiſchen Berfaffungsurkunde ift aufgehoben, nicht weil der 
Staat zur Regelung des Kirchenwefens ſich nicht mehr geeignet 
hält, ſondern meil „das Verhältnis von Staat und Kirche fortan 
überhaupt nicht mehr durd) allgemeine, der Mißdeutung preis: 
gegebene Gäße normiert werden, fondern ausfchließlicdh durch 
ſpezielle gejegliche Beftimmungen geordnet fein follte.“ Damit 
ift eingeftanden, daß eine Erkenntnis des Gozialen, die zu ein: 
deutigen „allgemeinen Säbßen“ führt, nit vorhanden war und ift. 
— uUm ſchließlich aus der Fülle der Erfcheinungen noch ein leßtes, 
vom Kirchenrecdhte weit abliegendes, Beilpiel zu bringen: Was alles 
wird gejchrieben und gelagt über das Kartell: und Truftmefen, 
ohne daß eine Einigkeit beftände! Bon Reichsmwegen ift eine Kar: 
tellenquete veranftaltet worden — fie ift ergebnislos im Gande 
verlaufen.!®?) 


[Die Unklarbheit des Zeitbemußtjeins über 
CrganifationsformenbegründetimDbjekt.] Frei: 
fi ift die Unklarheit nicht zu vermundern. Denn fie ift eine Un— 
klarheit eines über Tatfachen reflektierenden Denkens und als 
folhyes bedingt durch das Objekt.) Am Objekte, dem Sozial— 
mwefen der Begenmart, aber findet fi) des Ungefdhiedenen, des 
Widerjpruchspollen fo viel, daß von einem einheitlichen Charakter 
der Begenmart nicht gefprochen werden kann, es fei denn, daß der 
Zug des Ungeſchiedenen und Widerſpruchsvollen damit gemeint 
würde. Ein Ringen befteht in der Gegenwart zmijchen den Ber: 
bandsformen der Bemeinfchaft mit denen der GBefellihaft. Zwar 


187) über das moderne Organifationsivefen vergl. das angeführte 
Buch von Klein. 


188) Hierüber vergl. Tönnies, Individuum und Welt in ber 
Neuzeit, in Harms’ weltwirtſchaftlichem Archiv, Januar 1913, ©. 37; 
auch Barth, Die leitenden Ideen des 20. Jahrhunderts, Maiheft 1914 
der „Deutfchen Schule“, einer im Auftrage des deutſchen Lehrervereins 
herausgegebenen Zeitjchrift; ferner Klein, Das Organifationsmefen ver 
Begenwart, Berlin 1913, ©. 20f. 
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ift die Entwicelung feit dem Mittelalter eine Entmwickelung vom 
status zum Kontrakt, von der Bemeinfchaft zur Gefellfchaft, mie 
ſich Wefenmille zur Willkür entwickelt. Aber wie der Wefenmille 
als pfydyologifches Aquivalent des Körpers nicht vernichtet werden 
kann, fo ift aud) heute das Sozialleben nody nicht ganz vergejfell- 
Ihaftet, wie es Manchem fcheinen möchte: nicht Willkür allein 
regiert die Welt, jondern auch Elemente des Wefenmillens find 
ftark; ja ftärker geworden im 19. Jahrhundert; durch die gemein- 
ſame Not des Volkes entjtand die allgemeine Wehrpflidt, 
das Soziale Bemiffen erwachte und in ihrem Gefolge kam in 
Deutſchland die großzügige „Toziale Gefeßgebung“, die „Genoſſen— 
Ihaftsbemegung“ entftand und im gegenwärtigen Kriege zeigen 
fi) Züge „lozialer Solidarität“ in einem Maße, mie fie früher nicht 
aufgetreten ift; als bedeutendftes‘Symptom ift hier mohl, weil am 
meiften freimillig, die freimillige foziale Kriegshilfe zu nennen. 
Treilidy, die alten Bemeinschaften find zum Teil im Zerfallen be: 
griffen, aber neue umfangreichere Gemeinſchaften find oder ſcheinen 
in der Bildung begriffen. So Stark ift diefe Tendenz, daß Paul 
Barth!) die „dee der fozialen Solidarität“ neben der “dee der 
Entwicelung für die leitende Idee des 20. Jahrhunderts hält. 
Mag das immerhin eine Webertreibung fein, beruhend auf Ber: 
kennung der Stärke der mecdhanifierenden Tendenzen. Der Cha: 
rakter der Begenmwart mit feiner Ungeſchiedenheit der jozialen 
Elemente und der darauf beruhenden Unklarbeit des Urteils und 
der aus ihr wieder rejultierenden „Prinzipienlofigkeit der Kir: 
henpolitik“, um das engere Bebiet diefer Arbeit wieder zu 
betreten, ift eine Tatfache, die allgemeinen Zeitumftände dar: 
ftellend, die die in der Vergangenheit fo entſchieden in der Ridytung 
des Staatskirdhentums verlaufende Entmidelungslinie der jchles: 
mwigsholfteinifhen LZandeskirdye infolge des Beharrungspermögens 
des einmal Determinierten als in die Begenmwart verlängert ver: 
muten laffen. Denn das Gejamtbild ift nicht dies, daß eine 
ftarke, aus der Vergangenheit kommende, in beftimmter Richtung 
wirkende Kraft in der Begenmwart gekreuzt mürde von anders ge: 
richteten Kräften, fondern daß fie in der Begenmwart über ein Feld 
binfchießt, auf dem fo viele verſchiedene Kräfte gegeneinander 


189) Die leitenden Ideen des 20. Jahrhunderts. 
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itehen, daß fie in ihrer Gefamtwirkung auf das Berhältnis von 
Kirhe und Staat indifferent neben dem Wege ber aus der Ber: 
gangenheit kommenden ftarken Linie des Staatskirdyentums ftehen. 

[Ergebnis: Die [hlesmig:-holfteinifhe Lan- 
deskirdhe ein Staatsteil, ihr Konfiftorium eine 
Staatsbehörde.] So ftellt fi denn dar, daß Urſache der 
vitalen Teile der Kirche, als derer, die mit Schäffle als 
ihre „Stüßorgane“ zu bezeichnen wären, in denen ihre foziale und 
politiſche Kraft als fozialen Faktors determiniert ift oder doch nad) 
der Wahrjcheinlichkeitsrechnung des Staates fein ſoll, der Staat 
iſt, nicht nur joferne er die Befellichaft, fondern aud) foferne er 
bloßer Mandatar der Gefellichaft, ein Verein ift, wie andere Ber: 
eine, nidyt die Kirche; und daß damit die Möglichkeit entfällt, die 
Kirche nach Art eines organifierten, eigenen Banzen anzufprecden, 
jondern daß fie nur ein Teil deffen fein Rann, der die Urſache ihrer 
Teile ift, des Staates. Alfo iſt die ſchles wig-holſteiniſche 
Yandeskirdhe eine GStaatsanftalt, ein Staats: 
departement nad dem pofitiven Rechte der 
Gegenmwartaudbheutenod,'") wie fie es feit ihren erften 


100) Diefe Theorie des Kirchenredhts und der Konjiftorien gibt der 
von Mejer vertretenen nicht Recht (die ja auch die Konfiftorien für 
Staatsbehörden hält), wenn fie fagt: „Aus einem Teile der Staatsgemalt 
ift ein der GStaatsgemalt inhärierendes GSozietätsregiment gemorden.“ 
Denn nicht um eine Sozietät handelt es fi) in der [hlesmig-holfteinifchen 
Landeskirche, ſondern um eine XAnftalt, d. i. um eine Bielheit von Ber: 
fonen, deren Gubjekt, fofern fie als Einheit gedacht wird, nicht bie 
zufammengefdhloffene Bielheit, jondern ein außerhalb ihrer Stehendes, 
fie Umfdhließendes ift: Der Staat. 

Ein fcheinbar ſehr ſchweres Geſchütz führt für die Gelbftändigkeit 
der Landeskirhen Theinert.a. a. DO. ©. 91, ins Feuer. Er fagt: „Wenn 
die Kirche Stantsteil ft, fo ift die Kirchengefeßgebung notivendig Staats: 
gefeßgebung. SHierüber aber beftimmt Artikel 62 der Preußifchen Ber: 
foffungsurkunde: „Die gefeßgebende Gewalt wird gemeinihaftlid durch 
den König und durch zwei Kammern ausgeübt. Die Übereinftimmung 
des Königs und beider Kammern ift zu jedem Geſetze erforderlid.“ 
Weiterhin ift die gefamte Kirchenvermwaltung für jene Theorie mit logifcher 
Folge Staatsperwaltung und ihr Apparat ein ftaatsbehördliher. Wo 
bleibt die konftitutionelle Verantmwortlichkeit eines Minifters gegenüber 
dem Landtage, von der es im Artikel 44 desjelben Geſetzes heißt: „Alle 
Regierungsakte des Königs bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegen: 
zeihnung eines Minifters, meldyer damit die Berantmortlichkeit über: 
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Tagen, feit 350 Jahren, gemwefen ift, mit Ausnahme jener kurzen 
Zeit von 1848, die fie — aud) dies nur programmatifch, da dem in 
der Berfaffung vom September 1848 niedergelegten Bedankenfyitem 
nie ein entwickeltes Syftem des Lebens entfprodhen hat — zur pri: 
vaten Korporation machen mollte. Wenn aber das Banze nur ein 
Zeil eines anderen, größeren Banzen ift, des Staates, fo ift es aud) 
fein einer vitaler Teil, das Ronfiftorium: Dieredhtlide 
StellungdesKonfiftoriumsderfählesmigsholftei: 
nifhdentandeskirdheiftdieeiner Staatsbehörde 
— das ift das Refultat diefer Unterjuchung. 


nimmt.“ Die Durchführung des kRonftitutionellen Gates, wonach der 
Monarch grundſätzlich auf allen Bebieten ftaatlidyer Tätigkeit durch die 
Kammern eingefchränkt tft, vermißt man bei diefer fih mit der Kirche 
befaffenden „jtaatlichen Tätigkeit“ vollkommen!“ Nur ſcheinbar ift diefer 
Theinertfche Bedankengang ein Bemeis gegen die Staatlichkeit der 
Kirche; denn er ftellt mit feinem Bermiffen der verjaflungsmäßigen 
sormen für Kirchengefeßgebung und Bermaltung keine Kriterien ver 
GSelbftändigkeit der Kirche im geltenden Rechte feft, fondern nur 
Solgerungen aus einem Urteil über die Frage der Gelbftändigkeit. 
Theinert ftellt feft: Die Formen, die die Pr. B.:U. für die Befeßgebung 
des Staates und die Regierungsakte des Königs vorfchreibt, werden in 
Kirchenſachen nicht beobadtet. Mehr kann er nidyt feititellen.. Wenn 
er dennoh — in Form einer rhetorifchen Frage — daraus die Gelb: 
ftändigkeit der Kirche folgert, jo begeht er einen logifhen Fehler. Denn die 
Gelbftändigkeit oder Unfelbfitändigkeit der Kirche ift eine Tatfadhe, in vor: 
liegenden Falle eine Frage. Die Kormen der Staatsgejeßgebung und -re— 
gierung für fie nit geneben erklären, ift die Konjequenz einer Ant: 
mort auf jene Frage, eine Antwort, mweldye felber der Ausſpruch eines 
Urteils über eine Reihe von Einzeltatfadhen des proteſtantiſchen preußiſchen 
Staatskirchenrechts iſt. Diefes Urteil kann — fei es, daß nicht alle Tat: 
fadyen berückfichtigt werden, fet es, daß ein faliher Geſichtswinkel an- 
gewendet wird? — fall fein und fomit, wenn es die Formen der 
GStaatsgefeggebung und =regierung auf die Kirchenſachen für nicht en: 
wendbar erklärt, zu einem Handeln gegen den Wortlaut der Berfaffungs: 
urkunde führen. Aber darum ift dennoch die Nichtanmendung der For: 
men der Gtaatsgefebgebung und »regierung Bein konjtitutiver Faktor 
des Urteils über die Gelbftändigkeit der Kirche, ebenfomwenig mie das 
gegenwärtige Berfahren in Kirchenſachen ohne die „Anwendung der 
Gtaatsgefeßgebungs: und -regierungsformen“ nicht Rechtens ift; denn 
auf Grund von Irrtum kann fi) Gewohnheitsrecht bilden, gegen deifen 
derogierende Wirkung das Recht felbft einer Berfaffungsurkunde nicht 
geſchützt iſt. Wenn aber die Gelbftändigkeit der Kirche oder ihre Un- 
jelbftändigkeit die Tatfadhe ift, über die mit der Nichtanwendung der 


285 


C. Schlup.'” 

[Ergebnis: Das Broblem der Arbeit indem 
des Willens] Die Löfung des Problems der redt- 
lihen Stellung des Konfiftoriums der fchlesmwig-hol- 
jteinifchen Landeskirche liegt in der des weiteren Problems 
desBerhältniffesdieferlandeskirhezumpreu- 
Bijhen Staate. Dies leßte Problem ift deswegen ſchwer zu 
löjen, weil mefensverfchiedene 22) Vorftellungen mit dem Worte 
„Kirche“ verbunden werden und weil der Begenbegriff, zu dem die 
Kirde im Befamtzufammenhange diefer Arbeit in Beziehung ge- 
dacht wird, der Staat, nicht eindeutig if. Da Kirche und Staat 
joziale Phänomene find, jo liegt in der Erkenntnis des Wefens des 
Sozialen, d. i. des Wefens der unter den Einzelmenfchen hin und 
ber verzmweigten Beziehungen, die Löfung des Problems diefer 
Arbeit beihloffen: Das Broblem des Willens — denn 
Wille ift der Stoff gegenfeitiger menſchlicher REN — liegt 
aljo zu Grunde. 


[Der menſchliche Wille bat zwei Formen: 
Weſenwille und Willkür] Der menſchliche Wille 


Formen der Gtaatsgefeßgebung und =regierung nur geurteilt, alfo 
auf Grund von Denken etwas ausgefagt wird, fo ift es klar, daß durch 
die Nichtanıvendung der verfajfungsmäßigen Formen für die Gtaats- 
gejeßgebung und -regierung die Tatfache der Unfelbftändigkeit der Kirche 
fo wenig berührt wird, wie Tatfahen durch Denken über fie überhaupt 
berührt werden. 

1) Es jet hier nochmals befonders hervorgehoben, mas aus der 
gefamten Arbeit ſich ergibt, daß ihre gefchichtlichen Überblicke keine „Be: 
ſchichte“ geben, jondern die Punkte hervorheben wollen, die für die Er: 
kenntnis der bejonderen Frage diefer Arbeit von Bedeutung find. 

m) Wenn vom Standpunkte diefer Arbeit fämtliche Bedanken über 
Pandeskirhentum im allgemeinen und über die jchlesiwig-holfteinifche 
Landeskirche im befonderen überblickt werden, fo finden ſich als denen 
diefer Arbeit einigermaßen gleidartige nur die von F. Rendtorff. 
Nicht nur, dag Rendtorff den Redtszuftand der fchleswig-holfteinifchen 
Landeskirche in vorpreußifcher Zeit als Staatskirdjentum erkennt, aud 
foziologifhe Gefihtswinkel finden fi bei ihm. Denn feine Unter: 
fheidung der Landeskirhe in Landeskirche, die die Kirche ſchon zur 
Zeit der Reformation mar, und? Landeskirde, die zu merden bie 
Kirche erft die Tendenz hat, nämlich eine auf einem Territorium radizierte, 
durch nicht-kirchliche und nicht-religiöfe (im engeren Sinne) Ingredienzien 
entfcheidend zum Ganzen beftimmte Einheit kirchlichen Charakters, ift 
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ift nit etwas Einfadhes, Jondern zmei Geſchlechter find 
zu unterjcheiden: einmal der Wille, jofern er das Denken enthält, 
der Wejfenmille, und dem gegenüber die Form des Willens, 
der zunächſt Denken ift, Denken, foferne es den Willen enthält, 
die Willkür. Der Wille der erjten Form ift das pſychologiſche 
Aquivalent des Leibes, eine natürliche Einheit wie diefer und 
erklärbar aus ihm; der Wille der zmeiten Form aber ift eine 
kRünftlidye Einheit, verftändlidy) aus dem, darauf er bezogen 
wird, aus Zmeden. 


[Den Formen des Willens entfpredhen zwei 
SormenvonPBerbindungen: GemeinſchaftundGe— 
fellfhaft)] Den zwei Geſchlechtern menfhliden 
WillensentſprechenzweiArtenmenſchlicher Ver— 
bindungen. Die eine Art find Einheiten, ſoferne Vielheiten von 
Menſchen durd) Wefenmwillen in ihnen miteinander verbunden find; 
in der anderen find die Menſchen durch Willkür miteinander ver: 
knüpft. Die erfte Art ift der Bemeinfdyaftstypus; zu ihm ge: 
hören alle natürlichen, realen Verbindungen: die Familie, der 
Stamm, das Bolk etc, Dem Bemeinichaftstypus fteht der Befell- 
ihaftstypus gegenüber; zu ihm gehören die PVielheiten von 
Menſchen, die dadurch zur Einheit werden, daß die Willküren der 


eine foziologifhe. Und von feinem Berftändnis für die Gegenwart zeugt 
die Vorficht feines Urteils über die Begenmwart der Kirche, ©. 84, a. a. C.: 
„Erft feit jenen Tagen, genauer jeit der Gemeindeordnung vom 16. Au: 
guft 1869 und der Kirchengemeinde: und GSynodalordnung vom 4. No: 
vember 1876, ift eine Landeskirde als eine Korporation nidht nur in, 
fondern auch neben dem Staat, als eine Bemeinfdaft eigenen und eigen: 
tümliden Rechts in Schlesmwig-Holftein — ih will nit fagen: 
vorhanden, aberdoh im Verden, zwar in der freien Aus— 
geftaltung einer ihrem Wefen entjprechenden Dafeins: und Betätigungs: 
form noch vielfady gehemmt durch die privilegierenden nicht weniger als 
durch die redhtsbefchränkenden Beftimmungen, denen fie der Staat unter: 
wirft, aber doch ſchon durch das ihr jet gewährte Maß freier Betätigung 
zu felbjtändiger und kraftvoller Verfolgung ihrer eigenen Aufgaben und 
Ziele im Bolksleben in einerbishbernidtdagemwefenen Reife 
befähigt.“ (Das Leßte ift von mir unterftriden.) Rendtorff unternimmt 
es nicht, wie es den formal denkenden Juriſten nahe liegt, die Kirche zum 
fozialen Selbſt zu ftempeln. Sondern in Erkenntnis des lingefchiedenen 
der Gegenwart befcheidet er fich, diejes für die Kirche befonders zu 
Ronftatieren. 
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verbundenen Menſchen auf denfelben Zmeck gerichtet find, — 
künjtliche Einheiten. 

ſStaat und Kirche im Vergleichmitdenſozia— 
len Grundeinheiten.) Durch Vergleich mit dieſen 
ſozialen Grundeinheiten erhellt das Weſen von 
Staatund Kirche undihres Verhältniſſes zuein— 
ander. Das „Verhältnis von Staat und Kirche“, ſo weit dabei 
auf ihre Verfaſſungen reflektiert wird, iſt gemacht, iſt künſtlich. 
Wenn darum die Kirche mit dem Staate hinſichtlich ihrer 
Selbftändigkeit verglichen werden Soll, jo kommen beide nur 
als Subjektevon Willkür in Betradt; denn nur zmifchen 
diefen ijt das Verhältnis rational. Es gibt aber aud) ein irratio- 
nales Verhältnis von Staat und Kirche; bei diefem kommen Staat 
und Kirche nad) ihren mehreren Wefensarten zugleich zur Be: 
trachtung.?°°) 

[Das Weſen der Kirde) Das Wefender Kirde 
aber, dejjen Erkenntnis zur Löſung des Problems wichtig ift, ift 
dies: Die Kirche ift einerjfeitseinenatürliche Berbindung 
von Menſchen zur Einheit, wie die Familie; wie diefe ift fie ein un- 
willkürlides Produkt in Menſchen gebundener Realitäten, eine 
Einheit wie die Einheit eines Körpers; fie lebt in den Boritellungen 
der verbundenen Menſchen allein; ihre Subſtanz ift nicht zu: 


198) Daß Beziehungen zmwifchen Staat und Kirche, foferne beide 
als Bemeinfhaften gedacht werden, möglich find, iſt fon oben gefngt 
morden und fagt ſchon Herrmann, Über die Stellung der Religions- 
gemeinfchaften im Staate, Böttingen 1849, ©. 11: „Denn grundfäglide 
Bleichgiltigkeit des Staates gegen die Hauptquelle der fittlihen Volks— 
anſchauung, welche feine eigene Lebensfubftanz ift, würde ebenfo politifch 
verkehrt fein, als es religiöfer Seits unmögli fein würde, ein großes 
@ebiet des fittlihen Dafeins des Menſchen geradezu als ein willkürliches, 
von göttlihen Ordnungen verlafjfenes zu behandeln.“ Denn in diefem 
Falle wird an den Staat gedadjt, foferne er Subjekt verbundener Wefen- 
willen ift, als Bemein-mwefen, als organifhes Ganze. Dies ift 
der Hauptfaktor des Berhältniffes von Staat und Kirche, foferne es oben 
irrational genannt murde, für das ein Entmwidelungsgejeß ebenfomenig 
gefunden werden kann, wie für zwei eng verſchwägerte Familien (gegen- 
über der oben zitierten Bemerkung Kahls, welder meint, das Ent: 
mwickelungsgefeß finden zu können). Es ift an Herrmann übrigens 
intereffant zu ſehen, mie die Zeit um 1848 für Gebilde des Wefenmillens 
viel mehr Sinn hatte, als die heutige, dagegen Bebilde der Willkür 
gleihfam als Degeneration verabjcheute. 
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erjt das Denken, fondern der im natürlien Wefen des Menſchen 
liegende Wille, Denken erft, joferne es in diefem Willen enthalten 
it; wie der Wille das pſychologiſche Aquivalent des menſchlichen 
Leibes ift, jo ift die gleiche Körperlichkeit der in der Kirche zur 
Einheit zufammengemadyfenen Menfchen das animalifche Aquiva- 
lent des gleichen einenden natürlihden Willens ihres Wefens, des 
Wejenmillens; die einzelnen Menfchen verhalten fih zum 
Ganzen der Kirche und zueinander wie die einzelnen Blieder eines 
Leibes zum Banzen des Leibes und zueinander. DasRedhtder 
Kirche ift der natürlichen Ordnung der Blieder eines Organis- 
mus vergleichbar. Dieſe Geite der Kirche Rommt bei der Frage 
ihrer Gelbjtändigkeit oder LUnjelbftändigkeit gegenüber dem 
Staate nicht zur Betrachtung, fondern die andere. 


Denn die Kirche ift andererfeits aud eine künſt- 
liche Verbindung einer Bielheit von Menſchen zur Einheit, wie 
ein Berein; wie diefer ijt fie ein millkürlides Produkt zweck: 
mäßigen Wollens nicht allein der in ihr verbundenen Menfchen, 
jondern aud) der menfchlichen, ſtaatlichen Bejellfchaft, eine Ein: 
beit gleidh der Einheit eines Kunftwerkes, einer 
Maſchine; fie befteht in den Vorftellungen mehrerer Menfchen, 
als in ihr verbunden find (oder kann es der dee nad) ıvenigftens), 
und ihre Subſtanz ift auerft Denken, nicht der natürliche menfd)- 
lihe Wille, jondern Wille, foferne er im Denken enthalten ift, 
Willkür; die einzelnen Menfchen verhalten fidy in der Kirchen: 
einheit wie Kremde zu einander und zum Ganzen, verbunden nur, 
indenn fie Mittel auf denfelben Zweck konzentrieren. Tas Redt 
der Kirche ift Konvention, Bertrag, fortwährenden Friedens: 
Ihlüffen zur Beendigung eines teils offenen, teils latenten Kriegs: 
zuſtandes gleich). 

[Die zwieſchlächtige Natur des Staates als 
„Die“ Geſellſchaft und als Berein Möglichkeit 
der GSelbjtändigkeit der Kirche vor ibm in der 
zweiten Form.] Der Staat ,'*) fomeit es fid um die Gelb: 


1m, Diefe Unterſcheidung des Textes ſchwebt vermifcht mit dem 
Begriffe des Staates als einer Bemeinfhaft Kaftan, Bier Kapitel 
von der Landeskirche, 2. Aufl., Schleswig 1907, vor, wenn er ©. 75 fagt: 
Der Staat bezeichnet „keineswegs nur die in einem Gtaatsganzen uns 
entgegentretende Recdtsorganifation, ſondern diefes Banze felbit 
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ftandigkeit der Kirche vor ihm handelt, iſtan Villkürfub- 
jekt;, in ihm find die Menſchen nur weſentlich getrennt von ein: 
ander, verbunden, begrifflid, nur auf Zeit zur Erreihung ven 
Zwecken; aber für die Anſchauung find fie auch dauernd verbunden 
-— nicht weſentlich — und ſchaffen dadurd) die beiden Naturen des 
Staates. Denn der Staatifteinerfeits die Befellichaft der 
in ibm verbundenen Willkürfubjekte,!®) foziale Vernunft, Barant 
des fozialen Friedensichluffes; er ift das abfolute Subjekt von 
Recht, in und unter dem allein es andere Subjekte von Red)t 
gibt; des Staates Recht ift das einzige; gegen fein Recht ift 
Rein Recht möglidy; in diefem PBerftande kann der Staat eine 
Kirche als eigenes Subjekt von Recht nicht kennen — es gibt Rein 
ius utrumque, wie es die katholifhe Kirche für fi) in Anſpruch 
nimmt und mie es nod) ein Windthorft Ronzedierte, von einem 
Ketteler ganz zu ſchweigen; fondern fein Recht ift der Kirche 
Recht, aud) ohne daß er es befonders ausdrückt. 


Der Staat ift andererfeits aber aud) eine nicht über, 
fondern unter dem Rechte ftehende Einheit, Mandatar der Befell- 
Ichaft, die er im erften Sinne jelber ift, ein Berein mie andere 
Vereine; fein Verhältnis zur Kirche ift nicht natürlich-notwendig, 
fondern zweckmäßig-künſtlich gemacht vom Staate als der abjolu- 


als die Rulturgemeinfdhaft eines Bolkesinder Fülle 
feiner Lebensintereffen, aber unter dem Befidls- 
punkte der Rechtsordnung, die als dazu vorhanden aufgefaßt 
wird, die Fülle diefer Intereffen einerfeits mit einander auszugleidhen, 
andererjfeits ...... zu Ihüßen und zu fördern.“ 


196) In einer fehr eigentümlichen Formulierung erjheint der Ge: 
danke in der y. Ladenbergfhen Denkfirift von 1848, Erläute- 
rungen, die Beftimmungen der BU vom 5. Dezember 1848 über Religion, 
Religionsgefellfhaften und Unterridhtsmefen betreffend. Die Denkſchrift 
redet an einer Stelle von dem Art. 19 Abf. 1 des komm. Entm. der 
Nat.-VBerf.: „Jede Religionsgeſellſchaft ift in Betreff ihrer inneren An: 
gelegenheiten und der Verwaltung ihres Vermögens der Gtaatsgemwalt 
gegenüber frei und felbftändig.“ Die oktr. Verf. habe diefe Formulierung 
nicht aufgenommen, „meil die Brenze zwifchen den äußeren und inneren 
Angelegenheiten nirgends feſt beftimmt ift und weil es ein negatives 
Recht gibt, auf meldyes der Staat gegenüber den Religionsgejellfchaften 
niemals verzihten kann, wenn er fidy nicht felbft gefährden will... .“ 
Bergl. Anſchütz, Die PVerfaffungsurkunde für den Preußifhen Staat 
vom 31. Januar 1850, 1. Bd., Berlin 1912, ©. 283. 
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ten Perjon; als eines Vereins Rann die Kirche, foferne fie 
felber als durh Willkür gebildet gedadht wird, ein Teil des 
Staates fein; dann ift fie ein Staatsdepartement und ihre 
Zeile find eine Staatsbehörde; die Kirche kann aber aud) ein 
Berein fein mie der Gtaat; dann ift Streit über das Recht 
zwiſchen der Kirche und dem Staate möglich) und er kann vom 
Richter entſchieden mwerden; fo ift es in Frankreich zur Zeit, audy 
in den Vereinigten Staaten von Umerika, nicht aber in England; 
cenn die engliihe Kirche ift eine Staatskirdhe. 

[Begriffder Selbftändigkeit. Kriteriumder 
GSelbftändigkeit der Kirche ift eine allgemeine 
und [peziell ftaatskirhenredhtlide Bejamtdis: 
pofition der vergangenen und gegenmärtigen 
Yebensumftände.] Ob im einzelnen Falle eine Kirche Staats: 
anftalt, Staatsdepartement, ijt oder dem Staate gegenüber ſelb— 
ftändig, getrennt von ihm, wird erkannt durd) einen Bergleich mit 
dem Begriffe, der bei der Frage unbemußt das tertium compara- 
tionis ift, mit dem Begriffe des Selbftänbigen, enger: 
des organifierten Banzen. Ein organifiertes Banze ift na) Kants 
auf diefe Frage zugeichnittener Definition felber Urſache feiner 
Zeile. Wenn alfo im konkreten Kalle ein Kirchenkörper felber 
Urſache feiner Teile ift (Amerika), fo ift die Kirche ſelbſtändig und 
ihre Behörden find Kirchenbehörden. Iſt dagegen nicht die Kirche, 
fondern der Staat Urſache der Kirchenteile, fo ift die Kirche un: 
felbftändig, ein Staatsdepartement, ihre Behörden Staatsbehörden. 

Als abfolute Perfon ift der Staat jedenfalls Herr der Kirche 
und Urſache mie ihres (Willkür-)Rechtes, jo au) ihrer Teile. Wenn 
nun im konkreten Kalle eine Kirchenftruktur an den Willen des 
Staates gebunden ift wie die der ſchleswig-holſteiniſchen Landes: 
kirche, fo ift barum ſchwer erkennbar, ob der Staat nur als abfolute 
Berfon die Kirche bindet, als Verein aber freilaffe, oder ob die 
Kirche auch an den als Verein gedachten Staat gebunden fei. 

Aber es ift erkennbar — nidt aus einem gegebenen Tat: 
beftande, foferne er einem — zmeidimenfionalen — Bilde gleicht, 
fondern nur, foferne der gegebene Tatbeftand — gleichſam drei: 
dimenfional gedacht — die Oberfläche eines Querfchnittes durch 
den Stamm der Entmicelung ift, deffen einzelne Componenten 
abmärts, von der Wurzel her, erkennbar find und darum aufmärts 
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zur entfalteten Krone ein GStüclein fid) vermuten laffen; mit 
anderen Worten: aus der allgemeinen und [peziell 
ſtaatskirchenrechtlichen Dispofitiondertlebene- 
umjtändeder®ergangenheitundderßegenmart 
ift es erkennbar, ob die Kirchenteile im einzelnen Falle durch den 
Staat als Berein oder nur als die Befellfchaft bedingt find, ob 
die Kirche Staatsteil ift, ihre Behörden Staatsbehörden, ober ob 
die Kirche mit ihren Behörden jelbftändig ift. Die Prüfung diejer 
Bejamtumftände ergibt, daß die ſchleswig-holſteiniſche Landes 
kirche eine Staatskirche, ihr Konfiftorium eine Staatsbehörde ift. 

[Der Wusblik — eine $rage.] Die Befamtent- 
wickelung des Denkens aber, — um zu zeigen, „mo mir 
ftehen“, und, woher mir kommen, nidyt, „wohin mir gehen“ (mer 
müßte das?) —, der allgmeinften Einheit, auf die die Entmwickelung 
des Verhältniffes von Staat und Kirche bezogen werden Rann, in 
wolcher Entmwicelung die Kirche Steht mie alles in Bedanken 
Geiende, ift die: das mittelalterlide Denken, kollek— 
tipiftifh,orientiertan ben wirtſchaftlichen, politifchen und 
religiöfen Berbänden, ift fortentmwicelt zu einem vornehmlich) 
am Individuum orientierten Denken, das den Ein- 
zelnen als Einzelnen, nit mehr vermitteljt einer Gemeinſchaft 
als deren Blied erfaßt. In der gegenmärtigen Zeit nimmt das am 
Tndipiduum orientierte Denken den breiteren Raum ein, aber bas 
an natürlichen Gemeinſchaften orientierte Denken ift nicht aus: 
geftorben und eine Begenbemegung gemeinſchaftlicher Art jcheint 
im Entftehen und Wachſen zu fein. Sedenfalls find Erfcheinungen 
mie die allgemeine Wehrpflicht, die foziale Befeßgebung, die man- 
cherlei Opfer im gegenwärtigen Kriege aus Gemeinfinn als ihre 
Symptome deutbar. Wird diefe Begenbemegung günftige Be: 
dingungen finden? Wird infonderheit das große Ereignis der 
Ummelt, der Krieg, auch zu einem großen Ereignis der Innenwelt 
der Nation werden, zu einer Gemeinſchaft fie umjchmiedend und 
das Wachstum der Landeskirchen fördernd? 
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Neumann, Garl, Spaßvaegel. Plattdeutſche Humoresken. Geſchenkband DIE. 2,— 

Peterſen, N Der Alkohol. Kurzgefaßte überſichtliche Daritellung der Alfonol: 
frage mit bejonderer Berüdjichtigung der VBedürjnijie der Schule. Mit Ab: 
bildungen und graphiichen Daritellungen. ME. 0,40. 

Provinzialhandbuch fir Schleswig-Holſtein. Leßter Jahrgang. 1897. Gebunden. 
Statt Mk. 15,— nur Mk. 7,50. 

Rendtorff, F. M., Die Schlesw.-Holſt. Schulordnungen vom 16. bis zum Anfang 
des 19. Jahrhunderis. Broſch. ME. 5,— 

Rendtorff, F. M., Das deutſche Vollsum in Böhmen. Eine proteſtantiiche 
Seihichtsbetrachtung. Kreis ME 0,50. 

Schubert, 9. v., Kirchengeſchichte Schleswig = Holjteind. I. Band: Bis zur 
Reformation. Broſchiert ME. 7,50. 

Schubert, ©. v., Ansgar und die Anfänge der ſchleswig-holſteiniſchen Kirchen 
geſchichte. S. A.) ME 0,80. 

Norichriiten für das iheologiſche Examen. ME. 0,75.. 

Wais, Kurze Geſchichte Schleswig-Holſteins. Statt ME 3,— nur ME 1,50. 

Waisß, Geſchichte Schleswig-Polſteins. Große Ausgabe. Me. 30,—. 


Meine Sortimentsabteitung empfiehlt ji zur Lieferung aller 
Bücer :: Karten :: Globen :: Kunftblätter zc. 


Kataloge gratis und franko. — Feſt bejtellte Bücher werden franfo überfandt. 
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